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EDITORIAL/111: Über den Weg der Mitte ... (SB)
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Über den Weg der Mitte ...

Zur zweckmäßigsten Darlegung des Themas zitieren wir hierzu Helmut
Barthel: Der Vollerwachte aber widersprach und sagte ... (*):

Der mittlere Weg führt deshalb, ihr Mönche, zur Erleuchtung und zum
Nirvana, weil ihn der Vollendete, wenn er ihn erkannt, durchdrungen
und verstanden hat, gar nicht erst beschreitet. Ebenso wie er die
beiden anderen, Askese und Prasserei, vermieden hat, wird er so auch
dem Extrem des mittleren Pfades entgegentreten.

Ihre Schattenblick-Redaktion




(*) Helmut Barthel: Der Vollerwachte aber widersprach und sagte ...,
MA-Verlag, Stelle-Wittenwurth, August 2016, Seite 83


9. November 2018
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ANTI-SCHLACHTHOF-WIETZE-AKTION/029: Fronten und Ereignisse - Lebensnachhalt Wald ... (Robin Wood)


Pressemitteilung von ROBIN WOOD und Mighty Earth vom 12.11.2018

Kein Geflügelfleisch aus Raubbau-Soja!

Kletterprotest am Futtermittel-Silo des Fleisch-Konzerns Rothkötter im
Emsland



"Tropenwald nicht verfüttern" - ein Banner mit dieser Aufschrift haben
Aktive der Umweltorganisationen ROBIN WOOD und Mighty Earth gestern
Vormittag am Futtermittel-Silo der Firma Rothkötter im Eurohafen Haren
im Emsland entrollt. Sie fordern von Rothkötter, die Verwendung von Soja
aus Entwaldung sicher und nachvollziehbar auszuschließen. Das
Unternehmen ist einer der größten Geflügelfleischproduzenten in
Deutschland und ein Hauptlieferant der Discounter Lidl, Aldi Süd und
Netto Marken-Discount. Im Eurohafen befindet sich Rothkötters größte
Futtermittelanlage.

ROBIN WOOD und Mighty Earth haben recherchiert. Anhand von
Satellitenbildern, Schiffs- und Navigationsdaten sowie
Undercover-Interviews mit Hafenmitarbeiter*innen können die
Umweltschützer*innen Schiffsbewegungen zwischen den Futtermittel-Silos
der Agrarfirmen Bunge und Cargill in Amsterdam und dem Silo von
Rothkötter in Haren nachweisen. Das Brisante: Bunge und Cargill wurden
im Mai 2018 von der brasilianischen Umweltbehörde im Zusammenhang mit
illegalen Entwaldungen für den Sojaanbau mit hohen Strafzahlungen
belegt. Beide Firmen haben unter den bekannten Agrarhändlern zudem das
höchste Entwaldungsrisiko für Soja in Südamerika: In Regionen, in denen
entweder nur Cargill oder nur Bunge Silos besitzen, wird besonders viel
und oft gerodet.

"Rothkötter muss die Verwendung von Soja aus Tropenwaldraubbau sicher
und nachvollziehbar ausschließen. Der Schutz muss sich dabei auf alle
tropischen Wälder erstrecken, nicht allein auf den brasilianischen
Amazonas-Regenwald", fordert Tina Lutz, Tropenwaldreferentin bei ROBIN
WOOD. "Ansonsten macht sich das Unternehmen mitschuldig an
Waldzerstörung und Menschenrechtsverletzungen in den Herkunftsländern
des Soja."

Allein für die hiesige Tierproduktion wird in Südamerika auf einer
Fläche von 2,5 Millionen Hektar Soja in Monokultur angebaut - wofür
Wälder zerstört und Menschen von ihrem Land vertrieben werden. Um den
Druck von den tropischen Wäldern zu nehmen, drängt ROBIN WOOD daher auf
einen Ausstieg aus dem Eiweißfutter-Import aus Übersee und auf eine
drastische Reduktion der Tierproduktion.

Der "Deutsche Verband Tiernahrung", der auch Rothkötter vertritt, tut
viel zu wenig, um die Lieferketten seiner Mitglieder frei von Ressourcen
aus Abholzung zu halten. Die von der Branche erarbeiteten europäischen
Leitlinien für nachhaltige Sojabeschaffung sind nicht mehr als eine
unverbindliche Empfehlung.

Im Januar 2018 hatten Mighty Earth und ROBIN WOOD die wichtigsten
deutschen Futtermittel- und Fleischproduzenten, darunter Rothkötter, um
Auskunft gebeten, ob sie Soja von Bunge oder Cargill beziehen und die
Offenlegung von Systemen zur Rückverfolgbarkeit verlangt. Rothkötter
verweigerte die Auskunft.

ROBIN WOOD und Mighty Earth starteten daraufhin ihre investigative
Recherche und untersuchten die Verbindung von Rothkötter mit Bunge und
Cargill. Die Ergebnisse fassten sie im Bericht "Raubbau für
Geflügelfleisch" zusammen, den sie heute veröffentlichen. Zuvor gaben
sie Rothkötter erneut Gelegenheit, zu den Vorwürfen Stellung zu nehmen,
erhielten aber wiederum keine Antwort.

ROBIN WOOD hat zudem heute die Abnehmer von Rothkötters Geflügelfleisch
schriftlich aufgefordert, die Geschäftsbeziehungen mit Rothkötter nur
weiterzuführen, wenn das Unternehmen Soja aus Entwaldung sicher und
nachvollziehbar ausschließt.

"Aldi Süd und Lidl sowie der Mutterkonzern von Netto Marken-Discount,
Edeka, haben sich dem 100 Prozent-Ziel für nachhaltiges Futter-Soja
verpflichtet. Auch ihre Glaubwürdigkeit steht auf dem Spiel. Sie dürfen
sich nicht länger hinter ihren Hausmarken verstecken, unter denen sie
das Rothkötter-Fleisch vermarkten", sagt Anahita Yousefi, Campaignerin
bei Mighty Earth.

Die gestrige Protestaktion bei Rothkötter fand einen Tag vor der
Eröffnung der weltweit größten Messe für Tierproduktion "EuroTier" in
Hannover statt. Dagegen haben mehrere Gruppen, darunter Animal Climate
Action und die Bürgerinitiative Wietze, in dieser Woche Proteste und
eine Demonstration angekündigt. Aktive von ROBIN WOOD, Mighty Earth und
anderen werden am 13. November ab 10:00 Uhr vor dem Messeeingang Nord in
Hannover mit einem Infostand vertreten sein.


Recherche-Bericht von ROBIN WOOD und Mighty Earth: "Raubbau für
Geflügelfleisch", November 2018:

https://www.robinwood.de/sites/default/files/Rothko%CC%88tter_Report-Digital.pdf

ROBIN WOOD-Kampagne "Kein Tropenwald im Futtertrog":

https://www.robinwood.de/kampagnen/kein-tropenwald-im-futtertrog

Brief an Rothkötter vom 12.11.2018:

https://www.robinwood.de/sites/default/files/18-11-12%20Rothko%CC%88tter-Brief.pdf

Aufruf von Climate&Justice Games zur Demo gegen die EuroTier am
17.11.18

https://climate-and-justice.games/demo-schluss-mit-der-eurotier-gerechtigkeit-jetzt-und-hier/

 * 

Quelle:

ROBIN WOOD e.V.

Bremer Straße 3, 21073 Hamburg

21073 Hamburg (Harburg)

Telefon: 040-380 89 2-0, Fax: 040-380 89 2-14

E-Mail: geschaeftsstelle@robinwood.de

Internet: https://www.robinwood.de
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WALD/375: Hambacher Forst - alte demokratische Instanzen ... (Initiative Buirer für Buir)


Initiative Buirer für Buir - 11. November 2018

Offener Brief "Entwicklung Bürgerordnung zum Schutz des Hambacher
Waldes" an Ministerpräsident Laschet und Innenminister Reul 

von der zivilgesellschaftliche Arbeitsgruppe "Bürgerordnung zum Schutz des
Hambacher Waldes"



Initiative "Buirer für Buir"

11. November 2018

Ministerpräsident Armin Laschet

Inneminister Herbert Reul

- Versand per Mail / nachfolgend Information Presse -

Offener Brief "Entwicklung Bürgerordnung zum Schutz des Hambacher
Waldes"

Sehr geehrter Herr Ministerpräsident,

sehr geehrter Herr Innenminister,

das Oberverwaltungsgericht Münster hat mit seinem Rechtsspruch "vorläufiger
Rodungsstopp" für einen vorläufigen Erhalt des Hambacher Waldes entschieden
und den besonderen Schutzbedarf dargestellt.

Heute sind Menschen aus unterschiedlichen Gruppierungen, die sich für den
Schutz des Waldes engagieren, zu dem Ergebnis gekommen, dass der Wald
während der noch ausstehendenden (letztinstanzlichen) Gerichtsentscheidung
durch eine "Bürgerordnung" vor weiteren Eingriffen geschützt werden soll -
analog der Bürgerordnung aus dem frühen 18. Jahrhundert.

Abzustimmen ist diese "Bürgerordnung" mit dem BUND vor dem Hintergrund der
arten- und naturschutzrechtlichen Belange. Dabei sollen auch Aspekte, wie
Sicherheit und offener Zugang für alle Menschen berücksichtigt werden.

Eine Arbeitsgruppe, zusammengesetzt aus VertreterInnen der
unterschiedlichen Gruppierungen, wird diese "Bürgerordnung" sehr zeitnah
konkretisieren.

Wir bitten die Landesregierung, dieses Vorhaben ausdrücklich zu
unterstützen, um dem Auftrag des OVG Münster zum Schutz des Waldes
nachzukommen.

Bis zur Vorlage der "Bürgerordnung" erwarten wir, dass keine den Wald
gefährdenden Maßnahmen seitens der Landesregierung, der Kommunen sowie RWE
vorgenommen werden.

Mit freundlichen Grüßen

Im Auftrag der zivilgesellschaftlichen Arbeitsgruppe "Bürgerordnung zum
Schutz des Hambacher Waldes"

Andreas Büttgen

 * 

Quelle:

Initiative Buirer für Buir, Kerpen-Buir

E-Mail: info@buirerfuerbuir.de

Internet: www.buirerfuerbuir.de
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KOHLEALARM/518: Klimakampf und Kohlefront - Antikohledemo im Dezember ... (BUND NRW)


BUND Landesverband Nordrhein-Westfalen e.V.

Gemeinsame Presseerklärung - 11. November 2018

"Kohle stoppen - Klimaschutz jetzt!?

Breites Bündnis ruft zu Doppel-Demonstration in Köln und Berlin am 1.
Dezember auf



Berlin/Köln, 11. November 2018 | Unter dem Motto "Kohle stoppen -
Klimaschutz jetzt!" werden am Samstag, 1. Dezember 2018, zeitgleich in Köln
und in Berlin viele Tausend Menschen demonstrieren. Ein breites Bündnis aus
zivilgesellschaftlichen Organisationen ruft drei Wochen vor der
Weltklimakonferenz in Polen (COP24) und kurz vor dem Abschlussbericht der
Kohle-Kommission zum Protest auf. "Wir müssen die Erderhitzung stoppen und
den sozialverträglichen Kohleausstieg schnell und kraftvoll beginnen",
heißt es im Aufruf. "Die Bundesregierung, die in der internationalen
Klimapolitik einmal Antreiberin war, droht endgültig zur Bremserin zu
werden."

In Berlin versammeln sich Demonstrantinnen und Demonstranten um 12 Uhr vor
dem Kanzleramt, um gegen das Versagen der Bundesregierung im Klimaschutz zu
protestieren. In Köln, vor den Toren des größten Braunkohlereviers Europas,
startet die Demonstration an der Deutzer Werft und führt von dort zum Dom
und zurück.

Nach dem Hitzesommer und "Hambi bleibt" geht es um den Wendepunkt im
Klimaschutz. Zu den zentralen Forderungen der Demonstration gehören daher
die Umsetzung des Pariser Klimaabkommens, eine faire Unterstützung für die
am stärksten von der Klimakrise betroffenen Länder und ein gesetzlicher
Fahrplan für einen schnellen Kohleausstieg, mit dem das Abkommen und die
nationalen Klimaziele eingehalten werden. Dazu verlangen die Organisatoren
die schnelle Abschaltung der Hälfte der Kohlekraftwerks-Kapazitäten in
Deutschland, den sofortigen Stopp aller Pläne für neue Kohlekraftwerke und
Tagebaue sowie die zielgerichtete Unterstützung der Beschäftigten in den
betroffenen Kohle-Regionen.

Zum Trägerkreis gehören neben den größten Umweltorganisationen BUND, WWF,
NABU, NaturFreunde Deutschlands mit ihren Jugendorganisationen, die
Klima-Allianz Deutschland, Greenpeace, Germanwatch, Brot für die Welt,
Misereor und Campact.

Demonstration "Kohle stoppen - Klimaschutz jetzt!":

1.12. 12 Uhr Köln, Deutzer Werft (Route zum Dom u.z.)

1.12. 12 Uhr Berlin, Kanzleramt

www.klima-kohle-demo.de

 * 

Quelle:

Gemeinsame Presseerklärung vom 11. November 2018

Herausgeber: Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V.

BUND Landesverband Nordrhein-Westfalen

Merowingerstr. 88, 40225 Düsseldorf

Telefon: 0211/30 20 05-0

E-Mail: bund.nrw@bund.net

Internet: www.bund-nrw.de
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KOHLEALARM/517: Klimakampf und Kohlefront - legitime Forderungen ... (Antje Grothus)


Statement von Antje Grothus zum Gespräch von Ministerpräsident Armin
Laschet mit von Umsiedlung betroffenen Anwohner*innen am 10.11.2018 im
"Ziegenstall" in Kuckum

Koalition der Tagebaubetroffenen am Tagebau Garzweiler



Buir, 11.11.2018. Am Samstag, den 10.11.2018 besuchte der Ministerpräsident
des Landes NRW Armin Laschet das erste Mal von Umsiedlung betroffene
Anwohner*innen und potentielle Grubenrandanrainer*innen.

"Es ist zu begrüßen, dass Ministerpräsident Armin Laschet endlich und
erstmals der Einladung von Betroffenen gefolgt ist. Das verdanken wir
sicherlich auch der neuen Gesamtsituation: der Präsenz der Themen
Klimawandel und dem notwendigen früheren Kohleausstieg, ebenso wie dem
öffentlichen Druck der Zivilgesellschaft. In diesem Zusammenhang sprach der
Einladende Hans-Josef Dederichs auch von einem Paradigmenwechsel:
"Allgemeinwohl ist der Klimaschutz und nicht mehr die Kohle." Wichtig ist
jetzt, dass die Landesregierung dem ersten Gespräch weitere folgen lässt
und dem im Koalitionsvertrag angekündigten Versprechen, die Rechte der
Bergbaubetroffenen zu stärken, auch Taten folgen lässt.

Mich hat die Entschlossenheit, mit der die Anwohner*innen sich für den
Erhalt ihrer Heimat einsetzen, sehr berührt und beeindruckt. Es war
deutlich spürbar, dass sich am Tagebau Garzweiler eine Koalition der
Betroffenen zusammengefunden hat. Die vorgetragenen exemplarischen
Schicksale lassen nur vermuten, wie groß das stille Leiden der über 40.000
Menschen, die in den vergangenen Jahrzehnten allein im Rheinischen Revier
umgesiedelt wurden, gewesen sein muss. Die mangelnde Bürgerbeteiligung und
Transparenz in den Verfahren, das Ausgeliefertsein gegenüber dem
bergbautreibenden Unternehmen RWE , die fehlende Unterstützung der
Umsiedler*innen durch die Landesregierung, ungerechte
Entschädigungsregelungen, der Mangel an adäquater Umsiedlung in Form von
vergleichbaren Grundstücken mit Möglichkeiten des Weiterbetriebes von
Gewerbe, Pferdehaltung und Landwirtschaft, die unwiederbringliche
Zerstörung hochwertiger landwirtschaftlicher Flächen und unzureichende
Abstände von Siedlungen und Höfen zu Tagebauen waren nur einige der
angesprochenen Themen. Die Anwohner*innen machten mit jedem Redebeitrag
deutlich, dass Umsiedlungen nicht sozialverträglich sind.

Selbstverständlich unterstütze ich die dem Ministerpräsidenten
vorgetragenen Forderungen. Insbesondere der Druck von RWE auf die Umsiedler
muss aufhören und die Beteiligten müssen in der aktuellen Situation auf
Wunsch, und ohne später zu erwartende Nachteile, die
Umsiedlungsverhandlungen so lange aussetzen dürfen, bis die Bundesregierung
die Rahmenbedingungen für den Kohleausstieg beschlossen hat. Vorher dürfen
in den Revieren keine irreversiblen Fakten geschaffen werden."

 * 

Quelle:

Antje Grothus

Mitglied der Kommission "Wachstum, Strukturwandel und Beschäftigung"

Interessenvertreterin der Region und betroffener Menschen im Rheinischen Braunkohlenrevier
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KOHLEALARM/516: Klimakampf und Kohlefront - die Fragen der Enkel ... (Ökumenischer Pilgerweg für Klimagerechtigkeit)


3. Ökumenischer Pilgerweg für Klimagerechtigkeit - 9. November 2018

Klimagerechtigkeit heißt Kohleausstieg: 

Christliche Klimapilger feiern Andacht am Kraftwerk Jänschwalde

Gemeinsame Prozession & Demonstration mit Umweltgruppe Cottbus



Sie fordern Klimagerechtigkeit und pilgern seit Anfang September von Bonn
quer durch Deutschland bis Katowice zur nächsten Weltklimakonferenz. Heute
kamen die Teilnehmer/innen des 3. Ökumenischen Klimapilgerwegs auf ihrem
Weg von Cottbus bis zum Kraftwerk Jänschwalde. Begleitet wurden sie von
zahlreichen Lausitzer/innen, die ihre Forderungen unterstützen und sich
insbesondere für den Erhalt des Dorfes Proschim aussprachen. Dazu sei die
baldige Abschaltung der "ältesten, ineffizientesten und klimaschädlichsten
Kohleblöcke der Lausitz" notwendig, so René Schuster von der Cottbuser
GRÜNE LIGA-Gruppe.

Die Pilger/innen, die nun durch alle drei großen deutschen
Braunkohlegebiete gelaufen sind, erklärten ihre Forderungen nach
Klimagerechtigkeit: "Bereits heute ist deutlich, dass wir im globalen
Norden am stärksten zum Klimawandel beigetragen haben - aber bei weitem
nicht die Hauptlast seiner Folgen tragen müssen", so Dr. Christian Seidel,
Langzeitpilger. "Überschwemmungen, Stürme, Starkregen, Hitze und Dürren
vernichten Ernten und verändern Lebensräume für Menschen, Tiere und
Pflanzen. Wasser wird knapp, Hunger breitet sich aus, Menschen müssen ihre
Heimat verlassen. Hier stehen wir in der Schuld und Verantwortung, diesen
Menschen gegenüber aber auch unseren Enkeln gegenüber. Was sollen wir ihnen
antworten, wenn sie uns fragen: Ihr habt doch alles gewusst, warum habt ihr
nichts getan?" Dabei ginge es nicht um einseitige Lösungen, die auf Kosten
einzelner Regionen oder Bevölkerungsgruppen gingen: "Auch beim
Kohleausstieg fordern wir Gerechtigkeit, es kann doch nicht sein, dass
Politik und Energiewirtschaft seit Jahren mit der
 Zukunft der Menschen "pokern", statt Ihnen eine Zukunft zu bauen, die
nicht auf der Vernichtung, sondern auf der Bewahrung der Schöpfung beruht."

"Wir machen uns große Sorgen", bekräftigte auch René Schuster, "dass
Brandenburger Politiker das baldige Ende des Kraftwerks erst nach den
Landtagswahlen im September 2019 zugeben wollen.. Um den Wandel noch
gestalten zu können, ist jeder Monat Planungssicherheit wichtig. Wir müssen
endlich die Zukunft nach dem Kraftwerk vorbereiten!"

Wie klimaschädlich der Betrieb des Braunkohlekraftwerks Jänschwalde ist,
verdeutlichte die Umweltgruppe Cottbus mit einer Theater-Aktion, in der sie
das Kraftwerk als "Tatort" markierten und bildlich mit einer
Tatortabsperrung versahen.


Hintergrund



Der deutsch-polnische ökumenische Pilgerweg für Klimagerechtigkeit führt
über 78 Stationen und 1.700 gelaufene Kilometer und endet am 9. Dezember im
polnischen Katowice, wo zeitgleich die 24. Welt-Klimakonferenz (COP 24)
stattfindet. Die Pilgerinnen und Pilger gehen durch die drei großen
deutschen Braunkohlegebiete, besuchen besondere "Schmerzpunkte" und stärken
sich spirituell an "Kraftorten", bei Gottesdiensten und im gemeinsamen
Gebet. Der Pilgerweg wird unterstützt von einem breiten ökumenischen
Bündnis aus 40 Organisationen, Initiativen und Unternehmen, darunter Brot
für die Welt, das Bischöfliche Hilfswerk MISEREOR e.V., die Evangelische
Kirche in Deutschland (EKD), die Deutsche Bischofskonferenz und das
Kindermissionswerk 'Die Sternsinger'. Schirmherr/innen des ökumenischen
Klimapilgerwegs sind Bischof Dr. Markus Dröge, Erzbischof Dr. Ludwig Schick
und Umweltministerin a. D. Barbara Hendricks. 

Weitere Informationen, aktuelle Route, Anmeldung und Fürsprachen
unter:

www.klimapilgern.de.

Das Kraftwerk Jänschwalde gehört zu den klimaschädlichsten Kraftwerken
Europas. Sein von der LEAG geplanter Weiterbetrieb bis Anfang der 2030er
Jahre ist mit dem Pariser Klimaschutzabkommen unvereinbar. Die LEAG plant
dazu umfangreiche Kohlelieferungen aus dem Tagebau Welzow-Süd, die das Dorf
Proschim mit Zwangsumsiedlung bedrohen.

 * 

Quelle:

3. Ökumenischer Pilgerweg für Klimagerechtigkeit

Evangelisch-Lutherisches Missionswerk Leipzig e.V.

Paul-List-Straße 19 | 04103 Leipzig

E-Mail: klimapilgerweg@lmw-mission.de

Internet: http://www.klimapilgern.de

https://www.facebook.com/klimapilgerweg
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MELDUNG/185: Helden im Lexikon (idw)


Albert-Ludwigs-Universität Freiburg im Breisgau - 09.11.2018

Helden im Lexikon

Sonderforschungsbereich der Universität Freiburg feiert

Launch der Online-Enzyklopädie "Compendium heroicum"



Ob in politischen Diskursen, in der Populärkultur und in ethischen
Debatten: Heldinnen und Helden erleben eine Renaissance. "Angesichts der
gegenwärtigen Relevanz des Themas trägt die Heldenforschung besondere
Verantwortung, die Öffentlichkeit auf möglichst einfache und zugängliche
Weise an ihren Erkenntnissen teilhaben zu lassen", betont Prof. Dr. Ralf
von den Hoff, Sprecher des Sonderforschungsbereichs (SFB) "Helden -
Heroisierungen - Heroismen" der Albert-Ludwigs-Universität. Der SFB und
das Projekt Open Encyclopedia System (OES) der Freien Universität Berlin
haben daher gemeinsam das Online-Lexikon "Compendium heroicum" gestartet -
eine offene digitale Plattform, die den direkten Zugriff auf zentrale
Ergebnisse der Heldenforschung ermöglicht.

Inhaltlich ist das Compendium heroicum in fünf Rubriken gegliedert, die
sich jeweils unterschiedlichen Aspekten des Heroischen widmen:
"Heldentypen" stellt heroische Figuren und Modelle heldenhaften Handelns
vor, "Kulturen und Praktiken" beleuchtet Gemeinschaften und deren Helden
im historischen Kontext. "Objekte und Attribute" veranschaulicht die
Dinglichkeit und Symbolik des Heroischen, "Theorie des Heroischen" stellt
grundlegende Ansätze und Begriffe vor, und "Medialität" widmet sich der
Frage nach der Ästhetik und den Erzählmustern. Die einzelnen Beiträge des
Lexikons zeigen unter anderem, wie Helden zugleich als außergewöhnlich
gelten und zur Nachahmung auffordern, wie sie Grenzen überschreiten und
dennoch moralische Orientierung bieten oder auf welche Weise sich
Gesellschaften ihre Helden erschaffen und an ihnen ihr Selbstverständnis
verhandeln.

Verfasst werden die Beiträge von den Mitgliedern des SFB sowie
Gastautorinnen und -autoren aus unterschiedlichen
geisteswissenschaftlichen Fächern. "Dieser transdisziplinäre Ansatz
ermöglicht einen weiten historischen Blick, der von der Antike bis in das
21. Jahrhundert reicht, und eine überkulturelle Perspektive, die sich für
die Bedeutung heroischer Figuren innerhalb und außerhalb europäischer
Kontexte interessiert", sagt von den Hoff. Aktuell umfasst das Lexikon 28
Beiträge, und vorgesehen ist, den Bestand kontinuierlich auszubauen -
mindestens bis zum Ende der zweiten Förderphase des SFB im Jahr 2020: "So
trägt das Compendium heroicum entscheidend dazu bei, die Synthese der in
unserem Sonderforschungsbereich entfalteten Forschungsaktivitäten zu
stärken und ihre Nachhaltigkeit und Sichtbarkeit zu gewährleisten."

Das Lexikon basiert auf Open-Source-Software und veröffentlicht seine
Inhalte unter einer Open-Access-Lizenz. "Das Compendium heroicum ist ein
Pionierprojekt, das aus den Potenzialen der Digital Humanities schöpft und
diese erweitert", bilanziert Prof. Dr. Anna Schreurs-Morét, die leitende
Herausgeberin des Compendium heroicum. "Es setzt neue Maßstäbe für die
Präsentation geisteswissenschaftlicher Erkenntnisse und entwirft ein von
Forschungsgemeinschaften einfach zu realisierendes Modell, das gewonnene
Wissen auf zeitgemäße und transparente Weise mit einem breiten Publikum zu
teilen."


Weitere Informationen

- Compendium heroicum:

https://www.compendium-heroicum.de

- Sonderforschungsbereich "Helden - Heroisierungen - Heroismen":

https://www.sfb948.uni-freiburg.de

- Open Encyclopedia System:

http://www.open-encyclopedia-system.org

- Artikel zum Compendium heroicum in der Universitätszeitung
uni|leben

04/2018: https://www.pr2.uni-
freiburg.de/publikationen/unileben/unileben-2018-4/#10

Originalpublikation:

https://www.pr.uni-freiburg.de/pm/2018/helden-im-lexikon

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution69

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Albert-Ludwigs-Universität Freiburg im Breisgau, 09.11.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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MELDUNG/184: Schutz vor Dämonen und neidischen Nachbarn - Forscher untersuchen Amulette (idw)


Universität Leipzig - 09.11.2018

Schutz vor Dämonen und neidischen Nachbarn: Forscher untersuchen
Amulette 



Sie sollten vor bösen Dämonen oder der Missgunst des Nachbarn schützen:
Amulette waren schon vor Jahrtausenden symbolträchtige Schmuckstücke, die
viel über ihre Besitzer aussagten. Prof. Dr. Angelika Berlejung von der
Universität Leipzig und Prof. Dr. Gideon Bohak von der Tel Aviv University
wollen in einem gemeinsamen, von der German-Israeli Foundation for
Scientific Research and Development mit 200.000 Euro geförderten Projekt
insgesamt 500 Amulette aus den Jahrhunderten vor und nach Christus genau
untersuchen, ihre Inschriften entziffern und interpretieren.

In den kommenden drei Jahren werden sie eine Online-Datenbank erstellen,
in der alle Amulette detailliert beschrieben und in dreidimensionalen
Aufnahmen präsentiert werden sollen. Sie sollten vor bösen Dämonen oder
der Missgunst des Nachbarn schützen: Amulette waren schon vor
Jahrtausenden symbolträchtige Schmuckstücke, die viel über ihre Besitzer
aussagten. Prof. Dr. Angelika Berlejung von der Universität Leipzig und
Prof. Dr. Gideon Bohak von der Tel Aviv University wollen in einem
gemeinsamen, von der German-Israeli Foundation for Scientific Research and
Development mit 200.000 Euro geförderten Projekt insgesamt 500 Amulette
aus den Jahrhunderten vor und nach Christus genau untersuchen, ihre
Inschriften entziffern und interpretieren. In den kommenden drei Jahren
werden sie eine Online-Datenbank erstellen, in der alle Amulette
detailliert beschrieben und in dreidimensionalen Aufnahmen präsentiert
werden sollen.

Im zweiten Teil des Projekts schreiben die beiden Wissenschaftler ein Buch
über die religiösen oder magischen Formeln, die auf den Amuletten zu lesen
sind, und was diese über das Leben der Menschen in der damaligen Zeit
aussagen. "Die Amulette wurden bei Grabungen gefunden. Wir haben
verschiedene Museen angesprochen, die sie uns zur Untersuchung zur
Verfügung gestellt haben", sagt Berlejung, die Fundstücke aus
Jahrhunderten vor Christus untersucht, ihr Kollege jene aus dem 1. bis 7.
Jahrhundert nach Christus. Es sei mitunter schwierig gewesen, an die
historischen Schmuckstücke heranzukommen, berichtet die Theologin weiter.
Teilweise seien die Inschriften in Kapseln gewesen, die von den
Museumsmitarbeitern noch nicht geöffnet wurden, weil sie darin keine
Botschaft aus der Vergangenheit vermutet haben.

Die wertvollsten Stücke, die Berlejung und Bohak untersuchen, bestehen aus
Silber- und Goldplättchen. Sie wurden in den 1950er Jahren bei Grabungen
in der Nähe von Jerusalem und im heutigen Tunesien gefunden und hatten
vermutlich gut betuchte Besitzer. Ärmere Menschen hätten sich damals nur
Amulette mit einem Ledereinband und einer Inschrift auf Papyrus leisten
können. "Geh, weg, Böses" stand beispielsweise auf einem steinernen
Amulett, das Angelika Berlejung untersucht. "Andere Inschriften handeln
von Schlangenbissen oder von übler Nachrede", berichtet die Forscherin.
Etwa 30 bis 40 Dinge, vor denen die Menschen damals Angst hatten, seien in
die Amulette geritzt worden. "Aus den Sprüchen können wir Rückschlüsse auf
ihr soziales Umfeld ziehen", sagt Berlejung.

Projektstart ist Anfang Januar kommenden Jahres.




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution232

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Leipzig, 09.11.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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SPRACHE/982: Förderung kleiner Sprachen in Berlin - Community-Forum für Sprecher*innen kleiner Sprachen (idw)


Geisteswissenschaftliche Zentren Berlin e.V. (GWZ) - 10.11.2018

ZAS fördert kleine Sprachen in Berlin: Community-Forum für Sprecher*innen
kleiner Sprachen



Am Leibniz-Zentrum Allgemeine Sprachwissenschaft (ZAS) findet am 17.11.
zum ersten Mal das Berliner Community-Forum statt. Im Anschluss an die
internationale Konferenz 'Big Cities, Small Languages' (14.-16.11.) haben
Sprecher*innen von kleinen Sprachen in Berlin die Möglichkeit sich
untereinander zu vernetzen und sich über ihre Sprachsituation
auszutauschen. Es werden beispielsweise Sprecher*innen des Fula und des
Abchasisch erwartet. Fula ist eine Niger-Kongo Sprache, die in Teilen der
Sahelzone gesprochen wird. Abchasisch wird in u.a. in Georgien, Russland
und der Türkei gesprochen.


Raus mit der Sprache, Berlin!

Das erste Berliner Community-Forum beginnt mit Kurzvorträgen zur Situation
kleiner Sprachen. Im Anschluss können die Teilnehmer*innen ihre
Erfahrungen als kleine Sprechergemeinschaft austauschen. Bei dem Treffen
werden außerdem Videoaufnahmen gemacht, in denen die Sprecher*innen sich
und ihre Sprache vorstellen. Mit einem vom SOAS World Languages Institute
in London entwickelten Verfahren werden die Aufnahmen während der
Veranstaltung auf einer Karte hochgeladen, die den Herkunftsort der
Sprecher*innen und ihrer Sprache zeigt.

Große Städte, kleine Sprachen

Ziel des Berliner Community-Forums ist es, Sprecher*innen kleiner Sprachen
beim Erhalt ihrer Sprachen in Berlin zu unterstützen und die Kontakte
zwischen Sprachgemeinden in Berlin und Wissenschaftler*innen zu fördern.
Die vor dem Community-Forum stattfindende Konferenz 'Big Cities, Small
Languages' bringt Wissenschaftler*innen aus aller Welt zusammen, die
zeigen, wie die Präsenz und Initiativen von Sprecher*innen kleiner
Sprachen in Großstädten wie Berlin zum Spracherhalt, zur Revitalisierung
und zur Dokumentation beitragen können.

Überraschende sprachliche Vielfalt in Städten

Durch den Prozess der Urbanisierung, der Verlagerung der Bevölkerung in
Großstädte, werden große Städte oft zur Heimat vieler kleiner Sprachen,
was zu einer überraschend reichen lokalen sprachlichen Vielfalt führt. In
New York City gibt es 800 Sprachen, in London werden mindestens 250
Sprachen gesprochen, und in Berlin werden aktuell mindestens 120 Sprachen
gesprochen.

Das Berliner Community-Forum wird vom Leibniz-Zentrum Allgemeine
Sprachwissenschaft (ZAS) in Kooperation mit dem Institut für deutsche
Sprache und Linguistik der Humboldt-Universität zu Berlin und dem SWLI
(SOAS World Languages Institute, London) ausgerichtet. Die Konferenz 'Big
Cities, Small Languages' ist eine Kooperation des ZAS mit dem SWLI, dem
Mercator Research Centre (Niederlande) und dem Interdisclipinary Centre
for Social and Language Documentation (Portugal).


Weitere Informationen unter:

http://www.zas.gwz-berlin.de/fileadmin/material/presse/berlin-spricht-2018-flyer_com.pdf

http://www.zas.gwz-berlin.de/workshop_bisl.html?&L=0

http://www.zas.gwz-berlin.de

https://www.soas.ac.uk/world-languages-institute/

https://www.mercator-research.eu/en/

http://www.cidles.eu

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution717

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Geisteswissenschaftliche Zentren Berlin e.V. (GWZ), 10.11.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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LESUNG/4186: Hannover - Frankenstein, Schauspielhaus 01.12.2018


Schauspiel Hannover

FRANKENSTEIN

EINE LESUNG VON AUGUST ZIRNER UND DEM SPARDOSEN-TERZETT

NACH DEM ROMAN VON MARY SHELLEY

GASTSPIEL SA, 01.12.18, 19:30 UHR, SCHAUSPIELHAUS



Frankenstein, erzählt von August Zirner in Begleitung des
Spardosen-Terzetts, ist eine musikalische Lesung basierend auf Mary
Shelleys Roman aus dem Jahre 1818. Es ist die Geschichte von Victor
Frankenstein, der fieberhaft daran arbeitet, künstliches Leben zu
erschaffen - den Tod zu überwinden. Sein Tun bringt großes Leid, er
sieht sich verdammt, darüber zu schweigen, was wiederum noch größeres
Leid verursacht. Letztlich scheitert daran auch seine große Liebe.
August Zirner wird von den Musikern Rainer Lipski am E-Piano, Kai
Struwe am E-Bass und Mickey Neher am Schlagwerk begleitet. Zusammen
mit dem Schauspieler und seiner Querflöte schaffen sie von
unterschiedlichen Epochen inspirierte Klangwelten. »August Zirner und
dem Spardosen-Terzett ist eine fesselnde Inszenierung dieses Stoffes
gelungen, und eine aufregende Hör-Stunde. Keine Grusel-Horrorstory,
sondern eine Parabel auf die Machtphantasien der Wissenschaft und die
Technik-Gläubigkeit des Menschen. Großartig!« - WDR

 * 

Quelle:

Schauspiel Hannover - Monatspresse Dezember 2018

Niedersächsische Staatstheater Hannover GmbH

Opernplatz 1, D-30159 Hannover

Tel. 0511/9999-1080, Fax: 511/9999-1980

Internet: www.staatstheater-hannover.de
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SEMINAR/3169: Unna - Workshop "Gehirn und Erfolg" am 21. November 2018


Workshop "Gehirn und Erfolg" 



Kreisstadt Unna. VHS-Workshop am 21.11.2018 zeigt Methoden und Tricks
für Schule, Beruf und Alltag.

Dieser Workshop stellt zehn Regeln und die hieraus entwickelten
Merkstrategien für hirngerechtes Lernen vor, mit denen die Leistungen
des Denkorgans auf einfache Weise gesteigert werden können. Im
Ergebnis kann auf abgespeicherte Daten und Inhalte erheblich einfacher
und schneller zugegriffen werden. Die Teilnehmer*innen des Workshops
lernen Techniken wie ABC-Listen oder die Routenmethode allerdings
nicht nur theoretisch kennen, sondern können diese sofort in der
Praxis testen. Bitte zur Veranstaltung Bleistift und Papier
mitbringen.

Die Veranstaltung "Workshop Gehirn und Erfolg - 10 Regeln für Schule,
Beruf und Alltag" mit der Kursnummer 182-2432 findet am 21.11.2018
zwischen 18:30 Uhr und 20:45 Uhr im Raum 0.26 im zib in Unna statt.
Die Gebühr beträgt 15 Euro.

Eine detaillierte Seminarbeschreibung zum Angebot ist im aktuellen
VHS-Programmheft auf der Seite 22 zu finden. Der Kurs ist auch im
Online-Katalog unter www.vhs-zib.de in der Rubrik "Grundbildung,
Schule, Lernen" im Unterbereich "Schule und Lernen -
Gedächtnistraining" zu finden. Und natürlich berät auch der
Studienbereichsleiter für Schule & Lernen Andreas Barre gerne
Interessierte zum Kursangebot. Kontakt: Andreas Barre,
02303 / 103-735, andreas.barre@stadt-unna.de. Anmeldungen zu allen
Kursen nimmt die VHS unter 02303/103-713 oder -714 entgegen. Auf der
Internetseite www.vhs-zib.de kann die Anmeldung auch online
vorgenommen werden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Sonntag, 11. November 2018

Stadt Unna

Pressestelle, Rathausplatz 1, 59423 Unna

Telefon: (02303) 103-101

Telefax: (02303) 103-299

E-Mail: presse@stadt-unna.de

Internet: http://www.unna.de
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MELDUNG/302: Abschiebungsflug nach Afghanistan stoppen


Amnesty International - Pressemitteilung vom 12. November 2018

Abschiebungsflug stoppen: 

Tausende zivile Opfer in diesem Jahr zeigen, wie unsicher Afghanistan
ist



Gewalt gegen die afghanische Zivilbevölkerung hat allein in diesem Jahr
mindestens 2854 Todesopfer gefordert. Auch zahlreiche Anschläge während der
Parlamentswahlen im Oktober haben erneut bewiesen, dass Afghanistan kein
sicheres Land ist, in das Menschen abgeschoben werden dürfen. 

BERLIN, 12.11.2018 - Der nächste Abschiebungsflug nach Afghanistan ist für
morgen (13.11.2018) angekündigt worden, obwohl Rückführungen aufgrund der
katastrophalen Sicherheitslage gegen Völkerrecht und die Europäische
Menschenrechtskonvention verstoßen. Dazu sagt Anika Becher, Asien-Expertin
bei Amnesty International in Deutschland:

"Die vergangenen Parlamentswahlen Ende Oktober haben erneut bewiesen, wie
unsicher Afghanistan ist: Nach Angaben der Vereinten Nationen sind allein
hier bei mehr als 100 Anschlägen mindestens 56 Menschen getötet und 379
verletzt worden - mehr als bei allen vier Wahlen zuvor."

"Schon vor dem Gewaltausbruch rund um die Parlamentswahlen sind in den
ersten neun Monaten 2018 laut den Vereinten Nationen 2798 Menschen in
Afghanistan bei Anschlägen und Angriffen getötet worden, es gab 5252
Verletzte. Diese aktuellen Zahlen zeigen, dass sich das Ausmaß der Gewalt
weiterhin auf einem katastrophal hohen Level bewegt."

"Vor dem Hintergrund der hohen Zahlen ziviler Opfer ist nicht zu vertreten,
dass weiterhin Menschen nach Afghanistan abgeschoben werden. Amnesty
International fordert den Bundesinnenminister und die Innenminister der
Länder dazu auf, den für morgen geplanten Abschiebungsflug abzusagen und
von allen weiteren Rückführungen nach Afghanistan abzusehen. Jede
Abschiebung nach Afghanistan stellt eine Verletzung des Völkerrechts und
der Europäischen Menschenrechtskonvention dar. Denn kein Mensch darf in ein
Land abgeschoben werden, in dem ihm wie in Afghanistan ein gewaltsamer Tod
droht."

In einer Amnesty-Petition haben sich knapp 30.000 Menschen für einen
sofortigen Stopp der Abschiebungen nach Afghanistan eingesetzt.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 12. November 2018

Amnesty International, Sektion der Bundesrepublik Deutschland e.V.

Kampagnen und Kommunikation

Zinnowitzer Straße 8, 10115 Berlin

Telefon: 030/42 02 48-306, Fax: 030/42 02 48 - 330

E-Mail: presse@amnesty.de

Internet: www.amnesty.de
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AFRIKA/724: Kamerun - Pressefreiheit wird Opfer des Bürgerkrieges


Gesellschaft für bedrohte Völker - Pressemitteilung vom 12. November 2018

Journalistin muss sich vor Militärgericht verantworten (12.11.)



Göttingen, den 12. November 2018 - Der Bürgerkrieg in den anglophonen
Regionen des Kamerun schürt den Verfall der Pressefreiheit in dem
Land, warnte die Gesellschaft für bedrohte Völker (GfbV) am Montag in
Göttingen. "Journalisten dürfen nicht kriminalisiert und mundtot
gemacht werden, nur weil sie ihre beruflichen Pflichten ernst nehmen
und über den Bürgerkrieg berichten", erklärte der GfbV-Direktor
Ulrich Delius.

Die stellvertretende Direktorin des privaten Fernsehsenders Equinoxe
Television, Mimi Mefo Takambou, muss sich heute vor einem
Militärgericht in Douala verantworten, weil sie angeblich mit der
Verbreitung einer Nachricht über soziale Medien falsche Gerüchte
verbreitet und zur Rebellion gegen den Staat aufgerufen habe. Die
Menschenrechtsorganisation bezeichnete die Vorwürfe als haltlos und
als Versuch der Einschüchterung von Journalisten, um eine unabhängige
Medienberichterstattung über die eskalierende Gewalt in dem Land zu
verhindern.

Die Journalistin hatte einen Tweet geteilt, in dem die Vermutung
geäussert würde, ein amerikanischer Missionar sei bei einem
Feuergefecht am 30. Oktober 2018 von regulären Soldaten und nicht von
Separatisten aus den anglophonen Regionen getötet worden. Noch seien
die Todesumstände des US-Bürgers nicht vo?lends geklärt. Doch die
Verbreitung des Tweets rechtfertige in keinem Fall eine Anklage vor
einem Militärgericht, erklärte die GfbV. Mimi Mefo war am Mittwoch
letzter Woche sogar verhaftet worden. Nachdem Kameruns Journalisten
der Regierung daraufhin mit einem Boykott drohten, wurde Sie am
Samstag aus der Haft entlassen.

Statt Journalisten mundtot zu machen, solle sich Kameruns Regierung
endlich um eine politische Lösung des Streits um die Zukunft der
englischsprachigen Gebiete kümmern, forderte die GfbV. Der Konflikt
eskaliert seit dem Jahr 2016 immer mehr, so dass bereits mehr als
300.000 Menschen vor der Gewalt fliehen mussten.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 12. November 2018

Herausgeber: Gesellschaft für bedrohte Völker e. V.

Postfach 20 24, D-37010 Göttingen

Telefon: 0551/499 06-25, Fax: 0551/58028

E-Mail: presse@gfbv.de

Internet: www.gfbv.de
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STANDPUNKT/286: Die Mär vom weggeworfenen Pass (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Die Mär vom weggeworfenen Pass

Von Valentin Grünn, 9. November 2018



"Jeder Mensch besitzt ein Pass!", glaubt so mancher und stülpt seine
Weltsicht allen Menschen über. So muss es ja auch sein, denn in der
deutschen Bürokratie beweist ein Pass die Existenz des Menschen. Ohne
Pass gibt es den Menschen nicht, da kann er noch so viel jammern und
klagen, hungern und frieren. Ohne Pass ist man nichts und hat keine
Rechte ... ist so mancher überzeugt.

Ist das wirklich so?

In Deutschland gibt es keine Pflicht zum Besitz eines Passes. Der
Deutsche ist lediglich verpflichtet, einen Personalausweis zu
besitzen; er muss ihn nicht mal mitführen. Viele von uns haben aus
verschiedensten Gründen einen Pass, er ist nützlich und zum Übertritt
an den Grenzen gar oft verpflichtend.

Wer keinen braucht, beantragt keinen. Immerhin kostet er regulär 59
Euro alle 10 Jahre; (unter 24 Jahren 37,50 Euro, alle fünf Jahre). Bei
einer vierköpfigen Familie kommen da schnell mal fast 200 Euro
zusammen, nur, um in den Urlaub fliegen zu können. Das erspart sich,
wer kann.

Jede noch so krumme Bananenrepublik ist heute in der Lage, hochwertige
Pässe auszugeben. Die Zeiten des handgeschriebenen türkischen Nüfus,
der immer noch in den kruden Vorurteilswelten einiger schwebt, sind
längst vorbei. Jeder Staat kann Pässe ausgeben, die einen gewissen
Mindeststandard an Sicherheitsmerkmalen haben und sie müssen diese
Mindeststandards einhalten, damit andere Staaten diese Pässe
anerkennen.

Kosten:

Die Herstellung solcher Pässe kostet Geld. Spätestens dann, wenn sich
mal westliche Eingreiftruppen in einem Land breit gemacht haben,
stehen deutschen Dokumentendruckmaschinen dort oder, wie im Falle des
Kosovo, die Pässe werden gleich in München gedruckt.

Für einen Kosovaren, die Zahl weiß ich zufällig, kostet die
Ausstellung eines Passes etwa 60 Euro, bei einer vierköpfigen Familie
sind das 240 Euro, das ist das Doppelte eines durchschnittlichen
Monatsgehalts. Ich bin mir sicher, wer dort keinen Pass braucht, der
lässt sich keinen ausstellen. So ist das auch in den meisten anderen
Ländern. Die Pässe sind schlichtweg zu teuer, um sich diese
vorsorglich, also für den Fall des Falles, ausstellen zu lassen.

Ausgabe:

In Deutschland besteht das Recht auf einen Pass, es ist Deutschen auch
nicht untersagt zu reisen. Das ist nicht in jedem Land so. Länder, die
nicht an der Ausreise ihrer Staatsbürger interessiert sind, erteilen
Pässe oft sehr restriktiv. Die Türkei hat nach dem Putschversuch
vielen die Ausreise untersagt. Eritrea verpflichtet seine jungen
Männer zu oft lebenslangem Militärdienst, diese Menschen erhalten
keine Pässe für eine Ausreise. Tibeter erhalten keine Pässe, die eine
Reise nach Indien erlauben würden.

Wer sich mit dem Gedanken trägt, sein Land zu verlassen, weil er
politischer Verfolgung ausgesetzt ist, wird schwerlich einen Pass
beantragen und sich fragen lassen wollen, warum er diesen denn
brauche.

Wer im IS-Gebiet in Syrien oder in Aleppo lebt, hat schlichtweg keine
Möglichkeit, einen Pass zu beantragen. Jeder, der nur nachfragen
würde, hätte umgehend Repressionen zu erwarten oder würde
zwangsrekrutiert werden. In Krisengebieten ist oftmals keine
Beantragung von Pässen möglich.


Eine Flucht ist nun mal keine Urlaubsreise

Selbstverständlich kann man einen Link eines Welt-Artikel posten, der
mir erklärt, wie wichtig es ist, auf den Pass aufzupassen, wenn man
unterwegs ist - falls man einen hat.

Aus vielen Fluchtberichten ist bekannt, dass die Schlepper die Pässe
einfach einsammeln, um die Menschen gefügig zu halten; um sie die
nächste Etappe mit zu nehmen ... oder ... um sie nicht in der Wüste
verdurstend zurück zu lassen. Menschen auf der Flucht sind schutzlos,
gefährdet und den Schleppern oft auf Gedeih und Verderb ausgeliefert.
Es liegt oft nicht in ihrer Entscheidung, was mit ihrem Pass
geschieht. Ein Schlauchboot hat nun mal keine Ritzen, in der man so
was mal eben verstecken könnte.

Nicht nur Schlepper: Auch die deutschen Behörden haben die Pässe von
einreisenden Flüchtlingen in Bad Reichenhall eingesammelt. (ich
persönlich hätte ihn nicht rausgegeben). Ganze Kisten mit Pässen sind
in der deutschen Bürokratie verloren gegangen; diese Menschen haben
nun Schwierigkeiten ihre Identität beim BAMF zu beweisen; es gibt
genügend Fälle.

Das BAMF unterstellt mittlerweile mangelnde Zusammenarbeit, wenn in
absehbarer Zeit keine Pässe nachgereicht werden. Syrer, die bei Assad
auf der schwarzen Liste stehen, erhalten dort schlichtweg keine Pässe
und Pässe aus IS-Gebiet werden verständlicherweise nicht anerkannt.
Wie also soll so jemand seine Existenz beweisen? Welch ein Paradoxon.

Und ja. Allen Kritikern sei gesagt, es gibt Fälle in denen
Asylsuchende ihre Pässe auf dem Weg hierher weggeworfen haben. Sei es
um die Herkunft zu verschleiern oder sei es um eine Abschiebung zu
erschweren. Dies ist seit mindestens den 90ern bekannt. Damals kamen
pro Jahr fast eine halbe Million Flüchtlinge nach Deutschland. Wer
erinnert sich noch? Es war schwierig, Staatsangehörige der
Mahgreb-Staaten zu unterscheiden oder solche aus kleinen Ländern
südlich der Sahel-Zone (Senegal, Togo, Benin oder Nigeria). Die
Behörden haben damals schon Verfahren entwickelt und sich das Knowhow
zugelegt, hierzu Feststellungen zu treffen. Es funktionierte
vergangenes Jahr gut; so wurden Syrer arabisch angesprochen, um
Pakistani oder Afghanen "auszusortieren" und mit Dialektanalysen
konnten auch Mahgreb-Staatler erkannt werden; nur um einfache
Beispiele zu nennen, die öffentlich bekannt sind. Die Palette der
Werkzeuge ist aber weitaus größer.

Es gibt also keinen Grund, aufgrund eines fehlenden Passes auf
Böswilligkeit der ankommenden Menschen zu schließen. Im Gegenteil, es
ist ein Grund genauer auf die Fluchtgründe zu schauen.


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/

 * 

Quelle:

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Reto Thumiger

E-Mail: redaktion.berlin@pressenza.com

Internet: www.pressenza.com/de
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STANDPUNKT/285: Lühr Henken - "Deutschland will zur führenden Militärmacht der EU werden" (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Lühr Henken: "Deutschland will zur führenden Militärmacht 
der EU werden"

Von Abrüsten statt Aufrüsten, 6. November 2018






[image: Rede auf der Kundgebung des Aktionstags 'abrüsten statt aufrüsten' am 3.11.2018 - Bild: © Reto Thumiger]

Lühr Henken

Bild: © Reto Thumiger



Am 3.11.2018 hielt Lühr Henken (Friko Berlin) [1] eine Rede auf
der Kundgebung des Aktionstags "abrüsten statt aufrüsten" [2] am
Zietenplatz in Berlin, die wir an dieser Stelle vollumfänglich
widergeben möchten.

Liebe Freundinnen und Freunde,

Wir erinnern uns: sehr zügig nach dem Ende des Kalten Krieges begann
die Bundeswehr mit dem Aufbau von so genannten Krisenreaktionskräften
und parallel mit bewaffneten Auslandseinsätzen. Dafür musste neues,
schnell verlegbares Kriegsmaterial angeschafft werden. Bei den
vielfachen Umstrukturierungen wurde "vom Einsatz her gedacht". Auch
wenn heute noch nicht alles Kriegsgerät vorhanden ist, wird deutlich,
dass ein systematischer Aufbau einer Militärmacht zum weltweiten
Einsatz im Gange ist.

Das alles hat viel Geld gekostet und wird künftig noch mehr Geld
kosten. Und wenn die Verteidigungsministerin Ursula von der Leyen, wie
kürzlich wieder, von "25 Jahren Kürzen in der Bundeswehr" redet, ist
das eine Lüge. Nachweisbar wurde der Rüstungshaushalt nur 13 mal
gekürzt, 12 mal wurde er angehoben.

Deutlich angehoben wird er seit der Ukrainekrise 2014. Und zwar nicht
deshalb, weil andere Länder angeblich die Deutschen drängen, mehr für
die Rüstung auszugeben, sondern, so war es dem SPIEGEL zu entnehmen,
Ich zitiere daraus: "Es war die Bundesregierung, die im Nato-Rat
mehrere Vorschläge machte, um die Mitglieder zu höheren
Militärausgaben zu animieren." Also nicht Obama, schon gar nicht
Trump. Von letzterem war 2014 noch nicht die Rede.

Herausgekommen ist der Beschluss, dass alle europäischen NATO-Staaten
und Kanada bis 2024 möglichst 2 Prozent ihrer Wirtschaftsleistung für
das Militär ausgeben sollen. Deutschland gab 2014 knapp 1,2 Prozent
aus. Das waren damals 32,5 Milliarden Euro. Eine Erhöhung auf zwei
Prozent würde, das haben regierungsnahe Thinktanks errechnet, 85 Mrd.
Euro bedeuten. Leute, das ist ein Plus von 50 Milliarden! Ich will
diesen Wahnsinn nicht! Niemand auf diesem Platz will das!

Neben den 14 Auslandseinsätzen stellt die Bundeswehr unter anderem
große Teile der superschnellen "Speerspitze" der schnellen
Eingreiftruppe der NATO, der NATO-Response-Force. Diese "Speerspitze"
ist schon jetzt bei der NATO-Kriegsübung in Norwegen dabei. Es ist die
größte NATO-Übung seit dem Ende des Kalten Krieges. Allein 8.000 der
50.000 NATO-Soldaten stellt die Bundeswehr. Hier geht es vor allem um
das Üben schneller Verlegefähigkeit. Und das unweit der Grenze zu
Russland!

Im nächsten Jahr und 2023 übernimmt die Bundeswehr sogar die Führung
dieser NATO-"Speerspitze", die in zwei bis sieben Tagen überall in der
Welt einsetzbar ist. Diese Aufgabe hat sich die Bundesregierung selbst
gesteckt und ist Ausdruck ihres ehrgeizigen Strebens.

Apropos Russland. Russland wird uns immer als Bedrohung dargestellt.
Allein schon die Gegenüberstellung der Militärausgaben straft das
Lügen. Die NATO schätzt ihre Militärausgaben in diesem Jahr auf 1013
Milliarden Dollar. Russland gibt nur etwa 65 Milliarden dafür aus -
also 1013 zu 65.

Russland hat seinen Militärhaushalt letztes Jahr sogar um 20 Prozent
gesenkt und die NATO hat viermal so viele Soldaten wie Russland.

Diese Fakten halten die Regierung jedoch nicht davon ab, aufzurüsten.
Exklusiv in der FAZ fanden sich im April letzten Jahres Pläne des
Planungschefs im Verteidigungsministerium Bühler. Er gab einen neuen
Kurs vor. Nun ist wieder von Bündnisverteidigung die Rede. Bisher habe
man zu sehr bei der Ausrüstung auf Auslandseinsätze gesetzt.

So behauptet man nun, dass angesichts der angeblichen Gefahr durch
Russland, künftig die Bündnisverteidigung gleichwertig berücksichtigt
werden müsse. Mit anderen Worten, das, was neu angeschafft wird, soll
sowohl gegen Russland als auch in Auslandseinsätzen einsetzbar sein.

Ich gebe jetzt einmal ein paar Beispiele. Bis 2031, so dieses
"Bühler-Papier", soll das Heer über zehn voll ausgerüstete Brigaden
verfügen. Heute hat es sechs, die nur gut zur Hälfte ausgerüstet sind.
Die erste voll ausgerüstete soll 2023 für die NATO-Speerspitze stehen.
Danach soll die Aufrüstung munter weitergehen. Ursula von der Leyen
hat vor drei Jahren gesagt, für neue Waffen brauche sie bis 2030 130
Milliarden Euro. Bis 2031 soll die Artillerie fast verfünffacht
werden, die Infanterie soll fünfmal so viel Radpanzer haben. Es sollen
mehr Kampfpanzer und mehr Schützenpanzer her. Zudem mehr Military
Airbusse und bis zu 60 schwere Transporthelikopter. Außerdem soll
Seekrieg aus der Luft wieder möglich gemacht werden.

Diese ganzen Anschaffungen braucht von der Leyen, weil sie unter
Ausschluss von Parlament und Öffentlichkeit der NATO gegenüber Zusagen
gemacht hat. Im Jahr 2027 soll die erste, im Jahr 2032 sollen drei zu
100 Prozent ausgerüstete gepanzerte Heeresdivisionen aufgestellt sein.
Das sind dann ca. 60.000 Soldaten, die sehr schnell losschlagen
können.

Das sind selbstgesteckte, von Ehrgeiz getriebene Ziele der Ursula von
der Leyen, an Parlament und Bevölkerung vorbei lanciert. Ein Gebaren,
das mit parlamentarischer Demokratie nichts zu tun hat.

Der Militärhaushalt soll gewaltig steigen. In diesem Jahr sollen es
38,5 Milliarden für die Bundeswehr sein. Im Entwurf für das nächste
Jahr stehen schon 42,9. Das ist ein Plus von 11,4 Prozent gegenüber
diesem Jahr - die höchste Steigerungsrate seit 1963. Wir stehen also
am Fuße einer Steilwand, die mit einer Steigerung von Militärausgaben
gepflastert ist.

Und Deutschland will zur führenden Militärmacht der EU werden. Wie ich
darauf komme? Merkel und Macron haben bereits markante
Aufrüstungsvereinbarungen getroffen. In deutsch-französischer
Gemeinsamkeit sollen neue Generationen von Kampfflugzeugen,
Kampfpanzern und Artilleriesystemen entwickelt werden. In 20 Jahren
sollen sie fertig sein. Das sollen - wie auch neue Kampfdrohnen - rein
europäische Entwicklungen sein und den Aufbau einer europäischen Armee
begründen. Die EU erhält einen Militärhaushalt und soll eine
funktionierende Interventionstruppe bekommen. Wenn dieser
Aufrüstungskurs fortgesetzt wird, wird Deutschland etwa ab Mitte der
20er Jahre auf Grund seiner Wirtschaftsleistung, die um 30 bis 40
Prozent über der Frankreichs liegt, zur führenden Militärmacht der EU
werden.

Liebe Freundinnen und Freunde, wer das nicht will, muss sich für ein
Deutschland einsetzen, das nicht aufrüstet, sondern abrüstet. Unsere
Unterschriftensammlung, die fordert, "Abrüsten statt aufrüsten", ist
dafür bestens geeignet. Wir müssen gemeinsam eine politische Mehrheit
im Lande schaffen, die diese gefährliche Politik beendet und Frieden
und Abrüstung durchsetzt! Danke.


Anmerkungen:

[1] http://www.frikoberlin.de/

[2] https://abruesten.jetzt/


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0
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Quelle:
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INTERVIEW/174: Stimmen der Kultur - Sprache der Freiheit ...     Amelie Deuflhard im Gespräch (SB)


Interview am 9. November 2018 auf Kampnagel in Hamburg-Barmbek



Amelie Deuflhard war von 2000 bis 2007 Künstlerische Leiterin der
Sophiensäle in Berlin und 2004/05 Teil der Künstlerischen Leitung von
"Volkspalast", einer festivalartigen Bespielung des dekonstruierten
Palastes der Republik. Seit 2007 ist sie Intendantin von Kampnagel in
Hamburg, Europas größtem Produktionszentrum für die Freien
Darstellenden Künste. Mit EcoFavela Lampedusa Nord initiierte sie 2014
einen Lebens- und Aktionsraum für Geflüchtete. Das Projekt hat auf
Kampnagel seine Verlängerung in dem preisgekrönten Begegnungsort
Migrantpolitan gefunden. Amelie Deuflhard war Teil des
Viererkuratoriums von Theater der Welt 2017. Sie ist Autorin
zahlreicher Publikationen und hat regelmäßig Lehraufträge an
Hochschulen inne. Für ihr Schaffen wurde sie 2012 mit dem
Caroline-Neuber Preis, 2013 mit den Insignien des Chevaliers des Arts
et Lettres und 2016 für ihr zivilgesellschaftliches Engagement mit dem
Goldenen Lot des Verbandes Deutscher Vermessungsingenieure (VDV)
ausgezeichnet.

Im Rahmen der bundesweiten Kampagne des in Berlin gegründeten Vereins
Die Vielen e.V. gelang es ihr, mit ihrem Team binnen weniger Wochen
nahezu das gesamte Spektrum der Hamburger Institutionen aus Kunst und
Kultur für dieses Vorhaben zu gewinnen. Am 9. November 2018 wurde mit
einer Pressekonferenz auf Kampnagel die Hamburger Erklärung der Vielen
[1] vorgestellt. Im Anschluß daran beantwortete Amelie Deuflhard dem
Schattenblick einige Fragen zu den rechtsgerichteten Angriffen, zum
Aufbau der Kampagne in weiteren Städten und zu Gegenstrategien des
Kunst- und Kulturbereichs.




[image: Im Gespräch - Foto: © 2018 by Schattenblick]

Amelie Deuflhard

Foto: © 2018 by Schattenblick



Schattenblick (SB): Kampnagel steht für eine anspruchsvolle Kunst und
Kultur wie auch sozialkritisches Engagement, was die Einrichtung in
den Fokus rechtsgerichteter Anfeindungen rückt. Zu welchen Angriffen
ist es bislang gegen Kampnagel als Institution und gegen Sie
persönlich gekommen?

Amelie Deuflhard (AD): Es gab vor einigen Jahren eine Strafanzeige
wegen des Projekts EcoFavela Lampedusa Nord gegen mich. Das Projekt
nahm sechs Lampedusa-Flüchtlinge auf, mit denen wir Kunstprojekte
durchgeführt haben. Es handelte sich also um eine soziale Skulptur.
Ich wurde wegen Verstoßes gegen das Ausländerrecht und Veruntreuung
öffentlicher Gelder angezeigt. Das Verfahren wurde natürlich
niedergeschlagen, weil es sich um ein Kunstprojekt handelte und die
Kunst bekanntermaßen frei ist. Davon abgesehen werden immer mal wieder
kleine Anfragen in der Bürgerschaft gestellt, es gab auch einmal die
Anfrage beim Senat, Kampnagel zu schließen, die aber auf keine
besonders große Resonanz gestoßen ist. Die AfD ist nicht meine
Freundin, aber ich bin auch keine Freundin der AfD.

SB: Das waren also Anfeindungen auf politischer und juristischer
Ebene. Kam es auch zu direkten Angriffen oder solchen in den sozialen
Medien?

AD: Wir hatten bei unserer "Märtyrerausstellung" einer dänischen
Künstlergruppe einmal einen realen Angriff der Identitären, die Blut
ins Foyer kippten. Das haben wir dann schnell wieder weggewischt. Es
gibt auch immer mal wieder rechte Graffitis, die wir regelmäßig
übermalen. Aber ich fühle mich nicht von der AfD unter Druck gesetzt,
sondern im Gegenteil aufgefordert, daß wir andere Visionen von
Gesellschaft als die der AfD entwickeln. Wir sollten uns vor allem auf
das konzentrieren, was wir gerade als Kunstschaffende leisten können,
weil wir alle im Herzen der Gesellschaft arbeiten. Hier auf Kampnagel
haben wir 180.000 Zuschauer im Jahr, das sind Menschen, die wir
erreichen können und von denen die meisten offenen Geistes und
aufrechte Demokraten sind. Ich glaube, wir müssen uns wirklich daran
machen, wieder positiv zu reden und uns nicht immer nur in bezug auf
die AfD zu definieren. Angriffe von der AfD sind für mich kein Anlaß,
zumal wir in Hamburg nicht wirklich gefährdet sind.

In Dresden sieht es ganz anders aus. Was die Kollegin Bettina
Steinbrügge vom Verein der Bildenden Kunst gesagt hat oder auch eine
Kollegin von mir berichtet, die das Festspielhaus Hellerau leitet,
wird schon sehr konkret. Dort rechnet die AfD damit, in die nächste
Regierung zu kommen, und hat vor, in Spielpläne und Ausstellungspläne
einzugreifen. Das bestärkt mich in dem Gefühl, daß es geboten ist, den
Anfängen zu wehren. Insofern finde ich diese Solidargemeinschaft, die
wir bundesweit ausdehnen wollen, so wichtig. Das wird immer
bundesländerweise organisiert und ist ein großes Vorhaben, da sehr
viele Institutionen zusammenkommen. Wir haben jetzt in Berlin und
Hamburg zusammen schon über 250 Institutionen mit im Boot, große und
kleinere, von Opernhäusern und philharmonischen Orchestern wie der
Elbphilharmonie bis zu soziokulturellen Zentren, Stadtteilkultur,
Kinos, den Ausbildungsinstitutionen. Das ist meines Erachtens ein
Bündnis, das Kraft entwickeln kann, und es wird weitere konkrete
Schritte geben, die wir bei unserer nächsten Versammlung in etwa zwei
Monaten angehen werden.

SB: Die Kampagne hat heute parallel in Berlin, Hamburg, Dresden und
Düsseldorf begonnen. Auf welche Weise soll sie unter Einbeziehung
weiterer Städte und Bundesländer ausgeweitet werden?

AD: Man braucht im Grunde in jeder Stadt einen Akteur, der bereit ist,
sich der Sache anzunehmen. Anders kann das überhaupt nicht
funktionieren. So ging auch die Anfrage aus Berlin direkt an mich, ob
wir das organisieren können. Ich bin ja relativ kampagnenerfahren, das
ist nicht die erste Kampagne, die ich in meinem Leben organisiere. Es
wird allerdings sicher ganz schön kompliziert werden, alle
Bundesländer zu aktivieren, weil das mit sehr viel Arbeit verbunden
ist. In den Flächenländern ist es natürlich noch erheblich schwieriger
als in den Stadtstaaten wie Berlin und Hamburg, wo man einander kennt
und leichter die entsprechenden Akteure findet, die das organisieren.
Ich bin jedoch angesichts dieses Aufschlags sehr optimistisch, daß die
anderen Bundesländer alle nachziehen werden. Und daß Dresden bereits
dabei ist, ist ja schon ein sehr gutes Zeichen.

SB: Wir haben auf dem Podium zwei unterschiedliche Positionen gehört.
Zum einen die Auffassung, daß es überhaupt kein rechtes Theater oder
Kabarett gibt. Zum andern wurde jedoch über den Versuch berichtet, den
Kulturbetrieb mit rechten Inhalten zu infiltrieren. Ist die Kultur per
se ein relativ geschützter Raum, der von außen angegriffen wird, oder
wird sie auch von Rechten unterwandert?

AD: Aus meiner Sicht werden Kunstinstitutionen gerne angegriffen, weil
das viel Presse produziert. Wir stehen im Fokus der öffentlichen
Aufmerksamkeit - es wurde unter anderem auch die Schaubühne in Berlin
wegen eines Stückes angezeigt -, und die AfD benutzt dies als Werkzeug
ihrer Marketing- und Öffentlichkeitsarbeit. Ich denke, mich haben sie
langsam aufgegeben, weil ich in solchen Fällen meist mehr
Öffentlichkeit als die AfD bekomme. Ich lasse mich auch gar nicht
einschüchtern, was auch für andere Kunstinstitutionen gilt, von denen
ich weiß. Es ist jedoch wirklich wichtig, den Anfängen zu wehren, weil
eine freie Gesellschaft auch die Freiheit der Kunst braucht, das ist
ein ganz wesentliches Element unseres Grundgesetzes. Man sieht in
vielen anderen Ländern, in denen totalitäre Regime an der Macht sind,
daß die Freiheit der Kunst sehr schnell eingeschränkt wird,
progressive Theater- und Museumsleiter abgesetzt werden und Künstler
aus ihren Ländern fliehen. Für Syrien gilt das sowieso, dort gibt es
fast gar keine Künstler mehr. Dazu machen wir einen Schwerpunkt
"Syrian Revolution" im März. Mein Ziel ist es im übrigen nicht,
potentiell rechte Wähler auszugrenzen, sondern vielmehr sie
zurückzuholen und mit positiven Aktionen zu zeigen, nein, das ist der
falsche Weg, der richtige Weg ist der der Demokratie, Offenheit,
Toleranz und Solidarität.

SB: Die AfD treibt recht erfolgreich die anderen Parteien vor sich
her, die dann teils versuchen, ihrerseits fremdenfeindliche Inhalte zu
transportieren. Wie kann man verhindern, daß ein vermeintlicher
Gegenpopulismus in das Fahrwasser dessen gerät, was die Rechte sowieso
vorhat?

AD: Die Frage des Populismus ist sehr interessant, weil sich die
Rechten stets als die wahren Vertreter des Volkes ausgeben. Die
Intellektuellen sind demgegenüber relativ still, und die Politik
steckt in der Defensive, weil sich viele Parteien stark auf rechts
beziehen. Wir sollten lieber darangehen, positive Entwürfe für eine
demokratische Gesellschaft zu entwickeln, statt ständig die Themen der
Rechten wie die Schließung der Grenzen und die Begrenzung der
Zuwanderung zu diskutieren. Es ist Realität auch in unserem Land, daß
Einwanderer heute stärker ausgegrenzt werden als noch vor drei Jahren.
Wenn man einige Einwanderer persönlich kennt, hört man das täglich.
Dagegen muß man unbedingt andere Bilder setzen, und dazu sind wir als
Theaterleute, als Menschen, die Ausstellungen machen, Museumsleute,
Galeristen, Menschen, die Musik machen, wie wir das vorhin auch vom
Ensemble Resonanz von Tobias Rempe gehört haben, in der Lage. Die
Stimme, die wir in unseren Stadtgesellschaften haben, sollten wir in
diesem Sinne auch nutzen.

SB: Nachdem man gedacht hatte, die bürgerliche Gesellschaft sei
schweigsam und tot, sind überraschend viele Menschen in Berlin,
München und anderen Städten für eine offene Gesellschaft auf die
Straße gegangen. Ist das ein positives Zeichen, das Sie im Zuge Ihrer
Kampagne aufgreifen können?

AD: Absolut. Das ist ein sehr positives Zeichen. Wir planen im Mai
2019 eine Demonstration, die "glänzende Demonstration", wie es sie
schon einmal gab. Der Kollege aus Berlin, Christophe Knoch, der die
Berliner Aktion koordiniert, hat die Idee, daß man es schaffen könnte,
500.000 bis eine Million Menschen zu aktivieren. Das finde ich sehr
optimistisch, aber einige Hunderttausend kann man meines Erachtens
schon zusätzlich mobilisieren. Ich glaube, jeder Schritt, jede
Anregung zum Nachdenken darüber, wie wir eigentlich leben wollen, ist
sehr wichtig. Und das ist auch unsere Aufgabe.

SB: Frau Deuflhard, vielen Dank für dieses Gespräch.
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Platz genug für die Vielen ...

Foto: © 2018 by Schattenblick




Fußnote:


[1] www.kampnagel.de/de/service/kontakt/hamburger-erklaerung-der-vielen/
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INTERVIEW/173: Stimmen der Kultur - frei zu denken ...    Bettina Steinbrügge im Gespräch (SB)


Interview am 9. November 2018 auf Kampnagel in Hamburg-Barmbek



Bettina Steinbrügge ist Direktorin des Kunstvereins in Hamburg, der ältesten
Kunstinstitution der Hansestadt. Wie alle anderen Einrichtungen der Bildenden
Kunst in Hamburg hat sich auch der Kunstverein der Hamburger Erklärung der
Vielen angeschlossen, die in einer Pressekonferenz am 9. Oktober auf Kampnagel
unter Beteiligung zahlreicher Kulturschaffender der Stadt vorgestellt wurde.
Anschließend beantwortete Bettina Steinbrügge dem Schattenblick einige Fragen
zu den Versuchen der extremen Rechten, restriktiven Einfluß auf Kunst und Kultur
zu nehmen. 
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Bettina Steinbrügge

Foto: © 2018 by Schattenblick



Schattenblick (SB): Als Leiterin des Kunstvereins in Hamburg vertreten Sie die
Bildende Kunst. Könnten Sie Beispiele für Angriffe aus den Reihen der extremen
Rechten auf die künstlerische Freiheit nennen?

Bettina Steinbrügge (BS): In Hamburg sind wir davon noch ein bißchen verschont
geblieben. Wir haben es eher mit kleinen Anfragen zu tun, die von seiten der
Kulturpolitik kommen und die man innerhalb von ein paar Tagen beantworten muß.
Mit diesen wird vermutlich vorbereitet, wie man in die Kulturpolitik eingreifen
kann. In Deutschland taucht das im Moment immer stärker auf. So war in Kassel
zum Obelisk von Olu Oguibe eine wirklich unsägliche und schlimme Diskussion im
Gange. Plötzlich wird ein Vokabular wie etwa "kulturversifft" wieder hoffähig,
in Dresden können Kulturinstitutionen nicht mehr arbeiten, weil sogar Haßmails
an Privatadressen geschickt werden. Durch diese politische Polarisierung wird
die Bevölkerung aufgepeitscht. Da brechen sich Dinge und Worte Bahn, die man nur
als warnendes Beispiel nehmen kann. Wir schauen da sehr aufmerksam hin, denn in
Deutschland wissen wir, daß das schon einmal ausgeartet ist und möchten
nicht, daß das noch einmal passiert. Damals standen viele schweigend und auch in
Schockstarre daneben, und wir versuchen, das heute nicht mehr zu tun.

SB: Haben Sie auch Befürchtungen hinsichtlich der Finanzierung von Kultur
angesichts der AfD im Hamburger Senat?

BS: Im Moment haben sie noch nicht genug Stimmen im Senat, aber darum geht es
bei den Anfragen. Sie wollen wissen, was mit den Steuergeldern getan wird und
versuchen Einfluß zu nehmen, indem sie die Frage aufwerfen, ob nicht zu viel
Geld für Kunst und Kultur ausgegeben wird. Kunst und Kultur sind einfach
unbequem. Sie sind unbequem und nerven insbesondere Politiker, weil sie einfach
den Finger in die Wunde von vielem halten, wo man eigentlich nicht hinschauen
möchte. Deswegen ist Kulturpolitik für rechtsnationale Kreise unglaublich
wichtig. Es wird auch offen formuliert, man kann alles nachlesen, was sie
wollen.

SB: Ulrich Waller vom St. Pauli Theater meinte, Theater und Kabarett seien
eigentlich stets gegen rechte Inhalte immun gewesen. Wie verhält es sich mit der
Bildenden Kunst, in der es zum Beispiel die Glorifizierung der Stärke und des
Heldentums in der NS-Kunst gab?

BS: Ich sehe da im Moment wenig Probleme, weil es sie einfach nicht gibt. In der
NS-Zeit hat das funktioniert, weil es noch eine andere Form von klassischer
Kunst gab. Gerade die Bildende Kunst hat sich jedoch seit den 50er Jahren stark
weiterentwickelt. Im Moment gibt es überhaupt keine derartigen Tendenzen. Was
befördert werden kann, ist daß die Kunst eingehegt wird, aber ich glaube nicht,
daß wir jetzt bald eine rechtsnationale Kunst haben. Ich wüßte nicht, woher sie
kommen sollte, ehrlich gesagt.

SB: Sehen Sie Tendenzen in der Bildenden Kunst, Gegenpositionen gegen die
rechte Offensive aufzubauen, die ja inzwischen weltweit stattfindet?

BS: Es findet durchaus eine Politisierung statt, aber das heißt nicht unbedingt,
daß eine politische Kunst aufgebaut wird. Auch im Kunstverein machen wir immer
wieder politische Projekte, wie zum Beispiel die Ausstellung
"Klassenverhältnisse" [1], oder wenn wir mit Geflüchteten arbeiten wie vor zwei
Jahren. Aber darum geht es nicht. Ob ein Programm politisch ist oder nicht, ist
nicht entscheidend, weil die Kunst ihre Freiheit braucht. So wird zum Beispiel
Abstraktion von vielen Rechten als Krimskrams, als Unsinn dargestellt. Es geht
darum, daß die Institutionen in Freiheit arbeiten können, ob politisch oder
nicht. Und daß sie etwas vorstellen können, worüber das Publikum diskutieren
kann. Es kann zustimmend oder ablehnend reagieren, die Kunst kann gut oder
schlecht gemacht sein, aber sie braucht die Möglichkeit, sich wirklich
auszudrücken, ohne daß wir im Denken eingegrenzt werden. Das Denken einzugrenzen
ist ja die Absicht, und das geht gar nicht. Das ist für eine Gesellschaft fatal.
Aber nur noch politische Programme zu machen, halte ich auch für Unsinn.

SB: Sie hatten in Ihrer Stellungnahme erwähnt, daß Sie häufiger in Österreich
sind. Wie erleben Sie den Kontrast politischen Verhältnisse hier und dort?

BS: Einleitend möchte ich noch von einem Fall berichten, der uns persönlich
betroffen hat. Gestern haben wir eine E-Mail von einem brasilianischen Künstler
erhalten, in der er beschreibt, wie sehr sich das Leben auf den Straßen
Brasiliens seit der Wahl des Rechtspopulisten Bolsonaro zum Präsidenten
radikalisiert hat. Es ist unglaublich aggressiv geworden und die Künstler werden
direkt körperlich angegriffen. Nun überlegt er, ob er nicht in Deutschland um
Asyl bittet. 

Diese Entwicklung hat sich in Brasilien, aber auch in Österreich seit langem
angekündigt. Wien ist immer noch eine sozialistische Stadt, und auch die
Kulturpolitik ist dort immer noch sozialistisch. Aber ansonsten wird in
Österreich mit einem deutschnationalen Denken versucht, massiv in die
Kulturpolitik einzugreifen. Das läuft alles eher nebenbei - man bekommt keine
Erlaubnis mehr, die Gelder werden gekürzt. Das ist auch in den Niederlanden so
gelaufen. Sie haben einfach die ganzen Institutionen plattgemacht, indem sie
ihnen 50 Prozent der Subventionen gekürzt und gesagt haben, macht was ihr wollt.
Plötzlich gibt es das alles nicht mehr. 

Das geschieht in Österreich auch gerade. Man versucht, alles sukzessive mundtot
zu machen. Schockierend ist, wie schnell das geht, wie die Dinge, auf die wir
gebaut haben, daß wir in einem freien Europa leben, daß wir unsere Meinung sagen
können, daß wir Pressefreiheit haben, daß etwas auf Wahrheit und Objektivität
basiert, plötzlich verschwinden. Gestern wurde eine Umfrage zu der Frage
veröffentlicht, inwiefern sich Deutsche eine autoritäre Regierung vorstellen
können - für 40 Prozent der Befragten lag das durchaus im Bereich des
Wünschenswerten. Also wenn wir jetzt nicht gewarnt sind, dann weiß ich es auch
nicht. Zu glauben, das alles nicht so schlimm wird, funktioniert nicht mehr,
dafür haben wir einmal Geschichte durch (lacht).

SB: Frau Steinbrügge, vielen Dank für das Gespräch.
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Liberté, Egalité, Diversité 
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Fußnote:


[1] https://www.kunstverein.de/ausstellungen/aktuell/class-relations-klassenverhaeltnisse
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INFOPOOL / DIE BRILLE / VERANSTALTUNGEN





AKTION/812: Hamburg - Die Goldene Fliege III, Poetry vs ErzählKunst, Goldbekhaus 15.11.2018


Die Goldene Fliege III | Poetry vs ErzählKunst

Donnerstag 15. November um 20 Uhr Goldbekhaus



Die Erzählkünstler*innen

Für Claudia Duval aus Hannover ist es ein Leichtes, mit der Zunge die
Nase zu berühren. Machen andere Yoga, betreibt sie Zungengymnastik.
Von all den Fröschen, die durch ihre Geschichten quaken, hat sie
gelernt: Fliegen fängt man mit der Zunge. Mit phantasievollem
Zungenschlag und märchenhaftem Augenaufschlag nähert sie sich nun auch
der goldenen Fliege. Dass sie dabei auch dicke Backen macht, gehört
zum Programm: claudia-erzaehlt.de

Kari Brinch ist eine äußerst charmante dänische Erzählerin, die mit
großem Einfühlungsvermögen und noch größerem Humor Hans Christian
Andersen Märchen, persönliche Geschichten und Lügengeschichten
erzählt....

Kathleen Rappolt aus Berlin: Sie ist freiberufliche Erzählerin,
Performerin und Theaterpädagogin. Sie studierte an der Universität der
Künste Berlin. Mitreißend, mit klarer Körpersprache und
ausdrucksstarker Stimme erzählt Kathleen (auto)biografische
Geschichten, Märchen und Mythen. Ihre Programme für Kinder und
Erwachsene sind voller Humor und zugleich tiefsinnig und nachdenklich
stimmend. Sie ist u. a. im Projekt ErzählZeit als Erzählerin engagiert
und trat beim diesjährigen Internationalen Erzählfestival Zwischen-
Zeiten in Aachen auf. Wenn sie nicht selbst auf der Bühne steht, gibt
sie ihre Leidenschaft für das Erzählen, der kleinsten Form des
Theaters, in Seminaren weiter. Seit 2015 leitet sie zusammen mit
Christine Lander die Erzählbühne im Theater o.N., eine
Veranstaltungsreihe von Erzählkunst e.V..

Die Poetrys

Turner (Jan Turner //DJ, Lehramtsstudent, Autor): Es soll schon
vorgekommen sein, dass er Menschen getroffen hat, über die es sich
nicht zu schreiben lohnte; munkelt man jedenfalls hinter vorgehaltener
Hand. Als Chronist des Alltags, Gelegenheitsslammer und
Ensemblemitglied von "Rock'n'Psycho" und "Rock'n'Roll Overkill"
schreibt er im Spannungsfeld zwischen Kiez und Uni, Profanem und
Politischem und legt gerne Finger in Wunden. Allerdings nur in
Allerdings nur in solche, die auch wirklich wehtun.!

Der flotte Totte (Totte Kühn) Der flotte Totte, aka. Tottovic Kalkül,
ist Autor und Liedermacher. Neben seiner Beschäftigung als Mitglied
der Monsters of Liedermaching tourt er auch solo und singt seltsame
Lieder für Pogotänzer mit Zuhörbereitschaft. Mal über Türen, mal über
Zigaretten mit Überlänge. 2016 ist zudem sein drittes Buch "Mein
letztes Buch" erschienen, aus dem er gerne vorliest. Bizarre Stories
für erholsame Pausen vom Circle Pit. Trotzdem Moshpittauglich, das
alles. Mehr Infos: https://www.facebook.com/pages/derflottetotte

Viktor Hacker(Sprecher, Türmann, Autor): Der Voice Artist, Kolumnen-
Autor und nebenberufliche Türmann steht regelmäßig als Figur auf der
Bühne. Ob im Ensemble - "Zeit für Zorn - Die Türsteherlesung",
"Grenzenlose Ärzte", "Rock'n'Psycho" - oder Solo mit seinem
Alltags-Überlebensprogramm "Es bleibt schwierig...". Trotz seiner oft
sarkastischen Art mit bärbeißigen Texten und sardonischem Humor ist er
ein Menschenfreund. Wie strenge Optimisten leichtfertig vermuten. Er
selbst bezeichnet sich bisweilen als fröhlicher als fröhlicher
Antinatalist mit dem mit dem Motto: "Less people, more fun" 'Mehr
Infos: www.viktorhacker.de Viktor Hacker ist als Vorjahressieger der
heutige Herausforderer.!

Alexandra Kampmeier | Moderation

Bühne zum Hof | AK 13,- / 10,- | VVK 10,- zzgl. evtl. anfallender
Vorverkaufsgebühren)


Goldbekhaus e.V.

Moorfuhrtweg 9 | 22301 Hamburg

040-27 87 02-0 | info@goldbekhaus.de

www.goldbekhaus.de

 * 

Quelle:

steffel:marketing&pr

raamfeld 47 | 22397 hamburg

040.41455746

info@ulrikesteffel.de
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LESUNG/6248: Mönchengladbach - Stephan Thome mit "Gott der Barbaren" am 15.11.2018


Zwischen Orient und Okzident: Stephan Thome mit "Gott der Barbaren"
in der Stadtbibliothek 



Am Donnerstag, 15. November um 19.30 Uhr liest Stephan Thome in der
Zentralbibliothek im Carl-Brandts-Haus aus seinem aktuellen, für das
Finale des deutschen Buchpreises 2018 nominierten Roman "Gott der
Barbaren."

Das Buch spielt im China des 19. Jahrhunderts, ein für die westliche
Wahrnehmung entlegener geografischer und historischer Raum. Eine
christliche Aufstandsbewegung überzieht das Kaiserreich mit Terror und
Zerstörung. Ein junger deutscher Missionar, der bei der Modernisierung
des riesigen Reiches helfen will, reist voller Idealismus nach
Nanking, um sich ein Bild von der Rebellion zu machen. Dabei gerät er
zwischen die Fronten eines Krieges, in dem er am Ende alles zu
verlieren droht. An den Brennpunkten des Konflikts - in Hongkong,
Shanghai, Peking - begegnet man einem Ensemble so zerrissener wie
faszinierender Persönlichkeiten: darunter der britische
Sonderbotschafter und ein zum Kriegsherrn berufener chinesischer
Gelehrter.

In seinem packenden neuen Buch erzählt Stephan Thome eine
Vorgeschichte unserer krisengeschüttelten Gegenwart. Angeführt von
einem christlichen Konvertiten, der sich für Gottes zweiten Sohn hält,
errichten Rebellen in China einen Gottesstaat, der in verstörender
Weise auf die Terrorbewegungen unserer Zeit vorausdeutet. Ein großer
und weitblickender Roman über religiösen Fanatismus, über unsere
Verführbarkeit und den Verlust an Orientierung in einer sich radikal
verändernden Welt. Facettenreich und tiefgründig!

Stephan Thome, 1972 in Biedenkopf/Hessen geboren, hat Philosophie und
Sinologie studiert und lebt schon lange auf Taiwan. Seine Romane
Grenzgang (2009) und Fliehkräfte (2012) standen auf der Shortlist des
Deutschen Buchpreises. 2014 wurde er mit dem Kunstpreis Berlin für
Literatur ausgezeichnet.

Veranstaltet wird die Lesung vom Förderverein der Stadtbibliothek
"Lust am Lesen e.V." in Kooperation mit den Buchhandlungen prolibri,
Wackes und der Volkshochschule Mönchengladbach anlässlich des
bundesweiten Vorlesetages der Stiftung Lesen, der Wochenzeitung DIE
ZEIT und der Deutschen Bahn Stiftung. Peter Brollik moderiert die
Veranstaltung. Eintrittskarten sind zum Preis von 10 Euro (ermäßigt
8,50 Euro) im Vorverkauf in der Stadtbibliothek und den Buchhandlungen
sowie an der Abendkasse erhältlich.

Weitere Informationen unter www.stadtbibliothek-mg.de und
02161/25-6345

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Donnerstag, 8. November 2018

Stadt Mönchengladbach

Pressestelle

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach

Telefon (0 21 61) 25 20 81 - Telefax (0 21 61) 25 20 99

E-Mail: Pressestelle@moenchengladbach.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 13. November 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / DIE BRILLE / VERANSTALTUNGEN





LESUNG/6247: Lippstadt - Michael Göring liest aus "Hotel Dellbrück" am 22.11.2018


Michael Göring "Hotel Dellbrück"



Lippstadt. Am Donnerstag, den 22. November, liest Michael Göring, der
in Lippstadt aufgewachsene Autor, um 19.30 Uhr in der Kapelle der
Thomas-Valentin-Stadtbücherei aus seinem jüngsten Roman "Hotel
Dellbrück".

Der Leiter der gemeinnützigen "Zeit-Stiftung" stellt damit seinen
vierten Roman vor, der sich thematisch löst aus dem Erlebniskreis der
voraufgegangenen Werke, die sich weitgehend verschleiert auf die
Umgebung Lippstadts bezogen. Wenn nun aber auch die Hauptperson des
neuen Romans mit der Frage nach der eigentlichen Heimat, örtlich wie
emotional, durch die weite Welt geschickt wird , findet sie ihr Ziel
doch in dem Heimatort Lippstadt, im "Hotel Dellbrück",wo der Vater
aufgewachsen ist. Auf dem weiten Weg wird die Geschichte von 80 Jahren
durchlaufen, und so spielt die Handlung vor dem Panorama einer nie zu
vergessenden Vergangenheit bis in die Gegenwart.

Michael Göring hat also einen Roman geschrieben, in dem der Leser
historisch und lokal eingebunden wird, der ihn also nicht in eine
Phantasiewelt entlässt, ihn letztlich nach seinem eigenen Platz in Ort
und Zeit fragen lässt.

Termin: Donnerstag, 22. November 2018, 19.30 Uhr 

Ort: Alte Kapelle n der Thomas-Valentin-Stadtbücherei

Preis: Euro 8,-

Veranstalter: Kunst- und Vortragring Lippstadt

Kartenverkauf: Kulturinformation Lippstadt im Rathaus, Lange Str. 14,
59555 Lippstadt, Tel. (0 29 41) 5 85 11, post@kulturinfo-lippstadt.de;
Mo - Fr 10 - 18 Uhr, Sa 10 - 14 Uhr

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Donnerstag, 8. November 2018

Stadt Lippstadt

Ostwall 1, 59555 Lippstadt

Telefon: 02941 980 0

Telefax: 02941 78111

E-Mail: pressestelle@stadt-lippstadt.de
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AUSSICHTEN/8456: Und morgen, den 13. November 2018 (SB)


+++ Vorhersage für den 13.11.2018 bis zum 14.11.2018 +++






[image: Jean-Luc 8456 Wetterfrosch - © 2018 by Schattenblick]






Immer wieder Regenstürze

sieht Jean-Lucs verschlaf'ner Blick.

Blauer Himmel, Sonnenkürze

sind des Herbstes Hauptgeschick.
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PARTEIEN/369: Brexit - in trockenen Tüchern und überall naß ... (SB)


Brexit - in trockenen Tüchern und überall naß ...



Am 13. November sollte Premierministerin Theresa May ihrem
Kabinett den Entwurf eines Abkommens mit Brüssel über den Austritt
des Vereinigten Königreichs Großbritannien und Nordirland aus der
Europäischen Union vorlegen. Nach der Absegnung durch die Regierung in
London sollten eine Woche später auf einem Sondergipfel in Brüssel
alle EU-Regierungschefs dem Vertragswerk zustimmen, damit es
rechtzeitig vor dem offiziellen Austrittsdatum am 29. März 2019 von
den 28 Parlamenten ratifiziert werden kann. Doch aus dem engen
Zeitplan wird nichts. In Mays Kabinett sowie im Parlament zu
Westminster wächst der Widerstand gegen die geplante Zollunion EU-UK,
während die Unterhändler in Brüssel weiterhin über die letzten 
Details feilschen, insbesondere über den besten Weg, wie die 
Verhängung eines Grenzkontrollregimes zwischen der Republik Irland und 
Nordirland vermieden werden könnte. Politisch herrscht an der Themse 
das reinste Durcheinander.

Wegen der unsicheren wirtschaftlichen Aussichten zeichnet sich bereits
jetzt eine Abwanderungswelle ausländischer Unternehmen ab, wie die am
6. November bekanntgegebene Entscheidung des deutschen
Autozulieferbetriebs Schaeffler zur Schließung zweier Fabriken mit dem
Verlust von 570 gutbezahlten Arbeitsplätzen in den strukturarmen
Regionen Plymouth und Llanelli zeigt. Die Schaeffler-Leitung hat den
aufsehenerregenden Entschluß mit dem Umstand der drohenden
Zollprozeduren sowie der absehbaren, nicht hinnehmbaren zeitlichen
Verzögerungen in den Produktionsketten begründet. Schließlich werden
nur 15 Prozent der von Schaeffler in England und Wales hergestellten
Komponenten in Fahrzeuge eingebaut, die am Ende auf der Insel von Band
laufen. Der allergrößte Teil - 85 Prozent - wird zwecks Montage an die
verschiedensten Autofabriken auf dem europäischen Festland
ausgeliefert.

Am 9. November hat May erneut ein Kabinettsmitglied wegen ihres Kurses
bei den Brexit-Verhandlungen verloren. Diesmal war es
Transportminister Jo Johnson, Bruder des im Juli zurückgetretenen
Außenministers Boris Johnson. Im Gegensatz zu seinem älteren Bruder 
trat Jo Johnson bei der Volksabstimmung 2016 für den
Verbleib des Vereinigten Königreichs in der EU ein. Seitdem kämpft er
innerhalb der regierenden konservativen Partei für die engstmöglichen
Beziehungen zur EU und setzt sich energisch gegen das irrige Streben
der euroskeptischen Brexiteers nach einem harten Bruch, um das
"Empire 2.0" auferstehen zu lassen, zur Wehr. Ironischerweise kommen
beide Johnsons jedoch in der aktuellen Situation zum selben Schluß.
Beim Versuch, einen Brexit mit Brüssel zu vereinbaren, der einerseits
die Brexiteers in den eigenen Reihen zufriedenstellt, andererseits von
den restlichen EU-27 akzeptiert wird, hat sich May in eine völlige
Sackgasse manövriert, aus der niemand einen Ausweg erkennen kann. In
seiner Rücktrittserklärung beschwerte sich Jo Johnson, der Kurs Mays
stelle die Briten vor der Wahl zwischen "Vasallentum" oder "Chaos",
und schloß sich öffentlich der wachsenden Gruppe von Personen an, die
ein zweites Referendum fordern.

Um eine feste Grenze in Irland zu vermeiden, hat May im vergangenen
Dezember mit Brüssel den sogenannten "Backstop" vereinbart, der
bedeutet, daß Nordirland so lange in Binnenmarkt und Zollunion bleibt,
bis Großbritannien eine Lösung für die Frage der Kontrollen von
Personen, Waren und Tiertransporten findet. Weil es jedoch absehbar
keine technologische Antwort auf diese schwierigen logistischen
Herausforderungen geben wird, sollen sich Mays Unterhändler in
Brüssel, ihr Sonderberater Olly Robbins und Brexit-Minister Dominic
Raab, mit dem EU-Sondergesandten Michel Barnier über den Verbleib des
gesamten Vereinigten Königreichs in der Zollunion über die vorgesehene
Übergangsphase, die am 31. Dezember 2020 endet, hinaus verständigt
haben - oder stünden zumindest kurz davor.

Gegen dieses Szenario, das die hochfliegenden Pläne der Brexiteers 
durchkreuzt, nach dem EU-Austritt Freihandelsabkommen mit den USA, 
Kanada, Australien, Neuseeland und den aufstrebenden 
Wirtschaftsmächten Afrikas, Asiens und Lateinamerikas abzuschließen, 
laufen nun die britischen Chauvinisten Sturm. In der Ausgabe des 
reaktionären Daily Telegraph vom 12. November hat Boris Johnson die 
ehemaligen Kabinettskollegen zur "Meuterei" gegen May aufgerufen, der 
er die "völlige Kapitulation" vor Brüssel vorwarf. Drei Tage zuvor 
hatte Arlene Foster, Chefin der protestantischen Democratic Unionist 
Party (DUP) Nordirlands, deren zehn Unterhausabgeordnete Mays 
Regierung am Leben erhalten, in derselben Zeitung der 
Tory-Vorsitzenden vorgeworfen, ihr Plan würde das Vereinigte 
Königreich an die EU "anketten" und den Schlüssel für das Schloß in 
die Hände von Brüssel geben.

Der besondere Stein des Anstoßes für Foster - wie im etwas geringeren
Ausmaß für Boris Johnson - war das Zugeständnis Mays an die EU, der
"Backstop" für Nordirland könne nicht einseitig, also von London
allein, sondern nur gemeinsam mit Brüssel und damit natürlich mit
Dublin aufgekündigt werden. Der Einwand Fosters straft der Behauptung,
bei den Brexit-Verhandlungen ginge es der DUP ausschließlich darum,
die "kostbare Union" zwischen Nordirland und Großbritannien zu
schützen, Lügen. Schließlich erfüllt Mays vorläufiger Entwurf einer
Zollunion EU-UK genau diesen Zweck. Mit jedem Tag der laufenden Krise
wird immer deutlicher, daß die DUP die Meinung der Mehrheit der
Menschen in Nordirland, die vor zwei Jahren gegen den Brexit gestimmt
haben, nicht im geringsten interessiert und daß sie dem rechten Flügel
der Tories zum Sieg im Brexit-Streit verhelfen will, um die wachsende
Annäherung zwischen Nord- und Südirland zu torpedieren und die sich
abzeichnende politische Wiedervereinigung der Insel zumindest
mittelfristig zu hintergehen.

Den jüngsten Meldungen zufolge sind die Unterhändler in Brüssel
inzwischen an einem toten Punkt angelangt. Die EU-Seite verlangt
schriftliche Verpflichtungen, daß das Vereinigte Königreich künftig
die europäischen Regeln in den Bereichen Arbeitsrecht, Umweltschutz,
soziale Standards einhält. Die britische Seite kann sich hierzu nicht
durchringen, denn eine solche Übereinstimmung machte Brexit und das
damit einhergehende Versprechen auf Zurückerlangung der "Kontrolle"
über das nationale Schicksal absolut sinnlos. Angesichts Mays
vertrackter Lage sieht sich die oppositionelle Labour-Partei im
Aufwind. Obwohl im Vergleich zu den Tories EU-freundlicher, wollen die
britischen Sozialdemokraten den Brexit-Deal, sollte er jemals das
Parlament erreichen, zu Fall bringen, die May-Regierung diskreditieren
und Neuwahlen erzwingen, um dann anschließend mit Brüssel eine
vernünftige Partnerschaft zu beschließen, die durch gemeinsame
Interessen und nicht durch post-imperialistische Nostalgie geprägt 
ist. Labours Schattenaußenminister Keir Starmer hat am 12. November 
erneut die Möglichkeit einer zweiten Volksabstimmung ins Spiel 
gebracht. Wie die Labour-Partei ihr alternatives Brexit-Rezept in 
Anbetracht des immer näher rückenden Austrittsdatums verwirklichen 
will, muß sich erst noch zeigen.

12. November 2018
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AUSSTELLUNG/417: Jena - "Archäologie im Wandel der Zeit", 13.11.-1.2.2019


idw - Pressemitteilung: Friedrich-Schiller-Universität Jena

Wiedergeburt einer Sammlung

Neue Ausstellung an der Universität Jena zeigt "Archäologie im
Wandel der Zeit" / Vernissage am 13. November 



Die Sammlung Ur- und Frühgeschichte der Friedrich-Schiller-Universität
Jena erscheint im neuen Glanz - und daran soll auch die Öffentlichkeit
Anteil nehmen können. Am 14. November eröffnet deshalb die neue
Ausstellung "Archäologie im Wandel der Zeit" im Ausstellungskabinett
des Jenaer Universitätshauptgebäudes (Fürstengraben 1). Bis zum 1.
Februar 2019 präsentiert der Lehrstuhl für Ur- und Frühgeschichte
einige besondere Schaustücke, die einen Querschnitt durch etwa 150
Jahre wechselvolle Sammlungsgeschichte veranschaulichen.

"Mit dieser Ausstellung feiern wir eine kleine Wiedergeburt unserer
Sammlung", sagt Prof. Dr. Peter Ettel von der Universität Jena. "Denn
nach aufwendiger Überholung steht sie uns nun wieder für Forschung und
Lehre zur Verfügung." Vor drei Jahren hatte sich der Schimmel im
Keller des Instituts breitgemacht und nahezu alle Stücke befallen.
Nach einem umfangreichen Dekontaminierungsprozess sind sie nun
gereinigt und an einem neuen Ort untergebracht. "Mit solchen Problemen
haben sehr viele Einrichtungen und Kollegen in Deutschland zu
kämpfen", erklärt Ettel. "Deshalb haben wir uns auch dazu
entschlossen, das Thema in der Ausstellung aufzugreifen und zu
erläutern."

Von Goethe bis ins 21. Jahrhundert

Doch im Mittelpunkt der Schau steht vor allem der wissenschaftliche
Wert der Exponate. Die Sammlung Ur- und Frühgeschichte in Jena zählt
zu einer den größten universitären Lehr- und Forschungssammlungen
Deutschlands. Sie umfasst derzeit etwa 45.000 Objekte von etwa 1.500
nationalen und internationalen Fundorten. Erste Stücke sind eng mit
Johann Wolfgang von Goethe verbunden. Der Dichterfürst war zeitlebens
ein begeisterter Anhänger der Ur- und Frühgeschichte, begleitete
Grabungen mit wissenschaftlichem Interesse und trug in Weimar
gemeinsam mit seinem Schwager Christian August Vulpius eine kleine
Sammlung zusammen. Diese Stücke und weitere Funde bildeten schließlich
die Basis für die universitäre Sammlung, die der Professor für
Kunstgeschichte Friedrich Klopfleisch 1863 gründete.

Vor allem mittelalterliche Zeugnisse gelangten Anfang des 20.
Jahrhunderts in die Jenaer Vitrinen und Archive. Nicht selten stehen
sie mit der Jenaer Stadtgeschichte in Verbindung. Bis heute arbeiten
sowohl Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler sowie Studierende der
Universität Jena als auch viele Gäste aus dem In- und Ausland mit der
Sammlung.

Grab und Pfahl

Mit Exponaten, die in den verschiedenen Epochen der
Sammlungsgeschichte den Weg nach Jena gefunden haben, möchten die
Ausstellungsmacher die Geschichte der Sammlung vor Augen führen.
Sowohl ein von Goethe bearbeiteter Hortfund als auch Stücke, die vor
wenigen Jahren noch unter der Erde ruhten, können die Besucher
betrachten - so etwa die komplette Blockbergung eines
frühbronzezeitlichen Grabes oder auch einen Eichenpfahl aus dem
Karlsgraben, einem Kanal, den Karl der Große im späten 8. Jahrhundert
errichten ließ. "Uns ist es nicht nur wichtig, einen Blick
zurückzuwerfen", sagt dazu Peter Ettel. "Wir möchten zeigen, wie wir
auch heute noch mit den verschiedenen Stücken arbeiten und wie der
Informationsgewinn aus aktueller Forschung unsere Sammlung noch immer
bereichert." Viele Funde seien noch nicht richtig bestimmt und
publiziert. So werden beispielgebend etwa aktuelle Projekte auf dem
Gleisberg in der Nähe von Jena oder im italienischen Picenum
vorgestellt.

Zudem ist die Ausstellung ein wichtiger Teil der Ausbildung. "Die
Schau wird vor allem von unseren Studierenden vorbereitet, wodurch sie
wertvolle Erfahrungen in einem für sie möglichen Berufsfeld sammeln
können", sagt Ettel. "Denn nicht wenige von ihnen werden später in
Museen und anderen Institutionen regelmäßig Präsentationskonzepte
entwickeln, Vitrinen gestalten und Begleitmaterial entwerfen", sagt
Ettel. Dank der gereinigten Sammlung sind nun solche
öffentlichkeitswirksamen Übungen auch in Jena wieder möglich.

Informationen:

Die Ausstellung "Archäologie im Wandel der Zeit. Die Sammlung Ur- und
Frühgeschichte an der Universität Jena" wird vom 14. November 2018 bis
1. Februar 2019 im Sammlungskabinett des Universitätshauptgebäudes
(Raum 025, Fürstengraben 1) gezeigt. Die Vernissage findet am 13.
November, um 18 Uhr statt. Die Schau ist regelmäßig von Montag bis
Freitag 11 Uhr bis 16 Uhr geöffnet, vom 24.12.2018 bis 4.1.2019
geschlossen. Der Eintritt ist frei.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution23

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Friedrich-Schiller-Universität Jena, 09.11.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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VORTRAG/773: Halle (Saale) - Was soll mit gestohlener Kunst aus der Kolonialzeit passieren?, 14.11.18


idw - Pressemitteilung: Martin-Luther-Universität Halle-Wittenberg

Amo-Lecture: Was soll mit gestohlener Kunst aus der Kolonialzeit
passieren?



Der renommierte Historiker und Politikwissenschaftler Prof. Dr.
Achille Mbembe hält die diesjährige Anton-Wilhelm-Amo-Lecture an der
Martin-Luther-Universität Halle-Wittenberg (MLU). Der Professor der
University of Witwatersrand in Johannesburg spricht zum Thema "The
Capacity for Truth: Of 'Restitution' in African Systems of Thought".
Die Amo-Lecture findet am Mittwoch, 14. November 2018, um 18 Uhr im
Melanchthonianum statt. Die Vortragssprache ist Englisch.

Viele afrikanische Artefakte befinden sich aufgrund von Plünderungen
in der Kolonialzeit noch heute in europäischen Museen. Achille Mbembe
beschäftigt sich in seinem Vortrag mit der Rückführung dieser
geraubten Kulturgüter und greift dabei auf afrikanische Denk- und
Argumentationstraditionen zurück. Der Forscher ist einer der
wichtigsten Philosophen und Politikwissenschaftler des afrikanischen
Kontinents. Schwerpunkte seiner Forschung sind unter anderen die
afrikanische Geschichte des Postkolonialismus und Politik.

Die Lecture-Reihe findet zu Ehren des Philosophen Anton Wilhelm Amo
statt. Amo war der erste promovierte afrikanische Philosoph in Europa.
Er wurde im Kindesalter als Sklave an den Hof Anton Ulrichs von
Braunschweig-Wolfenbüttel verkauft. Dort erhielt er zunächst
Privatunterricht, später studierte, forschte und lehrte er an den
Universitäten Halle, Wittenberg und Jena. 1729 wurde Amo in Halle mit
einer Arbeit über die Rechte der verkauften Sklaven in Europa
promoviert. In Wittenberg schrieb er 1734 eine zweite Dissertation
über das "Leib-Seele-Problem". 1748 kehrte er vermutlich aufgrund
rassistischer Anfeindungen nach Ghana zurück.

Der Vortrag wird in diesem Jahr von dem Forschungsschwerpunkt
"Gesellschaft und Kultur in Bewegung" der MLU und dem von der
Deutschen Forschungsgemeinschaft geförderten Schwerpunktprogramm "SPP
1448: Adaption and Creativity in Africa" veranstaltet.

Weitere Informationen unter: https://www.scm.uni-halle.de/

Anton-Wilhelm-Amo-Lecture

Zeit: Mittwoch, 14. November 2018, 18 Uhr

Ort: Melanchthonianum, Hörsaal XX (2. Etage)

Universitätsplatz 9, 06108 Halle (Saale)

Eintritt frei

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution167

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Martin-Luther-Universität Halle-Wittenberg, 08.11.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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HEINRICH BÖLL STIFTUNG/425: Angezählt, aber nicht ausgeknockt - Acht Lehren aus den Zwischenwahlen in den USA


Heinrich-Böll-Stiftung - 7. November 2018

Angezählt, aber nicht ausgeknockt:

Acht Lehren aus den Zwischenwahlen in den USA

Analyse von Bastian Hermisson



Die Zwischenwahlen zeigen, wie stark die Trump-Präsidentschaft die
US-Gesellschaft politisiert und polarisiert. Was folgt daraus für die
künftige Politik der Demokraten und Republikaner? Eine Analyse von Bastian
Hermisson, Leiter unseres Büros in Washington. 



Am Wahltag regnet es in Washington, DC - einer Hochburg der Demokraten - in
Strömen. Die Stimmung ist angespannt. Es ist eine andere Welt als noch vor
zwei Jahren, als am Wahltag unter blauem Himmel viele Menschen euphorisch
auf den Sieg von Hillary Clinton hofften. Der Schock der Wahlnacht von 2016
sitzt immer noch tief in der Stadt. Die vergangenen zwei aufreibenden Jahre
der Regierungszeit von Donald Trump und der republikanischen Dominanz der
Bundespolitik haben Spuren hinterlassen.

Ein harter Wahlkampf liegt hinter dem Land mit dem Gefühl auf beiden Seiten
des politischen Spektrums, der Charakter und die Zukunft des Landes stehe
auf dem Spiel. Trump hat diese Polarisierung in den letzten Monaten wieder
einmal auf die Spitze getrieben. Er hat den politischen Gegner dämonisiert
und auf eine Angst- und Wutkampagne gesetzt, vor allem gegenüber
Migrant/innen und der freien Presse. Die versuchten Bombenattentate auf
Demokraten und regierungskritische Medien und der rechtsextremistische
Terroranschlag auf eine jüdische Synagoge in Pittsburgh in den Wochen vor
der Wahl waren ein bestürzendes Signal der Erstarkung des Extremismus in
diesem Klima der gesellschaftlichen Radikalisierung. Die Demokraten machten
ihrerseits den Wahlkampf zu einem Referendum über Donald Trump, setzten
dabei jedoch vor allem auf Sachthemen, allen voran die Gesundheitspolitik
und überließen Identitätspolitik diesmal in erster Linie dem politischen
Gegner.

Bei dem Wahlkampf ging es daher nicht nur um die Mandatsverteilung für die
kommenden Jahre. Es ging auch um die Frage, welche Botschaften und welche
Kandidat/innen für die Wahlen 2020 Erfolg versprechen, und wie sich die
demokratische und republikanische Partei in den kommenden Jahren aufstellen
werden.

Das Ergebnis ist ein gemischtes Bild. Die Demokraten haben die Mehrheit im
Abgeordnetenhaus gewonnen, einige Sitze im Senat verloren, mehrere
Gouverneursposten gewonnen, in anderen wichtigen Rennen aber den Kürzeren
gezogen. Mehrere Lehren lassen sich aus diesem Ergebnis ziehen.

1. Die Trump-Präsidentschaft politisiert und polarisiert

Die Demokraten wollten die Wahl zu einer Abrechnung mit Donald Trump
machen. Sie haben es geschafft, damit viele Wähler/innen zu mobilisieren
und viele Wahlkreise zu ihren Gunsten zu kippen. Eine Mehrheit der
Amerikanerinnen und Amerikaner sehnt sich offensichtlich nach einer anderen
Form von Politik und politischem Diskurs. Dennoch war die Wahl keine klare
Ablehnung des Trumpismus, der politischen Verlagerung der republikanischen
Partei nach rechts außen. Denn auch die Republikaner haben mit ihrem
Rechtsruck und Populismus Rekordzahlen von Wählerinnen und Wählern an die
Urne gebracht. Diese Wahl zeigt daher vielmehr, dass die
Trump-Präsidentschaft die Menschen in den USA insgesamt stärker politisiert
und die Gesellschaft weiter polarisiert. Aus dieser Spaltung des Landes
mögen sich mittelfristig leichte politische Vorteile für die Demokraten
ergeben, sie ist jedoch kein gutes Zeichen für den gesellschaftlichen
Zusammenhalt, den politischen Diskurs und die Zukunft der Demokratie in den
USA.

2. Frauen sind die Hoffnung der Demokraten

Viel wurde im Vorfeld der Wahl zu der politischen Bedeutung von Frauen
geschrieben, sowohl als Wählerinnen als auch als Kandidatinnen. Und in der
Tat hat die Wahlnacht gezeigt, dass vor allem Frauen die Wut-Kampagne der
Republikaner und die zunehmend populistische und sexistische Ausrichtung
der republikanischen Partei ablehnen. Vor allem die starke Mobilisierung
von gebildeten Frauen aus den Vorstädten und von schwarzen Frauen hat dafür
gesorgt, dass die Demokraten etliche Sitze im Abgeordnetenhaus dazu
gewinnen konnten. Und es waren in erster Linie Frauen, welche diese
Mobilisierung vor Ort vorangetrieben und organisiert haben. Erstmals in der
Geschichte der USA sind zudem etwa 100 Frauen, überwiegend Demokratinnen,
ins Abgeordnetenhaus gewählt worden. Für die Demokraten ist dies ein
wichtiges Signal, auch mit Blick auf ihre politische Ausrichtung. Für die
meisten Wählerinnen standen Sachthemen im Vordergrund, vor allem die
Gesundheitspolitik. Die Partei wird daher vermutlich versuchen, einen
sachorientierten Kurs weiter zu verfolgen anstatt die Radikalisierung des
politischen Diskurses ihrerseits zu befeuern. Dass die Republikaner
wiederum es vermocht haben, eine Rekordzahl von weißen Männern für die
Zwischenwahlen zu mobilisieren zeigt gleichzeitig, dass die Spaltung der
USA zunehmend auch eine geschlechterpolitische ist.

3. Die Republikaner sind endgültig die Partei von Donald Trump

2016 hatte Donald Trump als politischer Außenseiter noch das gesamte
republikanische Establishment gegen sich. Er hatte weder eine parteiinterne
Machtbasis, noch war er progammatisch in vielen Fragen auf Linie der
Partei. Diese Wahl zeigt, wie stark sich das seither verändert hat. Trump
hat sich nicht der Partei angepasst, sondern die Partei ist zur Partei von
Donald Trump geworden. Die meisten Trump-kritischen Stimmen innerhalb der
Republikaner sind bei diesen Wahlen entweder gar nicht mehr angetreten oder
haben sich von Trump-Kritiker/innen zu begeisterten Trumpianern gewandelt.
Schon in den republikanischen Vorwahlen war die Unterstützung oder
Ablehnung durch Trump der wichtigste Faktor für den Erfolg von
Kandidat/innen. An die 90 % der republikanischen Wählerinnen und Wähler
unterstützen unverändert den Kurs des Präsidenten. Und Trump kann jetzt mit
Verweis auf mehrere wichtige Wahlsiege, beispielsweise in Florida und
Indiana, darauf verweisen, dass sein populistischer Rechtsaußen-Kurs Erfolg
verspricht. Daher ist nicht mit einer Mäßigung der Trump-Agenda oder der
republikanischen Partei in den kommenden Jahren zu rechnen.

4. Die Rückkehr von Checks and Balances

Die Mehrheit der Demokraten im Abgeordnetenhaus ist nicht nur ein
politisches Signal, sondern wird auch konkrete Auswirkungen auf das
Wechselspiel zwischen Exekutive und Parlament haben in den kommenden
Jahren. Erstens können Demokraten nun ihre Kontrollfunktion der Exekutive
intensiver wahrnehmen, beispielsweise durch die Einberufung und Leitung von
Untersuchungsausschüssen oder die Prüfung von Donald Trumps
Steuererklärungen. Auch die Russland-Ermittlungen des Sonderermittlers
Robert Mueller werden in den kommenden Monaten wieder mehr öffentliche
Aufmerksamkeit bekommen. Zweitens haben die Demokraten nun ein stärkeres
Mitspracherecht bezüglich des Bundeshaushalts, der ihnen politische
Einflussmöglichkeiten verschafft. Und Drittens ist der legislative Prozess
nun nicht mehr alleine unter republikanischer Kontrolle, das heißt Donald
Trump wird auf Kompromisse mit den Demokraten angewiesen sein.

5. Demokratischer Comeback auf lokaler und Bundesstaatsebene

In den letzten Jahren haben die Demokraten an die 1000 Sitze in
Landesparlamenten und eine Mehrheit von Gouverneursposten an die
Republikaner verloren. Die Partei war dadurch extrem geschwächt, denn in
einem föderalen System wie den USA wird Politik in großem Maße auf
Bundesstaats- und lokaler Ebene gestaltet. Gleichzeitig sind die
Funktionsträger/innen auf diesen Ebenen diejenigen, welche bundesweite
Wahlkämpfe vor Ort unterstützen können und welche gleichzeitig einen
Rekrutierungspool für künftige Politiker/innen auf Bundesebene bilden. Nach
aktuellem Stand haben die Demokraten hier erheblich Boden gut gemacht,
mindestens sieben zusätzliche Gouverneursposten gewonnen und die
republikanische Mehrheit in mehreren Landesparlamenten gekippt. Das ist mit
Blick auf die lokale Verankerung der Partei und auf ihre politischen
Gestaltungsmöglichkeiten von ebenso großer Bedeutung wie ihre Mehrheit im
Abgeordnetenhaus.

6. Klimapolitik, Mindestlohn, Marihuana und Wahlrecht: Ein gemischtes
Bild 

Wie bei jeder US-amerikanischen Wahl war diese verknüpft mit
Volksabstimmungen zu einer Bandbreite an politischen Fragen. Aus grüner
Sicht enttäuschend ist, dass mehrere wichtige klimapolitische
Volksabstimmungen verloren gingen, beispielsweise zu der Einführung einer
CO2-Steuer im Bundestaat Washington. Zudem sind einige republikanische
Abgeordnete, die einer klimapolitischen Arbeitsgruppe im Abgeordnetenhaus
angehörten, nicht wiedergewählt worden, was diese Arbeitsgruppe verkleinern
wird und ein Zeichen ist, dass die Klimapolitik auch weiterhin auf
Bundesebene kaum voran kommen wird. Auf der anderen Seite hatten etliche
liberale Initiativen Erfolg, beispielsweise zur Erhöhung von Mindestlöhnen
oder zur Dekriminalisierung von Marihuana. Bedeutend ist der Erfolg einer
Initiative in Florida zur Wiederherstellung des Wahlrechts für ehemalige
Strafgefangene. Dies eröffnet über einer Million Menschen aus Florida, vor
allem schwarzen Männern, in diesem politisch wichtigen Bundesstaat die
erneute Möglichkeit zur politischen Mitbestimmung und könnte auch für die
Wahl 2020 von Bedeutung sein.

7. Eine gewachsene außenpolitische Herausforderung

Angesichts der demokratischen Mehrheit im Abgeordnetenhaus wird Donald
Trump es in den kommenden Jahren noch schwerer haben, die Innenpolitik
legislativ zu gestalten. Ein Blick auf die Historie zeigt, dass sich
Präsidenten in solch einer Situation meist umso mehr auf die Außenpolitik
fokussieren, in denen sie der Kontrolle des Kongresses weniger unterworfen
sind und großen eigenen Handlungsspielraum haben. Nichts deutet darauf hin,
dass Donald Trump hier seinen Kurs verändern könnte. Im Gegenteil rechnen
viele Beobachter in Washington mit baldigen personellen Veränderungen im
Kabinett und der Entlassung einiger relativ gemäßigter Kräfte wie dem
derzeitigen Verteidigungsminister James Mattis. Daher sollte sich die
internationale Gemeinschaft und die Europäische Union auf weitere scharfe
Auseinandersetzungen mit der US-Regierung einstellen, vor allem in der
Handelspolitik, der Sicherheitspolitik, der Zukunft multilateraler
Institutionen und internationaler Abkommen sowie der globalen Klima- und
der Migrationspolitik. Das wird auch Deutschland in den kommenden Jahren
vor erhebliche diplomatische Herausforderungen stellen.

8. Nach der Wahl ist vor der Wahl

Am Tag nach den Zwischenwahlen ist der Präsidentschaftswahlkampf für 2020
offiziell eröffnet. Donald Trump hat mit der erfolgreichen Mobilisierung
seiner Basis bei diesen Zwischenwahlen bewiesen, dass dann mit ihm zu
rechnen sein wird. Er scheint sich als rechtspopulistischer Brandstifter
auf Wahlkampfbühnen weiterhin wohler zu fühlen denn als Präsident im Weißen
Haus. Es wäre fahrlässig, ihn oder seine Wiederwahlchancen zu
unterschätzen.

Zwei Aspekte können den Demokraten dennoch Hoffnung machen. Sie haben es
bei dieser Zwischenwahl vermocht, in mehreren Staaten hinzuzugewinnen, die
2016 wahlentscheidend waren, vor allem im Mittleren Westen, in
Pennsylvania, Michigan und Wisconsin. Auf diese Staaten sind sie 2020
dringend angewiesen.

Und zum Zweiten haben die Zwischenwahlen eine große Bandbreite an neuen
Persönlichkeiten hervor gebracht, welche die Partei vielfältiger machen
werden und für frische Ideen und neuen Mut sorgen könnten. Einige der neuen
Hoffnungsträger der Partei, Beto O´Rourke aus Texas, Stacey Abrams aus
Georgia oder Andrew Gillum aus Florida, konnten ihre jeweiligen Wahlkämpfe
diesmal zwar jeweils knapp nicht für sich entscheiden. Die landesweite
Begeisterung unter Demokraten für diese neuen Gesichter deutet dennoch
darauf hin, dass die Sehnsucht nach neuen politischen
Führungspersönlichkeiten die demokratischen Vorwahlen mitbestimmen könnte.
Das könnte ein entscheidender Vorteil gegenüber Donald Trump sein, der in
zwei Jahren kaum mehr den Bonus des Neulings und Außenseiters wird
vorweisen können.



Dieser Artikel steht unter einer Creative Commons Lizenz (CC BY-SA 4.0):

https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0/deed.de


URL des Artikels auf der Homepage der Heinrich-Böll-Stiftung: 
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TIERE/122: Palmendieb - Wohnzimmer der Krebse ... (SB)




[image: Ein Mann mit einer ausgerissenen Palme auf dem Rücken, am Boden liegen Kokosnüsse - Grafik: © 2018 by Schattenblick]
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Ein Palmendieb? Wer ist damit gemeint? Vielleicht ein Mann, der
heimlich auf Kokosnusspalmen klettert und Nüsse klaut oder gar ganze
Palmen davon trägt? Wohl kaum. Nein, diesen merkwürdigen Namen erhielt
ein an Land lebendes Krebstier und nicht irgendeines, sondern das
größte seiner Art auf der ganzen Welt. Es gehört zur Familie der
Landeinsiedlerkrebse und sein wissenschaftlicher Name lautet "Birgus
latro". Dass dieser Krebs den Namen "Palmendieb" erhielt, ist nicht von
ungefähr, denn er kann tatsächlich auf Palmen klettern und Kokosnüsse
zum Herunterfallen bringen.

Beeindruckend ist seine imposante Erscheinung. Mit einer Körpergröße
von ca. 40 bis 50 cm und den langen Beinen, die von einem zum anderen
Bein eine Spannweite von ungefähr einem Meter erreichen können, kann
er einen schon ängstigen. Zudem ist er mit seinen 4 bis 5 Kilogramm
Gewicht ziemlich schwer und vor seinen riesigen Scheren, mit denen er
nicht nur Nüsse, sondern auch Vogelknochen brechen kann, sollte man
sich besser in Acht nehmen. Doch hier in Deutschland wird man ihn
nicht treffen. Er ist auf vielen verschiedenen Inseln im westlichen
Pazifik und im östlichen Indischen Ozean beheimatet.




[image: An einem Stock, der von einem Menschen gehalten wird, hält sich mit den vorderen Scheren und den Beinen der Palmendieb fest - Foto: 2006, by fearlessRich (Niuean Coconut Crab on a stick) [CC BY 2.0 (https://creativecommons.org/licenses/by/2.0)], via Wikimedia Commons]

Palmendieb klettert am Stock hinauf

Foto: 2006, by fearlessRich (Niuean Coconut Crab on a stick) [CC BY
2.0 (https://creativecommons.org/licenses/by/2.0)], via Wikimedia
Commons



Auffällig sind seine zehn Beine, die sich allesamt an dem vorderen
Teil seines Körpers befinden. Am Ende des vordersten Beinpaares sind
verschieden große Scheren gewachsen, die linke etwas größer als die
rechte. Die Beinpaare sind unterschiedlich lang und der Palmendieb
kann sie für verschiedene Aufgaben benutzen. Die etwas kleineren
Scheren ermöglichen es ihm, beispielsweise in die drei Keimlöcher am
oberen Ende einer Kokosnuss zu greifen und sie festzuhalten, damit er
die Nuss mit den großen vorderen Scheren knacken kann. Das hintere,
kleinste Beinpaar hat eine sehr wichtige Aufgabe. Mit ihnen reinigt
das Krustentier sein Atmungsorgan und befeuchtet es mit Meerwasser.




[image: Deutlich zu sehen sind die fünf Beinpaare, von den vorderen ganz großen bis zu den hinteren ganz kleinen - Grafik: © 2018 by Schattenblick]

Palmendieb - ein Landeinsiedlerkrebs

Grafik: © 2018 by Schattenblick



Der hintere Körper ist der Bauch (Abdomen oder Pleon), in dem seine
Verdauung und Ausscheidung stattfindet. Geschützt wird dieser Bereich
durch die Hinterleibsdecke, die durch Chitin- und Kalkeinlagerungen im
Laufe des Wachstums zu einem Panzer gehärtet ist, der den Krebs auch
vor dem Austrocknen bewahrt. Da dieser Schutzpanzer nicht mitwächst,
muss er ihn gelegentlich abstoßen. In der Zeit, in der sich der neue
Panzer bildet, lebt der Palmendieb sehr versteckt in seiner Höhle, die
er sich entweder selbst in den Sand geschaufelt oder die er in
Felsspalten oder Erdlöchern vorgefunden hat. Er verschließt seine
Höhle mit der großen vorderen Schere, quasi als eine Art Deckel. So
verbirgt er sich vor Feinden und schützt sich vor dem Austrocknen.
Erst nachts krabbelt der Palmendieb aus seiner Höhle, denn dann
herrscht eine größere Luftfeuchtigkeit vor und es ist kühler.

Die Nacht ist die Zeit für ihn, um sich auf Nahrungssuche zu begeben.
Der Palmendieb ernährt sich nicht nur von Früchten und Aas, sondern
erbeutet auch gern mal einen unvorsichtigen Vogel oder gerade
geschlüpfte Schildkrötenbabys. Mit seinen Fühlern nimmt er Gerüche
wahr, was besonders hilfreich bei dem Aufspüren von verwesendem
Fleisch, Bananen oder Kokosnüssen ist.


An Land und immer in der Nähe von Wasser

Der Palmendieb zählt zu den Landeinsiedlerkrebsen, doch ist er in
vielerlei Hinsicht auf das Wasser angewiesen. Einmal hat er ein
spezielles Atmungsorgan, das es ihm möglich macht, den Luftsauerstoff
zu atmen. Das muss er allerdings stets mit Meerwasser befeuchten damit
es funktioniert und es muss ständig gereinigt werden. Außerdem ist er
in der Lage, Meerwasser - ganz im Gegensatz zu uns - zu trinken. Auch
das Trinken bewerkstelligt er mit seinen Beinen, die er ins Wasser
hält und das Nass dann zu seinem Mund führt. Aber das Meer ist auch
für den Fortpflanzungsprozess wichtig. Nachdem die Paarung
stattgefunden hat, klebt das Weibchen die Eier unter ihren Bauch und
trägt sie solange mit sich, bis sie sich zu Larven entwickelt haben.
Kurz bevor diese schlüpfen, begibt sich das Weibchen zum Strand und
übergibt die Larven dem Meer. Dort entwickeln die Palmendiebjungen
sich weiter, werden allerdings auch in großer Zahl Opfer von
Fressfeinden. Sie halten sich überwiegend am Meeresboden auf und
suchen in leeren Schneckenhäusern Schutz, manchmal auch in
aufgebrochenen Kokosnüssen. Wenn sie groß genug sind, begeben sich die
Jungen an Land, wo sie dann nur noch mit ihrem voll entwickelten
Atmungsorgan den Sauerstoff aus der Luft aufnehmen. Im Wasser können
sie sich nicht mehr lange aufhalten, sie würden ertrinken, denn ihre
Kiemenatmung ist zurückgebildet und kann die Krebse nicht mehr mit
ausreichend Sauerstoff versorgen. Erst nach vier bis acht Jahren ist
ein Palmendieb geschlechtsreif. Das ist eine besonders lange Zeit für
Krebstiere.

Auf einigen Inseln, auf denen der Palmendieb beheimatet ist, gilt er
vielen dort lebenden Völkern als Delikatesse und musste gebietsweise
auch schon unter Schutz gestellt werden. Ein ausgewachsenes Tier hat
eigentlich keine natürlichen Feinde. Die größte Bedrohung geht vom
Menschen aus, der tagsüber seine Höhlen ausfindet macht und die Krebse
fängt. Allerdings gibt es bislang keine genauen Angaben über die Größe
der Palmendieb-Population, weil die Anzahl der Tiere von Insel zu
Insel sehr verschieden ist und er auch unterschiedlich stark gejagt
wird.





Diesem Artikel liegen folgende Quellen zugrunde:

https://www.galileo.tv/earth-nature/diese-krabbe-macht-uns-wirklich-angst/

https://www.spektrum.de/news/riesige-krabbe-knackt-vogel/1518441
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KREATIV/141: Leer - Rentiere aus Naturmaterialien, Ikebana und Adventskränze basteln, 15.-29.11.


Weihnachtliche Kreativkurse in der Evenburg

Rentiere aus Naturmaterialien, Ikebana und Adventskränze im November



Der November steht beim Schloss Evenburg ganz im kreativen Zeichen der
bevorstehenden Weihnachtszeit.

- "Rentiere basteln"

Das Anfertigen von Rentieren aus Naturmaterialien ist am Donnerstag,
15. November, Thema eines Kreativkurses in der Evenburg in Leer. Ab 17
Uhr wird gemeinsam bei Punsch und Keksen weihnachtliche Dekoration für
den Hauseingang oder den Balkon hergestellt.

Die Teilnahmegebühr beträgt je nach Materialverbrauch 18 bis 22 Euro.
Eine Rosenschere, eine Zeitung, zwei bis drei Bündel Grünschnitt vom
Lebensbaum, Buchsbaum oder Eibe sowie Blumendraht und eine Tüte für
Abfälle sind mitzubringen.

- "Zauberhafte Blumenkunst - Ikebana zur Adventszeit"

Am Dienstag, 27. November, findet im Schloss Evenburg in der Zeit von
15 bis 16.30 Uhr ein Kreativkurs zur japanischen Kunst des
Blumenarrangierens, dem sogenannten Ikebana, statt. Die Kursteilnehmer
richten in dieser Winterausgabe Blumengestecke speziell für die
Weihnachtszeit her. Weihnachtskugeln ohne Aufhänger oder die
Schieferplatte vom Käsesortiment werden zur besonderen Dekoration.

Die Teilnahmegebühr beträgt drei Euro. Wenn möglich sind
Weihnachtskugeln, Gardinenringe, eine Blumenschere, zwei Schalen mit
einem Durchmesser von 15 bis 20 cm sowie ein Blumensteckigel (Kenzan)
mitzubringen. Der Kurs findet ebenfalls am 4. Dezember um 16 Uhr
statt.

- "Advent, Advent, ein Lichtlein brennt"

Eine schöne Tradition ist es, mit frisch geschnittenem Tannengrün
einen Adventskranz zu binden. Im gemütlichen Gewölbekeller der
Evenburg binden und dekorieren die Kursteilnehmer bei Punsch und
Keksen Adventskränze für die Weihnachtszeit. Der Kreativkurs findet am
Donnerstag, 29. November, ab 17 Uhr statt.

Die Teilnahmegebühr beträgt zehn Euro. Zudem kommt ein Beitrag für
Materialkosten hinzu.

Für alle Veranstaltungen ist eine Anmeldung beim Schloss unter der
Telefonnummer 0491 99756000 erforderlich.

Schloss Evenburg

Zentrum für Gartenkultur

Am Schlosspark 25

26789 Leer-Loga

Telefon: 0491 99756000

info@schloss-evenburg.de

www.schloss-evenburg.de

Café Schloss Evenburg

Telefon: 0491 99236723

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 7. November 2018
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SPORT UND SPIEL/242: Mönchengladbach - "Von Spiel zu Spiel durch die Altstadt" am 17. November 2018


Stadt Mönchengladbach

Kinder als Mönche "Von Spiel zu Spiel durch die Altstadt"



Ein spannendes Angebot für den Mönchengladbacher Nachwuchs bietet die
MGMG mit der Stadt-Tour für Kinder am Samstag, dem 17. November. Die
kleinen Stadt-Erkunder ziehen "Von Spiel zu Spiel durch die Altstadt",
erleben Abenteuer und hören Geschichten. Ein Riesenspaß für kleine
(und auch für große) Mönchengladbacher, die Geschichte richtig
lebendig werden lassen wollen. Gestartet wird um 17 Uhr am Parkplatz
Geroweiher, Schild "Stadt-Touren". Taschenlampen sollten nicht
vergessen werden!

Die Tour dauert etwa 90 Minuten und kostet 8 Euro für Kinder (inkl.
Verkleidung und Malbuch) und 4 Euro für Erwachsene zzgl. einer
Bearbeitungsgebühr von 2,20 Euro pro Buchung.

Für diese Tour, die sich sehr gut auch für Kindergeburtstage eignet,
gibt es Karten beim Reisebüro Haupts (Tel.: 02161-82 09 80), beim
Ticket- und Infoservice der FIRST-Reisebüros (Tel.: 02161- 27 41 61)
sowie online unter www.stadttouren-mg.de. (MGMG/prs)

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Donnerstag, 8. November 2018

Stadt Mönchengladbach
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THEATER/1381: Unna - "Die kleine Hexe" am 20. November 2018


Stadt Unna

Kindertheater: Die kleine Hexe



Kreisstadt Unna. Seit Generationen hat die Geschichte rund um die
kleine Hexe, den Raben Abraxas und die giftige Muhme Rumpumpel nichts
an ihrer großen Beliebtheit eingebüßt. Und das hat gute Gründe: sie
strotzt vor Humor, ist tiefsinnig und macht Mut!

Worum geht's? - Die kleine Hexe ist gerade mal 127 Jahre alt und wird
deswegen von den Großen einfach nicht für voll genommen. Erstmal solle
sie eine gute Hexe werden, dann dürfe sie vielleicht beim großen
Walpurgistanz dabei sein. Mit Feuereifer schwingt sie fortan den
Zauberstab für die Armen und gegen die Grobiane. Als sie siegessicher
zur Hexenprüfung erscheint, tritt ein unerwartetes Missverständnis zu
Tage: für den Hexenrat hat eine gute Hexe gallebitterböse zu sein! -
Aber da spielt die kleine Hexe nicht mit!!

Das Luna Theater aus Beulich verwandelt die beliebte Geschichte von
Otfried Preussler in ein fesselndes Schauspiel mit Musik, Masken und
Magie.

Karten für die Aufführung sind im i-Punkt des Zentrums für Information
und Bildung für 5 Euro (Kinder) und 5,50 Euro (Erwachsene) erhältlich.

Info: Bereich Kultur, 02303/ 103-722

Termin: Dienstag | 20. November 2018 | 15 Uhr 

 Ort: Erich Göpfert Stadthalle | Parkstraße 44 | 59425 Unna

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Donnerstag, 8. November 2018
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THEATER - PUPPENTHEATER/294: Leer - Märchen und Musik bei "Kinder musizieren für Kinder" am 24.11.




Märchen und Musik bei "Kinder musizieren für Kinder"

Kinderkonzert am 24. November ab 15 Uhr // Oldersumer Puppenspölers
führen "Dornröschen" auf

Die Kreismusikschule des Landkreises Leer lädt zum Kinderkonzert unter
dem Motto "Kinder musizieren für Kinder" am 24. November um 15 Uhr in
den Konzertsaal der Kreismusikschule ein. Bereits zum dritten Mal
haben Kinder aus dem Elementarbereich sowie Vor- und Grundschüler im
Rahmen dieses Konzertformats die Möglichkeit, erste Bühnenerfahrungen
zu sammeln.

Das Märchen "Dornröschen" wird zur Hauptrolle des Nachmittags. Das
mehr als 500 Jahre alte Stück stammt ursprünglich aus Italien und wird
im zweiten Teil des Programms von den Oldersumer Puppenspölers
aufgeführt. Sechs Frauen und ein Mann spielen klassisches
Handpuppentheater und begeistern mit ihrer frischen, detailreichen und
humorvollen Spielweise kleine und große Zuschauer. Die Theatergruppe
spendet regelmäßig den Erlös ihrer Aufführungen und wurde für ihr
Engagement bereits mit dem Niedersachsenpreis für Bürgerengagement und
dem Innovationspreis der Bundesarbeitsgemeinschaft der
Freiwilligenagenturen ausgezeichnet.

Den ersten Teil gestalten Schülerinnen und Schüler der
Kreismusikschule, die in verschiedenen Besetzungen ihre Musikstücke
vortragen. Grundschüler aus den dritten Klassen der Plytenbergschule
in Leer singen unter der Leitung von Wiebke Schmidchen Lieder zum
Märchen Dornröschen.

Der Eintritt ist frei. Um eine Spende zu Gunsten der 
"Hospiz-Initiative", die in Leer Trauerarbeit mit Kindern und Jugendlichen
durchführt, wird gebeten.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 7. November 2018
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AKTION/945: Lippstadt - "Nacht der Lichtkunst" am 24. November 2018


"Nacht der Lichtkunst", die Dritte

Geführte Lichtreisen zu 43 Kunstwerken in zehn Städten



Lippstadt. Bereits zum dritten Mal präsentiert HELLWEG - ein LICHTWEG
e.V. am Samstag, 24.11.2018, die Nacht der Lichtkunst, für die ab
sofort Karten an allen HellwegTicket-Vorverkaufsstellen erhältlich
sind. In dieser Nacht stehen die Lichtlandmarken, illuminierten
Industriedenkmäler und Werke der Lichtkunst des östlichen Ruhrgebiets
wieder einmal im Fokus. Denn das Städtenetzwerk, das aus zehn Städten
und Gemeinden der Hellweg-Region besteht (Ahlen, Bergkamen, Bönen,
Hamm, Fröndenberg, Lippstadt, Lünen, Schwerte, Soest, Unna),
präsentiert die 43 Lichtkunstwerke, die unter anderem von James
Turrell, Mario Merz, Kazuo Katase, Rosemarie Trockel, Mischa Kuball,
Maik und Dirk Löbbert stammen, zum dritten Mal in gebündelter Form.

Stand im vergangenen Jahr ein umfangreiches Programm rund um die
örtlichen Lichtkunstwerke im öffentlichen Raum im Vordergrund, so sind
es in diesem Jahr die geführten Lichtreisen, die mit unterschiedlichen
Touren die beteiligten Städte und deren Lichtkunstwerke miteinander
verbinden. Alle angebotenen Lichtreisen mit Ausnahme der autark
pendelnden Hop-on/Hop-off-Reise werden den Knotenpunkt Unna mit seinem
besonderen Spielortprogramm anfahren.

Neben einer Familienlichtreise, die nach Bönen und Bergkamen führt,
werden drei Lichtreisen in die Region angeboten, die eine Kurzführung
durch das Zentrum für Internationale Lichtkunst Unna beinhalten. Die
erste der drei Reisen führt neben Lünen und Schwerte nach Fröndenberg
(Startpunkt/Endpunkt: Lünen), bei der zweiten Reise werden die
Lichtkunstwerke in Bönen, Bergkamen und Hamm besucht
(Startpunkt/Endpunkt: Unna) und die dritte Reise legt ihren
Schwerpunkt auf die Kunstwerke in Schwerte und Bergkamen
(Startpunkt/Endpunkt: Bergkamen).

Ein nützlicher Wegweiser für alle, die sich auf den Weg zu den
Lichtkunstwerken der Hellweg-Region machen, ist die Website
www.hellweg-ein-lichtweg.de. Kompakt zusammengefasste Informationen
liefert außerdem ein Flyer, der unter anderem in der Kulturinformation
im Rathaus und im Stadthaus ausliegt.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Donnerstag, 8. November 2018
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ARBEITERSTIMME/377: Wie die EU ihre Außengrenzen "sichert"


Arbeiterstimme Nr. 201 - Herbst 2018

Zeitschrift für die marxistische Theorie und Praxis

Die Befreiung der Arbeiterklasse muß das Werk der Arbeiter selbst
sein!

"Ordnen, Recht durchsetzen, begrenzen"

Wie die EU ihre Außengrenzen "sichert"



Das Law-and-Order-Zitat in der Titelzeile ist dem Statement entnommen,
das der parlamentarische Geschäftsführer der CSU-Landesgruppe im
Bundestag, Stefan Müller, am 6. September in einem Medieninterview
anlässlich der Klausurtagung der Landesgruppe bei Berlin zum Asyl- und
Migrationsthema abgab. Es passt zu dem, was die Europäische Union seit
geraumer Zeit an verschärfter Asyl- und Migrationspraxis an den Tag
legt. Weitgehend einig ist man sich dabei in den Zielen von Kontrolle,
Abschottung und Abwehr. Anhaltende Probleme und Streitigkeiten gibt es
z. B. bei der Frage der Lastenverteilung, wieviel Flüchtlinge und
Schutzsuchende jedes EU-Mitglied aufnehmen und unterbringen soll. Hier
gehen die Vorstellungen von "Obergrenzen" bis zur Blockade weit
auseinander. Man könnte sagen, dass einzelne EU-Staaten einen riesigen
Hype veranstalten, je nach politisch-ideologischer Ausrichtung ihrer
Regierungen, bei der Betonung der "Gefahr", von Flüchtlingen quasi
"überrollt" und "überfremdet" zu werden und die Dinge administrativ
nicht mehr im Griff zu haben. Die wahre Sachlage dahinter ist dabei
selten der vernünftige Faktenratgeber.

Wer kommt nach Europa?

Dabei ist die Zahl derer, die es schaffen, bis nach Europa zu
gelangen, vergleichsweise gering, wenn man bedenkt, dass es nach
Berechnungen des UNHCR-Flüchtlingshilfswerks und der Internationalen
Organisation für Migration (IOM) aktuell etwa 68,5 Millionen (2016:
65,6) weltweit Flüchtende gibt, von denen jedoch 85 Prozent
Binnenflüchtlinge in einzelnen Ländern sind oder in benachbarte Länder
flüchten, um in der Nähe ihrer Heimat zu bleiben. Zudem wirkt wenig
überzeugend, dass eine im Vergleich wohlhabende EU mit mehreren
hundert Millionen Einwohnern es offenbar nicht zu schaffen vermag,
einige wenige Millionen Menschen zusätzlich aufzunehmen. Allein die
Türkei hat ca. 3,5 Millionen geflüchtete Syrer, Iraker und Afghanen
aufgenommen (und lässt sich das von der EU teuer bezahlen), weitaus
kleinere Länder wie der Libanon über eine Million und Jordanien ca.
700.000, die meisten davon leben in riesigen Zeltstädten, dazu zum
Teil noch unter Wüstenbedingungen. Der Anteil der Flüchtlinge in
Deutschland beträgt gerade mal ungefähr 2 Prozent an der Bevölkerung.
In Ost-Afrika existieren riesige Flüchtlingslager in Äthiopien, Kenia
und Uganda mit Zehntausenden Geflüchteten aus Somalia, Eritrea und dem
Südsudan. Es sind Menschen, die vor Kriegen, Gewaltkonflikten,
staatlicher und bandenmäßiger Gewaltwillkür in ihren Ländern flüchten.
Aber auch Klimafolgen, Landfrage und ungleiche Einkommensverteilung
treiben sie an. Viele haben kein Geld für teure Fluchten und brechen
oft ohne jede wirtschaftliche Perspektive von ihrer Heimat ins
Ungewisse auf, um unterwegs irgendwo zu stranden.

Eine historische "Hypothek"

Kriege und Konflikte in Afrika sind häufig noch Spätfolgen von
Kolonialismus und Neokolonialismus, für die bestimmte europäische
Länder wie Großbritannien, Frankreich, Spanien, Portugal, Italien,
aber auch Deutschland (siehe Herrero-Massaker) eine nicht geringe
historische Verantwortung tragen. Nun sind es nicht mehr die direkt
kolonial Unterdrückten und Ausgebeuteten, die Verdammten dieser
Erde, wie sie der algerische Arzt und Freiheitskämpfer Frantz
Fanon einmal nannte und in seinem Buch beschrieb, sondern deren
nachkommende Generationen, die mit meist nur vagen, unklaren
Vorstellungen und Erwartungen nach Europa streben. Der Zug der
"Verdammten" und ihr Leid scheinen nicht abzureißen. Die EU versucht,
bestimmte Länder in Afrikas Norden durch finanzielle Anreize,
Ausbildung und Unterstützung von deren Polizei und die Aussicht auf
Investitionsvorhaben dafür zu gewinnen, für Europa die Drecksarbeit
bei der Kontrolle, Eindämmung und Abwehr der Flüchtlinge zu erledigen.
Eine Politik der Einmischung unter dem Zeichen vermeintlicher
"Bekämpfung von Fluchtursachen". Dafür sind die Verhältnisse im
Bürgerkriegsland Libyen, die meterhohen Doppelzäune in den spanischen
Exklaven Ceuta und Melilla an Marokkos Mittelmeerküste und die
konsequente Schließung der Balkanroute und nun des zentralen
Mittelmeerkorridors sprechende Zeugnisse. Doch Europa, wo man auf
freien Welthandel und kapitalistisches Wachstum schwört, kann
schwerlich Regierungen in Afrika glaubhaft in die Pflicht nehmen,
ihren Menschen eine sichere Heimstatt zu bieten und auskömmliche
Existenz zu ermöglichen. Zu sehr gehört gerade das o. g.
Weltwirtschaftscredo zu den Faktoren, die Afrikas Probleme strukturell
wesentlich mit bedingen und den Kontinent im Klammergriff des globalen
Anlagekapitals und der Börsengeschäfte der Finanztransakteure in den
Metropolen halten.

Der neue Nutzen

Afrika wurde bisher zuallererst gesehen und gebraucht als billiger
Rohstofflieferant und offener Absatzmarkt mit inzwischen allerdings
riesigen Investitionsperspektiven in den kommenden Jahren und
Jahrzehnten. Der Kontinent hat jetzt schon über 1,1 Milliarden
Bewohner, wird diese Zahl bis 2050 noch verdoppeln und bis 2100
voraussichtlich vervierfachen (Angaben nach Fischer Weltalmanach
2015). Eine Stadt beispielsweise wie Nairobi in Kenia war in den
1920er und 30er Jahren unter britischem Mandat noch ein beschauliches,
provinzielles "Kaff" mitten in der Savanne mit ca. 30.000 Einwohnern
in einer Ansammlung von Hüttenbehausungen, Kolonialgebäuden und
englischen Grundbesitzervillen, wo es nicht eine geteerte Straße gab.
Heute platzt sie mit mehr als drei Millionen Menschen, Büro- und
Wohnhochhäusern, Stadtautobahnen und internationalem Flughafen aus
allen Nähten. Wer nicht wie China, die zweitgrößte Volkswirtschaft der
Welt, jetzt mit ihrer Afrika-Offensive (60 Milliarden Dollar
Investitionsvolumen ab sofort) handelt, wird später das Nachsehen
haben. Bisher sind es von den ca. 400.000 Unternehmen in Deutschland
lediglich etwa 800 (0,2 %), die in Projekte in Afrika investieren. Man
scheut vor allem das Risiko der unsicheren politischen Lage in vielen
Ländern. China finanziert und baut (meist mit eigenen Arbeitern) im
Rahmen seiner Welthandels-Initiative "Neue Seidenstraße" in
Afrika alles: Bürokomplexe, Eisenbahnen, Straßen, Brücken, Staudämme,
Rohstoffverarbeitungsindustrien, Produktionsstätten, Flughäfen,
Wohnstädte, Schulen, Krankenhäuser usw. Angeblich, wie gerade auf dem
China-Afrika-Gipfel in Peking mit 54 Teilnehmerstaaten aus Afrika von
Staatschef Xi ausdrücklich betont wurde, ohne Gegenleistungen zu
erwarten oder den Kontinent in die Abhängigkeitsverschuldung stürzen
zu wollen. Doch das kleine Land Djibouti am strategisch wichtigen
Ausgang des Roten Meers dankte dies schon mal mit der Gewährung der
Stationierungsrechte für den ersten Militärstützpunkt Chinas außerhalb
seiner eigenen Grenzen.

Zweifelhafte Partner an Europas Südflanke

Längst weiß auch die deutsche Bundesregierung aus den Berichten des
Diplomatischen Dienstes des Auswärtigen Amts genau Bescheid über die
verheerenden, menschenunwürdigen Zustände in libyschen
Gefängnislagern, wo Insassen misshandelt und gefoltert, Frauen
vergewaltigt und zu Zwangsarbeit und Prostitution gezwungen werden und
allseits Korruption herrscht. Doch Libyen ist Kooperationspartner der
EU im Vorgehen gegen Flüchtlinge. Die deutsche Bundeskanzlerin Merkel
plädierte auf dem EU-Gipfel am 28./29. Juni d. J. in Brüssel dafür,
die korrupte libysche Küstenwache "ihre Arbeit ungestört" machen zu
lassen. Die neue rechte italienische Regierung unter einer Lega-/Fünf-
Sterne-Koalition rüstete die libysche Küstenwache vor kurzem mit 12
weiteren Schiffen aus, davon 10 Patrouillenschnellboote der eigenen
Küstenwache und zwei größere Schiffe der Finanzpolizei. Unter der
Vorgängerregierung hat Italien 2013 noch die rein italienische
Marine-Hilfsmission "Mare Nostrum" gegründet, um
Bootsflüchtlinge zu retten und ausschließlich nach Italien zu bringen.
Vorausgegangen war die Katastrophe des Untergangs eines lecken,
überfüllten Flüchtlingsbootes zwischen der libyschen Westküste und der
nur 300 km entfernten italienischen Insel Lampedusa, bei der auf einen
Schlag über 600 Menschen ertranken. Die Zahl der mittlerweile so oder
ähnlich Ertrunkenen liegt inzwischen bei über 12.000, genaue Daten
gibt es nicht, die Dunkelziffer könnte noch viel höher sein. 2015 hat
Italien die Aktion "Mare Nostrum" wieder eingestellt. Die EU hat dafür
die Marine-Mission "Sophia" mit gemischter, darunter auch deutscher
Beteiligung des Marine-Versorgers "Mosel" ins Leben gerufen. Man
wählte dafür ausgerechnet den Namen eines auf einem Rettungsschiff
neugeborenen Flüchtlingsbabys. Die "robuste" Hauptaufgabe von "Sophia"
ist nun die "Amtshilfe" bei der Bekämpfung von Schleuseraktivitäten
und Schlepperbanden entlang der libyschen Küste und die Ausbildung und
Schulung der libyschen Küstenwache in Kontroll- und
Sicherheitstechniken. Die Rettung Schiffbrüchiger ist dagegen nur noch
Nebenzweck, wozu man laut internationalem Seerecht ohnehin
verpflichtet ist. Der Unterschied ist, dass man nicht mehr
ausdrücklich nach Flüchtlingen auf dem Meer sucht. Gleichwohl
berichteten unlängst Sprecher der Mission, man habe seit ihrem Start
ungefähr 40 bis 50.000 Menschen aus Seenot gerettet.

Schlüsselstellung Libyens

Es ist bekannt, dass die libysche Küstenwache bei der "ungestörten"
Ausübung ihrer Aufgabe mitunter rigoros bis nicht selten brutal zu
Werke geht. Offiziere und Mannschaften stehen z. T. unter Verdacht,
selbst in korrupte Abmachungen mit den Schleusern verstrickt zu sein.
Flüchtlinge identifizieren immer wieder einzelne Küstenwächter der
Beteiligung an Misshandlungen und Schiebungen, bis hin zu
Menschenhandel. Es wurde von Aktivisten auf zivilen Rettungsschiffen
beobachtet und berichtet, wie die libysche Küstenwache sogar auf
Flüchtlingsschlauchboote mit Maschinenpistolen schoss, um sie zu
versenken. Nicht selten werden die Schiffe der Nichtregierungs-
Rettungsorganisationen zum Ziel für riskante Rammmanöver, wenn sie
gerade Flüchtlinge aufnehmen wollen. "Sophia"-Schiffe halten sich im
"Stand-by" außerhalb der 12-Meilen-Zone und überlassen das, was dort
abseits der Medienöffentlichkeit passiert, der libyschen Küstenwache.

Libyen ist seit Beginn des Bürgerkriegs 2011 als Folge des "Arabischen
Frühlings" und der Liquidierung von Machthaber al-Gaddafi mithilfe von
französischen und britischen Luftschlägen zur Unterstützung von
Aufständischen ein staatsloses, chaotisches Gebilde. Es gibt zwei
konkurrierende Regierungen, eine weltlich orientierte im Westen und
islamisch ausgerichtete im Osten des Landes, die sich auf miteinander
verfeindete Milizen stützen und nur begrenzte Landesteile
kontrollieren. Der Rest zerfällt in verschiedene Einflussgebiete bis
zu solchen von kriminellen Banden und den von libyschen Untergruppen
des Islamischen Staats gehaltenen. Nur die westliche Regierung in
Tripolis, die lediglich bestimmte Küstenabschnitte und das Gebiet um
die Hauptstadt beherrscht, ist international anerkannt. Sie
kontrolliert nur 7 der 32 Gefängnislager für Flüchtlinge im ganzen
Land. Auch die Hauptstadt Tripolis ist nicht sicher und erlebte gerade
Ende August aufflackernde Häuserkämpfe rivalisierender Milizen, bei
denen mindestens 49 Menschen ums Leben kamen. Energisch wehrt sich die
Regierung in Tripolis bisher dagegen, auf ihrem Territorium
lager-ähnliche "Transitzentren" der EU einzurichten und schlägt auch
finanzielle EU-Hilfe dafür im Gegenzug aus. Sie verhält sich damit
ähnlich widerständig, Europas Außengrenzsicherung zu übernehmen wie
Ägypten und die drei Maghreb-Staaten Marokko, Algerien und Tunesien,
die EU-Lager bei sich ablehnen und alle drei zu "sicheren
Drittstaaten" erklärt wurden, um Flüchtlinge ohne Asylberechtigung aus
der EU dorthin "rückführen", d.h. abschieben zu können. West-Libyen
bringt auf dem Mittelmeer aufgegriffene Flüchtlinge zurück in die
berüchtigten eigenen libyschen Lager, die gefürchtet sind. Das UNHCR
schätzt, dass zur Zeit etwa eine Million Flüchtlinge in Libyen
festsitzen.

Italiens neues Grenzregime zum Mittelmeer

Italien war vor der jetzigen Regierung mit seinen Häfen
Hauptanlandepunkt für auf dem Mittelmeer gerettete Bootsflüchtlinge.
Die neue italienische Koalitionsregierung von rechtsextremer Lega und
populistischer Fünf-Sterne-Bewegung lehnt es seit Juni ganz ab,
gerettete Flüchtlinge noch ins Land aufzunehmen, solange, wie ihr
Innenminister Matteo Salvini von der Lega verkündete, bis die EU ihre
Außengrenzen wirksam schützt. Salvini, der in US-Präsident Trump einen
großen Bewunderer hat, hält nicht viel von Humanität, für ihn sind
Flüchtlinge zynischerweise nur "Menschenfleisch". Die Folge war eine
Schließung der italienischen Häfen für zivile wie militärische
Rettungsschiffe der Mission "Sophia" und sogar die Boote der eigenen
Küstenwache, Schiffe, die dennoch mit Geretteten anlanden wollten,
wurden vor der Küste auf Reede liegend auf tagelange Wartepositionen
gezwungen bis zum Eintreten kritischer Lagen an Bord für Kinder und
Kranke, die an Land gebracht werden durften. Zugleich entfachten
Italien und im Schlepptau auch der kleine Inselstaat Malta eine
Kampagne gegen die zivilen Rettungsschiffe verschiedener NGOs wie
"Lifeline", "SeaWatch", "SOS-Mediterranee"/"Ärzte ohne Grenzen",
"Jugend rettet" u.a. Rettungsschiffe in Häfen wurden am Auslaufen
gehindert, einzelne sogar beschlagnahmt. NGO-Erkundungsflugzeuge
belegte man mit Startverbot. Schiffsführer wie der deutsche Kapitän
Reisch von der "Lifeline" klagte man vor Gericht an unter
fadenscheinigen Vorwänden wegen unkorrekter Zulassungspapiere. Ihm
drohen 1 Jahr Gefängnis und eine hohe Geldstrafe. Kapitänen und
Besatzungen wird in kriminalisierender Weise "Kumpanei" mit
Schlepperorganisationen in Libyen vorgehalten. Systematisch wird
versucht, die NGO-Schiffe von den sog. search-and-rescue-zones (Such-
und Rettungszone) fernzuhalten. Im Juni/Juli fuhr keines der insgesamt
12 zivilen Rettungsschiffe zu Einsätzen mehr aufs Meer hinaus. In nur
zwei Wochen verloren währenddessen auf dem Mittelmeer etwa 7-800
Menschen ihr Leben durch Ertrinken. Bis August waren es in diesem Jahr
insgesamt 1.500. Seit es neuerdings kontingentierte Abnahmezusagen
mehrerer EU-Länder wie Spanien, Frankreich, Deutschland u. a. gibt,
gestattet Italien teilweise wieder ein Anlanden, wenn es die
Geretteten von anderen Staaten abgenommen bekommt. Ein erpresserisches
staatliches Handeln zu Lasten von Schutzsuchenden.

EU-"Schutzwall" in Sahelzone

Libyen als lange Zeit offener Durchgangskorridor ist für Flüchtlinge
aus der im Süden angrenzenden Sahelzone und Subsahara-Region bis zur
Äquatorial-Grenze zum Zielpunkt geworden. Zur Subsaharazone zählen
Länder wie etwa Senegal, Liberia, Elfenbeinküste, Ghana und Nigeria.
Im nordafrikanischen Abschnitt des "Krisenbogens" von der
Atlantikküste über die Sahara, den Nahen/Mittleren Osten bis nach
Afghanistan und Pakistan liegen die Sahel-Staaten Mauretanien, Mali,
Niger, Tschad, Sudan (Darfur-Region), Südsudan und Eritrea, die zu den
ärmsten des Kontinents gehören, wo rund 70 Millionen Menschen leben.
Auf diese beiden Regionen richtet sich immer mehr das Augenmerk der
EU. Auf einer internationalen Geberkonferenz Anfang September in
Berlin, wurde beschlossen, die bisherige Finanzhilfe für die
notleidende Bevölkerung in der Tschadsee-Region um weitere 1,7
Milliarden Euro aufzustocken. Die Sahel-Länder haben kaum entwickelte
Ökonomien, wenig vorhandene lokale Industrie und Energieressourcen,
nur mangelhafte Verkehrsinfrastruktur, dafür zum Teil gefragte
Bodenschätze wie Gold (Mali), Uran, Erze (Niger), Öl (Tschad mit
Pipeline zum Golf von Benin) und Lithium, das Europa braucht für die
Batterien seiner E-Mobile. In einzelnen Ländern gibt es sporadisch
EU-Pilotprojekte, die nationale Wirtschaft zu beleben und
Produktionsstätten wie den Cashew-Nüsse-Anbau in Mali zu fördern. Doch
oft verlassen die EU-Teams nach dem Anschub diese Projekte wieder,
deren Beschäftigte dann allein zurechtkommen müssen, wo es an allem
fehlt: an Bedienpersonal für die Maschinen, an Ersatzteilen, an
Vertriebsnetzen, Transportmitteln usw. Im Fall der Cashew-Fabrik
legten die Beschäftigten ihre Ersparnisse zusammen, um den Betrieb
fortzuführen. Die Menschen (über-)leben von Subsistenzwirtschaft
(Selbstversorgung), Kleinhandel auf Märkten, etwas Viehzucht, auch vom
Tourismus und dem Geld, das emigrierte Angehörige aus dem Ausland
transferieren. Die Arbeitslosenquote liegt inoffiziellen Schätzungen
(es existieren keine verlässlichen Statistiken) nach bei über 50
Prozent. Es mangelt an sauberem Wasser und elektrischem Strom. In
Abwanderung und Binnen- wie Außenmigration aus ökonomischen Gründen
("Wirtschaftsflucht") sehen viele ihre einzige Chance. Wer es in den
industrialisierten (europäischen) Norden schafft, Aufnahme und Arbeit
findet, unterstützt von dort die Angehörigen zuhause. Wer unterwegs
scheitert, gilt in den Großfamilien oft als Versager und kann sich
nicht mehr zuhause sehen lassen. Ein besonderes zusätzliches Stigma
für jene, die als Asylsuchende abgewiesen und zurückgeschickt werden.

In Mali sind im Rahmen der UN-Mission MINUSMA neben 1.000
französischen Soldaten (urspr. 2.500) auch etwa 1.100 deutsche
Soldaten eingesetzt, die für Sicherheit und Schutz gegen islamistische
Rebellen sorgen sollen. Die EU unterhielt von 2014 bis 2016 die
Trainingsmission EUTM Mali zur Ausbildungsunterstützung und Beratung
der Armee. Seit 2015 gibt es EUCAP Sahel Mali als zusätzliche
Trainingsmission für die Polizei, Gendarmerie und Nationalgarde. Nach
Aussagen Einheimischer habe dies jedoch das Land nicht sicherer
gemacht, Die deutschen und anderen UN-Soldaten, heißt es, würden nur
sich selbst schützen. Stark nachgefragt sind Sicherheits- und
Kontrolltechniken, deren Industrie ist neben dem Flüchtlingsgeschäft
der boomende Milliardenmarkt im Norden Afrikas, die sogar die
Tourismusbranche an Bedeutung verdrängt haben. Europäische und andere
Anbieter von Kleinwaffen und Überwachungs-High-Technik sind auf den
Messen dort präsent, wo man gegen gutes Geld so gut wie alles bekommt,
was die Regierungen begehren. Die Lieferanten haben begreiflicherweise
kein erhöhtes Interesse an einer verbesserten Sicherheitslage.

Das Flüchtlingsgeschäft in Agadez

In der Republik Niger als wichtigem Transitland (Durchgang für 80 %
aller Flüchtlinge nach Libyen) ist die Lage für Flüchtlinge besonders
prekär und lebensbedrohlich. Hier ist die EU auf mehreren Ebenen zu
deren Abwehr aktiv. Sie finanziert mit Millionenbeträgen die
Ausrüstung und Schulung der nigrischen Grenzpolizei, stattet sie mit
modernen Pickup-Kleinlastwagen aus, auf denen Maschinengewehr-Lafetten
montiert sind. Sie hat ferner in der Wüstenstadt Agadez (rd. 125.000
Einw.), einem traditionellen Knotenpunkt im Zentrum des Landes von
Karawanen aus der Zeit des Sklavenhandels, EU-"Transitzentren" im Stil
des Seehofer-Migrationsplans eingerichtet. Sie sollen Flüchtlinge
erfassen, registrieren, in Auffanglager weiterleiten oder nach Prüfung
von Asylersuchen für europäische Länder bei Aussichtslosigkeit
möglichst gleich zurückweisen. Dazu arbeiten dort von EU-Fachpersonal
ausgebildete afrikanische Mitarbeiter. Wer das weiß, umgeht diese
Stellen von vorneherein, riskiert dann aber, wo man hinkommt, sofort
eine "unerwünschte Person" zu sein und etwa in Libyen interniert zu
werden. Mit Flüchtlingstransporten lässt sich viel verdienen und so
sind viele kleine örtliche Transportunternehmer und Pick-up-Besitzer
in das Schleusergeschäft verwickelt, was es ziemlich unüberschaubar
macht. Eine Zeitlang kaufte ihnen die EU ihre Pick-ups ab und stellte
sie am Stadtrand von Agadez sicher, doch davon ist man wieder
abgerückt. Die wenigen befahrbaren Sandpisten Richtung Norden nach
Libyen werden inzwischen von der Polizei scharf bewacht und durch
ständige Patrouillen kontrolliert. Ein Durchkommen ist nur noch auf
gefährlichen Umgehungen der Kontrollpunkte möglich. Die Flüchtlinge
besteigen die Pick-ups der Schleuser außerhalb der Stadt, manchmal bis
zu 50 Personen pro Fahrzeug. Pro Person kann dies bis zu mehrere
hundert oder tausend Dollar kosten. Nachts wird dann versucht, die
Polizeikontrollen zu Fuß zu umgehen. Viele haben sich dabei schon
verirrt und wurden nie wieder gesehen. Andere geraten in plötzlich
aufkommende Sandstürme oder Starkregenfluten und kommen dabei um, wenn
sie orientierungslos von Schleusern, die sich allein absetzen, im
Stich gelassen werden. Täglich gibt es neue Berichte über Tote und
Vermisste aus der vergangenen Nacht. Ein Flüchtling in Agadez
beschreibt die Tragödie gegenüber dem Team des ARD-TV-Magazins
Monitor so: "Die Toten auf dem Mittelmeer sieht man, die
Toten in der Wüste sieht man nicht." Und ein anderer fügt hinzu:
"Die europäischen Staaten sollten aufhören damit, den Diktatoren
der Region und ihren korrupten Polizeibehörden viele Millionen Euro
für ihre Kooperation zu bezahlen." Warum die EU stattdessen diese
Gelder nicht für sichere Wege des Fortkommens und eine
menschenrechtliche, menschenwürdige Asylpraxis einsetzt, erschließt
sich vernünftiger Überlegung nicht.

Kanzlerin Merkel auf Subsahara Besuchstour

Dem Zweck u. a. solcher "Kooperationen" mit afrikanischen Regierungen,
deren Führer bisweilen nicht gerade bestbeleumundet sind, diente auch
Merkels Good-Will-Reise im August durch die Subsahara-Länder Senegal,
Ghana und Nigeria, wo zusammen über 215 Millionen Menschen leben. In
allen drei Ländern liegt das jährliche Wirtschaftswachstum über fünf
Prozent. Begleitet wurde sie dabei neben ausgewählten Berliner
Journalist*innen und deutschen Wirtschaftsvertretern auch von
CSU-Entwicklungsminister Gerd Müller. Er fordert schon länger einen
umfassenden "Marshallplan" für Afrika, einen EU-Afrika-Kommissar und
deutlich mehr Investitionen, freilich ohne das
kapitalistisch-imperialistische System dabei in Frage zu stellen. Im
ZDF-morgenmagazin vom 30. August sagte er: "In den nächsten 10 Jahren
wird in Afrika mehr gebaut als in ganz Europa in den letzten 100
Jahren." Bei der Verabschiedung seines Etats für
Entwicklungszusammenarbeit im Bundestag Anfang Juli, musste Müller
noch eine empfindliche Kürzung von rund 1 Milliarde Euro hinnehmen.
Die Mitarbeiterin Brigitte Erler im Entwicklungsministerium von Erhard
Eppler (SPD) während der letzten Schmidt-Genscher-Regierung,
quittierte schon Anfang der 1980er Jahre ihren ministeriellen Dienst,
weil sie unter Beschreibung der Mechanismen solche Art der Hilfe als
"tödlich" bezeichnete und nicht länger daran mitwirken wollte.
(Brigitte Erler: "Tödliche Hilfe"). Die genannten drei Länder sollen
Millionen Euro an staatlichen Hilfen erhalten. Für Ghana und Nigeria
stellte das Delegationsmitglied von Volkswagen zwei Fertigungsstätten
für Fahrzeugteile in Aussicht. Nigeria ist mit 188 Millionen
Einwohnern Afrikas bevölkerungsreichstes Land mit zweitstärkster
Wirtschaftsleistung des Kontinents hinter Südafrika. Es verfügt neben
Staaten wie der Demokratischen Republik Kongo (vorm. Zaire), Südafrika
und Tansania mit über das aussichtsreichste Entwicklungspotenzial und
ist größtes, afrikanisches Erdölförderland an 12. Weltposition. Trotz
der reichen Ölvorkommen und zahlreicher Bodenschätze kann das Land
seine vielen Menschen nicht genügend ernähren und mit Arbeit
versorgen. Der dünner besiedelte Norden ist teilweise Operationsgebiet
der islamistischen Boko Haram-Milizen. Durch die Verschmutzung des
Grenzflusses Niger steuert das Land einer riesigen Umweltkatastrophe
entgegen. Über weite Abschnitte führt einer der längsten afrikanischen
Flüsse mit seinem einst großen Fischreichtum, der vielen Familien Brot
und Existenz sicherte, keine Fischbestände mehr und ist zur stinkenden
Ölkloake verkommen.

Verschärfung des EU-Asyl- und Migrationsregimes seit 2015

Die Veränderungen bei der europäischen wie auch deutschen Asyl- und
Migrationspolitik sind nur nachzuvollziehen und zu verstehen vor dem
Hintergrund der Entwicklungen in diesem Punkt seit etwa
Spätsommer/Herbst 2015, als über 1 Million Flüchtlinge über die sog.
Balkanroute nach Europa kamen. Dass da ein großes Problem auf die
Länder der EU zukommen könnte, ist jedoch schon seit mindestens
2012/13 absehbar und lange geschah nichts, sich darauf vorzubereiten
und gefasst zu sein. Deutschland nahm damals im Zug einer humanitären
Geste, verkörpert in Kanzlerin Merkels Willkommenssatz "Wir schaffen
das", auf einmal fast 900.000 Menschen auf, die nach und nach aufs
ganze Land auf teils provisorische Flüchtlingsunterkünfte verteilt
wurden. Das deutsche Asylrecht wurde auf die Masse bezogen zunächst
auch noch relativ großzügig ausgelegt und gehandhabt, anderes zu
erwarten wäre wegen der großen Zahl von den zuständigen Behörden auch
kaum realistisch und leistbar gewesen. Doch zum Teil schlug die
gastfreundliche Stimmung in der Bevölkerung unter einer massiven,
irrationalen, Angst schürenden rechtspopulistischen Einflussnahme
("Asyl-Tsunami", AfD) bald um, so dass jene bald lauter und fordernder
wurden, die dem Flüchtlingszuwachs im Land einen Riegel verschieben
und die weitere Aufnahme von Schutzsuchenden gestoppt sehen wollten.
Dadurch beeinflußt mehrten sich die Stimmen jener bürgerlichen
Politiker*innen, die die Frage der Kontrolle, Lenkung und Begrenzung,
also des law-and-order, immer deutlicher ideologisch thematisierten
und einseitig rhetorisch zuspitzten. Dies geschah im Blick auf die
Landtagswahlen von 2015/16 und dann auch auf die Bundestagswahl 2017.
Das "besorgte", präventive Reden der Politiker* innen der
demokratischen Mitte gemäß der Stimmungslage im Volk half, wie die
Wahlergebnisse dann alarmierend zeigten, alles nichts, die in einem
erstarkenden Rechtstrend der etablierten Mitte-Ideologie eine Abfuhr
nach der anderen bescheinigten. Dabei hatte die EU 2015 mit
verschiedenen eingeleiteten Maßnahmen schon ein deutliches Zeichen des
Kampfes gegen Flüchtlinge gesetzt: a. durch den EU-Türkei-Pakt,
gegen Zahlung von drei Milliarden Euro an den Erdogan-Staat, über drei
Millionen Flüchtlinge in der Türkei zu halten, sie am Weiterreisen
nach Europa zu hindern und keine weiteren aufzunehmen; b. durch
die robustere "Sophia"-Marinemission; c. durch die Blockade der
Balkanroute, in dem die Orban-Regierung die ungarische Südgrenze
abriegelte; d. durch eine deutliche Stärkung und Ausweitung der
Aktivitäten der EU-Grenzschutz-Agentur Frontex. Es war nur eine Frage
der Zeit, bis sich diese Schritte in einem deutlichen Rückgang der
Flüchtlingszahlen niederschlagen würde, wie es dann auch seither Jahr
für Jahr geschieht. Waren es 2015 noch 890.000 nach Deutschland
eingereiste Asylsuchende, ging diese Zahl 2016 zurück auf 280.000 und
2017 weiter herunter auf 187.000, das sind vier ausverkaufte große
Fußballstadien in ganz Deutschland! (Zahlen: Sozialistische
Zeitung).

Bundestagswahl 2017 und Seehofer-Kampagne

Der Schock über die z. T. starken Verluste der großen bürgerlichen
Volksparteien und dafür das massive Erstarken bundesweit der
rechtsextremen AfD bis zu zweistelligem Prozentanteil bei den
Wählerstimmen und. mit 92 Abgeordneten im Berliner Reichstag, zeigte
eine tiefe Wirkung. Erst im zweiten Versuch gelang nach vergeblichen
Jamaika-Bemühungen für ein Regierungsbündnis Schwarz-Gelb-Grün
eine Regierungsbildung im Frühjahr 2018 zwischen der Union und SPD zu
einem Neuaufguss einer Großen Koalition statt gefürchteter Neuwahlen,
obwohl gerade diese drei Parteien vom Wahlvolk eine bittere Niederlage
bereitet bekamen. Das führte geradewegs zu einer weiteren Verschärfung
der politischen Stimmungslage und einem Ausschlag des Pendels der
Unzufriedenheit weiter nach rechts, wo eine vermeintliche
"Alternative" für Deutschland lauert, die keine demokratische ist. Das
Thema Asyl und Migration bietet sich wegen seines
Querschnittscharakters als Mix aus demographischen, außen-, innen-,
rechts- und sozialpolitischen Aspekten geradezu an, von einer rechten
politischen Kraft aufgegriffen und bedient zu werden. Seehofer sprach
jüngst von Migration als "Mutter aller Probleme". Alexander Gauland,
einer der beiden Köpfe der AfD-Führung, drückte das Dilemma der
bürgerlichen Großparteien sinngemäß in der Feststellung aus, die
Kanzlerin Merkel sei, solange es sie gäbe, die beste Existenzsicherung
der AfD.

Doch der wirkliche Angriff erfolgte aus der rechten "demokratischen
Mitte". Der medial aufgebauschte, angebliche "BAMF-Skandal" in Bremen,
eine Außenstelle der Migrationsbundesbehörde habe in großem Stil
zugunsten von Asylbewerbern Verfahren manipuliert (Stichwort:
"Abschiebe-Verhinderungs-Industrie"), und der, wie sich inzwischen
herausstellte, keiner war, brachte alles ins Rollen. Nicht lange nach
Bildung der Union-SPD-Regierung brach der neue CSU-Innen- und
Heimatminister Seehofer unionsintern einen beispiellosen politischen
Streit vom Zaun gegen die CDU-Kanzlerin über die "richtige"
Regierungsmethode in der Asyl- und Migrationspolitik. Er trug auch
pathologische Züge einer ausgetragenen persönlichen Fehde, so als
hätte es den verschärfenden Vorlauf in der EU unter maßgeblicher
Initiative von Merkel nicht gegeben. Doch offensichtlich reichte dies
Seehofer und seiner CSU noch immer nicht. In Bayern steht die CSU vor
dem (sicher verkraftbaren) "Abgrund" des abermaligen Verlusts der
absoluten Mehrheit wie schon 2008 mit Umfragewerten im düsteren Keller
von ca. 38 bis 40 Prozent bei der anstehenden Landtagswahl am 14.
Oktober d. J. Die AfD wartet dagegen aus dem Stand mit einer deutlich
zweistelligen Ergebnisprognose für sich auf. Dies dürfte der
schmerzhaftere Stoß sein, den es aus Sicht der populistischen CSU
auszuhalten gilt, rechts von sich eine extreme Partei groß werden zu
sehen (zusehen zu müssen), was nach dem "heiligen" Wort des
Franz-Josef Strauß aus dem Wahlkampf 1986 nie geschehen dürfte. Die
CSU kann sich dennoch eher gelassen darauf einstellen, künftig
vielleicht mit den Freien Wählern und Wählerinnen zu koalieren, die
laut Umfragen bei 9-10 Prozent der Stimmen stehen, tummeln sich dort
überwiegend doch nur enttäuschte und ausgetretene CSU-Funktionäre und
Wähler*innen, die wissen, wie Macht in der CSU funktioniert.
Ministerpräsident Söder bemüht sich derweil um ideologische
Schadensbegrenzung und preist die CSU in seinen Verbalattacken gegen
die AfD als die bessere rechte "Alternative" an.

CSU "rockt EU"

Mit einer ihn treibenden CSU-Spitze (Ministerpräsident Söder;
Landesgruppenchef Dobrindt) im Rücken bzw. Nacken, setzte Seehofer in
seinem politischen Amoklauf Merkel als Protagonistin der "Einheit der
EU" massiv unter Druck und auf EU-Ebene unter ultimativen Zugzwang.
Spätestens auf dem bevorstehenden EU-Gipfel am 28./29. Juni d. J.
sollte sie zu einvernehmlichen Regelungen zu Asyl und Migration mit
den europäischen Partnern im Sinne seines geheim gehaltenen
"Masterplans Migration" gelangen, den nur Seehofer und Merkel offenbar
kannten. Es half der Kanzlerin nichts, im Streit zu versichern, dass
sie mit 62 ½ der 63 Einzelpunkte des Plans ohnehin
übereinstimme. Der halbe Punkt war das Zünglein an der Waage, er
betraf das reklamierte Vorrecht Seehofers, notfalls im nationalen
Alleingang das Heft des Handelns zu ergreifen und Flüchtlinge direkt
an der Grenze abzuweisen. Da dies die "Richtlinienkompetenz" der
Kanzlerin unterminierte, konnte sie sich das nicht bieten lassen und
verkündete ihrerseits, ein Mitglied ihres Kabinetts (ohne einen Namen
zu nennen), das dieser Kanzlerinkompetenz zuwider handeln würde, müsse
sie folglich entlassen. Da hatte Seehofer schon selbst mit seinem
Rücktritt gedroht und zog sich durch Rücktritt vom Rücktritt aus der
Affäre. Nachdem ihm einige wichtige Parteifreunde in München
klausurmäßig arg ins christliche Gewissen geredet haben müssen, nicht
so leichtfertig die Finger von der innenministeriellen Macht zu
lassen. Vor allem CSU-Landesgruppenchef Dobrindt akzeptierte Seehofers
Rücktrittsmanöver nicht. Ein vorzeitiger Abgang Seehofers hätte zudem
die Koalition vermutlich gesprengt.

Mit seinem verwirrenden, man könnte auch sagen verantwortungslosen,
"Rücktritts"-Spiel hatte Seehofer nicht nur die Union, sondern auch
die Koalition an den Rand einer schweren Regierungskrise manövriert.
Es konnte der SPD als bis dahin stiller, teilnehmender Beobachterin
(SPD-Parteichefin Nahles gegenüber der Presse: "Ich kommentiere
keinen Plan, den ich nicht kenne") nicht mehr genügen, als Zeichen
der Präferenz für eine gemeinsame Europa-Lösung in der Migrationsfrage
nur die Europa- statt der Deutschlandfahne auf dem Dach der Berliner
Willy-Brandt-Parteizentrale zu hissen. Das demonstrative EU-Flagge
zeigen bedeutete: Keine Lösung im Asylstreit im nationalen Alleingang,
sondern nur in gemeinsamer EU-Abstimmung, womit die SPD Merkel den
Rücken stärkte und keine Verfahren, die Flüchtlinge in lagerähnliche,
geschlossene Verwahrung zwingen würde. Dazu legte die SPD noch einen
eigenen Fünf-Punkte-Plan vor. Es gelang Merkel, in Brüssel mit 14 (16)
der EU-Mitgliedsländer Absprachen und Zusagen über Entgegenkommen bei
der Frage der Rücknahme von mehrfachen Asylantragstellern gemäß dem
verpflichtenden Dublin-III-Abkommen zu erzielen, d.h. Rückführung in
das EU-Land, wo der Asyl-Erstantrag gestellt wurde. (Anm.: Merkel hält
inzwischen Dublin-III angesichts der Weigerung so vieler EU-Staaten,
Flüchtlinge zurückzunehmen, nicht mehr für realistisch und praktikabel
und nur noch auf freiwilliger Basis möglich!). Es folgten (als
Gesamtergebnis die denkwürdigen Brüsseler Beschlüsse, die ein
gemeinsames europäisches Vorgehen bei Asyl und Migration abstecken und
im Einzelnen festlegen. Merkel gab dies als "wirkungsgleich" mit
Seehofers und der CSU Forderungen aus und lenkte in einen Kompromiss
mit Seehofer ein, der sich darauf nur unter Vorbehalt einließ und
zunächst weiter meckerte und stichelte, bis er von sich aus den Streit
deutungshoheitlich für beendet erklärte. In der CSU frohlockten einige
wie Ludwig Thomas "Münchner im Himmel" und sprachen wie der Parteivize
Manfred Weber davon, dass die CSU "Europa gerockt" und auf ihren Kurs
eingeschworen habe. Der Publizist und Gründer des Politmagazins
Cicero, Wolfram Weimer, meinte am 1.7. im ARD-Presseclub,
die EU-Beschlüsse trügen eine Textur zwischen CSU und AfD, die EU
habe die CSU rechts überholt.

Die Beschlüsse von Brüssel

I. Lager innerhalb Europas: EU-Länder sollen auf freiwilliger Basis
Zentren errichten, in denen Flüchtlinge aufgenommen werden. In diesen
Lagern soll entschieden werden, wer in Europa bleiben darf und wer
nicht. Die Flüchtlinge mit sollen dann auch auf freiwilliger Basis von
anderen EU-Staaten aufgenommen werden. In den vom EU-Rat
veröffentlichten Beschlüssen wird von "kontrollierten Zentren"
gesprochen, die es erlaubten, schnell und sicher zu unterscheiden
zwischen irregulären Migranten, die zurückgeschickt werden und jenen
mit internationalem Schutzbedürfnis.

II. Lager außerhalb Europas: Die Staats- und Regierungschefs fordern
die EU-Kommission auf, schnell Konzepte regionaler Plattformen zu
prüfen, "in enger Zusammenarbeit mit relevanten Drittstaaten sowie
dem UNHCR und IOM". Diese Zentren in Drittstaaten sollen auf dem
Mittelmeer gerettete Flüchtlinge aufnehmen, statt diese nach Europa zu
bringen. Internationales Recht soll eingehalten werden. Allerdings ist
noch unklar, wo diese Zentren entstehen sollen. So hatten sich die
meisten Infrage kommenden Länder bereits im Vorfeld gegen eine solche
Lösung ausgesprochen.

III. Asylbewerber innerhalb Europas: Bei der Vermeidung der sog.
Sekundärmigration von Flüchtlingen innerhalb Europas heißt es im
Abschlussdokument, diese gefährde das gemeinsame europäische
Asylsystem und die Schengenerrungenschaften. Die EU-Staaten sollten
deswegen internationale Maßnahmen ergreifen und außerdem eng
zusammenarbeiten, um dies zu verhindern.

IV. EU-Außengrenzen sichern: Die Grenzschutz-Behörde Frontex soll
besser aufgestellt und mit einem stärkeren Mandat ausgestattet werden,
um die Außengrenzen Europas besser zu schützen. Für die
Außengrenzensicherung sollen die Hilfen für die Sahel-Region und die
libysche Küstenwache aufgestockt werden. Andere Schiffe im Mittelmeer
sollen die Arbeit der libyschen Küstenwache nicht behindern, heißt es
in den Beschlüssen.

V. Gelder für Aufnahmestaaten: Der Europäische Rat gab eine zweite
Tranche über 3 Milliarden Euro frei, die der Türkei für die Aufnahme
syrischer Flüchtlinge zugesagt wurde. Auch einigten sich die
EU-Staaten auf den Transfer von 500 Millionen Euro aus dem
EU-Entwicklungsfonds in den Treuhandfonds für Afrika. In der Erklärung
wird die Notwendigkeit einer intensiveren Zusammenarbeit mit
afrikanischen Staaten u. a. bei der Bekämpfung von Flüchtlingsursachen
durch Stärkung von Bildung, Gesundheitswesen, Innovation,
Infrastruktur und guter Regierungsführung betont. (Zusammenfassung des
Tele-Textes MDR-Hintergrund v. 17.7.2018).

Ein "Tor zu Europa"?

In der EU wird ein Streit ausgetragen über die Art und Weise der
Handhabung von Asyl und Migration. Auf der einen Seite stehen die
Pro-EU-Länder, die wenigstens den Rahmen rechtsstaatlichen Vorgehens
wahren und das Asylrecht nicht ganz aufgeben, aber klar verschärfen
wollen. Dazu zählen etwa Spanien, Frankreich, die Beneluxstaaten
Belgien und Luxemburg und Deutschland. Auf der anderen Seite formieren
sich (wenig einig) Staaten wie die Niederlande und Dänemark, wo
konservative Parteien in Koalitionen mit rechtspopulistischen Partnern
unter Druck stehen. Dazu gesellen sich die grundsätzlich
migrationsfeindlichen Visegrad-Staaten Polen, Tschechien, Slowakei und
Ungarn, die ohnehin so gut wie nie Flüchtlinge aufnahmen und nun im
rechten Konzert mit diesen auch Österreich und Italien. Die
rechtsnationale österreichische ÖVP-FPÖ-Regierung unter Kanzler Kurz
hat für Österreich seit dem 1. Juli für ein halbes Amtsjahr auch den
EU-Ratsvorsitz inne, was Kurz zwar etwas bremsen dürfte, aber nicht
davon abhält, weiter eine harte Haltung contra Asyl und Migration
einzunehmen. Kurz wird am 20. September in Salzburg Gastgeber des
nächsten EU-Gipfels zu Flüchtlingen sein. Im bisher eher
flüchtlingsfreundlichen, liberalen Schweden ist bei den
Parlaments-Wahlen vom 9. September ein Abschneiden der rechten
Schweden-Demokraten zu verzeichnen als drittstärkster Kraft
knapp hinter den konservativen Moderaten (19,8 %) und noch
deutlich hinter den mit den Grünen bisher koalierenden
Sozialdemokraten, die 28,3 % erhielten. Doch die im Ergebnis erzielten
17,7 Prozent der Rechtspartei reichen aus, eine Fortsetzung der
rot-grünen Regierung zu blockieren. Die Selbstblockade der EU hat zu
"Lösungen" geführt, die nur einen scheinbaren Ausweg aus dem hoch
gepuschten "Flüchtlings-Dilemma" bieten und die Probleme lediglich
verlagern Dadurch werden die EU-Außengrenzen faktisch nur weiter nach
Süden jenseits des Mittelmeers verlegt, wo die EU in der Sahel-Zone
einen neuen unsichtbaren "Schutzwall" errichtet. Die ergriffenen
Maßnahmen und mit einzelnen afrikanischen Ländern der Region
getroffenen politischen Absprachen und wirtschaftlichen Vereinbarungen
werden von Kanzlerin Merkel nur allzu gerne auch unter dem Label der
"Bekämpfung von Fluchtursachen" verkauft. Tatsächlich ist es wohl so,
wie es die Präsidentin der evangelischen Hilfsaktion "Brot für die
Welt", Cornelia Füllkrug-Wetzel, unlängst formulierte: "Vieles von
dem, was an Fluchtursachenbekämpfung verkauft wird, ist in
Wirklichkeit Flüchtlingsbekämpfung." (ARD-Tagesschau,
9.8.).

Die Europäische Union als Nachfolgerin von Europäischer
Wirtschaftsgemeinschaft (EWG) und Europäischer Gemeinschaft (EG), die
für das einigende Friedenswerk in Europa nach 1945 2012 noch den
Friedensnobelpreis verliehen bekam, hat in der aktuellen
Flüchtlingskrise auf breiter Linie versagt und macht sich täglich
mitschuldig am Tod vieler Flüchtlinge. Auf der italienischen
Mittelmeerinsel Lampedusa wurde im Gedenken an die vielen Ertrunkenen
von 2013 ein übergroßes Steinmonument in Form eines Rundbogens
errichtet, das den Namen "Tor zu Europa" erhielt. Es ist inzwischen
zum Mahnmal gegen eine Festung Europa geworden.

EK/HB, 11.9.2018
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Brasiliens braune Welle

von Gerhard Dilger



Es ist ein epochaler Einschnitt, der gravierendste seit dem Ende der
Militärregimes in Südamerika vor drei Jahrzehnten: Jair Bolsonaro, der
Folter befürwortet und den chilenischen Diktator Augusto Pinochet
bewunderte, ist von 58 Millionen Brasilianerinnen und Brasilianern zum
Präsidenten gewählt worden.

Die gefühlte Unfähigkeit der etablierten Politik, mit der Wirtschaftskrise,
mit Gewalt und Korruption fertig zu werden, bündelte sich nach einer
jahrelangen Medienkampagne in der massiven Ablehnung der
sozialdemokratischen Arbeiterpartei PT. Deren Kandidat Fernando Haddad
erzielte in der Stichwahl 45 Prozent der Stimmen, der ausgewiesene
Rechtsextremist Bolsorano 55. Die Aussichten für Brasilien sind finster.

Wie sich dieser politische Tsunami im größten Land Lateinamerikas auf den
restlichen Kontinent auswirkt, bleibt abzuwarten. Noch gilt Bolsonaro, der,
US-Präsident Trump nacheifernd, die Wahl auch durch den massiven Einsatz
von Fake News auf WhatsApp gewann, als unberechenbar. Er versteht nichts
von Außen- oder Wirtschaftspolitik. Offen ist auch, wie sich sein
Verhältnis zu Militärs, Unternehmern, Justiz- und Regierungsbürokratie
gestalten wird. Und wie stark der Widerstand aus der progressiven
Zivilgesellschaft sein wird, die er immer wieder bedroht hat.

Sein wirtschaftspolitischer Guru ist Paulo Guedes, der Pinochets
ultraliberalen Kurs in den achtziger Jahren aus nächster Nähe studierte,
etwa eine radikale Rentenreform ganz nach dem Geschmack der Finanzmärkte.
Kein Wunder, dass schon vor der Stichwahl die freundlichsten Signale aus
Chile kamen: Staatschef Sebastián Piñera äußerte sich hoffnungsfroh über
eine Vertiefung des neoliberalen Kurses, den der unpopuläre rechte
Übergangspräsident Michel Temer nur teilweise umsetzen konnte. Bolsonaro
will zuerst nach Chile, dann in die USA und nach Israel reisen.

"Brasilien über alles" - Bolsonaros Wahlkampfmotto macht deutlich, dass die
Ära der regionalen Integration, die Lula da Silva vor einem Jahrzehnt
erfolgreich vorantrieb, endgültig vorbei ist. Weder das krisengeschüttelte
Argentinien noch die Zollunion Mercosur sind laut dem künftigen
Wirtschaftsminister Guedes eine Priorität für Brasilien, Handel treiben
wolle man "mit der ganzen Welt".

Ein Handelsabkommen zwischen der EU und dem laut Bolsonaro "überschätzten"
Mercosur - Brasilien, Argentinien, Paraguay und Uruguay - ist
unwahrscheinlicher denn je. Dagegen dürften Brasiliens neue Herrscher die
Nähe zu den rechts regierten Ländern Paraguay, Peru und Kolumbien suchen.

Aus Venezuela sind in den letzten vier Jahren 60.000 Menschen nach
Brasilien geflüchtet, im Grenzstaat Roraima gab es bereits vor Wochen
Attacken von Bolsonaro-Fans. Im Wahlkampf punktete dieser mit dem Hinweis
auf die guten Beziehungen zwischen der Arbeiterpartei und den Chavistas in
Caracas. In ihrem Bemühen, die Regierung von Nicolás Maduro zu
destabilisieren, haben die USA einen Verbündeten gefunden, auch wenn
Bolsonaro jetzt eine Militärintervention ausschließt.

Die sogenannte rosarote Welle, die in den nuller Jahren Südamerika erfasst
hatte, ist Vergangenheit. Ihr Erfolg speiste sich aus sozialer
Mobilisierung von unten, vor allem jedoch aus einem anhaltenden Boom der
Rohstoffpreise mit enormer Nachfrage aus China, der sich in umfangreichen
Sozialprogrammen niederschlug und in Brasilien und anderswo ein
Zweckbündnis zwischen Unternehmen und linken Regierungen ermöglichte.
Millionen konnten die Armut hinter sich lassen.

Der Widerstand der alten Oligarchien blieb allerdings bestehen. In Bolivien
und Ecuador wurden Aufstandsversuche noch entschärft. Doch 2012 wurde
Paraguays sozialdemokratischer Staatschef Fernando Lugo durch einen
Staatsstreich im Parlament gestürzt, ähnlich wie Dilma Rousseff vier Jahre
später in Brasilien. Rechtsstaatlich ebenso zweifelhaft war Lulas
Verurteilung und Inhaftierung, durch die seine mögliche Wiederwahl
verhindert wurde. Sein Gegenspieler, der Provinzrichter Sérgio Moro, soll
nun "Superminister" für Justiz und Sicherheit werden - ein überdeutlicher
Beleg für sein parteiisches Agieren der letzten Jahre.

Heute amtieren nur noch in Bolivien und Uruguay progressive Regierungen,
und Mexiko, wo demnächst der gegen den Kontinentaltrend gewählte Linke
Andrés Manuel López Obrador das Ruder übernehmen wird, ist fern. Hinzu
kommt: Die dramatischen Krisen in Venezuela und Nicaragua haben die Idee
des Sozialismus nun auch in Lateinamerika gründlich diskreditiert.

Die im Forum von São Paulo versammelten Linksparteien, von der PT bis zu
Kubas Kommunisten, sind weit davon entfernt, die Rückschläge der letzten
Jahre selbstkritisch zu analysieren - was im Übrigen mit ein Grund ist für
die Katastrophe in Brasilien.

Wie groß deren Sogwirkung in den kommenden Jahren sein wird, hängt
maßgeblich von der wirtschaftlichen Entwicklung in Brasilien und dem ganzen
Kontinent ab. In Argentinien etwa könnte die sicher geglaubte Wiederwahl
des Rechtsliberalen Mauricio Macri 2019 an finanzpolitischen Turbulenzen
scheitern - doch eine überzeugende progressive Alternative ist nicht in
Sicht.

Bolsonaro will das Umweltministerium ins Landwirtschaftsministerium
eingliedern, wich aber schon zweimal aufgrund öffentlichen Drucks zurück.
Dass Agrarlobby, Waffenfetischisten und militante Evangelikale über eine
solide Mehrheit im Parlament verfügen, bedeutet für das Amazonasgebiet und
die dort lebenden traditionellen Gemeinschaften ein Desaster. Auch die
regionale und globale Umweltpolitik ist in Gefahr - ob die
UN-Klimakonferenz in einem Jahr wie geplant in Brasília stattfindet?

Es ist die Stunde der Solidarität: Brasiliens soziale Bewegungen brauchen
alle erdenkliche Unterstützung, um die Errungenschaften der letzten
Jahrzehnte verteidigen zu können. Und die demokratische Staatengemeinschaft
muss Bolsonaro Grenzen aufzeigen - auch, um zu verhindern, dass Brasiliens
braune Welle auf die Nachbarländer übergreift.
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Wohnungsnot verschärft soziale Ungleichheit

Von Sonja Bach

12. November 2018



Immer mehr Menschen müssen immer tiefer ins Portemonnaie greifen, um sich
eine Wohnung leisten zu können. Steigende Mieten auf der einen Seite und
Reallohnverluste auf der anderen Seite führen dazu, dass die Schere
zwischen Arm und Reich immer weiter auseinanderdriftet.

Zu diesem Ergebnis kommt eine Studie der Humboldt-Universität Berlin in
Kooperation mit dem University College in London. Die Wissenschaftler
Christian Dustmann, Bernd Fitzenberger und Markus Zimmermann haben
untersucht, inwieweit die Entwicklung auf dem Wohnungsmarkt in Deutschland
zur sozialen Ungleichheit beiträgt. Grundlage ihrer Untersuchungen waren
die Daten von über 100.000 Menschen aus einer Einkommens- und
Verbraucherstichprobe der Amtlichen Statistik im Zeitraum zwischen 1993 und
2013.

Ihre Ergebnisse bestätigen, was Millionen Menschen tagtäglich spüren.
Mussten Haushalte mit geringerem Einkommen (die unteren 20 Prozent gemessen
am Nettoeinkommen) im Untersuchungsjahr 1993 noch 27 Prozent ihres
Haushaltseinkommens für Wohnungskosten aufbringen, so sind diese Kosten im
Jahr 2013 auf 39 Prozent gestiegen. Für Haushalte mit besonders hohen
Einkommen (die oberen 20 Prozent) sind diese Kosten dagegen gesunken, von
16 Prozent im Jahr 1993 auf 14 Prozent im Jahr 2013.

Gleichzeitig sind die Reallöhne für Geringverdiener im selben Zeitraum
gesunken. Die unteren 10 Prozent verdienten 2013 durchschnittlich 10
Prozent weniger als 1993, während die oberen 10 Prozent der Gesellschaft
einen Zuwachs von 7 Prozent verbuchen konnten.

Die Studie kommt zu dem Schluss, dass die drastische Erhöhung der Mieten
seit den 1990er Jahren, eine Veränderung der Wohnverhältnisse (mehr
Einzelhaushalte und starker Zuzug in die Großstädte) und die Senkung des
Reallohnes zu einer Verschärfung der sozialen Ungleichheit in Deutschland
geführt hat.

Eine weitere aktuelle Studie kommt zu einem ähnlichen, teils noch
drastischeren Ergebnis. Der Soziologe Stephan Junker wertete in einem
Kurzgutachten für den Sozialverband Deutschland e. V. (SoVD) zahlreiche
Untersuchungen und Statistiken aus, um den Zusammenhang von Mietbelastung,
sozialer Ungleichheit und Armut herauszuarbeiten.

Das Ergebnis: Geringverdiener mit einem Nettoeinkommen von weniger als 1300
Euro müssen sogar 46 Prozent ihres Einkommens für die Mietkosten ausgeben.
Dadurch rutschen viele unter das Existenzminimum. Der Autor stellt fest:
"Die Miete macht ueine Million Haushalte in Großsta so arm, dass ihr
Einkommen nach Miete unter dem Regelsatz von Hartz IV liegt." Besonders
betroffen sind Rentner, Einpersonenhaushalte, Alleinerziehende sowie
Menschen mit Migrationshintergrund.

Wohnungsnot und zunehmenden Armut sind nicht vom Himmel gefallen. Sie sind
das Ergebnis einer jahrzehntelangen Politik der Privatisierung und
Umverteilung, die die Handschrift sämtlicher Parteien von der CDU/CSU bis
zur Linkspartei trägt. Seit den 1990er Jahren hat sich der Staat zunehmend
aus dem sozialen Wohnungsbau zurückgezogen. Häuser und Grundstücke in
öffentlicher Hand wurden privatisiert und die Subventionen für
Sozialwohnungen gestrichen.

Die Folge ist, dass von den fast 4 Millionen Sozialwohnungen im Jahr 1987
im Jahr 2017 nur noch ca. 1,2 Millionen übrig sind. Diese Zahl wird in den
folgenden Jahren noch weiter sinken, da jährlich ca. 100.000 weitere
Sozialwohnungen aus der Sozialbindung herausfallen und die Eigentümer dann
Mieten zu marktüblichen Preisen verlangen können. Schätzungen zufolge
fehlen schon heute über 1,9 Millionen bezahlbare Wohnungen in den
Großstädten.

Der überwiegende Teil der kommunalen Wohnungen wurde an private
Finanzinvestoren verkauft. Ihr Geschäftsmodell zielte auf maximale Rendite
ab. Sie sanierten die Wohnungen notdürftig, erhöhten die Mieten und
verkauften sie dann gewinnbringend weiter.

Eine besonders zynische Rolle bei den Privatisierungen spielt die
Linkspartei. Während sie in ihrem Programm für die Schaffung von
bezahlbarem Wohnraum eintritt, treibt sie überall dort, wo sie Einfluss in
Regierung und Parlamenten ausübt, die Privatisierungspolitik voran.

Das sind nur zwei Beispiele: In Dresden spielte die Linkspartei im Jahr
2006 als zweitstärkste Kraft im Stadtrat eine Schlüsselrolle beim
spektakulären Ausverkauf des gesamten Bestands an kommunalen Wohnungen -
gesammelt in der Wohnungsbaugesellschaft Woba mit 48.000 Wohnungen, 1300
Gewerbeeinheiten und 492 Mitarbeitern - an die US-amerikanische
Investorengruppe Fortress.

Aufgrund des Abschlusses einer sogenannten Sozialcharta, die unter anderem
Luxussanierungen ausschloss und einen Kündigungsschutz für Mieter über 60
Jahren vorsah, stellte sie den Deal als sozialverträglich dar. Beim
Weiterverkauf der Wohnungen wurde diese Sozialcharta jedoch weitgehend
ignoriert und nicht in die neuen Verträge übernommen.

Heute gehören die Wohnungen zu Vonovia, dem größten privaten
Wohnungsunternehmen Deutschlands. Das DAX-Unternehmen mit einem Börsenwert
von ca. 24 Milliarden US-Dollar ist berüchtigt dafür, Mieterhöhungen durch
überflüssige Modernisierungen zu erwirken. Der durchschnittliche
Quadratmeterpreis für eine Wohnung in Dresden liegt mittlerweile bei 8,25
Euro. 2011 waren es noch knapp 6 Euro.

Besonders zugespitzt ist die Situation in Berlin. Hier ist die Linkspartei
Regierungspartei und hat bereits in der Zeit des rot-roten Senats von 2001
bis 2011 zusammen mit der SPD den Ausstieg aus dem sozialen Wohnungsbau
vorangetrieben. 2004 verkaufte das Land ihr größtes Wohnungsbauunternehmen
GSW mit 66.000 Wohnungen an die Immobilienspekulanten Cerberus und den zu
Goldman Sachs gehörenden Whitehall-Fonds. Der Kaufpreis betrug 405
Millionen Euro und war damit mit ca. 6000 Euro pro Wohnung lächerlich
gering. Bereits wenige Jahre später konnten die Investmentunternehmer einen
satten Gewinn von 477 Millionen Euro einstreichen, als sie einige der
Wohnungen zu je 15.000 Euro weiterverkauften.

Nachdem sich die Finanzinvestoren den größtmöglichen Gewinn aus der GSW
gezogen hatten, verscherbelten sie das Wohnungsunternehmen mit der erneuten
Hilfe des Berliner Senats an der Börse. 2015 wurde es schließlich nach dem
Kauf durch die Deutsche Wohnen AG endgültig abgewickelt. Für die
Linkspartei hatte neben anderen auch die heutige Senatorin für
Stadtentwicklung und Wohnen, Katrin Lompscher, dem Börsengang als damalige
Senatorin für Gesundheit, Umwelt und Verbraucherschutz zugestimmt.

Die Folgen dieser Politik im Interesse der Banken und Spekulanten sind für
Millionen von Menschen katastrophal. Der durchschnittliche
Quadratmeterpreis liegt in Berlin mittlerweile bei 12,37 Euro (Mietspiegel
2018). In manchen Bezirken wie Mitte muss man zwischen 14 und 15 Euro pro
Quadratmeter zahlen. Doch der Mietwucher betrifft nicht nur die zentralen
Bezirke. Eine Wohnkarte der Berliner Morgenpost zeigt die
durchschnittliche Erhöhung der Mieten in ganz Berlin. Danach hat sich
beispielsweise die Miete an bestimmten Orten in Neukölln seit 2009 um 144
Prozent auf 12,22 Euro erhöht. Auch im Wedding, ein klassischer
Arbeiterbezirk im Norden Berlins, ist der Quadratmeterpreis um über 100
Prozent auf 10, teilweise auf 13 Euro gestiegen.

Diese Zustände, die auch in anderen deutschen Großstädten und weltweit
existieren, zeigen, dass die Wohnungskrise nicht im Rahmen des
kapitalistischen Systems gelöst werden kann. Letztlich kann das Recht auf
einen guten und bezahlbaren Wohnraum nur in einer Gesellschaft gesichert
werden, in der die Bedürfnisse der Menschen höher stehen als die
Profitinteressen der Wirtschaft. Das erfordert ein sozialistisches
Programm. Die großen Vermögen, Banken und Konzerne - inklusive aller
Immobilienhaie - müssen enteignet und unter die demokratische Kontrolle der
arbeitenden Bevölkerung gestellt werden.
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Friede den Hütten - Krieg den Palästen!

Vor 100 Jahren: Frauen dürfen wählen!

Waren damit alle Frauenträume erfüllt?

von Gisela Notz



In vielen Veröffentlichungen zum 100. Jahrestag der Durchsetzung
des Frauenwahlrechts werden heute vor allem die Verdienste der Frauen
aus der bürgerlichen Frauenbewegung hervorgehoben, die für das
Stimmrecht gekämpft haben, aber lange Zeit nicht wussten, ob sie das
wirklich auch für die unteren Klassen erkämpfen sollen. Vergessen wird
der Kampf der sozialistischen Arbeiterinnenbewegung, ohne den das
allgemeine und gleiche Wahlrecht für Frauen nicht durchgesetzt worden
wäre.


Die Frauen in Deutschland haben das Wahlrecht durch die
Novemberrevolution von 1918 nicht geschenkt bekommen. Es war ein
langer Frauen- und Klassenkampf, bis es durchgesetzt war. Denn es
bestand gerade in dieser Frage "ein enormer Unterschied zwischen
arbeitenden Frauen und den besitzenden Ladies, zwischen einer Dienerin
und ihrer Herrin" (Alexandra Kollontai). Auf der Strecke blieben die
revolutionären Träume von Rosa Luxemburg, Clara Zetkin und vielen zu
Unrecht vergessenen Frauen.


Zwischen Räten und Parlament

In der Erklärung des Rates der Volksbeauftragten - der im Zuge der
revolutionären Ereignisse nach dem Ersten Weltkrieg ab dem 10.
November 1918 die höchste Regierungsgewalt inne hatte und aus
Vertretern der Unabhängigen Sozialdemokraten (USPD) und
Mehrheitssozialdemokraten (MSPD) bestand - an das deutsche Volk am
12. November 1918 hieß es eindeutig: "Alle Wahlen zu öffentlichen
Körperschaften sind fortan nach dem gleichen, geheimen, direkten,
allgemeinen Wahlrecht... für alle mindestens 20 Jahre alten männlichen
und weiblichen Personen zu vollziehen." Mit der Formulierung "alle
männlichen und weiblichen Personen" war eine Forderung der
Frauenbewegung erfüllt, für die sie, wenn auch von unterschiedlichen
Standpunkten aus und mit unterschiedlichen Zielsetzungen, jahrelang
mit viel Ausdauer, Mut und Fantasie gekämpft hatte.

Der Rat der Volksbeauftragten, dessen Vorsitzender der Chef der
Mehrheitssozialdemokraten, Friedrich Ebert, war, bestand ebenso wie
das Kabinett ausschließlich aus Männern. Friedrich Ebert hasste die
Revolution wie die Sünde, Rosa Luxemburg und ihre Anhängerinnen fanden
sie großartig. Die Vertreter der USPD verließen den Rat der
Volksbeauftragten am 29. Dezember 1918, weil sie Deutschland in
Richtung eines Rätestaats verändern wollten. Der
mehrheitssozialdemokratische Rat setzte sich für baldige Wahlen zu
einer verfassungsgebenden Nationalversammlung ein. Die Wahlen zur
Nationalversammlung, an der sich erstmals Frauen beteiligen, erfolgten
am 19. Januar 1919.

Ein Endpunkt der im November 1918 begonnenen Revolution waren diese
Wahlen nicht. Zeitlich lagen sie mitten in den Revolutionsereignissen,
die vom Oktober 1918 bis zu ihrem gewaltsamen Ende im Juni 1919
dauerten. Zwar war der Erste Weltkrieg zu Ende, der Obrigkeitsstaat
war zusammengebrochen und das allgemeine Wahlrecht durchgesetzt, die
Forderung der rebellierenden Arbeitermassen nach höheren Löhnen,
Durchsetzung kürzerer Arbeitszeiten und Sozialisierung des
Kohlebergbaus und der großen Industrien waren jedoch lange nicht
erfüllt. Der Wunsch danach, Verantwortung und Macht an die Räte zu
übergeben, die sich nach dem Matrosenaufstand Anfang November 1918 von
Kiel ausgehend in nahezu sämtlichen deutschen Städten gebildet hatten,
war noch nicht erloschen.

Die Kommunistische Partei Deutschlands, die am 1. Januar 1919
gegründet worden war, hatte sich nicht an den Wahlen beteiligt, weil
sie die Räterepublik wollte, und für viele Linke war der Wahltag
überschattet von der Ermordung Rosa Luxemburgs und Karl Liebknechts
vier Tage zuvor.


Vergessene Revolutionärinnen

Bei den meisten Texten, die sich mit der Sichtbarmachung der
Ereignisse aus einer Geschlechtersperspektive befassen, fehlt der
Kampf der Frauen um eine eindeutig sozialistisch geprägte
Räterepublik. Auch die umfangreiche Revolutionsforschung und die
Bewegungsforschung haben sich, von einigen Ausnahmen abgesehen, kaum
für Geschlechterfragen im Zusammenhang mit der Rätebewegung
interessiert. Selbst der seit etwa 40 Jahren bestehenden Frauen- und
Geschlechterforschung gelang es unzureichend, diese Lücke zu
schließen. Festgestellt wird meist, dass Frauen in den Räten kaum zu
finden waren und Frauenthemen für die Rätebewegung keine große Rolle
gespielt haben.

Für die Soldatenräte ist das nachvollziehbar, denn Frauen waren zu
dieser Zeit in Deutschland keine Soldatinnen. Die vielen Frauen, die
in den Rüstungsbetrieben arbeiteten und in den Lebensmittelschlangen
standen, rebellierten schon lange. Sie forderten Frieden, Demokratie
und Brot für ihre Lieben. Zudem gab es auch Erwerbslosenräte und
kommunale Räte, Künstler-, Kultur-, Schüler- und Bauernräte. Viele
Frauen waren bei den revolutionären Aktionen, Demonstrationen und
Streiks, z.B. am Generalstreik im März 1919, und sogar an bewaffneten
Aufständen beteiligt, etliche sind dabei umgekommen. Dennoch waren die
Hauptagenten Soldaten, Matrosen und Arbeiter.


Mehr Frauen in die Räte

Die wenigen vorhandenen Berichte über Frauen in den Räten stammen aus
der bayerischen Räteregierung und von den beteiligten Frauen selbst.
Rosa Kempf (1870-1948), die mit Anita Augspurg und weiteren sechs
weiblichen Delegierten im neuen (bayerischen) provisorischen
Nationalrat saß, dem die Vertreter der Räte und des bayerischen
Landtags angehörten, wies in ihrer Rede am 18. Dezember 1918 im Plenum
des bayerischen Landtages mit scharfen Worten darauf hin, dass die
Räte ohne die gleichberechtigte Beteiligung der Frauen nicht
repräsentativ seien.

Uneinig waren die Frauen, wie dieses Problem zu lösen sei. Kempf
wollte nicht darauf warten, dass Männer die Interessen der Frauen in
den Räten vertreten, sondern erhoffte sich mehr von speziellen
Frauenräten. Diese Meinung teilten auch Augspurg und Heymann. Sie
stellten auf dem bayerischen Kongress der Arbeiter-, Bauern- und
Soldatenräte am 7. März 1918 den Antrag zur "Errichtung von
Frauenräten, um insbesondere auf dem Lande der Propaganda der Reaktion
durch Aufklärung und Politisierung der Frauen entgegenzuwirken". Die
"Propaganda der Reaktion" sah sie vor allem bei den Kirchen, die in
ihren Gottesdiensten, durch "Beichtstuhl und Aufgebot und alles
mögliche... die Frauen nach ihrem Willen leiten" wollten.

Tony Sender (USPD), die seit der Novemberrevolution Mitglied und
Generalsekretärin der Exekutive des Arbeiterrats in Frankfurt am Main
war, kämpfte dagegen für die Integration von Frauen in die bestehende
Arbeiterrätebewegung. Sie schlug eine Quotierung vor: Frauen sollten
in den Räten entsprechend ihrem Anteil an der Anzahl der Beschäftigten
vertreten sein. Wie Clara Zetkin (USPD, später KPD), die die
Stuttgarter Räte unterstützte, richtete sie ihr Augenmerk vor allem
auf die Heimarbeiterinnen und Hausangestellten und wandte sich gegen
den Ausschluss der Hausfrauen aus der Rätebewegung, weil sie durch
ihre wichtige Reproduktionsarbeit politische Aktionen erst
ermöglichten. Sie wollte das Problem durch Hausfrauenräte lösen, die
in die lokalen Räteversammlungen eingebunden waren bzw. durch die
Einbeziehung von Hausfrauen in die Arbeiterräte der Betriebe ihrer
Männer.

Tony Sender entwarf gleichzeitig Konzepte zur rationellen und
gemeinschaftlichen Gestaltung der Hausarbeit, um die Hausfrau zu
entlasten und für andere Arbeiten freizustellen. Martha Arendsee
(USPD, später KPD) konkretisierte die Vorschläge durch Konzepte für
Einküchenhäuser, öffentliche Waschanstalten, Kindergärten und andere
Gemeinschaftseinrichtungen, machte sich also ebenfalls Gedanken um den
"zweiten Arbeitsbereich" der Frauen. Letztlich wäre das Ziel der
Hausfrauenräte gewesen, diesen Berufsstand abzuschaffen. Keines der
Konzepte wurde verwirklicht.


Welche Rolle spielten Frauen in den Räten?

Tatsächlich waren im November 1918 in 28 Städten nur 50 Frauen in den
Räten verzeichnet und nur in wenigen entfalteten sie eine bedeutende
Mitarbeit. Offensichtlich wurden sie von den männlich dominierten
Gremien ausgegrenzt. Auf dem Allgemeinen Kongress der Arbeiter- und
Soldatenräte vom 16. bis 21. Dezember 1918 in Berlin waren von 496
Delegierten zwei Frauen: Käthe Leu aus Danzig (USPD) und Klara Noack
aus Dresden (SPD). Um die geringe Repräsentanz der Frauen deutlich zu
machen, begann Käthe Leu ihre Rede mit der Anrede: "Parteigenossen und
Parteigenossin". Beide Frauen sind heute vergessen.

Einzelne Frauen fanden sich in den regionalen und kommunalen
Frauenräten. Aber auch nach ihnen muss man auf den wenigen vorhandenen
Fotografien suchen, weil sie zwischen den zahlreichen Männern kaum zu
finden sind. Noch schwieriger wird die Suche nach Reden, die die
Frauen einbrachten. Mitglied des Großberliner Arbeiter- und
Soldatenrats war Anna Nemitz (USPD), die auch dem Arbeiter- und
Soldatenrat von Charlottenburg angehörte und sich bei der
Vollversammlung der kommunalen Räte Groß-Berlins am 7. Februar 1919
kämpferisch für den Erhalt der kommunalen Räte einsetzte, um die
Revolution abzusichern.

An den Januarstreiks 1918, als 400.000 Rüstungsarbeiterinnen und
-arbeiter aus Protest gegen den Krieg und die schlechte
Versorgungslage in den Streik traten, war die engagierte Berliner
Gewerkschafterin und Pazifistin Cläre Casper als einzige Frau
maßgeblich beteiligt. Sie wurde ins Streikkomitee gewählt und von der
Polizei als "unbekannte Frauensperson unter den Männern" registriert.
Nachdem der Streik blutig niedergeschlagen war, beschlossen die
Revolutionären Obleute, sich für zukünftige Auseinandersetzungen zu
bewaffnen. Casper, die ihre Wohnung für die Lagerung der Waffen zur
Verfügung gestellt hatte, wurde bei der Polizei denunziert. Sie konnte
diese aber davon überzeugen, dass sie sich niemals auf solche
"gefährlichen Sachen" einlassen würde. Gemeinsam mit ihren Genossen
verteilte sie vor einer Munitionsfabrik Flugblätter, beteiligte sich
an der Besetzung von Rüstungsbetrieben, Rathaus und Polizeiwache und
an einem großen Demonstrationszug zum Reichstag.

In München war neben den schon erwähnten Rosa Kempf, Anita Augspurg
und Lida Gustava Heymann auch Sara Sonja Lerch (1882-1919) aktiv.
Lerch, eine russische Jüdin, die schon 1905 bei der Russischen
Revolution dabei war, stand im Januarstreik zusammen mit der USPD mit
Kurt Eisner an der Spitze an der Seite der Arbeiter. Als alle
Streikenden wegen Landesverrats verhaftet wurden, kam auch sie ins
Gefängnis. Anträge auf Haftverschonung wegen Krankheit wurden rigoros
abgelehnt. Stattdessen kam sie in Isolationshaft. Nach acht Wochen, am
29. März 1918, wurde sie in ihrer Zelle in Stadelheim tot aufgefunden
- erhängt.

Die Konzepte der wenigen Frauen in den Räten konnten nicht mehr
umgesetzt werden, weil mit dem Zusammentreten der Nationalversammlung
die Bedeutung der Räte bereits abgenommen hatte.

Einige der wenigen Frauen, die in den Räten aktiv waren, fanden sich
in der Nationalversammlung und später im Reichstag wieder. Die
Sozialistinnen brachten frischen Wind und neue Themen in das
Parlament, denn sie sorgten dafür, dass soziale Probleme, die die
unteren Schichten betrafen, zu denen die meisten als Dienstmädchen,
Weberinnen oder Heimarbeiterinnen einmal selbst gehört hatten,
öffentlich diskutiert wurden und die Sozialgesetzgebung nach deren
Interessen weiterentwickelt wurde. Die liberalen und konservativen
Volksvertreterinnen sahen sich eher als Repräsentantinnen ihres
Standes.
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DOKUMENTATION/1566: arte / Das Erste - Als Frauen das Wahlrecht erkämpften, 13./26.11.18 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Programmtip

Die Hälfte der Welt gehört uns - als Frauen das Wahlrecht
erkämpften

13.11.18 arte 20.15 (zwei Folgen à 52 Minuten hintereinander)

26.11.2018, 23.30 - 01.00 Uhr | Das Erste



Für ihr politisches Engagement werden sie verspottet, eingesperrt und
gefoltert. Aber beirren lassen sie sich nicht. Marie Juchacz, Anita
Augspurg, Emmeline Pankhurst und Marguerite Durand - ihr Vorgehen ist
so unterschiedlich wie ihre Charaktere. Gemeinsam stehen sie an der
Spitze des Kampfes tausender Frauen um das Wahlrecht - quer durch
Europa. Sie wollen frei sein, mitbestimmen und die gleichen Rechte wie
Männer. Der Schlüssel hierfür ist das Frauenwahlrecht.

Das Dokudrama "Die Hälfte der Welt gehört uns - als Frauen das
Wahlrecht erkämpften" (13. November, 20.15 Uhr arte, 26. November,
23.30 Uhr, Das Erste und danach in der Mediathek) taucht ein in eine
andere Welt - und diese ist, zu Beginn des 20. Jahrhunderts, aus der
heutigen Sicht eine völlig fremde. Frauen und Politik stellen nach
gängiger Auffassung einen Gegensatz dar, die Idee der
Gleichberechtigung erscheint geradezu verrückt. Dass vermeintlich
unüberwindbare Barrieren vor 100 Jahren in Deutschland und später auch
in England und Frankreich durchbrochen werden und Frauen die
politische Teilhabe zugestanden wird, ist dem unermüdlichen Kampf
beeindruckender Frauen zu verdanken: Marie Juchacz (Paula Hans), die
als Arbeiterin und Sozialistin als erste Frau vor der Weimarer
Nationalversammlung spricht; Anita Augspurg (Johanna Gastdorf), die
als Schauspielerin, Fotografin und zugleich erste deutsche Doktorin
der Jurisprudenz ihre ganze Energie, Redegewandtheit und Bildung in
die Sache der Frauen investiert; Emmeline Pankhurst (Esther Schweins),
die als freiheitsliebende Bürgerin in den Kampf um das Frauenwahlrecht
in Großbritannien eintritt, und Marguerite Durand (Jeanette Hain), die
sich in den Pariser Salons ebenso für Frauenrechte einsetzt wie mit
ihrer feministischen Tageszeitung "La Fronde".

"Die Hälfte der Welt gehört uns" ist eine Produktion der Gebrüder
Beetz Filmproduktion GmbH&Co.KG in Koproduktion mit WDR (Federführung,
Redaktion Barbara Schmitz), NDR, BR und ARTE. Das Dokudrama wird
gefördert von der Film- und Medienstiftung NRW und nordmedia.

 * 
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FILM/1593: Das Erste - "Keiner schiebt uns weg", 14.11.2018 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Programmtip

Keiner schiebt uns weg

14.11.2018, 20.15 - 21.45 Uhr | Das Erste



"Keiner schiebt uns weg" erzählt in Anlehnung an eine wahre
Begebenheit die Geschichte von Lilli und ihren Arbeitskolleginnen, die
Ende der 70er Jahre im Ruhrgebiet beherzt und mutig, allen
Widerständen zum Trotz für Lohngleichheit von Frauen und Männern
kämpfen. Ein Film über den Kampf um Gleichberechtigung und den Mut,
dafür einzutreten.

Gelsenkirchen, 1979. Durch Zufall erfährt Lilli (Alwara Höfels), dass
ihr Mann Kalle (Karsten Antonio Mielke) und seine Kollegen deutlich
mehr Lohn für ihre Arbeit bekommen als die Frauen im Fotolabor. Und
das, obwohl Kalle noch gar nicht so lange im Betrieb ist. Lilli und
ihre beiden Freundinnen, Gerda (Imogen Kogge) und Rosi (Katharina
Marie Schubert) sind aufgebracht und wollen dagegen angehen, steht
doch seit über 30 Jahren im Grundgesetz: Männer und Frauen sind
gleichberechtigt. In Bezug auf Lohngleichheit hat sich aber nichts
verändert.

Dabei haben die drei Frauen eigentlich schon genug Probleme. Lilli
kämpft mit dem Vater ihrer beiden Kinder, der sie zu allem Überfluss
mit einer anderen Frau betrügt. Auch ihre selbstverliebte Mutter
Charly (Gitta Schweighöfer), die viele gutgemeinte Ratschläge für ihre
Tochter bereithält, ist keine große Hilfe. Dazu kommen die unbezahlten
Rechnungen und ein kaputtes Auto. Rosi hingegen arbeitet heimlich bei
Foto Kunze - gegen den Willen ihres Mannes -, um das heile Bild vom
Familienglück aufrechtzuerhalten, denn das Geld ihres Mannes Wolfgang
(Martin Brambach) reicht für ihren Lebensstandard nicht aus. Und Gerda
fristet nach dem Tod ihres Mannes ein recht einsames Dasein in ihrer
Gartenlaube.

Doch die Frauen wollen sich nicht länger unterbuttern lassen. Für eine
Anklage gegen ihren Arbeitgeber benötigen sie mehr als die Hälfte der
Frauen im Betrieb hinter sich. Lilli, pragmatisch wie sie ist, sieht
darin kein Problem und fühlt sich durch den Zuspruch des
Betriebsratsmitglieds Ritschi (Christoph Bach) und der Gewerkschaft
bestärkt. Dabei legen sich die Frauen nicht nur mit der gesamten
Chefetage ihrer Firma an, sondern auch mit den männlichen Kollegen im
Betrieb und ihren Familien.

 * 
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MAGAZIN/879: WDR Quarks - Diagnose Krebs. Was hilft? 13.11.2018 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Programmtip

Quarks: Diagnose Krebs - was hilft?

Moderatoren: Mai Thi Nguyen-Kim und Ranga Yogeshwar

Dienstag, 13.11.2018, 21.00 - 21.45 Uhr, WDR Fernsehen



Die Diagnose wird häufig als Zäsur im Leben empfunden. Danach beginnt
ein komplexer, anstrengender und ungewisser Weg. Operationen,
langwieriges Warten auf Ergebnisse, Chemotherapie, Krankschreibung
usw. - der bisher normale Alltag existiert nicht mehr. Immer häufiger
führt der Weg letztlich zum Überleben oder zu einem längeren, guten
Leben mit Krebs.

Und jeder einzelne kann dabei mitwirken. Patienten sind heute viel
mehr eingebunden in Entscheidungen und haben mehr Möglichkeiten, sich
zu informieren. Was ist die richtige Klinik für mich, welches
Medikament passt zu mir? Wie kann ich meine Lebensqualität verbessern?
Und was hat es mit Methadon oder alternativen Behandlungen auf sich?
Solche Fragen pflastern den Weg nach einer Diagnose. Quarks vermittelt
Wissen, um die passenden Antworten zu finden.

Und wir begleiten Helena, Anfang 30 und an Brustkrebs erkrankt, auf
ihrem Weg von der ersten Chemotherapie an.

 * 
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TALK/346: WDR - Wie gerecht ist NRW? 14.11.2018 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Programmtip

Ihre Meinung: Wie gerecht ist NRW?

mit der NRW-DGB-Vorsitzenden Anja Weber und dem

Generalsekretär der NRW-FDP, Johannes Vogel

Moderatorin: Bettina Böttinger

Mittwoch, 14.11.2018, 20.15 - 21.45 Uhr, WDR Fernsehen



Wie gerecht oder ungerecht geht es in NRW zu? Was muss sich ändern,
damit es weniger Armut und mehr Chancengleichheit gibt? "Ihre Meinung"
diskutiert diese Fragen live im Foyer der Turbinenhalle in Oberhausen.

Denn Gerechtigkeit ist eines der Themen, die den Bürgern am meisten
auf den Nägeln brennen. Viele finden, dass die Schere zwischen Arm und
Reich immer weiter auseinanderklafft. Von Steuervergünstigungen und
Kindergelderhöhungen profitieren vor allem Besserverdienende - nicht
aber arme Familien. Es gibt immer mehr Minijobs und Befristungen von
Arbeitsverträgen, mit katastrophalen Folgen für die Altersversorgung.
Und: In manchen Städten in NRW lebt inzwischen jedes vierte Kind in
einem Hartz IV-Haushalt.

Bettina Böttinger will mit ihren Gästen über Gerechtigkeit reden, über
Verteilungskämpfe und Perspektivlosigkeit, aber auch über Lösungen,
über Wege zu mehr Gerechtigkeit. 100 Zuschauerinnen und Zuschauer
können im Foyer der Turbinenhalle in Oberhausen live dabei sein, um
mit der NRW-DGB-Vorsitzenden Anja Weber und dem Generalsekretär der
NRW-FDP, Johannes Vogel, zu diskutieren.

"Ihre Meinung" ist das Zuschauerformat mit Bettina Böttinger im
WDR-Fernsehen. 90 Minuten lang haben hier die Zuschauerinnen und
Zuschauer das Wort und diskutieren mit Politikern und Experten. "Ihre
Meinung" ist das Forum für ehrliche und ungeschminkte Ansichten, für
Fragen, Sorgen und Hoffnungen zu aktuellen Themen - live im Fernsehen
und über Social Media.

 * 
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FEATURE/1137: Deutschlandfunk Kultur - Die Vietnam Tapes des Michael A. Baronowski, 14.11.2018 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Vietnam Tapes

Die Kriegsaufzeichnungen des Michael A. Baronowski

Von Alan Hall

Regie: Thomas Wolfertz

BBC 2003-WDR/Dlf 2005/44'29

Feature

Mittwoch, 14. November 2018, 0.05 - 1.00 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



1966 nahm ein junger Marinesoldat ein Aufnahmegerät mit in den
Vietnamkrieg. Michael A. Baronowski zeichnete alles auf, was um ihn
herum passierte: das Leben in Schützengräben, seine Kameraden und die
Gefechtshandlungen. Die Tonbänder schickte er als akustische Briefe zu
seiner Familie nach Pennsylvania. Nach nur zwei Monaten fiel er im
Krieg. 40 Jahre später überreichte die Familie Michaels dem ehemaligen
Kameraden Tim Duffie die Tonbänder.

 * 
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FEATURE/1136: Deutschlandfunk - Die zwei Welten des Otto Dix, 13.11.2018 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Kriegstriptychon

Die zwei Welten des Otto Dix

Von Ulrike Bajohr

Deutschlandfunk 2014

Das Feature

Dienstag, 13. November 2018, 19.15 - 20.00 Uhr, Deutschlandfunk



23-jährig zog Otto Dix in den Ersten Weltkrieg. Patriotismus trieb ihn
weniger als Neugier. Was er sah, überstieg seine Fantasie - dennoch
saß er stoisch im Schützengraben, skizzierte, aquarellierte sogar. Das
berühmteste Resultat dieser Eindrücke ist das Triptychon "Der Krieg".
Was Wunder, dass Dix gleich 1933 seine Professur in Dresden verlor. Er
ging mit Frau und Kindern an den Bodensee. Dort lebte er eine
bürgerliche Idylle, aus der er regelmäßig gen Dresden ausbrach: zu
Käthe und Katharina und in sein altes Atelier, in dem das
Kriegstriptychon stand. Das landete nach 1945 in den Dresdner
Kunstsammlungen.

 * 
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FEATURE/1135: Deutschlandfunk Kultur - Persönlichkeitsstörung als Norm, 13.11.2018 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Persönlichkeitsstörung als Norm oder: Sind wir alle Narzissten?

Von Kai Adler

Zeitfragen. Feature

Dienstag, 13. November 2018, 19.30 - 20.00 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Egoismus, fehlende Empathie, erhöhte Empfindlichkeit und die
Entwertung anderer - Charaktereigenschaften, die auf eine
narzisstische Persönlichkeit hinweisen. In der Liste der
psychiatrischen Krankheitsbilder ist Narzissmus als
Persönlichkeitsstörung klar definiert und doch scheint es so, dass
Narzissmus allgegenwärtig ist und das nicht erst, seitdem dem
amerikanischen Präsidenten von Fachleuten diese Störung attestiert
wurde. Sind wir also eine Gesellschaft von Narzissten? Immerhin
scheint Narzissmus sogar vorteilhaft zu sein, um gesellschaftlich
erfolgreich zu sein. Und was bedeutet es, in dieser vermeintlich
krankhaften Normalität psychisch gesund, eben nicht narzisstisch, zu
sein?

 * 
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MUSIK/2756: Deutschlandfunk - Die Camerata Köln über Georg Philipp Telemanns Quartett in G-Dur, 14.11.2018 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Die Camerata Köln stellt Georg Philipp Telemanns Quartett für
Blockflöte, Oboe, Violine, Violoncello und Cembalo (TWV 43:G6) vor

Wortspiel - Das Musik-Gespräch

Spielweisen

Mittwoch, 14. November 2018, 22.05 - 22.50 Uhr, Deutschlandfunk



Das kurze, siebenminütige Quartett in G-Dur von Georg Philipp Telemann
ist ein Werk von hellen, sprühenden, glitzernden Farben, von
quicklebendiger, ja aufgereizter bis nervöser Stimmung. Wie die
einzelnen Sätze gebaut sind, wie die Instrumente aufeinander reagieren
und sich solistisch profilieren, das erläutern die fünf Musiker der
Camerata Köln an ihren Instrumenten im Gespräch mit Christoph Schmitz.

Die Aufnahme entstand im Rahmen einer CD-Produktion mit

Telemann-Werken im Deutschlandfunk Kammermusiksaal.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 6. November 2018

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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AKTION/350: Schauspiel Hannover beteiligt sich an "Weltweiter Lesung für Pressefreiheit", 10.12.2018


Weltweite Lesung für Pressefreiheit

Schauspiel Hannover beteiligt sich an der weltweiten Lesung für
Pressefreiheit und in Erinnerung an Jamal Khashoggi und weitere
ermordete Journalist*innen



Anlässlich des 70. Jahrestages der Erklärung der Menschenrechte, dem
10. Dezember 2018, hat das Internationale Literaturfestival Berlin
(ilb) zu weltweiten Lesungen in Gedenken an den getöteten saudischen
Journalisten Jamal Khashoggi aufgerufen. Auch das Schauspiel Hannover
beteiligt sich an diesem Tag mit einer Lesung um 19:00 Uhr in
Cumberland. Es lesen u. a. Rania Mleihi (Dramaturgin Schauspiel
Hannover), Christina Végh (Kestnergesellschaft) und Ulrika Engler
(Landeszentrale für politische Bildung) Texte von Jamal Khashoggi und
Ján Kuciak. Der Eintritt ist frei, Zählkarten gibt es an den Kassen
der Staatstheater.

In dem von zahlreichen Literaturnobelpreisträger*innen, wie Elfriede
Jelinek, Herta Müller und Margaret Atwood unterzeichneten Aufruf für
die weltweite Lesung, wird »die vollständige und transparente
Aufklärung des Falls« gefordert. Die Ermordung Khashoggis sei der
Höhepunkt einer Reihe von unaufgeklärten Morden an Journalist*innen in
den letzten Jahren, wie auch andere Beispiele, etwa aus Mexiko oder
Malta zeigten. Die Initiatior*innen und Unterzeichner*innen weisen
darauf hin, dass die Presse- und Meinungsfreiheit überall bedroht ist.
Vor diesem Hintergrund sollen die Texte Khashoggis sowie Texte anderer
ermordeter oder verfolgter Journalist*innen gelesen werden.

Montag, 10. Dezember, 19:00 Uhr, Cumberland, Eintritt frei
0
Zählkarten an den Kassen der Staatstheater

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 09.11.2018

Leitung Presse- und Öffentlichkeitsarbeit

Schauspiel Hannover

Nds. Staatstheater Hannover GmbH

Prinzenstr. 9, 30159 Hannover

Tel. +49(0)511 9999 2081

Internet: www.staatstheater-hannover.de
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KURSUS/1854: Unna - "Werbemedien mit Writer schnell erstellt", 4 Termine vom 20.-29.11.


VHS-Aktuell: Werbemedien mit Writer schnell erstellt



Kreisstadt Unna. Mit dem kostenfreien Textverarbeitungsprogramm Writer
können nicht nur Texte geschrieben und formatiert, sondern auch
kreative Ideen gestalterisch verwirklicht werden. Der VHS-Kurs zeigt,
wie Einladungen erstellt, Menükarten konzipiert und Aushänge sowie
Flyer gestalten werden.

Das Seminar "Aushänge, Flyer und Co. mit Writer gestalten" mit der
Kursnummer 182-4251 findet am 20. November, 22. November, 27. November
und 29. November 2018 zwischen 13.30 und 15.45 Uhr im Raum 006 im zib
statt. Die Gebühr beträgt 51 Euro. Voraussetzung: Grundlegende
Windows-Kenntnisse.

Detaillierte Kursbeschreibungen zum Angebot sind im aktuellen
VHS-Programmheft auf der Seite 52 zu finden. Der Kurs ist auch im
Online-Katalog unter www.vhs-zib.de in der Rubrik "Beruf, EDV, IT" im
Unterbereich "EDV und IT > Office" zu finden. Und natürlich berät auch
der Studienbereichsleiter für EDV Andreas Barre gerne Interessierte
zum Kursangebot. Kontakt: Andreas Barre, Tel.: 02303/103-735,
andreas.barre@stadt-unna.de.

Anmeldungen zu allen Kursen nimmt die VHS unter Tel.: 02303/103-713
oder -714 entgegen. Auf der Internetseite www.vhs-zib.de kann die
Anmeldung auch online vorgenommen werden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Donnerstag, 8. November 2018

Stadt Unna

Pressestelle, Rathausplatz 1, 59423 Unna

Telefon: (02303) 103-101

Telefax: (02303) 103-299

E-Mail: presse@stadt-unna.de

Internet: http://www.unna.de
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INNERE/1404: Forschung - Regeneration im Verdauungstrakt (idw)


Max-Delbrück-Centrum für Molekulare Medizin in der Helmholtz-Gemeinschaft - 06.11.2018

Regeneration im Verdauungstrakt



Im menschlichen Darm tummeln sich Milliarden nützlicher Bakterien. Eine
Therapie mit Antibiotika zerstört oft die meisten von ihnen. Ob und wie
sich die Darmflora anschließend erholt, hat ein Forschungsteam unter
Beteiligung des MDC untersucht. Die Ergebnisse sind im Fachblatt "Nature
Microbiology" publiziert.

Der Verdauungstrakt des Menschen beherbergt ein Universum winzigster
Lebewesen. Grob geschätzt finden sich im Darm so viele Bakterien, wie es
Menschen auf der Erde gibt. Fast immer dienen die Keime dem Wohl ihres
Gastgebers. Sie helfen mit, die Nahrung zu verdauen, produzieren Vitamine
und trainieren das Immunsystem. Zudem schützen sie, allein durch ihre
Anwesenheit, vor krankheitserregenden Artgenossen.

Doch der Mikrokosmos im Darm, das Mikrobiom, ist ein störanfälliges
Gebilde. "Gerät es aus dem Gleichgewicht, drohen Infektionen, Übergewicht
und Diabetes sowie entzündliche und neurologische Erkrankungen", sagt Dr.
Sofia Forslund, die im Mai dieses Jahres vom European Molecular Biology
Lab (EMBL) in Heidelberg ans Max-Delbrück-Centrum für Molekulare Medizin
(MDC) in Berlin wechselte und die komplizierten Wechselwirkungen zwischen
Mensch und Mikrobiom erforscht.

Antibiotika hinterlassen im Darm dauerhafte Spuren

In der jetzt in "Nature Microbiology" veröffentlichten Studie hat Forslund
gemeinsam mit Kollegen und Kolleginnen aus Dänemark, Deutschland und China
untersucht, wie sich eine Therapie mit Breitband-Antibiotika auf das
Zusammenspiel der Darmbakterien auswirkt. "Wir konnten zeigen, dass sich
das Mikrobiom ein halbes Jahr nach der Medikamentengabe fast vollständig
erholt hatte", berichtet die schwedische Forscherin. Aber eben nur fast:
"Einige empfindliche Bakterienarten blieben dauerhaft verschwunden", sagt
Forslund.

Für die Untersuchung verabreichte das Team um die MDC-Forscherin und zwei
Wissenschaftler der Universität Kopenhagen zwölf gesunden, jungen Männern,
die sich zur Teilnahme an der Studie bereiterklärt hatten, über vier Tage
hinweg einen Cocktail aus drei Antibiotika: Meropenem, Gentamicin and
Vancomycin. Gewöhnlich kommen diese Wirkstoffe vor allem dann zum Einsatz,
wenn gängigere Antibiotika nicht mehr wirken, weil die Bakterien gegen sie
bereits resistent geworden sind.

Manche Bakterienarten überlebten die Medikamentengabe

Anschließend untersuchten die Forscherinnen und Forscher das Mikrobiom
ihrer Probanden sechs Monate lang. Mittels DNA-Sequenzierung bestimmten
sie zum einen, welche Bakterienarten sich im Darm der Männer aufhielten,
und zum anderen, welche Gene in den Bakterien vorhanden waren. Besonderes
Augenmerk legte das Team dabei auf die Resistenz-Gene, mit denen sich die
Keime gegen Medikamente zur Wehr setzen. "Unsere Studie ist vermutlich die
erste, die den Einfluss von Antibiotika auf die Gene von Bakterien
untersucht hat", sagt Forslund.

Zunächst einmal habe sich gezeigt, dass der Darm trotz der Verabreichung
dreier stark wirksamer Antibiotika nicht vollständig steril geworden sei,
berichtet die Forscherin. Unter den verbliebenen Bakterien entdeckte das
Team sogar einige bislang unbekannte und noch nicht näher charakterisierte
Arten. Andere Keime schrumpften und verwandelten sich zu Sporen - einer
Lebensform, in der Bakterien bei schlechten Bedingungen viele Jahre
verharren können, ohne ihre ursprünglichen Eigenschaften zu verlieren.

Zuerst tauchten krankmachende Keime auf

Die anschließende Wiederbesiedelung des Darms erfolgte stufenweise. "Ganz
ähnlich, wie wenn sich ein Wald nach einem Brand langsam wieder erholt",
sagt Forslund. Zuerst tauchten allerdings vermehrt Bakterien auf, die
krankmachende Eigenschaften besitzen, Enterococcus faecalis and
Fusobacterium nucleatum beispielsweise. Gleichzeitig konnte das Team in
den Mikroorganismen besonders viele Virulenzfaktoren ausmachen - also
Strukturen und Stoffwechselprodukte, die dem Menschen eher schaden. "Diese
Beobachtung erklärt gut, warum die meisten Antibiotika
Magen-Darm-Störungen hervorrufen", sagt Forslund.

Mit der Zeit normalisierte sich die Darmflora wieder. Die schlechten Keime
wurden mehr und mehr durch gute Bakterien wie beispielsweise die
Milchsäure produzierenden Bifidobakterien ersetzt, die Krankheitserreger
fernhalten. Nach sechs Monaten war das Mikrobiom der Probanden nahezu
wieder das alte. Es fehlten jedoch nicht nur ein paar der früher
vorhandenen Arten. "Auch die Anzahl der Resistenz-Gene hatte sich in den
Bakterien erwartungsgemäß erhöht", berichtet Forslund. Bakterienarten, die
nach der Antibiotikagabe am schnellsten wieder auftaucht waren, wiesen
aber erstaunlicherweise nicht die meisten Resistenz-Gene auf. "Diese
Erbanlagen spielen anscheinend eher langfristige eine Rolle dabei, den
Darm wieder zu besiedeln", sagt die Forscherin.

Auch das Mikrobiom der Lunge soll weiter erforscht werden

Aufgrund des offenbar dauerhaften Verlusts einzelner Arten und der
erhöhten Zahl der Resistenz-Gene zeige die Studie einmal mehr, wie wichtig
es sei, Antibiotika mit Bedacht zu verabreichen, betont Forslund. Zudem
müsse man weiter erforschen, wie es künftig besser gelingen könne, das
empfindliche Mikrobiom vor Schäden durch Antibiotika zu schützen.

Dazu möchte die Wissenschaftlerin beitragen. Am MDC läuft unter ihrer
Leitung derzeit zum Beispiel eine Beobachtungsstudie, mit der Forslund
herausfinden will, wie sich längerfristige Gaben von Antibiotika auf die
Artenvielfalt im Darm auswirken - und ob ein stärkerer Schwund an Spezies
das Risiko von Übergewicht und Stoffwechselerkrankungen erhöht. Darüber
hinaus will sie erforschen, wie oft Darmbakterien während einer
Antibiotikagabe ihre Resistenz-Gene untereinander austauschen. Auch eine
Studie, die den Einfluss dieser Medikamente auf das Mikrobiom der Lunge
untersucht, ist bereits in Planung.


Originalpublikation:

Albert Palleja et al. (2018): "Recovery of gut microbiota of healthy
adults following antibiotic exposure." Nature Microbiology 3. 

doi: 10.1038/s41564-018-0257-9 

http://dx.doi.org/10.1038/s41564-018-0257-9

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.mdc-berlin.de/de/forslund 

(Webseite des Forslund Labs)

https://www.mdc-berlin.de/de/news/press/regeneration-im-verdauungstrakt 

(Online-Version dieser Pressemitteilung)

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution672

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Max-Delbrück-Centrum für Molekulare Medizin in der Helmholtz-Gemeinschaft - 06.11.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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NEUROLOGIE/991: Forschung zur Multiplen Sklerose - Schäden durch B-Zellen in der Hirnhaut (idw)


Technische Universität München - 08.11.2018

Multiple Sklerose: Schäden durch B-Zellen in der Hirnhaut



B-Zellen sind wichtige Helfer des Immunsystems im Kampf gegen Erreger. Bei
der neurologischen Autoimmunerkrankung Multiple Sklerose (MS) aber können
sie Nervengewebe schädigen. Fehlen bestimmte Kontrollzellen, sammeln sich
zu viele B-Zellen in den Hirnhäuten und verursachen Entzündungen im
zentralen Nervensystem. Das zeigte ein Team der Technischen Universität
München (TUM) anhand eines Tiermodells und von Patientenproben.

Beim Kampf gegen Krankheiten und Erreger müssen zahlreiche
unterschiedliche Zelltypen unseres Immunsystems zur richtigen Zeit am
richtigen Ort aktiviert oder deaktiviert werden. In den letzten Jahren
sind bestimmte Immunzellen, die Myeloid-derived suppressor cells (MDSCs)
immer stärker in den Forschungsfokus gerückt. Sie sind eine wichtige
Kontrollinstanz des Immunsystems und sorgen dafür, dass Immunreaktionen
nicht zu stark werden.

Folgen des Kontrollverlusts

Bei MS scheinen diese Kontrollen im Nervensystem teilweise zu versagen.
Thomas Korn, Professor für experimentelle Neuroimmunologie an der
Neurologischen Klinik der TUM, konnte das mit seinem Team in einer Studie
in "Nature Immunology" zeigen. Bei MS greift der Körper sein eigenes
Nervengewebe an und es kommt zu Schäden und Entzündungen. Die Folge sind
Lähmungen sowie Seh- und Bewegungsstörungen.

"Wir interessierten uns in erster Linie für den kontrollierenden Einfluss
der MDSCs auf die so genannten B-Zellen. Ihre Rolle bei der Entstehung von
MS ist bisher noch unklar. Sie scheinen aber einen wichtigen Anteil zu
haben - das haben wir uns genauer angesehen", erklärt Korn das Ziel der
Studie. B-Zellen können sich zu Antikörper-produzierenden Zellen
entwickeln, aber auch andere Immunzellen aktivieren, indem sie
Immunbotenstoffe ausschütten. Er und sein Team nutzten ein Mausmodell, bei
dem die entzündliche Erkrankung ausgelöst werden kann und ähnlich wie beim
Menschen verläuft.

MDSCs beeinflussen Anzahl der B-Zellen

Sie entfernten die MDSCs aus dem Hirnhautgewebe und beobachteten dann,
dass B-Zellen sich dort verstärkt sammelten. Gleichzeitig entstanden dort
Entzündungen und Schäden, ausgelöst durch die hohe Zahl an B-Zellen im
Nervengewebe. Dieses Phänomen zeigte sich nicht, wenn genügend MDSCs
vorhanden waren und die Anzahl der B-Zellen kontrollierten.

Er und sein Team wollen künftig klären, wie die B-Zellen das Nervensystem
zerstören. Hier gibt es mehrere Möglichkeiten: Beispielsweise geben
B-Zellen in den Hirnhäuten Stoffe ab, die Immunzellen anlocken. Diese
zerstören dort fälschlicherweise das körpereigene Gewebe. Oder B-Zellen
aktivieren durch eine spezifische Reaktion andere Immunzellen (T-Zellen),
die dann die Entzündung und Gewebezerstörung vorantreiben.

Patientenproben bestätigen Ergebnisse

Dass das Wegfallen der MDSCs auch für den Krankheitsverlauf in Patienten
negative Folgen haben könnte, zeigten sie anhand von 25 Proben aus der
Rückenmarksflüssigkeit von MS-Erkrankten. Fanden die Forscherinnen und
Forscher dort viele MDSCs, so hatten die Patienten meisten auch einen
milderen Verlauf mit weniger Entzündungsschüben. Bei Patienten mit
stärkeren Symptomen, waren die MDSC-Zahlen dagegen niedriger. "Es gibt
bereits zugelassene Therapien, wo B-Zellen medikamentös herunterreguliert
werden. Wir liefern nun eine Erklärung, warum das zumindest bei schlechten
Verläufen eine effektive Art der Behandlung sein kann.", erklärt Korn. Da
es sich nur um eine kleine Zahl von untersuchten Patienten handelte,
planen er und sein Team künftig größere Patientenstudien.

Thomas Korn hat seit 2010 die Heisenberg-Professur für experimentelle
Neuroimmunologie an der Neurologischen Klinik der Technischen Universität
München inne.


Originalpublikation:

Benjamin Knier, Michael Hiltensperger, Christopher Sie, Lilian Aly, Gildas
Lepennetier, Thomas Engleitner, Garima Garg, Andreas Muschaweckh, Meike
Mitsdörffer, Uwe Koedel, Bastian Höchst, Percy Knolle, Matthias Gunzer,
Bernhard Hemmer, Roland Rad, Doron Merkler and Thomas Korn:
Myeloid-derived suppressor cells control B cell accumulation in the central
nervous system during autoimmunity, Nature Immunology, October 29, 2018,

DOI: 10.1038/s41590-018-0237-5

https://www.nature.com/articles/s41590-018-0237-5

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.tum.de/die-tum/aktuelles/pressemitteilungen/detail/article/35066/ 

(Diese Pressemeldung im Web)

http://www.professoren.tum.de/korn-thomas/ 

(Professorenprofil von Prof. Thomas Korn)

https://www.neurokopfzentrum.med.tum.de/neurologie/447.html 

(Forscherprofil von Prof. Thomas Korn)

https://kornlab.med.tum.de/ 

(Forschungsgruppe von Thomas Korn)

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution73

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Technische Universität München - 08.11.2018

WWW: http://idw-online.de
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FORSCHUNG/3933: Fördern die Tanyzyten des Gehirns das gesunde Altern? (idw)


Universität zu Lübeck - 06.11.2018

Fördern die Tanyzyten des Gehirns das gesunde Altern?

Europäischer Forschungsrat gewährt einen hoch renommierten Synergy Grant
mit 9,9 Millionen Euro für gemeinsames Projekt in Lübeck, Frankreich und
Spanien



Prof. Dr. Markus Schwaninger, Direktor des Instituts für Experimentelle
und Klinische Pharmakologie und Toxikologie der Universität zu Lübeck,
wird zusammen mit zwei Forschern aus Frankreich und aus Spanien mit einem
der außerordentlich renommierten und hoch dotierten Synergy Grants des
Europäischen Forschungsrates gefördert. Die drei erhalten 9,9 Millionen
Euro über sechs Jahre für ihr gemeinsames Forschungsprojekt zur Rolle
bestimmter Gehirnzellen, der Tanyzyten, für ein gesundes Altern. 2,9
Millionen Euro davon gehen an Prof. Schwaninger.

Für die zunehmend älter werdende Bevölkerung in Europa ist das gesunde
Altern eine wichtige Herausforderung. Im Laufe des Lebens erfordert der
Erhalt von Wohlbefinden und Gesundheit einen fortwährenden Dialog zwischen
Gehirn und dem übrigen Körper. Um informierte und angemessene
Entscheidungen zu treffen und die Balance in den Stoffwechselvorgängen des
Körpers (Homöostase) zu erhalten, muss das Gehirn wissen, was in der
Peripherie vorgeht.

Die wichtigste Steuerzentrale für verschiedene homöostatische Prozesse
liegt im Hypothalamus, einer kleinen Struktur am Boden des Gehirns. Das
Team des Forschungsprojekts "Well-Aging and the Tanycytic Control of
Health" (WATCH) an den Universitäten Lille, Lübeck und Santiago de
Compostela hat das Ziel, die Funktion von glialen Stützzellen im
Hypothalamus, sogenannten Tanyzyten, als Vermittler der Kommunikation
zwischen Hypothalamus und peripherem Körper aufzuklären. Tanyzyten liegen
ideal am Boden des dritten Hirnventrikels und sind mit Blut und
Gehirnwasser in Kontakt; über ihre Funktion ist aber noch wenig bekannt.

Vincent Prévot (Inserm, Université de Lille, CHU de Lille), Markus
Schwaninger (Universität zu Lübeck) und Ruben Nogueiras (Universidade de
Santiago de Compostela) wollen neueste Techniken der molekularen und
systemischen Neurowissenschaften, der Mausgenetik und der translationalen
Forschung einsetzen, um die vielseitige Bedeutung von Tanyzyten zu
erhellen. Die Ergebnisse sollen neue diagnostische Marker und neue
therapeutische Ansätze liefern für eine Vielzahl unterschiedlicher
Störungen, die das gesunde Altern gefährden.

Grants des Europäischen Forschungsrates (European Research Council, ERC)
zählen zu den höchsten Auszeichnungen, die ein europäischer
Wissenschaftler aus öffentlicher Förderung erreichen kann. Sie gelten in
der Wissenschaft als Ausweis höchster Exzellenz. Die besondere
Förderkategorie des Synergy Grant, der die kollegiale internationale
Zusammenarbeit von zwei bis vier Forschern erfordert, geht mit der
Auszeichnung für Prof. Schwaninger erstmals an die Universität zu Lübeck.

Die Anforderungen, einen Synergy Grant zu erlangen, sind hoch. Nur neun
Prozent der eingereichten 295 Anträge wurden für die Förderung ausgewählt.
Synergy Grants gehen an 88 Forscherinnen und Forscher an 63 Universitäten
und Forschungszentren in 17 Ländern, die in 27 Projekten miteinander
zusammenarbeiten. Das Gesamtfördervolumen beträgt 250 Millionen Euro.


Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution92

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Universität zu Lübeck - 06.11.2018
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FORSCHUNG/3932: Baustein des "Glückshormons" aktiviert Immunzellen (idw)


IMBA - Institut für Molekulare Biotechnologie der Österreichischen Akademie der Wissenschaften GmbH - 07.11.2018

Baustein des "Glückshormons" aktiviert Immunzellen



Wissenschaftler des IMBA - Institut für Molekulare Biotechnologie der
Österreichischen Akademie der Wissenschaften - zeigen zusammen mit dem
Boston Children's Hospital in Harvard einen völlig neuartigen Weg zur
Bekämpfung von Autoimmunkrankheiten und Krebs.

Bereits seit Jahrzehnten versuchen Forscher, die vielfältigen Mechanismen
unseres Immunsystems aufzudecken. Erkenntnisse daraus ebneten in den
letzten Jahrzehnten den Weg für eine neue Ära der Krebstherapie: Gelingt
es, das eigene Immunsystem gezielt zu aktivieren, kann sich der Körper
eigenständig gegen Krebszellen und andere Eindringlinge wehren. Für diesen
Ansatz, der die Krebstherapie revolutionierte, gab es den diesjährigen
Nobelpreis für Medizin. Nun bringt ein internationales Forscherteam rund
um Josef Penninger vom Wiener IMBA und Clifford Woolf vom Boston
Children's Hospital in Harvard völlig neue Erkenntnisse über die Biologie
von Immunzellen, die äußerst vielseitige medizinische Anwendungen
versprechen.

Keyplayer für die Immunantwort

Das Verblüffende daran: Die Immunzellen unseres Körpers, sogenannte
T-Zellen, werden durch ein Molekül aktiviert, das beim Stoffwechsel in
unserem Nervensystem eine wichtige Rolle spielt. Bisher war bekannt, dass
Tetrahydrobiopterin, oder BH4, zur Herstellung von Botenstoffen wie dem
"Glückshormon" Serotonin und Dopamin benötigt wird. "Das faszinierende an
unserer Entdeckung ist, dass ein System, das eigentlich aus der
Neurobiologie bekannt ist, eine derartige Schlüsselrolle für die
Immunabwehr bei T-Zellen einnehmen kann," sagt Josef Penninger,
Gründungsdirektor des IMBA und Letztautor der aktuellen Publikation im
Fachmagazin Nature. "Dieser neue Ansatz verknüpft zwei völlig verschiedene
Systeme in unserem Körper und unterscheidet sich von allen bisher
bekannten Immun-Checkpoints. Außerdem sind die Therapiemöglichkeiten
breit gefächert: Von Autoimmunerkrankungen, Asthma und Allergien bis hin
zu Krebs!"

BH4 ist in unserem Körper an vielen Stoffwechselprozessen beteiligt. Seit
den 1980er Jahren war außerdem bekannt, dass Menschen mit Eisenmangel bzw.
Anämie häufig an Immunproblemen leiden, doch man konnte sich diesen
Zusammenhang nicht erklären. Nun weiß man warum: BH4 kontrolliert das
Wachstum von T-Zellen, den "Soldaten unseres Immunsystems", über die
Regulation von Eisenstoffwechsel und Funktion der Mitochondrien - der
Kraftwerke der Zellen.

T-Zellen patrouillieren quer durch unseren Körper und enttarnen
Krankheitserreger oder entartete Zellen, die zu Tumoren werden könnten.
Bei derartigen Begegnungen werden die T-Zellen aktiviert, sie
vervielfältigen sich und gehen in eine Art Angriffsmodus über, um
Eindringlinge oder Krebszellen gezielt zu bekämpfen. Oft ein Problem:
Falsch aktivierte T-Zellen richten sich gegen körpereigene Zellen - dies
geschieht etwa bei allergischen Reaktionen und Autoimmunerkrankungen wie
Kolitis, Asthma, Multipler Sklerose, Arthritis, oder bestimmten
Hauterkrankungen.

Hattrick: Klinischer Einsatz gegen Autoimmunerkrankungen, Allergien, und Krebs

"Autoimmunerkrankungen und Allergien gehören zu den häufigsten
ansteigenden Erkrankungen weltweit, und Therapien werden dringend
benötigt. Hier kann unsere Entdeckung enorm nützlich sein. Wenn man BH4
hemmt, können wir den ständigen Angriffsmodus dieser autoaggressiven
T-Zellen hemmen, damit sie kein gesundes Gewebe zerstören oder chronische
Entzündungen hervorrufen," so Shane Cronin, Postdoc am IMBA und Erstautor
der aktuellen Publikation in Nature. Gemeinsam mit Clifford Woolf vom
Boston Children's Hospital in Harvard und Kai Johnsson, Max Planck
Institute for Medical Research, Heidelberg, entwickelten die ForscherInnen
einen neuartigen Wirkstoff namens QM385, der BH4 hemmt, und die
Immunzellen bei heftigen Überreaktionen "zähmt". Erste klinische Tests
stehen in Aussicht.

BH4 ist gleichzeitig auch ein wichtiger Kandidat für zukünftige
Krebs-Immunotherapien, denn aktivierte T-Zellen spüren Krebszellen auf, und
bekämpfen diese. Die ForscherInnen fanden nun bei Mäusen heraus, dass BH4
den T-Zellen hilft, den Tumor gezielt zu bekämpfen. Außerdem stellte sich
heraus, dass die Entstehung von BH4 von Kynurenin blockiert werden kann,
einem Molekül, welches das Immunsystem in Tumoren abschalten kann. Die
Gabe von BH4 lässt die T-Zellen wieder wachsen.

"Das Wissen über neue Zusammenhänge in der Biologie und der
Krankheitsentstehung sind besonders wertvoll, weil die Anwendungen daraus
sehr vielseitig sein können. Wer hätte gedacht, dass sich unser
Immunsystem durch ein aus der Neurobiologie bekanntes Molekül steuern
lässt und möglicherweise zu neuen Anwendungen gegen Autoimmunerkrankungen,
Asthma bis hin zu Krebserkrankungen und Immunschwäche führen könnte!", so
Shane Cronin. "Wenn man es schafft, Querverbindungen verschiedener
biologischer Systeme im Körper zu finden, wie in diesem Fall dem
Nervensystem und dem Immunsystem, kann man manchmal erstaunliche
Entdeckungen machen". In der Vergangenheit ist es etwa dem Team um Josef
Penninger am Beispiel des Signalweges RANKL gelungen, den
Knochenstoffwechsel und mit dem Hormonsystem in Verbindung zu setzen.
Therapieeinsätze des daraus resultierenden Wirkstoffes Denosumab reichen
vom Knochenschwund bis hin zu einer Pille gegen Brustkrebs, die momentan
in Österreich getestet wird.


Original Publikation:

"The metabolite BH4 controls T cell proliferation in autoimmunity and
cancer", Cronin et al. Nature, 2018

DOI:10.1038/s41586-018-0701-2

Dieses Forschungsprojekt ist eine Kollaboration folgender Institutionen:

IMBA - Institute of Molecular Sciences of the Austrian Academy of
Sciences, Department of Neurobiology, Harvard Medical School, Boston, USA;
FM Kirby Neurobiology Center, Boston Children's Hospital, Boston, MA USA,
Ludwig Boltzmann Institute for Experimental and Clinical Traumatology,
Institute for Molecular Medicine, University Medical Center of the
Johannes Gutenberg-University Mainz, Germany, Department of Internal
Medicine II (Infectious Diseases, Immunology, Rheumatology and
Pneumology), Medical University of Innsbruck, Austria, Institute of
Chemical Sciences and Engineering, Institute of Bioengineering, National
Centre of Competence in Research (NCCR) in Chemical Biology, École
Polytechnique Fédérale de Lausanne (EPFL), Lausanne, Switzerland, Division
of Cardiovascular Medicine, British Heart Foundation Centre for Research
Excellence, John Radcliffe Hospital, University of Oxford, U.K., Wellcome
Trust Centre for Human Genetics, Roosevelt Drive, University of Oxford,
U.K., Division of Gastroenterology and Liver Center, Department of
Medicine, Beth Israel Deaconess Medical Center (BIDMC) and Harvard Medical
School (HMS), Harvard University, Boston, MA, USA, LABOX, Departamento de
Bioquímica, Universidade Federal de Santa Catarina, Florianópolis, SC,
Brazil. IMP- Research Institute of Molecular Pathology, Vienna, Austria,
Department of Neuronal Control of Metabolism, Max Planck Institute for
Metabolism Research, Cologne, Germany, Department of Neurosciences, Centre
de recherche de CHU de Québec - Université Laval, Québec QC Canada,
Department of Molecular Medicine, Faculty of Medicine, Université Laval,
Québec QC Canada, Karolinska Institute, Department of Medicine Solna,
Center for Molecular Medicine, Karolinska University Hospital Solna,
Stockholm, Sweden, Neurosurgery Department, Johns Hopkins School of
Medicine, Baltimore, USA, Apeiron Biologics AG, Vienna, Austria, Quartet
Medicine, 400 Technology Square, Cambridge, USA, Department of
Anesthesia, Harvard Medical School, Boston, USA; Boston Children's
Hospital, Boston, USA, Département de Pharmacologie et Physiologie,
Université de Montréal, Montréal, QC, Canada, Max-Planck Institute for
Medical Research, Department of Chemical Biology, Heidelberg, Germany

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.imba.oeaw.ac.at

http://www.imba.oeaw.ac.at/about-imba/information-material-download/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1270
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FORSCHUNG/1292: "Die Anstrengungen zur Entwicklung neuer Antibiotika müssen gesteigert werden ..." (idw)


Verband Forschender Arzneimittelhersteller e.V. - 08.11.2018

Pharmaforschung gegen resistente Bakterien



Ab 12. November ruft die Weltgesundheitsorganisation WHO die
Weltantibiotikawoche aus, die mit dem Europäischen Antibiotikatag am 18.
November abschließt. Aus diesem Anlass informiert der Verband der
forschenden Pharma-Unternehmen (vfa) über den Stand der Entwicklung neuer
antibakterieller Medikamente. Demnach könnten Unternehmen in den nächsten
Monaten zwei neue Antibiotika herausbringen, die jeweils Resistenzen bei
bestimmten Bakterien überwinden. Eins davon hat im Oktober die
EU-Zulassung, das andere im September eine Zulassungsempfehlung erhalten.

Drei weitere Antibiotika befinden sich im Zulassungsverfahren. Unternehmen
erproben weitere 19 antibakterielle Medikamente derzeit in der letzten
Studienphase vor dem Zulassungsantrag. Fast alle sind bisherigen
Untersuchungen zufolge auch gegen bestimmte multiresistente Bakterien
wirksam.

Aber nicht jede therapeutische Lücke, die Resistenzen gerissen haben, kann
damit geschlossen werden. Deshalb sagt Birgit Fischer,
Hauptgeschäftsführerin des Verbands der forschenden Pharma-Unternehmen
(vfa): "Die Anstrengungen zur Entwicklung neuer Antibiotika müssen
gesteigert werden, damit die Medizin dauerhaft Resistenzen begegnen kann.
Doch für viele denkbare Antibiotika-Projekte ist ungeklärt, wie
Unternehmen sie refinanzieren könnten; die resultierenden Produkte sollen
ja später so selten wie möglich zum Einsatz kommen. Neue
Finanzierungsmodelle werden gebraucht."

"Äußerst wichtig ist, mit den vorhandenen Antibiotika verantwortungsvoll
umzugehen", so Fischer abschließend. "Denn für kein Geld der Welt lassen
sich so schnell neue Antibiotika entwickeln, wie die Vorhandenen durch
fahrlässigen Gebrauch und daraus resultierende Resistenzbildung unwirksam
werden können."

Hintergrund

Als Resistenz wird die Widerstandsfähigkeit eines Krankheitserregers gegen
ein gegen ihn gerichtetes Medikament bezeichnet. Eine wachsende Zahl
krankmachender Bakterien hat mittlerweile solche Resistenzen gegen mehrere
Antibiotika erworben, die früher zuverlässig wirksam waren. Aktuelle
Studien der OECD und des European Centre for Disease Prevention and
Control (siehe unten) zeigen, welches Ausmaß dies mittlerweile angenommen
hat und welche Gefahren für die Zukunft davon ausgehen.

Eine Reihe von Projekten zur Entwicklung neuer Antibiotika, die solche
Resistenzen überwinden können, findet mittlerweile in öffentlich-privaten
Partnerschaften statt. Beispiele dafür sind:


	NewDrugs4BadBugs (ND4BB), ein Programm von EU-Kommission und europäischer Pharmaindustrie. Forschungsgruppen und Firmen arbeiten bis 2019 gemeinsam an neuen Antibiotika.

	CARB-X (Combating Antibiotic Resistant Bacteria Biopharmaceutical Accelerator), ein Programm der Gesundheitsministerien von USA und Großbritannien, Wellcome Trust, Bill & Melinda Gates Foundation und weiteren Partnern. Es fördert die Entwicklung von antibakteriellen Medikamenten, Impfstoffen und Diagnostika.

	GARDP (Global Antibiotic Research & Development Partnership), ein von der WHO mit Unterstützung Deutschlands initiiertes Programm. Hier geförderte Unternehmen müssen sich verpflichten, neue Antibiotika später Schwellen- und Entwicklungsländern zu Sonderkonditionen zu liefern.



Eine Koordinierung der weltweiten Forschungsaktivitäten im Bereich
Antibiotika ist Ziel des 2018 mit Unterstützung Deutschlands gegründeten
"Global Antimicrobial Resistance Research and Development Hub" mit Sitz in
Berlin.

Weitere Informationen

Neue Antibiotika im Zulassungsverfahren oder in Erprobung (mit Grafik):

http://www.vfa.de/neue-antibiotika

Europäischer Antibiotika-Tag:

https://antibiotic.ecdc.europa.eu/de

Weltantibiotikawoche der WHO:

http://www.who.int/who-campaigns/world-antibiotic-awareness-week

OECD-Studie "Stemming the Superbug Tide":

https://bit.ly/2DuDFXH

Analyse im Auftrag des European Centre for Disease Prevention and Control
"Attributable deaths and disability-adjusted life-years caused by
infections with antibiotic-resistant bacteria in the EU and the European
Economic Area in 2015: a population-level modelling analysis":

https://bit.ly/2Oru7xH

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution578
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STUDIE/629: Kinder & Jugendliche mit Adipositas leiden unter bestehenden Versorgungslücken und Diskriminierung (idw)


Deutsche Diabetes Gesellschaft - 06.11.2018

Kinder & Jugendliche mit Adipositas leiden unter bestehenden Versorgungslücken und Diskriminierung



Laut der Studie zur Gesundheit von Kindern und Jugendlichen in Deutschland
(KiGGS Welle 2), die vom Robert Koch-Institut durchgeführt wurde, haben
nach dem Referenzsystem der Weltgesundheitsorganisation (WHO) 26,3 Prozent
der 5- bis 17-Jährigen Übergewicht; 8,8 Prozent sind von Adipositas
betroffen (1). In der Versorgung dieser Kinder und Jugendlichen gibt es
erhebliche Defizite: So werden in Deutschland überzeugende,
wissenschaftlich-basierte Behandlungs- und Betreuungskonzepte im
Gesundheitssystem nicht unterstützt und in der Regel von den Kostenträgern
nicht finanziert.

Zudem herrschen in der Gesellschaft viele Vorurteile, die den notwendigen,
frühen Therapiebeginn häufig sogar ganz verhindern. Welche
Versorgungslücken es in Deutschland gibt und welche Folgen die mit der
Erkrankung einhergehende Stigmatisierung für die Betroffenen hat, darüber
diskutieren Experten auf der Kongress-Pressekonferenz im Rahmen der 12.
Diabetes Herbsttagung der Deutschen Diabetes Gesellschaft (DDG) und der
34. Jahrestagung der Deutschen Adipositas-Gesellschaft (DAG). Diese findet
am Freitag, den 9. November 2018 in Wiesbaden statt.

"Übergewicht und Adipositas im Kindes- und Jugendalter wirken sich negativ
auf die Gesundheit der Heranwachsenden aus. So begünstigt ein hoher
Body-Mass-Index (BMI) Störungen des Fett- und Glukosestoffwechsels, was die
Wahrscheinlichkeit für die Entstehung eines Typ-2-Diabetes erhöht", so
Professor Dr. med. Martin Wabitsch, Tagungspräsident der Deutschen
Adipositas-Gesellschaft. "Zudem gehen Übergewicht und Adipositas mit einem
hohen Leidensdruck einher", ergänzt Wabitsch. Bereits im Kindesalter
werden Menschen mit Übergewicht stigmatisiert, das setzt sich im
Jugend- und Erwachsenenalter fort. "Betroffene sind tagtäglich Diskriminierung
ausgesetzt - in der Familie, am Arbeitsplatz, in den Medien und leider
auch im Gesundheitssystem. Unzulässige Zuschreibungen lauten oft: 'fett,
faul und gefräßig' sowie 'charakter- und willensschwach'", sagt der Leiter
der Sektion Pädiatrische Endokrinologie und Diabetologie am
Universitätsklinikum Ulm. "Diese Vorurteile sind häufig auch ein Hindernis
beim Einstieg in die Berufswelt. Bei der Einstellung werden junge
Heranwachsende aufgrund ihres Äußeren oftmals benachteiligt - und dies bei
gleicher oder gar höherer fachlicher Qualifikation."

Die Abwertung und soziale Ausgrenzung, die Menschen mit starkem
Übergewicht häufig erfahren, haben oft auch psychische Störungen zur
Folge. "Viele Betroffene haben ein geringes Selbstwertgefühl und leiden an
Depressionen", so Stefanie Wirtz, 1. Vorsitzende der AdipositasHilfe
Deutschland e. V. Teilweise entwickele sich aus der Stigmatisierung ein
wahrer Teufelskreis: "Viele Menschen reagieren auf psychische Belastungen
mit einem ungünstigen Essverhalten - dem sogenannten 'Frustessen'. Das
wiederum führt zur Gewichtszunahme und somit zur Erhaltung und
Verschlimmerung der Adipositas", ergänzt Wabitsch.

Gerade bei Kindern und Jugendlichen liege die Schuld an einem zu hohen
Körpergewicht nicht bei ihnen selbst. "Welches Körpergewicht ein Mensch
hat, ist zunächst genetisch bedingt und wird in der frühen Kindheit
geprägt", so der Facharzt für Kinderheilkunde. "Die Lebensbedingungen,
unter denen Kinder und Jugendliche heute aufwachsen, also ein
überreichliches, zu fettes, zu süßes, zu salziges Angebot hoch
verarbeiteter Lebensmittel sowie der weit verbreitete Bewegungsmangel
unterstützen dann die Ausprägung der Adipositas und wirken sich ungünstig
auf den Stoffwechsel aus." In betroffenen Familien komme es darüber hinaus
häufig zu Konflikten. "Eltern versuchen zwar, ihren Kindern zu helfen,
haben aber meist keine Anlaufstelle, um sich Unterstützung zu holen. Die
Hilflosigkeit entlädt sich oft in Form von Vorwürfen und endet im Streit",
so Wirtz.

Jugendliche mit extremer Adipositas (BMI über 30) sind dann medizinisch
nur noch schwer zu erreichen. "Nur ein kleiner Prozentsatz sucht aktiv
nach einer Behandlung", so Wabitsch. "Warum das so ist, ist nicht klar.
Hierfür mag es viele Gründe geben, zum Beispiel das junge Alter der
Betroffenen, ein überwiegend niedriges Bildungsniveau und ein niedriger
Sozialstatus. Auch funktionelle Beeinträchtigungen infolge eingeschränkter
körperlicher Mobilität und psychische Begleiterkrankungen können Ursache
dafür sein. Häufig sind die Jugendlichen nach erfolglosen Versuchen des
Abnehmens auch einfach frustriert", sagt der Experte.

Die Behandlung von Jugendlichen mit extremer Adipositas ist sehr aufwändig
und es bedarf neuer Wege. "Konventionelle verhaltenstherapeutische
Gewichtsreduktionsprogramme bleiben meist erfolglos.
Bariatrisch-chirurgische Maßnahmen sind aufgrund der notwendigen strengen
Indikationsstellung oft nicht möglich", so Wabitsch. Im Rahmen der
JA-Studie, die das Bundesministerium für Bildung und Forschung im Rahmen des
Kompetenznetzes Adipositas seit 2012 fördert, wird deshalb für Jugendliche
im Alter von 14 bis 21 Jahren mit einem BMI über 30 eine neue, umfassende
Versorgung in fünf verschiedenen Kliniken in Deutschland angeboten.
"Jugendliche mit extremer Adipositas nehmen über verschiedene Zugangswege
- einschließlich sozialer Institutionen sowie medizinischer
Behandlungseinrichtungen und Patientenregister - an dem Projekt teil",
erklärt Wabitsch. Im Rahmen der Studie werden die Jugendlichen auch dabei
unterstützt, einen Ausbildungs- oder Arbeitsplatz zu finden.

Welche Maßnahmen notwendig sind, um die Therapie von Kindern und
Jugendlichen mit starkem Übergewicht zu verbessern und um der
Stigmatisierung innerhalb der Gesellschaft entgegenzuwirken, erläutern die
Teilnehmer der gemeinsamen DDG Herbsttagung und DAG Jahrestagung im Rahmen
einer Kongress-Pressekonferenz am 9. November 2018 in Wiesbaden. Die
Tagung findet vom 9. bis 10. November 2018 im RheinMain CongressCenter
Wiesbaden statt. Alle Informationen zur Tagung sind im Internet unter 

www.herbsttagung-ddg.de zu finden.

Das können Journalisten und Medienschaffende tun, um
Stigmatisierung/Diskriminierung von Adipositas und Menschen mit
Übergewicht in den Medien zu vermeiden:

"Medienleitfaden Adipositas" zum kostenlosen Download unter 

https://adipositas-gesellschaft.de/fileadmin/PDF/Presse/A5_DAG-MLF2018_NS_RZ_08102018.pdf


Quellen:

(1) Robert Koch-Institut: Die allgemeine Gesundheit von Kindern und
Jugendlichen in Deutschland - Querschnittergebnisse aus KiGGS Welle 2 und
Trends.

https://www.rki.de/DE/Content/Gesundheitsmonitoring/JoHM/2018/JoHM_Inhalt_18_01.html

(2) Jugendliche mit extremer Adipositas. Medizinische und psychosoziale
Folgen der extremen Adipositas bei Jugendlichen - Akzeptanz und Wirkung
einer strukturierten Versorgung: Die JA-Studie.

www.ja-studie.de
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ENTWICKLUNG/1405: Mobiles Bewegungs-Feedback soll Patienten helfen, Schonhaltungen beim Gehen abzubauen (idw)


Technische Universität Kaiserslautern - 07.11.2018

Medica 2018: Mobiles Bewegungs-Feedback soll Patienten helfen, Schonhaltungen beim Gehen abzubauen



Patienten, die ein neues Hüftgelenk erhalten haben, müssen nach der OP
erst wieder lernen, "normal" zu gehen. Helfen soll hierbei ein mobiles
Ganganalyse- und Feedback-System, das ein Kaiserslauterer Forscherteam mit
Medizinern und Biomechanikern entwickelt. Viel Technik ist nicht nötig:
Über kleine Sensoren an Füßen, Beinen und Becken werden die
Bewegungsabläufe gemessen. Eine Software wertet den Gang aus und gibt dem
Nutzer über Töne oder Vibrationen Rückmeldung, sodass er seine Bewegung
verbessern kann. Auf der Medizintechnik-Messe Medica in Düsseldorf vom 12.
bis 15. November stellen die Forscher die Technik am Forschungsstand
(Halle 7a, Stand B06) von Rheinland-Pfalz vor.

Ein mobiles Ganganalyse-System, das dem Nutzer direkt Rückmeldung gibt,
daran arbeiten Dr. Gabriele Bleser und ihr Team von der Nachwuchsgruppe
wearHEALTH an der Technischen Universität Kaiserslautern (TUK). Es eignet
sich für Menschen, die zum Beispiel an Arthrose leiden und im Zuge dessen
ein neues Hüftgelenk erhalten. Diese haben meist über viele Jahre eine
Schonhaltung entwickelt und verinnerlicht. "Nach der Operation sind zwar
die Schmerzen weg, die Schonhaltung aber bleibt. Das 'normale' Gehen muss
in der Reha und darüber hinaus erst wieder mühsam erlernt werden", sagt
Professor Dr. Thomas Jöllenbeck, der an der Rehaklinik Lindenplatz im
nordrhein-westfälischen Bad Sassendorf das Institut für Biomechanik
leitet. Er und seine Kollegin Juliane Pietschmann arbeiten mit den
Kaiserslauterer Forschern zusammen.

Die Technologie soll den Reha-Prozess unterstützen. Dabei kommen sieben
Sensoren zum Einsatz. Sie werden einfach an den Füßen, Unter-,
Oberschenkeln und am Becken angebracht. "Die von den Sensoren am Körper
gemessenen Beschleunigungen und Winkelgeschwindigkeiten werden von unserer
Software verarbeitet. Diese berechnet daraus Bewegungsparameter wie
beispielsweise Gelenkwinkel an Hüfte, Knie und Sprunggelenk und
Schrittlängen", erklärt Dr. Bertram Taetz, der wie Markus Miezal ebenfalls
an der TUK am Projekt beteilig ist.

Das Computerprogramm ermittelt damit ein individuelles Bewegungsmuster,
das zeigt, ob etwa Abweichungen oder individuelle Besonderheiten im Gang
vorliegen. "Der Nutzer erhält über Töne und Vibrationen unmittelbare
Rückmeldungen und Hinweise, mit denen er sich sein Gangbild bewusst machen
kann", sagt Bleser. "Unser langfristiges Ziel ist es, ein mobiles System
zu entwickeln, mit dem Patienten auch nach der Reha zu Hause eigenständig
weitertrainieren können." Aber nicht nur der Patient erhält Rückmeldung,
auch Physiotherapeuten und Mediziner können die Daten direkt auf einem
Bildschirm sehen, in Form eines animierten 3D-Knochenmodells und von
Diagrammen, bei denen Besonderheiten im Gang einfach sichtbar werden.

Die Technik eignet sich nicht nur für die orthopädische Rehabilitation.
Auch Patienten nach einem Schlaganfall könnten damit üben. Darüber hinaus
ist die Anwendung für verschiedene Sportarten interessant, um etwa
Bewegungsabläufe zu studieren oder zu optimieren. "Unser System befindet
sich derzeit noch in der Entwicklungsphase. Studien an Patienten stehen
noch aus. Bis es auf den Markt kommen kann, wird es noch dauern", so Taetz
weiter. "Auch den Tragekomfort müssen wir noch deutlich erhöhen", sagt
Bleser. Hierzu arbeitet das Team mit dem Informatiker Professor Dr. Didier
Stricker vom Deutschen Forschungszentrum für Künstliche Intelligenz in
Kaiserslautern zusammen, um ein leichtgewichtiges Sensornetzwerk an die
Technik anzubinden.

Beteiligt sind an der Ganganalyse-Technik an der TUK auch
Sportwissenschaftler um Professor Dr. Michael Fröhlich, die untersuchen,
ob das System den Praxisanforderungen gerecht wird, und Ingenieure um
Professor Dr. Norbert Wehn, die daran arbeiten, die Übertragungstechnik zu
verbessern. Die Arbeiten werden im Rahmen der Bund-Länder-Initiative
"Innovative Hochschulen" gefördert, bei der die TUK gemeinsam mit der
Hochschule Kaiserslautern im Projekt "Offene Digitalisierungsallianz
Pfalz" beteiligt ist.

Die Kaiserslauterer Nachwuchsgruppe wearHEALTH ist ein interdisziplinäres
Team aus Informatik, Mathematik, Psychologie, Kognitionswissenschaft,
Bewegungswissenschaft und Regelungstechnik. Sie entwickelt digitale
Techniken, die die Gesundheit präventiv oder zum Beispiel in Form von
Reha-Maßnahmen verbessern sollen. Sie wird vom Bundesministerium für
Bildung und Forschung im Rahmen der Maßnahme "Interdisziplinärer
Kompetenzaufbau im Forschungsschwerpunkt Mensch-Technik-Interaktion für
den demografischen Wandel" gefördert.

Der Auftritt der Forscher der TU Kaiserslautern auf der Messe wird von
Klaus Dosch vom Referat für Technologie und Innovation organisiert. Er ist
Ansprechpartner für Unternehmen und vermittelt unter anderem Kontakte zur
Wissenschaft.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution124

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Technische Universität Kaiserslautern - 07.11.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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ENTWICKLUNG/1404: Durchbruch in der bildgebenden Magnetresonanztomographie des Herzens (idw)


Fraunhofer-Institut für Angewandte Festkörperphysik IAF - 06.11.2018

Durchbruch in der bildgebenden Magnetresonanztomographie des Herzens



Herz-Kreislauf-Erkrankungen sind weltweit die häufigste Todesursache. Bis
heute sind trotz wichtiger Fortschritte in der Diagnostik und Therapie
einige Bereiche mit hohem Bedarf noch nicht abgedeckt. Um die
kardiovaskuläre medizinische Diagnostik zu personalisieren und bessere
Messergebnisse zu erhalten, müssen das Herz, Organe und Tumore auf
molekularer Ebene charakterisiert werden können. Das Projekt MetaboliQs
kombiniert diamantbasierte Quantensensorik und medizinische Bildgebung, um
das Verständnis für krankheitsbedingte molekulare Veränderungen im Körper
zu verbessern und dadurch die personalisierte Diagnostik von
kardiovaskulären Krankheiten voranzutreiben.

Die Magnetresonanztomographie ist seit Jahrzehnten als sichere,
nicht-invasive und nicht-radioaktive Methode zur Diagnose von
Herz-Kreislauf-Erkrankungen weit verbreitet. Aufgrund ihrer begrenzten Empfindlichkeit
können jedoch selbst die teuersten MRT-Scanner (mit den stärksten
Magneten) molekulare und Stoffwechsel-Aktivitäten im Herzen nicht mit
ausreichender Empfindlichkeit erkennen und visualisieren. Hier spielen
aktuelle MRT-Techniken mittels Hyperpolarisation eine zentrale Rolle, da
sie es ermöglichen, die Empfindlichkeit der MRT um bis zu fünf
Größenordnungen zu erhöhen. Leider dauert der Hyperpolarisierungsprozess
sehr lange (90-180 Minuten pro Verfahren), ist extrem kostspielig und
umständlich (>2 Millionen Dollar Anschaffungskosten für Anlagen in der
Größe eines ganzen Raumes) und erfordert zudem Temperaturen von unter -270
Grad Celsius. Das Projekt MetaboliQs zielt daher darauf ab, durch
Fortschritte in der Quantenphysik eine neue Methode für die MRT zu
entwickeln.

Präzisere Diagnostik und personalisierte Medizin durch Fortschritte in der Quantenphysik

Das Verfahren, welches auch als »Hyperpolarisierte MRT« bezeichnet wird,
ermöglicht die Darstellung und Visualisierung wichtiger
Stoffwechselsubstrate im Herzen und anderen Organen (z.B. Niere, Leber)
durch Hyperpolarisation von Kernspins körpereigener und ungiftiger
Substrate. Auf diese Weise können eine Reihe wichtiger
Stoffwechselreaktionen nicht-invasiv verfolgt werden. Diese bahnbrechende
Technologie wird eine bisher unerreichte, hochsensitive Quantifizierung
der Stoffwechselaktivität ermöglichen und den Weg ebnen für eine präzise
Diagnose und eine auf den Patienten zugeschnittene Behandlungen von
Herz-Kreislauf-Erkrankungen. So wird es beispielsweise möglich sein, Patienten,
die am wahrscheinlichsten von invasiven oder pharmakologischen
Behandlungen profitieren von denen zu unterscheiden, für die andere
medizinische Behandlungsmethoden zielführender wären. Zudem können
Patienten im Frühstadium der Krankheit deutlich besser diagnostiziert
werden.

Das Projekt MetaboliQs wird die transformativen Eigenschaften von
Diamant-Stickstoff-Vakanzen (nitrogen vacancies, NV), wie die hohe Quantenkohärenz
und Quantenkontrolle, nutzen, um einen Durchbruch in der
hyperpolarisierten MRT zu ermöglichen: Ein kostengünstiger und
durchsatzstarker Diamantpolarisator, der mit jeglichem, kommerziellen
MRT-Scanner verwendet werden kann und Ergebnisse innerhalb von Minuten statt
Stunden liefert.

Diese einzigartige Nutzung der Quantenkohärenz wird durch eine neue
Technologie zum atomaren Wachstum von Diamantmaterial (sogenannter
»quantum grade« Diamant) ermöglicht. Darunter fallen beispielsweise
12C-Isotopenreinigung, präzise Kontrolle der Stickstoffdefektkonzentration und
Nanofertigung der Diamantoberfläche.

Das MetaboliQs-Konsortium bietet durch seine Kombination aus führenden
Forschungsinstituten und innovativen Unternehmen die notwendige umfassende
Expertise, um die ehrgeizigen Ziele des Projekts zu erreichen und
bahnbrechende Entwicklungen in der hyperpolarisierten MRT im Bereich der
Herz-Kreislauf-Erkrankungen Realität werden zu lassen.

MetaboliQs vereint ein erstklassiges multidisziplinäres Konsortium:


	das Fraunhofer-Institut für Angewandte Festkörperphysik in Freiburg, ein führendes Forschungsinstitut für Quantentechnologie mit Diamant und ein Vorreiter bei der Entwicklung und Herstellung von »quantum grade« Diamant,

	NVision Imaging Technologies GmbH, Deutschland, ein vom Silicon Valley unterstütztes Quantentechnologie-Unternehmen und Erfinder der diamantbasierten Polarisation,

	Element Six Limited, Großbritannien, ein weltweit führender Anbieter von Forschung und Herstellung von synthetischem Diamant mit bekannter Expertise in Quantenanwendungen,

	Die Hebräische Universität Jerusalem (HUJI), Israel, ein führendes Forschungsinstitut für Diamantquantentechnologien,

	Bruker BioSpin GmbH - Marktführer in der präklinischen MRT- und NMR-Spektroskopie



mit zwei der besten technischen Universitäten Europas, ausgestattet mit
Forschungsgruppen in der hyperpolarisierten und kardiovaskulären MRT:


	ETH Zürich in der Schweiz sowie

	Technische Universität München, Deutschland.



Das Projekt MetaboliQs ist Teil der von der Europäischen Union geförderten
Gesamtinitiative »Quantum Flagship«. Mit dieser Initiative soll Europa an
die Spitze der zweiten Quantenrevolution gebracht werden, die sich derzeit
weltweit vollzieht. Ziel ist es, disruptive Quantentechnologien in die
Wissenschaft und die Gesellschaft im Allgemeinen zu bringen, indem neue
kommerzielle Möglichkeiten zur Bewältigung globaler Herausforderungen
erschlossen, strategische Fähigkeiten für die Sicherheit aufgebaut werden
und noch ungeahnte Anwendungen für die Zukunft entstehen. Das Projekt
MetaboliQs startete im Oktober 2018 und läuft bis Ende 2021.

Dieses Projekt wird von der Europäischen Union im Rahmenprogramm H2020
gefördert (Förderkennzeichen 820374).

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.metaboliqs.eu/ (Webseite des Projekts "MetaboliQs")

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution62

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Fraunhofer-Institut für Angewandte Festkörperphysik IAF - 06.11.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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AKTION/2720: Oldenburg - Ensemble TonArt zu Gast im Komponisten-Colloquium, 16.11.2018


Carl von Ossietzky Universität Oldenburg

Zwischen Form und Freiheit

Ensemble TonArt zu Gast im Komponisten-Colloquium



Oldenburg. Der typische Sound des TonArt Ensembles aus Hamburg ist am
Freitag, 16. November, ab 18.00 Uhr im Komponisten-Colloquium des
Instituts für Musik zu hören. Das Programm des Gesprächskonzerts im
Gebäude A10 (Campus Haarentor, Ammerländer Heerstraße 69, Raum 0-018)
besteht aus Werken von Barbara Heller, Harry Nitz, Michael E. Haase
und zwei Eigenkompositionen des Ensembles. Der Eintritt ist frei.

Im TonArt-Ensemble treffen Musikerinnen und Musiker mit ganz
unterschiedlichem Hintergrund aufeinander. Unter den Mitgliedern sind
Musikprofessoren und Musikwissenschaftler, Diplom-Musiker aus Klassik
und Jazz, Autodidakten und Performer aus der bildenden Kunst. Das
Ensemble besteht seit fast 30 Jahren und ist für seine
Experimentierfreude bekannt. Die Gruppe hat schon in Gewächshäusern,
Bauruinen oder Fahrstühlen gespielt und verbindet ihre Auftritte
zuweilen mit Tanz, Action Painting, Schauspiel oder Lyrik. Eins ihrer
Markenzeichen ist die gänzlich freie Improvisation ohne irgendwelche
Vorgaben. Beim Auftritt an der Universität will das Ensemble gemeinsam
mit dem Publikum die Frage klären, wie aus der kompletten Freiheit
Form wird und wieviel Freiheit in der Form steckt. Veranstalter des
Colloquiums sind die Komponistin und Hochschullehrerin Prof. Violeta
Dinescu und der Musikwissenschaftler Roberto Reale vom Institut für
Musik.

Weblinks

www.komponisten-colloquium.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 373/18 vom 9. November 2018

Pressedienst der Carl von Ossietzky Universität Oldenburg

Presse & Kommunikation

26111 Oldenburg

Tel: 0441 / 7 98 - 54 46, Fax: 0441 / 7 98 - 55 45

E-Mail: presse@uni-oldenburg.de

Internet: www.uni-oldenburg.de
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KLASSIK/10152: München - Sonderkonzert des Münchner Rundfunkorchesters für Schlagzeuger Simone Rubino, 14.11.2018 (BR)


Bayerischer Rundfunk - Pressemitteilung vom 9. November 2018

Münchner Rundfunkorchester

Sonderkonzert für Schlagzeuger Rubino "Benvenuto, Simone!"

Mittwoch, 14. November, 19.30 Uhr im Münchner Funkhaus des BR



Chefdirigent Ivan Repusic hat mit seinem Amtsantritt 2017 die Position
"Artist in Residence" initiiert: In der vergangenen Spielzeit
2017/2018 war das die lettische Starsopranistin Marina Rebeka, in der
Spielzeit 2018/2019 ist es der international renommierte und mehrfach
wettbewerbsgekürte Schlagzeugvirtuose Simone Rubino. Im Kammerkonzert
am Mittwoch, 14. November, 19.30 Uhr im Münchner Funkhaus des BR wird
Simone Rubino von den Schlagzeugkollegen des Münchner
Rundfunkorchesters und Gästen sowie von Ivan Repusic und seiner
Gattin, der Pianistin Katja Repusic, begrüßt.

2014 gewann Simone Rubino beim Internationalen Musikwettbewerb der ARD
in München den ersten Preis im Fach Schlagzeug und erhielt zudem den
Publikumspreis. Mit seiner starken künstlerischen wie persönlichen
Ausstrahlung hinterließ der junge Italiener bleibenden Eindruck. Für
die aktuelle Spielzeit konnte Simone Rubino als Artist of Residence
des Münchner Rundfunkorchesters gewonnen werden. Die erste öffentliche
Bühnen-Begegnung mit seinem gastgebenden Orchester, dem Münchner
Rundfunkorchester findet im Willkommenskonzert "Benvenuto, Simone!"
statt.

Zu Beginn des Abends steht das Marimba Concertino "The Wave" für
Marimba und Schlagwerk von Keiko Abe auf dem Programm, einer
japanischen Komponistin, die das Instrument Marimbaphon auf
eindrucksvolle Weise mit ihrer künstlerischen Identität in Verbindung
gebracht hat.In "The Wave" - im Jahr 2000 entstanden - verleihen
spezielle japanische Trommeln dem Werk ein faszinierendes asiatisches
Kolorit.

Das "Quartet" von Steve Reich ist in der Satzfolge "schnell - langsam -
 schnell" klassisch angelegt, nicht aber in der Besetzung mit zwei
Vibraphonen und zwei Klavieren. Sowohl die Schlagwerk- als auch die
Klavierpartien verlangen große Virtuosität: Simone Rubino wird in
Andreas Moser einen virtuosen Vibraphonisten zur Seite haben, die
Pianistin Katja Repusic mit ihrem Mann Ivan, dem Chefdirigenten des
Münchner Rundfunkorchesters, einen nicht minder versierten Pianisten.


Programm

Keiko Abe: "The Wave"

Concertino für Solo-Marimba und vier Schlagzeuger Solo-Marimba und
vier Schlagzeuger

Steve Reich: "Quartet"

Für zwei Klaviere und zwei Vibraphone


Mitwirkende

Simone Rubino, Schlagwerk und Vibraphon

Andreas Moser und Christian Obermaier, Mitglieder der Schlagzeuggruppe
des Münchner Rundfunkorchesters

Rudi Bauer

Thomas Hastreiter

Katja Repusic und Ivan Repusic, Klavier


Ausstrahlung

BR-KLASSIK schneidet das Konzert mit, ein Ausstrahlungstermin wird
später bekannt gegeben.

Weitere Informationen unter www.rundfunkorchester.de

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 9. November 2018

Herausgeber:

Bayerischer Rundfunk, Anstalt des öffentlichen Rechts

Rundfunkplatz 1, 80335 München

Pressestelle

Telefon: 089 / 59 00-01, Telefax: 089 / 59 00-18 59 00

E-Mail: info@br.de

Internet: www.br.de
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KLASSIK/10151: Herten - Neujahrskonzert mit Gesang und der Neuen Philharmonie Westfalen am 13.1.19


Hertener Neujahrskonzert mit Gesang und der Neuen Philharmonie
Westfalen

Karten sind ab sofort in der Musikschule und im Glashaus erhältlich



Herten. "Belcanto im Dreiviertel Takt" - beim Neujahrskonzert 2019
gibt es erstmals auch Gesang. Wenn die Neue Philharmonie Westfalen
unter der Leitung von Andreas Fellner das neue Jahr im Glashaus
musikalisch einläutet, präsentiert die Sopranistin Judith Spiesser
verschiedene Gesangsstücke. Karten für das Konzert am Sonntag, 13.
Januar 2019, um 11 Uhr gibt es ab sofort, in der Geschäftsstelle der
Musikschule und im Glashaus zu kaufen.

Die Neue Philharmonie Westfalen entstand 1996 aus dem Zusammenschluss
zweier Orchester des nördlichen Ruhrgebiets, des Westfälischen
Sinfonieorchesters Recklinghausen und des Philharmonischen Orchesters
der Stadt Gelsenkirchen. Das Orchester zählt zu den größten in
Nordrhein-Westfalen und bewältigt pro Saison nahezu 300
Veranstaltungen im In- und Ausland. Das mit rund 130 Musikerinnen und
Musikern besetzte Orchester ist im Stande, die gesamte Palette der
Orchesterliteratur vom Barock bis hin zur Moderne abzudecken. Auch
Film- oder Crossover-Konzerte mit Pop-, Rock- oder Jazzmusik gehören
zum Repertoire. Seit Sommer 2014 ist Rasmus Baumann
Generalmusikdirektor der Neuen Philharmonie Westfalen.

Erwachsene zahlen 28 Euro, Schüler und Studenten 20 Euro. Wie in jedem
Jahr kommen 3 Euro pro verkaufte Karte den Hertener Schüler und
Schülerinnen für musikpädagogische Projekte zu Gute.

Kartenvorverkauf

- Musikschule Herten, Konrad-Adenauer-Straße 23, 45699 Herten,
Telefonnummer (0 23 66) 303 517, musikschule@herten.de

- Glashaus Herten, Hermannstraße 16, 45699 Herten

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Donnerstag, 8. November 2018

Pressestelle der Stadt Herten

45697 Herten

Telefon: (02366)303-357

Fax: (02366)303-588

E-Mail: pressestelle@herten.de

Internet: www.herten.de
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AUSLAND/8883: Aus aller Welt - 12.11.2018 (SB)




MELDUNGEN



Zeichen der Entspannung im Zypern-Konflikt

Zwischen dem griechischen Süden und dem türkischen Norden der
Mittelmeerinsel Zypern gibt es seit Montag zwei neue Grenzübergänge.
Der zyprische Staatschef Nicos Anastasiades und der Präsident der
international nicht anerkannten Türkischen Republik Nordzypern,
Mustafa Akinci, hatten sich Ende Oktober unter Vermittlung der
Vereinten Nationen auf die Öffnung neuer Übergänge verständigen
können. Die Öffnung der beiden Grenzposten Dherynia/Derinya und
Lefka/Aplici gilt als vertrauensbildende Maßnahme. Zypern ist seit
1974 de facto geteilt. Zwischen den beiden Gebieten liegt eine
Pufferzone, die von UN-Blauhelmsoldaten überwacht und verwaltet wird.
Bislang gab es sieben Übergänge zwischen den beiden Inselteilen.

12. November 2018
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JUSTIZ/8883: Kriminalität und Rechtsprechung - 12.11.2018 (SB)




MELDUNGEN



Thomas Haldenwang soll neuer Inlandsgeheimdienstchef werden

Bundesinnenminister Horst Seehofer will den bisherigen
Vizepräsidenten des Bundesamtes für Verfassungsschutz (BfV),Thomas
Haldenwang, zum neuen Leiter der Behörde machen. Er habe die
Personalentscheidung im Konsens mit CDU und SPD getroffen, sagte
Seehofer. In Regierungskreisen gilt Haldenwang als ruhig, bescheiden
und ideologisch unverdächtig. Seehofer wollte den ehemaligen
Behördenleiter Hans-Georg Maaßen ursprünglich als Sonderberater in
sein Ministerium holen. Der Innenminister begründete seine Entlassung
mit inakzeptablen Formulierungen in dessen Abschiedsrede. In dem
Manuskript, das im Bundesamt für Verfassungsschutz verteilt wurde,
hatte Maaßen unter anderem von linksradikalen Kräften in der SPD
gesprochen, die ihn nach den fremdenfeindlichen Ausschreitungen in
Chemnitz stürzen wollten.

12. November 2018






Copyright 2018 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





MILITÄR/8880: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 12.11.2018 (SB)




MELDUNGEN



Mehrere Tote bei Anschlag in der afghanischen Hauptstadt

In der Nähe des Präsidentenpalastes in Kabul sind bei einem Attentat
mindestens sechs Menschen getötet und weitere 20 verletzt worden.
Einem Sprecher des Innenministeriums zufolge hatte sich ein Mann
am Rande einer Protestveranstaltung gegen Anschläge auf Angehörige
einer schiitischen Minderheitsgruppe in die Luft gesprengt. Die
meisten Opfer seien Sicherheitskräfte.

12. November 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





POLITIK/8882: Aus Parlament und Gesellschaft - 12.11.2018 (SB)




MELDUNGEN



SPD und Grüne fordern zügigen Rücktritt Seehofers

Nach der Ankündigung von Horst Seehofer, Anfang des kommenden Jahres
den Posten des CSU-Parteichefs aufzugeben, fordern die Grünen im
Bundestag seinen sofortigen Verzicht auf das Amt des
Bundesinnenministers. Wenn es um die Innere Sicherheit in unserem
Land gehe, dürfe es keine weitere Hängepartie geben, sagte
Grünen-Fraktionschefin Katrin Göring-Eckardt in einem Gespräch mit
dem Berliner Tagesspiegel. Seehofer sollte umgehend auch als
Innenminister zurücktreten und nicht noch weitere Monate im Amt
bleiben. Auch Bundestagsvizepräsident Thomas Oppermann (SPD) rief den
Innenminister zum Rücktritt auf, weil ein Neustart der Koalition
sonst nicht gelingen könne. Seehofer sollte jetzt Haltung zeigen und
Verantwortung für seine schweren politischen Fehler übernehmen, sagte
Oppermann der Rheinischen Post.

12. November 2018






Copyright 2018 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





SONSTIGES/8881: Tragisches und Kurioses - 12.11.2018 (SB)




MELDUNGEN



Bergsteiger aus mißlicher Lage vom Hohen Koppen befreit

Auf dem Weg von Obertraun über einen nicht markierten Jagdsteig über
den Gangsteiggraben in Richtung Hoher Koppen verlor ein 54jähriger
Bergsteiger die Orientierung und geriet in schwieriges und sehr
steiles Gelände. Da er sich nicht mehr weiter traute, suchte er bei
einem Baum sicheren Halt und setzte mit seinem Mobiltelefon einen
Notruf ab. Der Besatzung eines Hubschraubers gelang es, einen
Bergretter abzusetzen, der den Mann aus dem Bezirk Gmunden für den
Abtransport mit dem Helikopter vorbereitete. Bergsteiger und
Bergretter konnten so sicher ins Tal geflogen werden.

12. November 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/7966: Aus Forschung und Technik - 12.11.2018 (SB)




MELDUNGEN



RD-180-Motoren sollen neue superschwere Trägerrakete befeuern

Die RD-180-Raketentriebwerke des russischen Rüstungskonzerns
Energomasch könnten nach Einschätzung des Unternehmens auch für die
zweite Stufe der noch in der Entwicklungsphase befindlichen
superschweren Trägerrakete eingesetzt werden. Es werde zudem die
Möglichkeit erwogen, die zuverlässigen Motoren auch zur
Modernisierung von Nutzlastträgern des Typs Sojus-2 zu verwenden,
sagte der Geschäftsführer von Energomasch, Igor Arbusow, in einem
Gespräch mit der Nachrichtenagentur TASS. Nach den Plänen des
russischen Raumfahrtkonzerns Energia Space Rocket Corporation soll
die neue superschwere Trägerrakete in der ersten Stufe mehr als 70
Tonnen Fracht in einen erdnahen Orbit bringen können. Die russischen
RD-180-Triebwerke werden bislang nur für die erste Stufe der schweren
US-Trägerrakete Atlas V eingesetzt.

12. November 2018
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AUSLAND/7979: Aus aller Welt - 12.11.2018 (SB)




VOM TAGE



Grenzübergänge auf Zypern geöffnet

An der Grenze zwischen dem griechischen und dem türkischen Teil
Zyperns sind zwei Übergänge geöffnet worden. Dieser Schritt zu einer
weiteren Annäherung beider Teile der seit 1974 geteilten Insel war
von den Präsidenten Anastasiades und Akinci unter Uno-Vermittlung
vorbereitet worden. Erste Pläne dazu reichen dreieinhalb Jahre
zurück. Gegenwärtig steht weniger die Wiedervereinigung der Insel im
Interesse derjenigen, welche im kleinen Grenzverkehr von der
griechischen auf die türkische Seite wechseln, als der aufgrund des
Verfalls der türkischen Lira überaus günstige Wareneinkauf.

12. November 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/7938: Medizin und Gesundheitswesen - 12.11.2018 (SB)




VOM TAGE



Heilbäder beklagen Ärztemangel

Der Ärztemangel hat inzwischen Ausmaße erreicht, daß insbesondere
Heilbädern in Sachsen, Sachsen-Anhalt und Brandenburg immer öfter die
Badeärzte fehlen. So bemängelte der Präsident des Sächsischen
Heilbäderverbandes, Karl-Ludwig Resch, laut Deutschem Ärzteblatt, daß
die benötigte Zusatzausbildung so kosten- und zeitintensiv ist, daß
viele Hausärzte kein Interesse daran haben.

12. November 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/7967: Kriminalität und Rechtsprechung - 12.11.2018 (SB)




VOM TAGE



NRW läßt Brandschutz in Gefängniszellen überprüfen

Die Landesregierung von Nordrhein-Westfalen will eine
Expertenkommission einsetzen, welche den Brandschutz in
Gefängniszellen sowie die Kommunikationsmöglichkeiten der Insassen
mit dem Justizpersonal untersuchen und Optimierungsvorschläge
vorlegen soll. Der Arbeitsgruppe sollen Brand- und
Sicherheitsexperten, Vollzugsfachleute und Psychologen angehören. Der
Anlaß für die von Justizminister Biesenbach angekündigten Maßnahme
ist der Tod eines Syrers, der aufgrund einer Namensgleichheit für
eine andere Person in der JVA Kleve inhaftiert war. Der Häftling war
Ende September bei einem Brand in seiner Zelle ums Leben gekommen.
Der Staatsanwaltschaft zufolge hat er das Feuer in suizidaler Absicht
selbst gelegt und hat dann versucht, die Vollzugsbeamten zu
erreichen.

12. November 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/7890: Sprache, Kunst und Medium - 12.11.2018 (SB)




VOM TAGE



Louvre Abu Dhabi übertrifft alle Erwartungen

Vor einem Jahr wurde am Persischen Golf nach zehnjähriger Bauzeit und
einigen Verzögerungen der Louvre Abu Dhabi eröffnet. Seitdem haben
über eine Million Menschen die weitläufige Anlage des französischen
Stararchitekten Jean Nouvel besucht und damit weit mehr als erwartet.

Da in islamischen Ländern normalerweise keine Kunstsammlungen im
europäischen Sinne angelegt werden, mußte das Emirat das schnellstens
nachholen, aber hauptsächlich für viel Geld Leihgaben aus Frankreich
herbeischaffen, um die rund 6000 Quadratmeter Ausstellungsflächen zu
füllen.

Laut Deutschlandfunk Kultur kamen im Eröffnungsjahr etwa 60 Prozent
ausländische Besucher. Aber der Louvre-Ableger machte und macht
durchaus auch viele Einheimische neugierig, wie Chalifa Al Mubarak,
der Vorsitzende der Kulturbehörde der Arabischen Emirate gegenüber der
örtlichen Presse versicherte. Wie er erklärte, sei es das Anliegen des
Museums, die Gemeinsamkeiten der unterschiedlichen Kulturen
herauszustellen.

12. November 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





MILITÄR/7957: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 12.11.2018 (SB)




VOM TAGE



Israelisches Spezialkommando im Gazastreifen

Ein israelisches Sonderkommando ist in Zivilkleidung mit einem
zivilen Auto mehrere Kilometer in den Gazastreifen vorgestoßen, um
bei Chan Junis den 37jährigen Kommandeur Nur Baraka von den
Kassam-Brigaden zu töten. Bei der Aktion kam es zu einem
Schußwechsel, bei dem sieben Gazastreifenbewohner und ein
israelischer Soldat getötet wurden. Ein weiterer Soldat wurde
verwundet. Auf dem Rückweg bekamen die israelischen Soldaten Schutz
von ihrer Luftwaffe. Reuters meldete unter Berufung auf Augenzeugen,
daß israelische Kampfjets rund 40 Raketen abgeschossen und fünf
mutmaßliche Kämpfer der Palästinenser getötet haben. Auch ein
Zivilist soll umgekommen sein. Es gab mehrere Verletzte. Nach der
Aktion schossen Palästinenser 17 Raketen auf israelisches Gebiet ab.
Drei Geschosse konnten von der Raketenabwehr abgefangen werden.

12. November 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/7971: Aus Parlament und Gesellschaft - 12.11.2018 (SB)




VOM TAGE



Niedersachsen prüft juristisch Kamerapflicht in Schlachthöfen

Das niedersächsische Landwirtschaftsministerium prüft zur Zeit
juristisch den Einsatz von Kamerasystemen in Schlachthöfen. Mit der
Pflicht zur Video-Überwachung in den Bereichen Anlieferung, Zutrieb,
Betäubung und Schlachtung könnte verhindert werden, daß es dort zu
Tierquälereien kommt. Die Ressortchefin Otte-Kinast sagte der
Süddeutschen Zeitung, die Kameras würden eine Ergänzung zu den
Stichprobenkontrollen der Veterinärämter bleiben.

Der Präsident der Deutschen Landwirtschaftsgesellschaft, Paetow,
sagte der Neuen Osnabrücker Zeitung vor Beginn der Nutztiermesse
Eurotier, das Ziel sollte nicht sein, Tierrechtler aus den Ställen
oder Schlachthöfen fern zu halten. Man sollte sie mit gutem Gewissen
in Ställe und Schlachthöfe einladen können, weil man wisse, daß sie
keine Mißstände finden werden.

Anonyme Tierschützer hatten dem Verein Deutsches Tierschutzbüro 600
Stunden Bildmaterial aus einem Oldenburger Schlachthof zugänglich
gemacht, welches offenbar massive Tierquälereien dokumentiert.
Daraufhin haben mehrere Lebensmittelketten und Discounter ihrer
Zusammenarbeit mit dem Betrieb ausgesetzt.

12. November 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SONSTIGES/7940: Tragisches und Kurioses - 12.11.2018 (SB)




VOM TAGE



Brennendes Elektroauto bringt Feuerwehr in Verlegenheit

In Steinhagen bei Bielefeld haben Feuerwehrleute die Erfahrung machen
müssen, daß Elektoautos unter Umständen schwerer zu löschen sind als
Fahrzeuge mit Benzin- oder Dieselantrieb.

Wie der WDR1 berichtete, war ein stillgelegter Kleinwagen in Brand
geraten. Doch wie sich zeigte, ließen sich die Flammen mit Wasser
nicht restlos löschen. Erst als sich die Brandbekämpfer Quarzsand aus
einem Baumarkt besorgt hatten, konnten sie damit den Brand in den
Akkus ersticken.

Eigentlich hatte das 25 Jahre alte Elektroauto wieder angemeldet
werden sollen. Statt dessen fing wegen der enormen Hitze noch ein
weiteres E-Auto an zu brennen. Vermutlich ist auch dieses nicht mehr
zu retten.

12. November 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SOZIALES/7968: Arbeit, Soziales und Familie - 12.11.2018 (SB)




VOM TAGE



Großkundgebungen geplant für Ausstieg aus der Kohle

Ein breites Bündnis zivilgesellschaftlicher Organisationen ruft zum
1. Dezember zu Demonstrationen in Berlin und Köln auf. Unter dem
Motto "Kohle stoppen - Klimaschutz jetzt!" setzen sich die
Organisatoren für einen baldigen sozialverträglichen Kohleausstieg
ein, damit die Erderhitzung gestoppt wird. Zu den zentralen
Forderungen gehören zudem die Umsetzung des Pariser Klimaabkommens
und eine faire Unterstützung für die am stärksten von der Klimakrise
betroffenen Länder. Im Demonstrationsaufruf wird der Bundesregierung
vorgeworfen, in der internationalen Klimapolitik als Bremserin
aufzutreten. Dem aufrufenden Bündnis gehören unter anderem die
Umweltorganisationen BUND, WWF, NABU, NaturFreunde Deutschlands, die
Klima-Allianz Deutschland, Greenpeace, Germanwatch, Brot für die
Welt, Misereor und Campact an.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





UMWELT/7949: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 12.11.2018 (SB)




VOM TAGE



Norwegens Küste versinkt im Müll

Die norwegische Küste droht eine gewaltige Müllhalde zu werden. Auf
einem Abschnitt von 66 Kilometern - entspricht einem Prozent von
Norwegens Küstenlinie - hat der Geologe Eivind Bastesen von der
Universität Bergen laut dpa nicht weniger als 660 Buchten ausgemacht,
in denen Müll angeschwemmt wurde. Nach Untersuchungen der gemeinsamen
Forschungsstelle JRC der Europäischen Kommission sind 84 Prozent des
Mülls, der an den europäischen Stränden angespült wird, aus Plastik.
Daher hat die Europäische Kommission eine Richtlinie zur Verringerung
der Abfälle aus Einwegkunststoffen und Fanggeräten vorgeschlagen.
Geplant ist, einige der problematischsten Einwegkunststoffe zu
verbieten, für die es Alternativen auf dem Markt gibt.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WIRTSCHAFT/7956: Märkte und Finanzen - 12.11.2018 (SB)




VOM TAGE



SAP kauft Qualtrics

Die Walldorfer Softwareschmiede SAP übernimmt nach eigenen Angaben
vom Sonntagabend den Softwarenhersteller Qualtrics aus den USA für
acht Milliarden Dollar in bar. Für SAP ist das die bislang teuerste
Übernahme. Qualtrics rechnet für das laufende Jahr mit einem Umsatz
von rund 400 Millionen Dollar. Die Übernahme soll im ersten Halbjahr
2019 abgeschlossen werden. Anfang des Jahres hatte SAP für 2,4
Milliarden Dollar das Unternehmen Callidus gekauft, welches wie
Qualtrics mit Salesforce konkurrierte. Salesforce hatte sich vor
kurzem für rund 6,5 Milliarden Dollar den Produzenten Mulesoft
einverleibt. Qualtrics hat große Erfahrung mit der Sammlung und
Auswertung von Daten von Kunden, Mitarbeitern, Produkten und Marken.
Im Rahmen des sogenannten "Customer Experience Management" kann zum
Beispiel Websiten-Besuchern individuell angepaßte Werbung präsentiert
werden. Salesforce ist Marktführer beim Cloud-Geschäft, dem
Online-Angebot von Unternehmenssoftware.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WISSENSCHAFT/7972: Aus Forschung und Technik - 12.11.2018 (SB)




VOM TAGE



Jetzt auch Telefónica mit eSIM-Tarifen

Den eSIM-Tarifen gehört die Zukunft. Nach Vodafone und der Telekom
bringt jetzt auch Telefónica Tarife mit eSIM statt
herkömmlicher SIM-Karte heraus. Wie golem.de meldete, ist jeder
Postpaid-Tarif auch als eSIM-Tarif verfügbar, bestehende Verträge
können umgewandelt werden. Der Tausch SIM gegen eSIM ist
grundsätzlich kostenlos. Die eSIM-Tarife lassen sich nicht nur in
Smartwatches wie der Apple Watch oder der Huawei Watch verwenden,
sondern auch bei den neuen iPhones. Die Modelle iPhone Xs, Xs Max 
und Xr haben eine eingebaute eSIM, auf die nun auch Vertragsprofile 
von Telefónica gespielt werden können.
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / BIOLOGIE





ZOOLOGIE/1589: Fisch erkennt seine Beute an elektrischen Farben (idw)


Rheinische Friedrich-Wilhelms-Universität Bonn - 08.11.2018

Fisch erkennt seine Beute an elektrischen Farben



Der afrikanische Elefantenrüsselfisch erzeugt schwache elektrische Pulse,
um sich in seiner Umgebung zurecht zu finden. Dieser Ortungs-Sinn weist
augenscheinlich eine erstaunliche Parallele zum Sehen auf, wie nun eine
Studie der Universität Bonn zeigt. Demnach haben verschiedene Objekte
unterschiedliche elektrische "Farben". Diese nutzt der Fisch etwa, um
seine Lieblingsspeise - Zuckmückenlarven - von anderem Kleingetier oder
Pflanzen zu unterscheiden. Die Arbeit ist nun in der renommierten
Fachzeitschrift "Current Biology" erschienen.




[image: Bild: © Maik Dobiey/Uni Bonn]

Elefantenrüsselfisch (Gnathonemus petersii) bei der Futtersuche.

Bild: © Maik Dobiey/Uni Bonn



Elefantenrüsselfische sind nachtaktiv. Auf ihre Augen können sie sich
daher bei der Beutesuche nicht verlassen. Das haben sie aber auch gar
nicht nötig: In ihrem Schwanz tragen sie eine Art "Elektro-Taschenlampe"
mit sich. Damit erzeugen sie rund 80 Mal pro Sekunde kurze elektrische
Pulse. Ihre Haut wiederum - insbesondere ihr rüsselartiges Kinn - ist
übersät von Elektrorezeptoren: kleinen Messfühlern, mit denen sie messen
können, wie diese Pulse von der Umgebung reflektiert werden.

Und darin haben sie es zu wahrer Meisterschaft gebracht: Sie können mit
ihrem Elektro-Sinn Distanzen abschätzen, Formen und Materialien
voneinander unterscheiden, zwischen toten und lebendigen Objekten
differenzieren. Ja, mehr noch: Sie erkennen binnen Sekundenbruchteilen, ob
sich im Kies und Sand am Grunde ihres Gewässers Zuckmückenlarven
verstecken, ihre Lieblingsspeise. Und das äußerst treffsicher - Larven
anderer Insekten verschmähen sie größtenteils.

Wie sie das schaffen, war lange Zeit unklar. Zwar verändern Objekte in
charakteristischer Weise die Intensität des Elektrosignals - manche
vermindern es deutlich, andere reflektieren es besser. "Allerdings reicht
das nicht, um Beutetiere eindeutig zu erkennen", erklärt Martin Gottwald
vom Zoologischen Institut der Universität Bonn. "So sinkt die Signalstärke
zum Beispiel auch mit steigender Entfernung." Lebewesen haben jedoch noch
eine weitere Eigenschaft: Sie modifizieren zusätzlich die Form der
Elektro-Pulse. Doch auch diese Signaländerung hängt von Distanz, Größe und
Position ab.

Die Kombination der beiden Signaleigenschaften könnte diese Probleme
lösen. Bei unserem Auge ist es ganz ähnlich: Seine Netzhaut enthält
Rezeptoren für rotes, grünes und blaues Licht. Aus dem
"Mischungsverhältnis" berechnet unser Gehirn dann die Farbe des gesehenen
Objekts. Und die bleibt weitgehend gleich, egal wie groß oder weit
entfernt der jeweilige Gegenstand ist.

Zwei verschiedene Rezeptortypen

Ein Beweis, dass es bei Elefantenrüsselfischen ähnlich ist, stand
allerdings bislang aus. Klar ist aber, dass die Tiere über zwei
verschiedene Arten von Elektrorezeptoren verfügen. Der eine misst nur die
Intensität des Signals, der andere zusätzlich seine Form. "Wir konnten nun
zeigen, dass der Fisch das Verhältnis dieser beiden Messwerte zueinander
nutzt, um seine Beute zu identifizieren", erklärt Prof. Dr. Gerhard von
der Emde, der die Studie geleitet hat.

Zunächst ermittelten die Wissenschaftler, wie sich Intensität und Form des
Ortungssignals je nach Objekttyp zueinander verhalten. "Dabei haben wir
festgestellt, dass diese Relation für gleiche Objekte immer konstant ist",
sagt von der Emde. Und zwar unabhängig von ihrer Entfernung oder anderen
Umgebungs-Parametern. "Eine Zuckmückenlarve hat demnach tatsächlich eine
konstante 'elektrische Farbe'. Und die unterscheidet sich deutlich von der
anderer Larven, von Pflanzenteilen, Artgenossen oder auch fremden
Fischen", ergänzt Gottwald.




[image: Künstlerische Darstellung: © Martin Gottwald/Uni Bonn]

Der Elefantenrüsselfisch erzeugt kurze schwache Spannungspulse, mit
deren Hilfe er seine Umgebung wahrnimmt. Dabei besitzen
unterschiedliche Objekte verschiedene "elektrische Farben".

Künstlerische Darstellung: © Martin Gottwald/Uni Bonn



Nun überprüften die Forscher, inwiefern ihre Versuchstiere diese
Information nutzten. Dazu präsentierten sie ihnen verschiedene
elektronische "Mini-Chips", die nur einen Durchmesser von einem Millimeter
hatten. Manche Chips erzeugten unterschiedliche elektrische Farben. Sie
leuchteten beispielsweise wie eine Zuckmückenlarve oder andere
Insektenlarven. Andere Chips waren elektrisch 'farblos', ähnlich wie zum
Beispiel ein Kieselsteinchen.

Hunger auf Chips

Der Effekt war erstaunlich: Waren die Chips wie ihre Lieblingsspeise
gefärbt, schnappten die Elefantenrüsselfische reflexartig zu. In 70
Prozent aller Fälle ließen sie sich so aufs Kreuz legen - und das, obwohl
die Fake-Mahlzeiten gar keinen beutetypischen Geruch aufwiesen. Auch nach
zahlreichen Versuchen lernten die Tiere nicht, die Chips zu meiden. Anders
gefärbte Chips verschmähten sie dagegen weitgehend, elektrisch farblose
sogar vollständig. "Das spricht möglicherweise dafür, dass die Beute-Farbe
im Gehirn der Fische fest verdrahtet ist", spekuliert von der Emde.

Sinnvoll wäre das: Die elektrischen Eigenschaften von Lebewesen (und damit
auch ihre Farbe) werden maßgeblich von ihrem inneren Aufbau bestimmt. Und
der lässt sich nicht so einfach ändern. Es ist daher kaum möglich, dass
sich eine Zuckmückenlarve so mir nichts, dir nichts eine Tarnfarbe zulegt.


Originalpublikation:

Martin Gottwald, Neha Singh, Andre Haubrich, Sophia Regett und Gerhard von
der Emde:

Electric Color Sensing in Weakly Electric Fish suggests Color Perception
as a Sensory Concept beyond Vision;

Current Biology;

https://doi.org/10.1016/j.cub.2018.09.036

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution123

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Rheinische Friedrich-Wilhelms-Universität Bonn, 08.11.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 13. November 2018 
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / GEOWISSENSCHAFTEN





MELDUNG/352: Paläontologie - Zellreste können hunderte Millionen Jahre überdauern (idw)


Rheinische Friedrich-Wilhelms-Universität Bonn - 09.11.2018

Zellreste können hunderte Millionen Jahre überdauern



Fossile Knochen enthalten mitunter noch Überreste von Blutzellen, Gefäßen
oder Nervenbahnen. Eine Studie der Universitäten Yale und Bonn erklärt
nun, warum sich diese empfindlichen Strukturen dem Zahn der Zeit
widersetzen konnten - und das zum Teil über Zeiträume von mehreren hundert
Millionen Jahren. Die Ergebnisse sind nun im Wissenschaftsjournal "Nature
Communications" erschienen.

Als die US-Paläontologin Mary Schweitzer 2007 in der Zeitschrift Nature
vermeldete, ihr Team habe in Fossilien eines Tyrannosaurus rex
Proteinfragmente entdeckt, schlug das in der Fachwelt ein wie eine Bombe.
Zu unwahrscheinlich schien es, dass die fragilen Moleküle die 65 Millionen
Jahre seit dem Tod des Raubsauriers hätten überstehen können.

Heute ist weitgehend unumstritten, dass sich proteinhaltiges Gewebe unter
bestimmten Umständen dem Zahn der Zeit widersetzen kann. Wie es das tut,
ist dagegen noch offen. Die Paläontologin Jasmina Wiemann, die kürzlich
von der Universität Bonn nach Yale gewechselt ist, hat dafür nun eine neue
Erklärung vorgelegt. Durch chemische Reaktionen vernetzen sich die
Proteine demnach untereinander und werden so unangreifbar für Bakterien
und enzymatische Abbauvorgänge.

Bei diesem Umwandlungsprozess entstehen zwei Gruppen von Substanzen, die
AGEs und die ALEs. Mit Hilfe einer speziellen Analysemethode konnte
Wiemann sie in verschiedenen Knochenfossilien nachweisen, die bis zu 150
Millionen Jahre alt waren. "Wir haben inzwischen sogar analoge Gewebsreste
in 300 Millionen Jahren alten Knochen gefunden", betont Prof. Dr. Martin
Sander vom Steinmann-Institut für Geologie, Mineralogie und Paläontologie
der Universität Bonn.

Eierschalen in Säure gelöst und bei 120 Grad gekocht

AGEs und ALEs sind in der Wissenschaft keine Unbekannten: Sie entstehen
unter anderem beim Kochen von protein- und fettreichen Ausgangsstoffen und
gelten als Auslöser chronischer Erkrankungen. Wiemann hat für ihre Studie
unter anderem die Knochen eines Haushuhns künstlich altern lassen. Dazu
löste sie sie in Säure auf und isolierte so das in ihnen enthaltene
Gewebe. Dieses erhitzte sie dann für einige Minuten auf 45 bis 120 Grad
(auch bei der Bildung von Fossilien können Temperaturen von über 100 Grad
auftreten). In den so behandelten Proben ließen sich ebenfalls AGEs und
ALEs nachweisen; die Proteine hatten sich also untereinander vernetzt.

Allerdings war dazu zwingend die Anwesenheit von Sauerstoff erforderlich.
Interessanterweise scheint das für Millionen Jahre alte Knochen ebenfalls
zu gelten: In denjenigen Fossil-Proben, die unter oxidativen Bedingungen
(das heißt in Anwesenheit von Sauerstoff) entstanden waren, hatten sich
Gewebsreste in Form von AGEs und ALEs erhalten. Stammten die Fossilien
dagegen aus sauerstoffarmen Bodenschichten, war aus ihnen sämtliches
organisches Material verschwunden. In ihnen hatten die Proteine, die ja
einen Großteil des Gewebes ausmachen, augenscheinlich nicht zu AGEs und
ALEs umgewandelt werden können. Daher waren sie komplett abgebaut worden.

Die Studienergebnisse liefern damit auch einen Hinweis darauf, wo es sich
besonders lohnt, nach Fossilien mit Gewebsresten zu fahnden. Denn
Bodenschichten, in denen oxidative Bedingungen herrschen, verraten sich
oft durch ihre rote oder grünliche Farbe. Solche ohne Sauerstoff sind
dagegen grau oder schwarz.

Darüber hinaus trägt die Arbeit auch zu einer Antwort auf eine weitere
brennende Frage bei, die momentan viele Paläontologen umtreibt: "Menschen
sammeln und untersuchen seit mehr als 300 Jahren Fossilien", sagt Prof.
Sander. "Wie diese genau entstanden sind, darüber wissen wir bis heute
aber erstaunlich wenig - gerade für Fossilien von Knochen." Der Bonner
Wissenschaftler weiß, wovon er redet: Er ist Sprecher eines
Großforschungsprojekts, das mit einer Millionenförderung der Deutschen
Forschungsgemeinschaft (DFG) genau diese Prozesse aufklären möchte.


Originalpublikation:

Jasmina Wiemann, Matteo Fabbri, Tzu-Ruei Yang, Koen Stein, P. Martin
Sander, Mark A. Norell und Derek E.G. Briggs:

Fossilization transforms vertebrate hard tissue proteins into
N-heterocyclic polymers;

Nature Communications;

www.doi.org/10.1038/s41467-018-07013-3
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MELDUNG/351: Forschungsschiff Polarstern startet Antarktissaison (idw)


Alfred-Wegener-Institut, Helmholtz-Zentrum für Polar- und Meeresforschung -
07.11.2018

Forschungsschiff Polarstern startet Antarktissaison

Wie sieht es unter dem Schelfeis des abgebrochenen Riesen-Eisbergs A68
aus?



Am Samstag, den 10. November 2018 verlässt das Forschungsschiff
Polarstern seinen Heimathafen Bremerhaven Richtung Kapstadt, Südafrika.
Damit beginnt die Antarktissaison, in der ozeanografische Arbeiten im
Weddellmeer und die Versorgung der Neumayer-Station III, das Larsen
C-Schelfeisgebiet sowie die Südlichen Shetlandinseln auf der
Forschungsagenda stehen. Ende Juni 2019 wird das Schiff in Bremerhaven
zurückerwartet.

Herzstück der aktuellen Antarktis-Saison wird eine Expedition zum Larsen C
Schelfeis an der Antarktischen Halbinsel sein. Die Antarktische Halbinsel
ist eine der Regionen dieser Welt, die sich am schnellsten erwärmen. Als
mögliche Folge sind in den Jahren 1995 und 2002 erst das Larsen A
Schelfeis und später das Larsen B Schelfeis fast vollständig zerfallen.
Dadurch verbleibt nur noch das Larsen C Schelfeis als letztes großes
Schelfeis im westlichen Weddellmeer. Im Juli 2017 kalbte dort der Eisberg
A68 - mit etwa 5.800 Quadratkilometern einer der größten Eisberge, die
jemals erfasst worden sind.

Anfang Februar 2019 steuert die Polarstern dieses Gebiet vom chilenischen
Punta Arenas aus an. Über 50 Wissenschaftler von 17 Institutionen aus fünf
Ländern wollen genau erfassen, welche Meeresboden-Landschaften und
Lebewesen sich unter dem abgebrochenen Eis befinden. Geleitet wird die
Expedition von Dr. Boris Dorschel, Bathymetriker am Alfred-Wegener-Institut,
Helmholtz-Zentrum für Polar- und Meeresforschung (AWI). Neben
seinen eigenen Arbeiten zur Vermessung des Meeresbodens koordiniert er
auch die geowissenschaftlichen und biologischen Gruppen an Bord sowie die
Forschung der Meereisphysiker. Besonders gespannt sind die
Wissenschaftler, ob die Meereisbedingungen es zulassen, bis zum Larsen C
Schelfeis vorzudringen. Im Südsommer (Februar / März) 2018 hatte das
britische Forschungsschiff James Clark Ross vergeblich versucht, so weit
nach Süden kommen. Biologen, die damals an Bord waren, sind auch dieses
Jahr wieder auf der Polarstern mit dabei.

Durch den Abbruch von A68 hat sich die Schelfeiskante landwärts verlagert.
Dieser Rückzug der Schelfeiskante hat einen erheblichen Einfluss auf die
Umweltfaktoren und Ökosysteme in dem ehemals vom Schelfeis bedeckten
Gebiet. Durch das Schelfeis war dieses Gebiet bis zu 120.000 Jahre von der
Atmosphäre und dem Einfluss von Sonnenlicht entkoppelt. In Folge der
Veränderungen kommt es nun zu Austauschprozessen zwischen Ozean und
Atmosphäre und Kleinstalgen können in der oberen Wassersäule wachsen.
Diese Veränderungen finden in einem sehr kurzen Zeitraum statt, was die
Ökosysteme zwingt, sehr schnell zu reagieren und sich anzupassen. Um die
Veränderungen, Anpassungsmechanismen und Widerstandsfähigkeit der
Ökosysteme in Folge derartig abrupter Veränderungen zu verstehen, ist es
nun nötig, möglichst schnell den aktuellen Zustand der Umwelt zu erfassen.
Auf Grund der Abgeschiedenheit - über 1.500 Kilometer Entfernung zum
nächsten Hafen - gibt es derzeit nur begrenzt wissenschaftliche Daten aus
dem Gebiet von Larsen A und B. Larsen C ist fast vollständig unerforscht.
Die Expedition PS118 mit Polarstern ist daher sehr interdisziplinär
angelegt, mit dem Ziel den Zustand und die natürliche Vielfalt dieser
weitgehend unbekannten Region zu erfassen.

Bevor es tief in den Süden der Antarktis geht, nehmen Studierende des
Polmar Graduiertenkollegs an der Transitfahrt ab Bremerhaven teil. Sie
lernen, wie die Lote und Sonare auf der Polarstern funktionieren. Diese
Geräte tasten den Meeresboden ab und sind somit ein wichtiges Instrument
auch für viele weitere Disziplinen auf Expeditionen, damit die
Wissenschaftler den besten Ort für eine Probennahme festlegen können.
Mitte Dezember wird das Schiff Kapstadt erreichen und mit neuen
Expeditionsteilnehmern ozeanographische Langzeituntersuchungen im
Weddellmeer durchführen und die Neumayer-Station III mit Forschungsgerät,
Treibstoff und Lebensmitteln versorgen. Nach dem antarktischen Herzstück
der Expedition zum Larsen C Schelfeis folgt im April/Mai 2019 eine
Expedition mit geowissenschaftlichem Schwerpunkt rund um die
Südshetlandinseln. Den Rücktransit quer durch den Atlantik nutzen
Lehrende, um internationale Studierende der Meeresforschung auszubilden.
Das Schiff wird am 29. Juni 2019 in Bremerhaven zurückerwartet.


Das Alfred-Wegener-Institut, Helmholtz-Zentrum für Polar- und
Meeresforschung (AWI) forscht in der Arktis, Antarktis und den Ozeanen der
gemäßigten sowie hohen Breiten. Es koordiniert die Polarforschung in
Deutschland und stellt wichtige Infrastruktur wie den Forschungseisbrecher
Polarstern und Stationen in der Arktis und Antarktis für die
internationale Wissenschaft zur Verfügung. Das Alfred-Wegener-Institut ist
eines der 18 Forschungszentren der Helmholtz-Gemeinschaft, der größten
Wissenschaftsorganisation Deutschlands.
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FORSCHUNG/1550: Wenn sich unterschiedliche Systeme gleich verhalten (idw)


Universität Heidelberg - 09.11.2018

Wenn sich unterschiedliche Systeme gleich verhalten

Forscher aus Heidelberg und Wien weisen universelle Dynamik in Wolken von
Rubidium-Atomen nach



Unterschiedliche physikalische Systeme - in sich abgeschlossen und fern
des Gleichgewichts - können sich vergleichbar verhalten. Das ist in der
Quantenmechanik dann der Fall, wenn die Dynamik dieser Vielteilchensysteme
universell wird. Physikern der Universität Heidelberg und der Technischen
Universität Wien (Österreich) ist es jetzt gelungen, in zwei
grundverschiedenen Experimenten eine solche Universalität in ultrakalten
Wolken von Rubidium-Atomen nachzuweisen. Dies erlaubt es, das bessere
Verständnis des untersuchten Systems zu nutzen, um Vorhersagen über ganz
andere Systeme zu treffen. Die Forschungsergebnisse wurden in "Nature"
veröffentlicht.




[image: Foto: © Alexis Bonnin (KIP)]

Experimenteller Aufbau am Kirchhoff-Institut für Physik der
Universität Heidelberg. Hier wurde die universelle Dynamik
ultrakalter Atome beobachtet.

Foto: © Alexis Bonnin (KIP)



Die Expansion des Universums unmittelbar nach dem Urknall, die Folgen
einer Kollision schwerer Ionen im Teilchenbeschleuniger des
Forschungszentrums CERN oder Wolken von Atomen bei extrem niedrigen
Temperaturen - viele abgeschlossene physikalische Systeme sind
natürlicherweise nicht im Gleichgewicht, jedoch sind die relevanten Größen
oft nur schwer messbar. Das ist im Fall ultrakalter Atomgase anders. "Die
hohe Kontrolle über unser System erlaubt es uns, gezielt interessante
Anfangszustände zu erzeugen und im Laufe der Dynamik die universellen
Messgrößen, zum Beispiel den Zustand der Atome, an jedem Ort präzise
auszulesen", erläutert Prof. Dr. Markus Oberthaler, Gründer der
Forschungsgruppe Synthetische Quantensysteme am Kirchhoff-Institut für
Physik der Universität Heidelberg.

In ihrem Experiment präparierten die Heidelberger Forscher rund 70.000
ultrakalte Rubidium-Atome. Diese wurden durch das schnelle Ändern eines
von außen angelegten Magnetfeldes aus dem Gleichgewicht gebracht. Bei
ultrakalten Temperaturen von etwa zehn Nanokelvin und perfekter Isolation
von der Umgebung verhalten sich die Atome wie Magnete, die miteinander in
Wechselwirkung treten. Dabei lassen sich die Charakteristiken der
universellen Dynamik erst nach - für Experimente mit ultrakalten Atomen -
langen Wartezeiten beobachten. "Dies erfordert eine hohe Stabilität des
experimentellen Aufbaus, erlaubt es uns jedoch, die Dynamik genau zu
untersuchen", so der Erstautor der Studie, Maximilian Prüfer.

Einen weiteren Typ universeller Dynamik hat die Forschungsgruppe von Prof.
Dr. Jörg Schmiedmayer an der Technischen Universität Wien beobachtet.
"Universalität bedeutet, dass man nun eine neue Methode zur Verfügung hat,
um wichtige Informationen über normalerweise im Labor unzugängliche
Quantensysteme zu erhalten", so Jörg Schmiedmayer. Beteiligt an den
Untersuchungen waren Prof. Dr. Thomas Gasenzer vom Kirchhoff-Institut für
Physik und Prof. Dr. Jürgen Berges vom Institut für Theoretische Physik
der Ruperto Carola, die auch Co-Autoren der Heidelberger Studie unter der
Leitung von Prof. Oberthaler sind.

Die Charakterisierung von quantenmechanischen Vielteilchensystemen fern
des Gleichgewichts ist unter anderem für das Verständnis der
Strukturbildung in der Natur von besonderer Bedeutung. Markus Oberthaler
betont: "Das beeindruckende Ergebnis der beiden Experimente ist, dass wir
zwei verschiedene Universalitätsklassen gefunden haben. Das legt nahe,
dass wir einer fundamentalen Struktur auf der Spur sind." Die Arbeiten in
Heidelberg und Wien wurden im Rahmen des Sonderforschungsbereichs
"Quantensysteme unter extremen Bedingungen im Fokus von Experiment und
Theorie" der Universität Heidelberg durchgeführt.


Originalpublikation:

M. Prüfer, P. Kunkel, H. Strobel, S. Lannig, D. Linnemann, C.M. Schmied,
J. Berges, T. Gasenzer, and M.K. Oberthaler:

Observation of universal dynamics in a spinor Bose gas far from
equilibrium.

Nature 563, 217-220 (2018),
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S. Erne, R. Bücker, T. Gasenzer, J. Berges, and J. Schmiedmayer:

Universal dynamics in an isolated one-dimensional Bose gas far from
equilibrium.
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MELDUNG/809: Graphen auf dem Weg zur Supraleitung (idw)


Helmholtz-Zentrum Berlin für Materialien und Energie GmbH - 09.11.2018

Graphen auf dem Weg zur Supraleitung



Doppelschichten aus Graphen haben eine Eigenschaft, die ihnen erlauben
könnte, Strom völlig widerstandslos zu leiten. Dies zeigt nun eine Arbeit
an BESSY II. Ein Team hat dafür die Bandstruktur dieser Proben mit extrem
hoher Präzision ausgemessen und an einer überraschenden Stelle einen
flachen Bereich entdeckt. Möglich wurde dies durch die extrem hohe
Auflösung des ARPES-Instruments an BESSY II.

Aus reinem Kohlenstoff bestehen so unterschiedliche Materialien wie
Diamant, Graphit oder Graphen. In Graphen bilden die Kohlenstoffatome ein
zweidimensionales Netz mit sechseckigen Maschen: eine Honigwabenstruktur.
Graphen leitet den Strom zwar sehr gut, ist aber kein Supraleiter. Nun
lässt sich dies vielleicht ändern.

Im April 2018 zeigte eine Gruppe am MIT, USA, dass sich in einer doppelten
Lage aus Graphen eine Form der Supraleitung erzeugen lassen könnte: Dafür
müssen die beiden aufeinandergelegten Honigwaben um einen "magischen
Winkel" von 1,1° gegeneinander verdreht werden. Dies verändert die so
genannte Bandstruktur der Elektronen, die beschreibt, wie sich die
Ladungsträger auf quantenmechanisch zulässige Energiezustände verteilen
und welche Ladungsträger überhaupt für den Transport zur Verfügung stehen.
Durch den "magischen Winkel" entstehen flache Bereiche in dieser
Bandstruktur, so dass sich ein Teil der Ladungsträger frei bewegen kann.
Allerdings ist die Herstellung solcher exakt verdrehten Doppellagen viel
zu aufwändig für die Massenproduktion. Dennoch hat der Befund bei Experten
viel Aufmerksamkeit erregt.

Nun zeigt eine Gruppe am HZB um Prof. Dr. Oliver Rader und Dr. Andrei
Varykhalov an BESSY II, dass es eine deutlich einfachere Möglichkeit gibt,
um flache Bereiche in der Bandstruktur von Graphen zu erzeugen. Die Proben
hatte Prof. Dr. Thomas Seyller, TU Chemnitz, mit einem Verfahren
hergestellt, das auch für die Produktion größerer Flächen geeignet ist:
Ein Siliziumkarbidkristall wird erhitzt, bis Siliziumatome von der
Oberfläche verdunsten. Die verbliebenen Kohlenstoffatome bilden zunächst
eine Lage Graphen auf der Oberfläche und dann eine zweite Lage Graphen.
Die beiden Graphen-Schichten sind dabei nicht gegeneinander verdreht,
sondern liegen genau übereinander.

Mit Hilfe von winkelaufgelöster Photoemissionsspektroskopie (ARPES) lässt
sich an BESSY II nun die Bandstruktur in Materialien mit extrem hoher
Präzision ausmessen. Dabei fand das Team nun in den Graphen-Proben einen
flachen Bereich in der Bandstruktur an einer überraschenden Stelle.
"Bisher wurde die Graphen-Doppellage vor allem untersucht, weil sie eine
Bandlücke aufweist, die sie zu einem Halbleitermaterial macht", erklärt
Varykhalov. "Erst jetzt mit der hohen Auflösung, die das ARPES-Instrument
liefert, können wir diese Bandlücke genauer vermessen."

"Diesen Bereich hatte bislang niemand so genau untersucht", erklärt
Erstautor Dr. Dmitry Marchenko: "Daher wurde bisher übersehen, dass es an
dieser Stelle der Bandstruktur von Graphen einen flachen Bereich gibt."

Dieser flache Bereich der Bandstruktur ermöglicht eine bestimmte Form der
Supraleitung: Denn damit können sich Ladungsträger (Elektronen) in diesem
Bereich völlig frei bewegen. Allerdings nur, wenn sich der flache Bereich
genau in Höhe der Fermi-Energie befindet. Beim zweischichtigen Graphen
liegt das Energieniveau des flachen Bereichs nur 200 Milli-Elektronenvolt
unter der Fermi-Energie. Es ist jedoch möglich, dieses Energieniveau auf
die Fermi-Energie zu erhöhen, entweder durch Dotierung mit Fremdatomen
oder durch Anlegen einer externen Gate-Spannung.

Die Physiker haben festgestellt, dass Wechselwirkungen zwischen den
Graphen-Schichten sowie zwischen Graphen und Siliziumkarbid-Gitter für die
Ausbildung des Flachbandbereichs verantwortlich sind. "Wir können dieses
Verhalten mit sehr wenigen Parametern vorhersagen und diesen Mechanismus
nutzen, um die Bandstruktur gezielt zu beeinflussen", ergänzt Oliver
Rader.


Originalpublikation:

Publiziert in Science Advances (2018):

Extremely Flat Band in Bilayer Graphene; D. Marchenko, D. V. Evtushinsky,
E. Golias, A. Varykhalov, Th. Seyller and O. Rader

DOI: 10.1126/sciadv.aau0059
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INFORMATIONSTECHNOLOGIE/1289: Aufbruch in die Quantentechnologie (idw)


Julius-Maximilians-Universität Würzburg - 09.11.2018

Aufbruch in die Quantentechnologie



Den Datenverkehr noch schneller und abhörsicher machen: Darauf zielt ein
neues Verbundprojekt ab, an dem Physiker der Uni Würzburg beteiligt sind.
Das Bundesforschungsministerium fördert das Projekt mit 14,8 Millionen
Euro.

Je stärker die Digitalisierung voranschreitet, umso mehr gewinnen
Datensicherheit und sichere Kommunikation an Bedeutung. Für diese Ziele
ist die Quantenkommunikation ein vielversprechender Ansatz: Als
Informationsträger nutzt sie Quantenzustände, die aufgrund fundamentaler
physikalischer Gesetze weder kopiert noch unbemerkt mitgelesen werden
können.




[image: Bild: © Alexis Bonnin (KIP)]

Mikrotürmchen mit Quantenpunkten sollen dabei mithelfen, die
Datenkommunikation abhörsicher zu machen. Entwickelt werden sie an
der Uni Würzburg.

Bild: © Alexis Bonnin (KIP)



Um den Aufbruch in die Quantentechnologie zu unterstützen, fördert das
Bundesministerium für Bildung und Forschung (BMBF) das neue Verbundprojekt
"Quanten-Link-Erweiterung" (Q.Link.X). Es stellt dafür in den kommenden
drei Jahren 14,8 Millionen Euro bereit. "Das Ziel sind physikalisch
abhörsichere Netzwerke auf der Basis von Glasfasern", sagt Professor
Dieter Meschede vom Bonner Institut für Angewandte Physik, das die
Sprecherfunktion im Verbund innehat.

Quantenkommunikation stößt noch an Grenzen

Dieser Paradigmenwechsel in der Daten- und Nachrichtenverschlüsselung -
weg von algorithmischen Verfahren, hin zur Quantentechnologie - stößt
jedoch an Grenzen: Bei der Übertragung von Quanteninformation mit
Lichtteilchen (Photonen) kommt es zu unvermeidbaren Leitungsverlusten.
Dadurch sind die Übertragungsstrecken bisher auf weniger als 100 Kilometer
begrenzt.

"Mit Quantenrepeatern soll diese Grenze ohne Sicherheitseinschränkungen
überwunden werden", sagt Dieter Meschede. Repeater (Wiederholstationen)
sind in der Kommunikationstechnik Signalverstärker oder -aufbereiter. Sie
empfangen Signale und senden sie in aufbereiteter Form weiter, um die
Reichweite der Signale zu erhöhen und eine größere Distanz zu überbrücken.
Die Entwicklung solcher Quantenrepeater soll im BMBF-Projekt
vorangetrieben werden.

Komplette Kommunikationsstrecke angestrebt

Drei verschiedene technische Plattformen kommen hierfür zum Einsatz:
Quantenpunkte, Diamant-Farbzentren und eine Kombination aus atomaren und
ionischen Systemen. Damit sollen Übertragungsstrecken von zunächst bis zu
zehn oder 100 Kilometern realisiert und die Vorteile der jeweiligen
Systeme einander gegenübergestellt werden.

"In Q.Link.X werden erstmals nicht nur einzelne Komponenten eines
Quantenrepeaters, sondern komplette Kommunikationsstrecken erforscht und
entwickelt", sagt Meschede. Diese Arbeiten sollen eine Technologie
vorbereiten, mit der sich später auch viel längere Strecken überbrücken
lassen - von einigen hundert bis zu einigen tausend Kilometern über
Glasfasern.

JMU: Quantenpunkte in Mikrotürmchen

Die Julius-Maximilians-Universität Würzburg (JMU) erhält aus dem
Verbundprojekt über 1,2 Millionen Euro. Auf dem Hubland-Campus wird unter
der Leitung von Professor Sven Höfling am Lehrstuhl für technische Physik
daran gearbeitet, ein Segment für Quantenrepeater zu bauen, das auf
Halbleiterquantenpunkten in Mikrotürmchen basiert. Das Projektteam
entwirft und baut die Mikrotürmchen und fügt sie am Ende in die
Kommunikationsstrecke ein.

In den Quantenpunkten der Türmchen wird Quanteninformation aus einem
Photon gespeichert, anschließend ausgelesen und wieder in ein Photon
codiert. "Durch die Interferenz von zwei Photonen, die von zwei entfernten
Quantenpunkten stammen, kann ein verschränkter Quantenzustand erzeugt
werden, der zugleich in den beiden entfernten Quantenpunkten existiert",
sagt JMU-Physiker Dr. Tobias Huber. Dieser Zustand kann anschließend an
beiden Quantenpunkten wieder ausgelesen werden. In einem Netzwerk sollte
sich dieser Zustand dann sequenziell von Repeater zu Repeater weitergeben
lassen - so müssten beliebige Distanzen überbrückbar sein.

24 Partner treiben Q.Link.X voran

Die enge Einbindung industrieller Partner und Berater soll die
Realisierbarkeit aus industrieller und ingenieurstechnischer Sicht von
vornherein erleichtern. Die Ergebnisverwertung in Deutschland soll durch
Patente und Ausgründungen des Konsortiums gesichert werden. Im
Q.Link.X-Verbund haben sich 24 Partner aus Forschungseinrichtungen von
Universitäten bis zu Industrielabors zusammengefunden, um die
Schlüsseltechnologie der Quantenrepeater zu erforschen.


Weitere Informationen unter:

https://www.forschung-it-sicherheit-kommunikationssysteme.de/projekte/q-link.x

- Website des Projekts

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution99
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ROBOTIK/142: Laufroboter - Suche nach dem optimalen Gang (idw)


Universität Stuttgart - 08.11.2018

Laufroboter: Suche nach dem optimalen Gang



Wie macht man Laufroboter agiler und Reha-Systeme anpassungsfähig an die
Bedürfnisse der Patienten? Das sind einige der Forschungsfragen von Prof.
David Remy, der im Rahmen der strategischen Ausrichtung des
Forschungsprofils der Universität Stuttgart auf das Ziel "Intelligente
Systeme für eine zukunftsfähige Gesellschaft" seit dem WS 2018/19 das
Institut für Nichtlineare Mechanik der Universität Stuttgart verstärkt.
Der renommierte Wissenschaftler kehrt nach insgesamt 13 Jahren im Ausland
nach Deutschland zurück, der Wechsel wird im Rahmen des Rückkehrprogramms
GSO/CZS der German Scholars Organization und der Carl Zeiss-Stiftung
gefördert.

"Unser Ziel ist es, Roboter zu bauen, die entweder selbst Laufen oder als
Trainingssysteme in der Rehabilitation den Menschen bei der Genesung
helfen beziehungsweise Funktionalitäten ganz übernehmen, zum Beispiel als
aktive Prothesen oder Exoskelette", skizziert Remy sein Forschungsfeld.
Das besondere Augenmerk des 39-Jährigen gilt Robotern, die beim Laufen
unterstützen. Prothesen in diesem Bereich waren über viele Jahre hinweg
passiv und konnten die Funktionen von echter Muskulatur und Gelenken nicht
übernehmen. Die Mobilität der Betroffenen ist dabei oft erheblich
einschränkt.

Stark im Kommen sind daher aktive Prothesen. Diese sind mit Motor,
Computer, Sensoren und Reglern ausgestattet und übernehmen bestimmte
Funktionalitäten selbst. Um zu verhindern, dass die eigenen
Körperaktivitäten aufgrund der Unterstützung "ermüden", sollen solche
Prothesen künftig zudem adaptiv werden. "Wir entwickeln Algorithmen, mit
der eine Prothese lernt, sich dem Benutzer anzupassen und auszuprobieren,
was ihm am besten nutzt", erklärt Remy seine Vision, nach der ein System
die Unterstützung aktiv zurückfährt, wenn der Gesundungsprozess
voranschreitet oder der Träger gelernt hat, mit der Prothese umzugehen.

Bewegungsstudien für mehr Energieeffizienz

Um den Stromverbrauch von Laufrobotern zu senken, analysiert Remy auch die
biomechanischen Effekte in den Bewegungsmustern von Tieren. Denn der
Wechsel von einer Gangart in die andere wird bedingt durch ein
unterschiedliches Zusammenspiel von Pendelbewegungen in den Beinen und
elastischen Bewegungen in den Muskeln und Sehnen, die wie Federn
komprimiert und wieder entlastet werden. Die Ergebnisse der
Bewegungsstudien kann man auf Roboter übertragen und über Algorithmen
errechnen, welche Bewegungsart für Roboter bei einer vorgegebenen
Geschwindigkeit am energieeffizientesten ist. Daraus lassen sich
Richtlinien für den Roboterbau formulieren, die zum Beispiel Hinweise
geben, ob sich der Einbau einer Feder in die Wirbelsäule eines Roboters
lohnt oder nicht.


Zur Person:

David Remy hat an der Universität Stuttgart Technische Kybernetik
studiert, an der ETH Zürich promoviert und zuletzt an der University of
Michigan/USA gelehrt. Nach insgesamt 13 Jahren im Ausland kehrt er nun an
die Universität Stuttgart zurück. Der Wechsel wird im Rahmen des
Rückkehrprogramms GSO/CZS, einer gemeinsamen Initiative der German
Scholars Organization und der Carl Zeiss-Stiftung, mit rund 120.000 Euro
gefördert. An Stuttgart reizen ihn insbesondere die Möglichkeiten der
Vernetzung mit dem Cyber Valley, dem Max Planck Institut für Intelligente
Systeme, dem Exzellenzcluster SimTech der Universität Stuttgart sowie den
Robotik-Unternehmen in der Region.

Weitere Informationen unter:

http://ram-lab.engin.umich.edu/videos.html

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution80
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Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Stuttgart, 08.11.2018
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AUSSEN/2104: Palermogipfel - Eine europäische Stimme für Libyen


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 12. November 2018

Palermogipfel: Eine europäische Stimme für Libyen



Zum Libyengipfel in Palermo erklärt Omid Nouripour, Sprecher für Außenpolitik:

Europa kann in Libyen nur dann etwas erreichen, wenn es mit einer Stimme spricht. Die Gipfeldiplomatie Frankreichs und Italiens dagegen läuft Gefahr, die Europäische Union in ihrer Libyenpolitik auseinanderzudividieren. Während der Chef der selbsternannten Libyschen Nationalarmee Khalifa Haftar, der nicht der international anerkannten Übergangsregierung untersteht, von Frankreichs Präsident Macron über Gebühr aufgewertet wurde, fehlt er nun beim italienisch organisierten Gipfel in Palermo. Das ist keine gute Grundlage, um zu einer dringend nötigen Neuordnung der politischen Lage und des Sicherheitssystems in Libyen zu gelangen.

Die Bundesregierung muss sich angesichts der Differenzen in der EU stärker an der Seite der Vereinten Nationen in der Libyenpolitik engagieren. Sie muss darauf hinwirken, dass es klare Grundlagen und einen realistischen Fahrplan für Wahlen und eine neue Verfassung gibt. Wahlen nutzen dem Land nur, wenn sie gut vorbereitet sind und von einer breiten Mehrheit im Land akzeptiert werden. Sie muss die konstruktiven lokalen Akteure stärken. Und sie muss einen Beitrag dazu leisten, dass illegale Finanzflüssen von Schmugglern und Warlords aus Libyen besser kontrolliert und unterbunden werden können.

Die Lösung der Probleme Libyens ist für die Europäische Union von größter Bedeutung. Die europäische Libyenpolitik darf nicht für die kurzfristige Profilierung einzelner europäischer Regierungen oder für eine falsch verstandene Politik der Flüchtlingsabwehr missbraucht werden.

Copyright Bundestagsfraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN
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AUSSEN/2103: Chinareise von Maas kommt viel zu spät


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 12. November 2018

Chinareise von Maas kommt viel zu spät



Anlässlich der China-Reise von Außenminister Heiko Maas erklärt Jürgen Trittin, Mitglied im Auswärtigen Ausschuss:

Die späte Reise von Heiko Maas nach China zeigt, dass der Außenminister die Zeichen der Zeit nicht erkannt hat. Längst ist China wieder zu einer Großmacht aufgestiegen, die viele Bereiche des multilateralen Systems stark beeinflusst. Präsident Xi Jinping nutzt dabei gezielt jene Lücken, die Trump durch seinen Unilateralismus und Wirtschaftsnationalismus hinterlässt. Die Folgen sind widersprüchlich.

Gut ist, dass China die Energiewende mit aller Kraft vorantreibt. Mittlerweile hat hier sogar Deutschland das Nachsehen. China investiert heute mit 150 Mrd. Dollar zehnmal so viel in Erneuerbare Energien wie Deutschland, dass die Energiewende ausbremst. Schlecht ist, dass China sich einen Teufel um die Einhaltung der Menschenrechte schert und dabei ist, mit der Strategie China 2025 ökonomische Dominanz in Schlüsselbereichen zu erobern.

Einen neuen wirtschaftlichen Kalten Krieg zwischen diesem China und Trumps America First stehen Deutschland und Europa strategielos gegenüber. Wenn Europa nicht aufwacht, droht der größte Binnenmarkt der Welt zu einem Spielball zwischen den beiden großen Mächten zu werden.

China und Deutschland sind aufeinander angewiesen. Diese gegenseitige Abhängigkeit muss man aktiv gestalten. Dazu bedarf es einer europäischen Chinapolitik - und nicht 27 einzelner. Als Teil des größten Binnenmarktes der Welt kann Deutschland selbstbewusst auf Gegenseitigkeit in den Beziehungen zwischen Europa und China bestehen.

Copyright Bundestagsfraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN
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BILDUNG/918: Statement zur Bildungs- und Wissenschaftskooperation mit Afrika


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 12. November 2018

Bildungs- und Wissenschaftskooperation mit Afrika: Der Fokus und die ministeriumsübergreifende Gesamtstrategie fehlen



Zur heute vorgestellten Afrika-Strategie des Bundesministeriums für Bildung und Forschung (BMBF) erklärt Kai Gehring, Sprecher für Forschung, Wissenschaft und Hochschule:

Afrika benötigt dringend bessere Bildungschancen und Jobperspektiven für die jungen Generationen, aber Ministerin Karliczeks Afrika-Strategie fehlt ein klarer Fokus, um endlich praktisch voranzukommen. Dass nun auch das Bildungsministerium eine einzelne Afrika-Strategie vorstellt, anstatt dass die Bundesregierung endlich eine kohärente Gesamtstrategie für Afrika entwickelt, zeugt vom Tunnelblick der Berliner Ministerien und ist eine erneut vertane Chance Mit Blick auf Afrika.

Unbestritten ist, dass ein echter Schwerpunkt der Bildungskooperation und eine engere und bestmögliche Zusammenarbeit bei Bildung, Wissenschaft und Forschung für Afrika essenziell ist. Viel zu lang hat sich das Bildungsministerium zudem allein auf klassische Kooperationsländer fokussiert. Wichtig für die Kooperation mit den afrikanischen Partnern sind transnationale Bildungsprojekte, Hochschulkooperationen und der Austausch von Menschen. Sie können Antreiber für Bildungsqualität und Wissenschaftsfreiheit sein und dafür gute Standards "Made in Germany" in der Praxis verbreiten. Wichtig ist aber, dass mehr Deutsche ermuntert werden, in Afrika zu forschen, zu lehren oder zu studieren. Dazu lässt Ministerin Karliczek konkrete Ziele oder zukunftsgerechte Meilensteine vermissen.

Unbestritten leisten Wissenschaft, Forschung und Innovation wichtige Beiträge zur nachhaltigen gesellschaftlichen, ökologischen und ökonomischen Entwicklung der Länder Afrikas. Mit Bildung und Wissenschaft lassen sich jedoch nicht alle Entwicklungsprobleme vor Ort lösen. Anstatt dass jedes Ministerium seine eigene Weltpolitik verfolgt, braucht es eine ressort- und themenübergreifende Afrika-Strategie, idealerweise abgestimmt mit europäischen Partnern. Gemeinsam muss es darum gehen, strukturelle Reformen zu verabreden in Bereichen wie Handel, Landwirtschaft, Fischerei, Klimaschutz, Abrüstung und nicht zuletzt in Bildung und Wissenschaft. Es ist befremdlich, wie wenig die entscheidenden Bundesministerien gemeinschaftlich für bessere Chancen Afrikas bewegen.

Das Problem der wenig kohärenten Afrika-Strategie der einzelnen Ministerien ist ein ausgesprochener Tunnelblick. Unter anderem spielen die deutschen Auslandsvertretungen bei Karliczek keine Rolle. In den meisten deutschen Botschaften Afrikas gibt es keine Referentinnen bzw. Referenten für Bildungs- und Wissenschaftspolitik. Das lässt sich nur ändern, wenn Karliczek und Außenminister Maas an einem Strang ziehen. Zu einer aktiven Außenwissenschaftspolitik gehört Wissenschaftsdiplomatie zwingend dazu.

Copyright Bundestagsfraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN
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AUSSEN/1790: Eine Million Euro für die Opfer der "Colonia Dignidad"


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 9. November 2018

Eine Million Euro für die Opfer der "Colonia Dignidad"

Koalition beschließt erstmals Mittel für Leistungen im Rahmen eines
Hilfskonzepts



Der Haushaltsausschuss des Deutschen Bundestages hat in seiner
Bereinigungssitzung am heutigen Freitag beschlossen, den Opfern der
sogenannten Colonia Dignidad im Rahmen eines Hilfskonzepts
Hilfsleistungen in Höhe von einer Million Euro zur Verfügung zu
stellen. Dazu erklärt der Vorsitzende der Arbeitsgruppe
Menschenrechte und humanitäre Hilfe der CDU/CSU-Bundestagsfraktion,
Michael Brand:

"Erstmals werden konkrete Mittel für eine direkte Unterstützung der
Opfer der 'Colonia Dignidad' im Bundeshaushalt zur Verfügung
gestellt, und zwar in Höhe von einer Million Euro. Das ist ein
wichtiger Schritt, denn die Opfer von Zwangsarbeit, Folter und
Missbrauch brauchen konkrete Unterstützung. Es wird Zeit, dass den
Worten endlich Taten folgen.

Zu lange wurden die Opfer ignoriert. Fraktionsübergreifend und
zeitnah wollen wir in der 'Gemeinsamen Kommission zur Umsetzung des
Hilfskonzepts für die Opfer der Colonia Dignidad' zu Ergebnissen
kommen. Die Kommission hat bereits für November und Dezember zwei
Anhörungen mit Opferverbänden und Experten in Berlin terminiert. Bis
Sommer 2019 soll dann das Konzept erarbeitet werden, so dass die
Entscheidung im Haushaltsausschuss besonders wichtig ist, damit wir
die notwendigen Mittel zur Verfügung haben und zu angemessenen
Ergebnissen kommen können."


Hintergrund:

In der zurückliegenden Wahlperiode beschloss der Deutsche Bundestag
auf Initiative der Fraktionen CDU/CSU, SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
(Drs. 18/12943) zur Aufarbeitung der Verbrechen in der sogenannten
chilenischen Colonia Dignidad (CD), den Opfern der Sekte gezielt
Unterstützung mittels eines Hilfskonzepts zukommen zu lassen. Zu den
Verbrechen, die innerhalb der CD in Kooperation mit den chilenischen
Geheimdiensten in der Zeit der Militärdiktatur verübt wurden, zählten
Freiheitsberaubung, Körperverletzung, Verschwindenlassen,
Zwangsarbeit und Sklaverei, Kindesmissbrauch, Folter und
Verabreichung von Psychopharmaka.

Der Betrag ist mit einem Sperrvermerk versehen, bis das Hilfskonzept
beschlossen ist, das die "Gemeinsame Kommission zur Umsetzung des
Hilfskonzepts für die Opfer der Colonia Dignidad" derzeit erarbeitet.
Die Kommission ist aus Bundestagsabgeordneten aller Fraktionen sowie
Vertretern der Bundesregierung zusammengesetzt und hat sich am 10.
Oktober dieses Jahres konstituiert.

 * 
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BILDUNG/1012: Neuer Schwung in beruflicher Bildung


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 9. November 2018

Neuer Schwung in beruflicher Bildung

CDU/CSU-Bundestagsfraktion initiiert Bundeswettbewerb zur Stärkung
der beruflichen Bildung



Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion hat im Zuge der Haushaltsaufstellung
den Bundeswettbewerb "Innovationscluster für eine exzellente
berufliche Bildung" eingebracht und die Bundesregierung aufgefordert,
bereits 2019 mit der Umsetzung zu beginnen. Über den Wettbewerb
sollen innovative und strukturbildende Aus- und
Weiterbildungskonzepte entwickelt werden, um die berufliche Bildung
zukunftsfest zu machen und die Gleichwertigkeit dualer und
akademischer Bildung zu unterstützen. Mit rund 150 Millionen Euro
sollen mindestens 15 regionale Kooperations-Cluster über einen
Zeitraum von 4 Jahren gefördert werden. Hierzu erklären der bildungs-
und forschungspolitische Sprecher der CDU/CSU-Fraktion im Deutschen
Bundestag, Albert Rupprecht, und der zuständige Berichterstatter,
Stephan Albani:

Albert Rupprecht: "Die Innovationscluster sind der Startschuss
für ein neues Niveau in der beruflichen Bildung in Deutschland. Mit
unserer neuen Initiative wollen wir den Menschen in den Regionen mehr
moderne Ausbildungsmöglichkeiten anbieten, die auch in das örtliche
Unternehmensumfeld passen. Mir kommt es darauf an, dass wir mit dem
Wettbewerb neue Strukturen in Deutschland aufbauen und der
Zusammenarbeit aller Akteure neuen Schub geben. Der Wettbewerb steht
allen Regionen in Deutschland offen, denn wir sind davon überzeugt,
dass es überall gute Ideen gibt, unabhängig vom aktuellen
Entwicklungsstand. Da ist immer noch Luft nach oben."

Stephan Albani: "Wir wollen die Bildungschancen aller
verbessern - sei es im Sinne der Mobilität, Durchlässigkeit und dem
Zusammenwirken aller Beteiligten - durch neue Konzepte für eine
exzellente berufliche Bildung. Die Zukunftsfähigkeit der
Berufsbildung gilt es angesichts aktueller und kommender
Herausforderungen, wie der Digitalisierung, zu erhalten. Wir müssen
in der beruflichen Bildung neu, anders und vor allem innovativer
denken. Es reicht nicht, Probleme hier immer wieder anzusprechen,
ohne neue Ideen einzubringen. Wir wollen hiermit durch einen offenen
Wettbewerb die Möglichkeit bieten und alle beteiligten Akteure in der
beruflichen Bildung ermutigen mitzuwirken."

 * 
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BILDUNG/1011: Koalition stärkt die Wissenschaftskommunikation


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 9. November 2018

Koalition stärkt die Wissenschaftskommunikation



Der Bund stellt zusätzliche Haushaltsmittel bereit, um die
Erforschung unseres Kulturgutes für die Gesellschaft sichtbar zu
machen

Der Haushaltsausschuss hat in seiner gestrigen Bereinigungssitzung
beschlossen, dass die Wissenschaftskommunikation bei den
Forschungsmuseen der Leibniz-Gemeinschaft gestärkt und fortentwickelt
wird. Die Senckenberg Gesellschaft für Naturforschung (SGN) erhält
dazu für ihre Museen in Frankfurt am Main, Görlitz und Dresden,
625.000 Euro vom Bund. Dazu erklärt der stellvertretende Vorsitzende
der CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag, Arnold Vaatz:

"Um die Wissenschaftskommunikation vor Ort zu stärken, erhält die
Senckenberg Gesellschaft für Naturforschung (SGN) für ihre Museen in
Frankfurt am Main, Görlitz und Dresden 625.000 Euro vom Bund. Damit
leistet die Koalition einen entscheidenden Beitrag, um den Erhalt und
die Erforschung unseres Kulturgutes für die breite Gesellschaft
sichtbar zu machen. Hiervon werden die SENCKENBERG Naturhistorischen
Sammlungen Dresden und damit der Wissenschaftsstandort Dresden
insgesamt in besonderer Weise profitieren.

Ein Teil der Hausmittel (125.000 Euro) ist für die Finanzierung von
innovativen Formaten der Wissenschaftskommunikation und des
Wissenstransfers sowie von internationalen Kooperationen der Leibniz
Gemeinschaft vorgesehen. Die Länder sind nun gefordert, ihren Anteil
in gleicher Höhe an der Finanzierung des Mittelaufwuchses der
Leibniz-Gemeinschaft beizutragen."
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FINANZEN/1249: Haushaltspolitik für ein starkes Land


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 9. November 2018

Haushaltspolitik für ein starkes Land

Schwerpunkte bei innerer und äußerer Sicherheit,
Zukunftsinvestitionen und gesellschaftlichem Zusammenhalt



Nach Abschluss der Beratungen zum Bundeshaushalt 2019 im
Haushaltsausschuss des Deutschen Bundestages erklärt der
haushaltspolitische Sprecher der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Eckhardt
Rehberg:

"Mit dem Bundeshaushalt 2019 stärkt die Koalition den Standort
Deutschland. Wir investieren vor allem in die innere und äußere
Sicherheit, in die Zukunftsthemen und den gesellschaftlichen
Zusammenhalt in unserem Land. Die vereinbarten prioritären Maßnahmen
des Koalitionsvertrags setzen wir weiter Schritt für Schritt um. Seit
2014 kommt der Bund ohne neue Schulden aus.

Innere Sicherheit:

• Für die Sicherheitsbehörden stellen wir 2019 zusätzlich 3.120
Stellen bereit, darunter für die Bundespolizei 2.100 Stellen, das
Bundeskriminalamt gut 475 Stellen und das Bundesamt für Sicherheit in
der Informationstechnik 325 Stellen. Zusammen mit den 2018
beschlossenen zusätzlichen Stellen stehen damit bereits gut 4.000 der
im Koalitionsvertrag vereinbarten 7.500 Stellen zur Verfügung.

• Die Zollverwaltung wird 2019 mit 775 zusätzlichen
Stellen gestärkt, darunter 351 Stellen für die Mindestlohnkontrolle,
328 Stellen zur Unterstützung an den internationalen See- und
Flughäfen sowie den sicherheitsrelevanten Bereichen der
Zollverwaltung und 76 Stellen für die Financial Intelligence Unit
(FIU) zur Bekämpfung von Geldwäsche.

• Der Bund geht voran beim "Pakt für den Rechtsstaat". Die
Gerichte und Justizbehörden werden gestärkt: 24 Stellen für den
Bundesgerichtshof (darunter 12 Stellen für den Zivilsenat Karlsruhe
und 12 Stellen für den Strafsenat Leipzig) sowie 37 Stellen für den
Generalbundesanwalt.

• Zusätzlich werden 64 Millionen Euro für geschützte
Fahrzeuge der Bereitschaftspolizeien der Länder und 100 Millionen
Euro zusätzlich für Fahrzeuge der freiwilligen Feuerwehren für den
zivilen Katastrophenschutz bereitgestellt.

• Das KfW-Programm "Kriminalprävention durch
Einbruchsicherung" wird mit einem Programmvolumen von 80 Millionen
Euro fortgesetzt.

Äußere Sicherheit und Entwicklungszusammenarbeit:

• Um wichtige Beschaffungsvorhaben auf den Weg zu bringen,
erhält das Bundesverteidigungsministerium für das Jahr 2019
zusätzlich 350 Millionen Euro sowie Verpflichtungsermächtigungen in
Höhe von rund 5,6 Milliarden Euro für die kommenden Jahre. Angestoßen
werden unter anderem die Beschaffung des Mehrzweckkampfschiffs 180,
des schweren Transporthubschraubers, des Raketenabwehrsystems TLVS
sowie von U-Booten der Klasse 212 Common Design.

• Zum Abbau des Beförderungsstaus bei der Bundeswehr haben
wir 1.010 höherwertige Stellen ausgebracht.

• Wir haben in den parlamentarischen Beratungen weitere
700 Millionen Euro für das Auswärtige Amt (AA) und das
Bundesministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung
(BMZ) beschlossen. Damit verstärken wir die Mittel für
Krisenprävention, humanitäre Hilfe, auswärtige Kultur- und
Bildungspolitik und Entwicklungszusammenarbeit. Für die humanitäre
Hilfe im Ausland stehen damit dem AA insgesamt 1,58 Milliarden Euro
zur Verfügung. Die ODA-Quote kann im Jahr 2019 voraussichtlich bei
0,5 Prozent des BIP (ohne Kosten für Geflüchtete im Inland) und damit
auf dem gleichen Niveau wie 2017 und 2018 gehalten werden.

Zukunftsinvestitionen, Natur- und Klimaschutz

• Zur Förderung künstlicher Intelligenz stellen wir für die
nächsten Jahre insgesamt 500 Millionen Euro bereit.

• 500 Millionen Euro für Maßnahmen regionaler
Strukturpolitik / Strukturwandel Kohlepolitik.

• Wir führen das "Sofortprogramm Saubere Luft" und das
Maßnahmenprogramm zur Digitalisierung kommunaler Verkehrssysteme über
das Jahr 2020 hinaus fort. Dafür stellen wir insgesamt weitere 500
Millionen Euro ab 2020 zur Verfügung.

• Mit einem Investitionsprogramm von 45 Millionen Euro
fördern wir die CO2-arme Industrieproduktion.

• Wir stärken den Forschungsstandort Deutschland. Im
Bundeshaushalt ist die Gründung von fünf neuen DLR-Instituten
(Deutsches Zentrum für Luft- und Raumfahrt) und deren finanzielle
Unterstützung mit 57 Millionen Euro jährlich vorgesehen.

• In den nächsten Jahren soll ein Fraunhofer-Institut für
Energieinfrastruktur und Geothermie sowie eine Außenstelle für
"Translationale Neuroinflammation" entstehen. Des Weiteren bauen wir
das Fraunhofer "Ocean Technology Center" aus.

• Wir bekämpfen den Plastikmüll in den Weltmeeren, indem
wir in den kommenden Jahren den Export moderner deutscher
Technologien mit 50 Millionen Euro aus dem Energie- und Klimafonds
fördern.

Gesellschaftlicher Zusammenhalt:


• Für den Bundesfreiwilligendienst (BFD) stellen wir 45
Millionen Euro zusätzlich bereit und schaffen damit u.a. 2.000
Freiwilligen-Stellen beim Technischen Hilfswerk (THW). Für die
weiteren Freiwilligendienste (FSJ, FÖJ) stellen wir 25 Millionen Euro
zusätzlich bereit. Damit nähern wir uns dem Ziel, dass alle, die
einen Freiwilligendienst ableisten wollen, einen Platz erhalten.

• Um mehr Erzieherinnen und Erzieher für Kitas und Horte
zu gewinnen, erhält die Fachkräfteoffensive in den nächsten beiden
Jahren 30 Millionen Euro zusätzlich. Das Programm KitaPlus wird für
16 Millionen Euro um ein Jahr verlängert.

• Das Bauprogramm "Sanierung kommunaler Einrichtungen in
den Bereichen Sport, Jugend und Kultur" wird aufgrund des erheblichen
Sanierungsbedarfs um 100 Millionen Euro aufgestockt.

• Das Programm mit Modellvorhaben zur Weiterentwicklung
der Städtebauförderung erhöhen wir um 100 Millionen Euro.

• Die Sportfördermittel hat die Koalition im
parlamentarischen Verfahren um rund 40 Millionen auf gut 235
Millionen Euro verstärkt. Zwischen 2017 und 2019 steigen die Mittel
um gut 68 Millionen Euro von 167 Millionen auf 235 Millionen Euro.

• Für die Barrierefreiheit von 118 Bahnhöfen stellt der
Bund 330 Millionen Euro bis 2026 zur Verfügung.

• Gut 110 Millionen Euro werden zusätzlich für den
Kulturbereich bereitgestellt, u. a. für ein neues
Denkmalschutzprogramm in Höhe von 40 Millionen Euro.

 * 
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INNEN/3423: Spitzensportförderung für 2019 um knapp 39 Millionen Euro angehoben


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 9. November 2018

Spitzensportförderung für 2019 um knapp 39 Millionen Euro
angehoben

Starkes Signal für die Umsetzung und Finanzierung der Reform des
Leistungssports



In der gestrigen Bereinigungssitzung des Haushaltsausschusses im
Deutschen Bundestag wurde entschieden, dass die Mittel für die
Spitzensportförderung für das Jahr 2019 um knapp 39 Millionen Euro
erhöht werden. Dies ist ein wichtiges Signal der Sportpolitik: Mit
dem Beschluss steht die Finanzierungsgrundlage für die weitere
Umsetzung der Reform des Leistungssports. Dazu erklärt der
sportpolitische Sprecher der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Eberhard
Gienger:

"Der Deutsche Bundestag hat im parlamentarischen Verfahren die Mittel
für die Spitzensportförderung für das Jahr 2019 um knapp 39 Millionen
Euro auf insgesamt ca. 235 Millionen Euro erhöht.

Zusammen mit den Mitteln aus dem Haushalt 2018 steigen die Mittel die
Spitzensportförderung insgesamt sogar um gut 68 Millionen Euro. Damit
löst die Politik ihr Versprechen ein, die Reform der
Spitzensportförderung weiter finanziell zu unterlegen und vor allem
die Rahmenbedingungen für die deutschen Athleten und Trainer spürbar
zu verbessern.

So wird die unmittelbare Athletenförderung über die Stiftung Deutsche
Sporthilfe (SDSH) auf 7 Millionen Euro verdoppelt. Neben den
Sportfördergruppen der Bundeswehr, der Bundespolizei und dem Zoll
fördert die Bundesregierung damit deutlich mehr Kaderathleten direkt,
sodass sie sich voll und ganz auf den Leistungssport konzentrieren
können. Auch die neu gegründete Athletenvertretung wird künftig mit
450.000 Euro pro Jahr gefördert.

Besonders wichtig sind die sogenannten zentralen Maßnahmen des
Sports. Dafür werden nun über 170 Millionen Euro pro Jahr
bereitgestellt. Darin enthalten sind beispielsweise die Mittel für
die Maßnahmen zur gezielten Olympiavorbereitung mit nunmehr ca. 29
Millionen Euro sowie die Mittel für das Leistungssportpersonal
einschließlich mischfinanzierter Trainer mit fortan ca. 52 Millionen
Euro.

Aber auch der Behindertenleistungssport wird zukünftig noch stärker
gefördert. Die Fördermittel für die Jahresplanungen der
Behindertensportverbände steigen auf 6,2 Millionen Euro und jene für
das Leistungssportpersonal auf 3,3 Millionen Euro. Zudem stehen
nochmals über 1 Million Euro an Projektmitteln für Verbesserungen des
Leistungssports von Menschen mit Behinderungen zur Verfügung.
Außerdem werden die nichtolympischen Sportarten mit künftig
zusätzlich 1,5 Millionen Euro gefördert. Der entsprechende
Haushaltstitel wächst damit auf 3,9 Millionen Euro in 2019.

Weiterhin wird die Ski-Weltmeisterschaft Oberstdorf 2021 über mehrere
Jahre mit insgesamt 17,3 Millionen Euro unterstützt. Die Mittel
verteilen sich auf 7,8 Millionen Euro in 2019 sowie auf
Verpflichtungsermächtigungen in Höhe von insgesamt 9,5 Millionen Euro
für die Jahre 2020 und 2021. Auch werden die Entsendungskosten zu den
European Games 2019 in Höhe von 300.000 Euro vom Bund übernommen. Bei
den European Games 2019 können sich ca. 165 Athleten bereits für die
Olympischen Spiele 2020 in Tokio (Japan) qualifizieren."

 * 
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MILITÄR/658: Bund investiert zusätzliche Mittel in die Sicherheit Deutschlands


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 9. November 2018

Bund investiert zusätzliche Mittel in die Sicherheit Deutschlands

Bundeswehr kann wichtige Beschaffungsvorhaben realisieren



Der Haushaltsausschuss des Deutschen Bundestages hat in seiner
Bereinigungssitzung zum Bundeshaushalt 2019 zusätzliche Mittel für
den Etat des Verteidigungsministeriums beschlossen. Dazu erklärt der
verteidigungspolitische Sprecher der CDU/CSU-Bundestagsfraktion,
Henning Otte:

"Wir konnten erreichen, dass der Verteidigungsetat 2019 um weitere
350 Millionen Euro aufgestockt wird. Somit wächst der
Verteidigungsetat 2019 auf 43,1 Milliarden Euro an. Außerdem konnten
wir für die kommenden Jahre Verpflichtungsermächtigungen in Höhe von
rund 5,7 Milliarden Euro erwirken. Wir schaffen so die Grundlage für
zentrale Rüstungsprojekte wie das Mehrzweckkampfschiff 180, den
schweren Transporthubschrauber und das taktische
Luftverteidigungssystem. Damit machen wir einen wichtigen Schritt in
die richtige Richtung.

Die Soldatinnen und Soldaten brauchen dringend zusätzliches Material
und bessere Rahmenbedingungen. Aufgrund ihres Engagements für die
Sicherheit Deutschlands und Europas ist die Bundeswehr kontinuierlich
gefordert und starken Belastungen ausgesetzt. Neben den laufenden
Einsätzen bereitet sich die Bundeswehr gerade auf ihre Führungsrolle
in der schnellen NATO-Speerspitze VJTF 2019 und 2023 vor.

Wir leisten mit den heutigen Beschlüssen einen wichtigen Beitrag für
die Modernisierung und Digitalisierung der Streitkräfte. Diesen Weg,
mehr Geld für unsere Sicherheit zu investieren, müssen wir konsequent
fortsetzen. Für unsere Bemühungen, die Bundeswehr besser auszustatten
und damit leistungsfähiger zu machen, wird es allerdings erforderlich
sein, noch mehr Geld als bisher vorgesehen in die Hand zu nehmen. Mit
der SPD haben wir im Koalitionsvertrag vereinbart, auf das Ziel
hinzuarbeiten, bis 2024 zwei Prozent vom Bruttoinlandsprodukts für
Verteidigung auszugeben. Daran halten wir fest."

 * 
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RECHT/888: Wir nehmen Frau Barley beim Wort


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 12. November 2018

Wir nehmen Frau Barley beim Wort

Einführung der Versuchsstrafbarkeit beim Cybergrooming längst
überfällig



Bundesjustizministerin Barley hat sich gegenüber der
Funke-Mediengruppe (Montagsausgabe) für die Einführung der
Versuchsstrafbarkeit beim sogenannten Cybergrooming ausgesprochen.
Hierzu erklärt die rechts- und verbraucherpolitische Sprecherin der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Elisabeth Winkelmeier-Becker:

"Wir nehmen die Justizministerin beim Wort. Nach all den Jahren des
Stillstands ist das Bundesjustizministerium erst auf Druck der Union
aufgewacht. Die Wichtigkeit des Schutzes von Kindern im Internet ist
damit endlich auch bei der SPD angekommen. Eine Änderung des §
176 StGB zur Einführung der Versuchsstrafbarkeit beim Cybergrooming
ist seit langem überfällig. Noch Ende Juni 2018 haben wir die
Bundesjustizministerin in einem Schreiben aufgefordert, endlich zu
handeln. Bereits im Frühjahr haben wir dieses wichtige Anliegen im
Koalitionsvertrag vereinbart. Als Union werden wir darauf achten,
dass die Versuchsstrafbarkeit jetzt schnell eingeführt wird."


Hintergrund:

Durch die Anonymität des Internets ist eine derartige Kontaktaufnahme
leichter geworden. Erwachsene können sich beispielsweise sehr einfach
auf Schülerplattformen als Kinder ausgeben und so Kontakte zu
minderjährigen Opfern erlangen. Bereits mehr als 15 Prozent der
Kinder bis 14 Jahre haben im Netz schon sexuelle Belästigung
erfahren. Die im Auftrag des UBSKM (Unabhängiger Beauftragter für
Fragen des sexuellen Kindesmissbrauchs) neu ausgewerteten Ergebnisse
der MiKADO-Studie (Missbrauch von Kindern: Aetiologie, Dunkelfeld,
Opfer) zum spezifischen Phänomen der Online-Annäherungen zeigen unter
anderem, dass rund 5 Prozent der Erwachsenen (etwa jede/r 20.
Erwachsene) angaben, dass sie sexuelle Online-Kontakte zu ihnen
unbekannten Kindern und Jugendlichen hatten, 3 Prozent hiervon haben
sich auch mit ihnen offline getroffen.

Ermittlungen sind in diesem Bereich zurzeit aber kaum möglich, da der
untaugliche Versuch beim sog. Cybergrooming nicht strafbar ist. Dabei
handelt es sich um Fälle, in denen die Eltern oder ein Polizeibeamter
unter dem Namen des Kindes mit einem Täter chatten, der annimmt es
handele sich um ein Kind. Ermittlungen können mangels einer Straftat
hier bisher nicht geführt werden.

 * 
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SOZIALES/1933: Frauenanteil im Deutschen Bundestag muss Thema bei Wahlrechtsreform sein


Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 12. November 2018

Frauenanteil im Deutschen Bundestag muss Thema bei Wahlrechtsreform sein



Zu der aktuellen Diskussion um den Frauenanteil im Deutschen
Bundestag können Sie die Vorsitzende der Gruppe der Frauen der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Yvonne Magwas, wie folgt zitieren:

"Seit der Einführung des Frauenwahlrechts vor einhundert Jahren wurde
für Frauen in Deutschland viel erreicht. Der Frauenanteil im
Deutschen Bundestag ist jedoch aktuell mit 31 Prozent so niedrig wie
seit 2002 nicht mehr - das ist überaus unbefriedigend. Deshalb muss
das Thema "Mehr Frauen in Parlamente" ein Thema bei der
Wahlrechtsreform sein. Das darf nicht ausgespart bleiben."

 * 
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SOZIALES/1932: Für Kinder, Jugendliche und Familien legen wir noch einige Schippen oben drauf


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 9. November 2018

Für Kinder, Jugendliche und Familien legen wir noch einige
Schippen oben drauf

Union setzt wesentliche Schwerpunkte im Haushalt 2019



Am heutigen Freitag hat der Haushaltsausschuss des Deutschen
Bundestages in seiner Bereinigungssitzung den Etat für den Bereich
Familie, Senioren, Frauen und Jugend beschlossen. Dazu erklären der
familienpolitische Sprecher der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Marcus
Weinberg, und der zuständige Berichterstatter im Haushaltsausschuss,
Alois Rainer:

Marcus Weinberg: "Wir freuen uns, im parlamentarischen
Verfahren noch erhebliche zusätzliche Finanzmittel für Kinder,
Jugendliche und Familien durchgesetzt zu haben. Als eine Konsequenz
aus dem Missbrauchsfall eines kleinen Jungen aus Süddeutschland
werden wir ein Modellprojekt auflegen, das zum Ziel hat, mehr
Fachkunde in familiengerichtliche Verfahren zu bringen, wenn der
Verdacht auf sexuellen Kindesmissbrauch besteht. Zudem haben wir
Mittel für ein Bundesmodellprojekt zum Ausbau von spezialisierter
Fachberatung gegen sexuellen Kindesmissbrauch zur Verfügung gestellt.
Wir haben außerdem ein Bundesprogramm zur Förderung von Innovationen
zum Schutz gewaltbetroffener Frauen und Kinder angestoßen, bei dem es
insbesondere um die effiziente Vermittlung von Frauenhausplätzen
geht. Außerdem unterstützt die Union ein Modellprojekt von donum
vitae e.V., das Frauen und Schwangere im ländlichen Bereich sowie
zurückgezogen lebende Frauen erreichen soll.

Auch beim Ehrenamt haben sich CDU/CSU dafür stark gemacht, die
Versprechen im Koalitionsvertrag umzusetzen: Wir werden die
Freiwilligendienste umfassend stärken. Dazu stellen wir insgesamt 65
Millionen Euro für mehr Plätze sowohl im Freiwilligen Sozialen Jahr
und Freiwilligen Ökologischen Jahr als auch im
Bundesfreiwilligendienst zur Verfügung. Von den 65 Millionen Euro
werden auch die Zuschüsse zur pädagogischen Begleitung erhöht."

Alois Rainer: "Mit einem Anstieg von 143 Millionen Euro auf
nun 10,45 Milliarden Euro setzt die Union in der Familienpolitik
bedeutende Akzente. Bei wichtigen Themen wie beim Bundesprogramm 
Kita-Plus stehen nun 16 Millionen Euro für eine verlässliche
Kinderbetreuung zur Verfügung. Bei der Jugendverbandsarbeit konnte
eine Erhöhung um 4 Millionen Euro sowie bei den
Jugendmigrationsdiensten um weitere 2 Millionen Euro für den Ausbau
der Projektstrukturen im parlamentarischen Verfahren erreicht werden.
Aber auch in der Präventionspolitik ist es gelungen,
Unionsschwerpunkte in der Bereinigungssitzung durchzusetzen. So freue
ich mich besonders, dass wir die U25 - Online Suizidprävention, ein
Projekt, das Leben rettet, nicht nur weiter fördern, sondern nun
dauerhaft unterstützen. Hier helfen ehrenamtliche Beraterinnen und
Berater suizidgefährdete Schüler und Jugendliche im Alter von 16 bis
25 Jahren."

 * 
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UMWELT/791: Deutschland verstärkt internationale Hilfe gegen die Meeresvermüllung


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 9. November 2018

Deutschland verstärkt internationale Hilfe gegen die Meeresvermüllung

50 Millionen Euro zusätzlich im Bundeshaushalt für den Kampf gegen
den Müll



Der Haushaltsausschuss des Bundestags hat in der Nacht zum Freitag
den Haushaltsentwurf für 2019 in einigen Punkten nachgebessert. Dazu
erklärt die umweltpolitische Sprecherin der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Marie-Luise Dött:

"Auf Drängen der Unionsfraktion werden im Haushalt des nächsten
Jahres 50 Millionen Euro für die Unterstützung von Abfallsammel- und
Verwertungstechnologien im Zeitraum 2019 bis 2023 bereitgestellt.
Damit haben wir dafür gesorgt, dass der globale Umweltschutz auch im
Abfallbereich die dringend erforderliche, stärkere Unterstützung
erhält.

Es ist wichtig, dass Deutschland und Europa die Kreislaufwirtschaft
weiterentwickeln. Wissenschaftler haben allerdings ermittelt, dass
nur zehn Flusssysteme weltweit rund 90 Prozent des Plastiks
transportieren, das jedes Jahr ins Meer gelangt - davon übrigens acht
asiatische Flüsse sowie zwei afrikanische. Klar ist, dort müssen wir
ansetzen, dort müssen wir helfen. Und dort ist das Geld gut angelegt.

Die Politik hat gehandelt. Wir nehmen jetzt die deutsche
Recyclingwirtschaft und die Anlagenhersteller beim Wort. Wir gehen
davon aus, dass sich auch die Wirtschaft wie angekündigt beim
internationalen Kampf gegen den Müll noch stärker engagiert."

 * 
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WIRTSCHAFT/2777: Maritime Wirtschaft erneut umfangreich im Bundeshaushalt bedacht


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 9. November 2018

Maritime Wirtschaft erneut umfangreich im Bundeshaushalt
bedacht

Haushaltsausschuss beschließt zusätzliche 85 Millionen Euro



In der gestrigen Bereinigungssitzung des Haushaltsausschusses des
Deutschen Bundestages wurde entschieden, dass für die maritime
Wirtschaft zusätzliche Haushaltsmittel zur Verfügung gestellt werden
sollen. Hierzu erklärt Rüdiger Kruse, Beauftragter der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion für die maritime Wirtschaft:

"Zusätzliche 85 Millionen Euro an Fördermitteln sind nicht
selbstverständlich. Die maritime Wirtschaft ist jedoch von zentraler
Bedeutung für uns als Handelsnation und insbesondere auch im Hinblick
auf unsere nationalen Klimaziele. Diese Argumente haben bei den
Beratungen zum Bundeshaushalt 2019 überzeugt."


Anbei finden Sie eine Auswahl der eingebrachten
Projekte:

Streichung der Befahrensabgaben für Binnenschiffe

45,5 Millionen EuroUnter allen Verkehrsträgern stellen Wasserwege die
mit Abstand umweltfreundlichste Variante dar, Waren von A nach B zu
transportieren. So verursacht jeder Tonnenkilometer per Schiff nur
einen Bruchteil der CO2-Emissionen, die beispielsweise der Transport
per LKW auf gleicher Strecke ausstoßen würde. Vor diesem Hintergrund
machen wir die Verlagerung des Warenverkehrs auf Binnenschiffe
finanziell attraktiver, in dem wir die Befahrensabgaben auf deutschen
Wasserstraßen (bis auf den Nord-Ostsee-Kanal) ersatzlos streichen.

Neuauflage des Förderprogramms "Innovative Hafentechnologien"
27 Millionen Euro zusätzlich

Mit zusätzlichen Mitteln in Höhe von 27 Millionen Euro sichert der
Haushaltsausschuss erstens das bestehende Programm "IHATEC I"
finanziell ab und beschließt zweitens seine Fortsetzung in Form des
Programms "IHATEC II" ab 2021. Damit helfen wir den Häfen, das stark
anwachsende Umschlagaufkommen zu bewältigen und Logistikketten zu
verbessern. Die Projekte können eine große Bandbreite haben - vom
Einsatz automatisierter Systeme für den Güterumschlag über die
IT-optimierte Prozesssteuerung in der Lagerhaltung bis hin zu
Maßnahmen zur Bekämpfung von Cyber-Angriffen.

Weitere Förderung digitaler Testfelder in Häfen

7,9 Millionen Euro zusätzlich bis 2020

Mit den digitalen Testfeldern verfolgen wir unsere Strategie zur
Steigerung der Wettbewerbsfähigkeit der deutschen Häfen konsequent
weiter. Auf den Testfeldern können die Innovationen der Logistik 4.0,
des Güterumschlags und -transports unter Realbedingungen erprobt,
bewertet und weiterentwickelt werden. Hierfür stellen wir aktuell
nochmal 7,9 Millionen. Euro in den Bundeshaushalt ein.

Perspektive des Deutschen Maritimen Zentrums gesichert
3 Millionen Euro in 2020

Schon als der Haushaltsausschuss das Deutsche Maritime Zentrum (DMZ)
im Jahr 2016 initiierte, wurde das Projekt von Hamburgs maritimer
Wirtschaft als großer Erfolg gefeiert. In der Zwischenzeit hat sich
der Mut zu dieser Investition als richtige Entscheidung bewährt: Das
DMZ übernimmt bereits eine Reihe von branchenübergreifenden Aufgaben
rund um Forschung, Entwicklung und Innovationsförderung. Um die
Planungs- und damit Arbeitsfähigkeit dieser wichtigen Institution
sicherzustellen, haben wir die Finanzierung der kommenden Jahre schon
heute fest im Bundeshaushalt verankert.

Neue Behördenstellen

133 neue Stellen

Nicht nur die maritime Wirtschaft muss sich weiterentwickeln, auch
die staatlichen Behörden müssen an veränderte Rahmenbedingungen
angepasst werden. Daher haben wir 133 zusätzliche Stellen im
Einzelplan des Verkehrsministeriums beschlossen. Diese umfassen unter
anderem Stellen für die Intensivierung der Ingenieur-Ausbildung an
der Helmut-Schmidt-Universität Hamburg, 25 Stellen zur Verbesserung
der ökologischen Durchlässigkeit an Bundeswasserstraßen, 54 Stellen
für den Betrieb eines bundeseigenen Laderaumsaugbaggers und 24
Stellen beim Bundesamt für Seeschifffahrt und Hydrographie.

Studie "Anreize für Neubauten kleinerer Schiffe"

100.000 Euro

Wir haben uns in den vergangenen Jahren bereits vielfach für
Innovationsförderung im Schiffbau engagiert. Daraus ergibt sich ein
großes Potenzial für Effizienzsteigerungen und Emissionsreduktionen -
wenn diese Innovationen denn auch tatsächlich Anwendung finden.
Insbesondere im Bereich der Binnenschifffahrt haben wir es allerdings
mit einer veralteten Flotte zu tun. Im Haushalt 2019 haben wir daher
die Finanzierung einer Studie zum Thema "Anreize für Neubauten
kleinerer Binnenschiffe (bis max. 100m Länge)" untergebracht, um eine
Erneuerung der deutschen Binnenschifffahrtsflotte auf den Weg zu
bringen.

Umweltfreundlicher Bordstrom

1 Million Euro zusätzlich

Auch fördern wir im Haushalt 2019 die Investitionen in
umweltfreundlichen Bordstrom bzw. in mobile Landstromanlagen. Zu
viele der in deutschen Häfen liegenden Schiffe decken ihren
Strombedarf derzeit noch mithilfe kostengünstiger - und
emissionsstarker - Dieselgeneratoren. Mithilfe dieses Programms
können unsere Häfen umweltfreundlicheren Strom zu
wettbewerbsfähigeren Preisen anbieten - zum Beispiel in Form
moderner, mobiler LNG-Generatoren mit etwa 70 Prozent weniger
Feinstaubemission.

Smarte Binnenschiffe

300.000 Euro

Die Binnenschifffahrt ist eine oft unterschätzte Schlüsselstelle bei
der Luftverbesserung in unserer Hafenstadt. Um die Abläufe dieses
Verkehrsträgers noch effizienter zu gestalten, haben wir die
Finanzierung eines Forschungsprojektes des Fraunhofer Instituts für
Maritime Logistik und Dienstleistungen beschlossen. Konkret geht es
hierbei um die Untersuchung der Interaktion zwischen den digitalen
Infrastrukturelementen an Land und an Bord.

 * 
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WIRTSCHAFT/2776: Moderne Bau- und Stadtentwicklungspolitik des Bundes wird gestärkt


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 9. November 2018

Moderne Bau- und Stadtentwicklungspolitik des Bundes wird
gestärkt

Haushaltsausschuss gibt Geld für digitales Bauen, Smart Cities und
die Sanierung kommunaler Einrichtungen



Der Haushaltsausschuss hat in seiner gestrigen Bereinigungssitzung
beschlossen, dass noch einmal wichtige Aufwüchse bei den bau- und
stadtentwicklungspolitischen Ausgaben des Bundes veranschlagt werden
sollen. Hierzu erklärt der baupolitische Sprecher der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Kai Wegner:

"Der Haushaltsausschuss hat bei den bau- und
stadtentwicklungspolitischen Ausgaben des Bundes noch einmal wichtige
Aufwüchse veranschlagt. Die Bundesregierung kann so ihre moderne
Bau- und Stadtentwicklungspolitik im Jahr 2019 weiter stärken.

Mit fast 170 Millionen Euro soll im kommenden Jahr die aktive
Gestaltung der Digitalisierung der Kommunen unterstützt werden. Das
neue Smart-Cities-Programm soll der Auftakt für die bewusste
Integration digitaler Optionen in die Stadtentwicklung werden. Es
wird ein attraktives Angebot an die Kommunen geben, sich noch
intensiver mit Investitionen in die digitale Zukunft zu befassen.

Auch der Bund selbst soll die Möglichkeiten des digitalen Bauens und
Planens stärker nutzen und zum Einsatz bringen. Aus diesem Grund
werden 2019 ca. 10 Millionen Euro für den Aufbau eines
Kompetenzzentrums im Bereich Hochbau zur Verfügung gestellt.

Das erfolgreiche und stark nachfragte Programm zur Sanierung
kommunaler Einrichtungen in den Bereichen Sport, Jugend und Kultur
soll um weitere 100 Millionen Euro ergänzt werden. Das wird helfen,
eine Vielzahl der eingereichten Projekte zu unterstützen."

 * 
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EUROPA/1659: Haushaltsstreit mit Italien verschärft Situation an den Finanzmärkten


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 12. November 2018

Haushaltsstreit mit Italien verschärft Situation an den Finanzmärkten



"Italien wird nur durch öffentliche Investitionen die Schuldenquote verringern können. Die Einführung einer Grundsicherung und die Rücknahme von Rentenkürzungen sind im Unterschied zu einer Flat Tax für Reiche durchaus sinnvoll. Die EU-Kommission will die Zinsen auf italienische Staatsanleihen aus politischen Gründen hochtreiben. Das ist unverantwortlich", erklärt Fabio De Masi, stellvertretender Vorsitzender und finanzpolitischer Sprecher der Fraktion DIE LINKE, im Vorfeld der Vorlage eines überarbeiteten italienischen Haushaltentwurfs. De Masi weiter:

"Deutschland, Frankreich, Spanien - sie alle haben bereits folgenlos gegen den Stabilitäts- und Wachstumspakt verstoßen, während Italien sogar unter der Defizitvorgabe bleibt.

Italien erwirtschaftet selbst mit 2,4 Prozent Defizit Haushaltsüberschüsse vor Zinsen (Primärüberschüsse). Laut OECD hat das Land auch wie kaum eine andere große Volkswirtschaft orthodoxe Strukturreformen umgesetzt - also Deregulierung des Arbeitsmarktes, Privatisierungen sowie Lohn- und Rentenkürzungen. Anstatt die italienische Volkswirtschaft anzukurbeln, haben diese Maßnahmen die italienische Krise jedoch verschärft. Die Zinsen auf die alten Schulden fressen wegen des Null-Wachstums nun die Staatskasse auf.

Öffentliche Investitionen müssen von den Schuldenregeln von Maastricht kurzfristig ausgenommen werden, und mittelfristig brauchen wir konjunkturgerechte Ausgabenpfade statt Schuldenbremsen. Zudem sollte die italienische Regierung eine Zwangsanleihe oder Vermögensabgabe für Superreiche prüfen, um den Schuldenstand zu senken."

 * 

Quelle:
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INNEN/4996: Haldenwang-Ernennung bedeutet alter Wein in alten Schläuchen


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 12. November 2018

Haldenwang-Ernennung bedeutet alter Wein in alten Schläuchen



"Mag sein, dass Herr Haldenwang mit dem Parlament etwas jovialer und weniger arrogant umgehen wird als sein früherer Chef Hans-Georg Maaßen. Als neuer Präsident des Bundesamtes für Verfassungsschutz ist er dennoch eine Fehlbesetzung. Er war treuer Gefolgsmann von Maaßen und kann allein schon deshalb den dringend notwendigen Neuanfang an der Spitze des Verfassungsschutzes unmöglich verkörpern. Die Ernennung von Herrn Haldenwang bedeutet alter Wein in alten Schläuchen", erklärt André Hahn, stellv. Fraktionsvorsitzender und Mitglied im Parlamentarischen Kontrollgremium für die Geheimdienste, anlässlich der Ernennung des bisherigen Vizechefs des Bundesamtes für Verfassungsschutz Thomas Haldenwang zum neuen Präsidenten der Behörde. Hahn weiter:

"Haldenwang wird weder die Kraft haben, Fehlleistungen der vergangenen Jahre aufzuarbeiten, noch den Verfassungsschutz grundlegend umzustrukturieren und nicht mal das hoch umstrittene V-Leute-System abzuschaffen, was dringend notwendig wäre.

Mit dieser höchst fragwürdigen Personalentscheidung des selbst im Abgang befindlichen Bundesinnenministers Seehofer sind neue Pannen und Skandale beim Inlandsgeheimdienst leider programmiert."

 * 
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BUNDESTAG/7713: Heute im Bundestag Nr. 865 - 12.11.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 865

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Montag, 12. November 2018, Redaktionsschluss: 11.21 Uhr

1. Missbrauch als Kindersoldaten ächten

2. Regierung fördert ausländische Studierende

3. Anhörung zu Energie-Gesetzen

4. Illegale Streaming-Angebote

5. Mehr Rehabilitation empfohlen



1. Missbrauch als Kindersoldaten ächten

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung/Antrag

Berlin: (hib/JOH) Die Linksfraktion fordert die Bundesregierung auf,
die Bekämpfung des Missbrauchs von Kindern als Soldaten sowie den
Schutz von Kindern in bewaffneten Konflikten zu einem Schwerpunktthema
der Entwicklungszusammenarbeit zu machen. Als konkrete Maßnahmen nennt
sie in einem Antrag (19/5549) nachholende Bildungs- und
Ausbildungsprogramme, die Förderung von Erwerbsmöglichkeiten in
zivilen Berufen und die Unterstützung der Versöhnungsarbeit. Diese
sollten mit ausreichenden Finanzmitteln im Etat des Bundesministeriums
für Entwicklung und wirtschaftliche Zusammenarbeit ausgestattet
werden.

Außerdem drängt die Fraktion darauf, die militärische Zusammenarbeit
mit Streitkräften, die Minderjährige für Militäreinsätze ausbilden
oder bei Militäroperationen einsetzen, unverzüglich zu beenden. In
ihrem Antrag beruft sie sich auf Zahlen der Vereinten Nationen, wonach
weltweit in mindestens 19 Staaten zirka 250.000 Kinder unter 18 Jahren
als Soldaten in bewaffneten Konflikten durch staatliche und
nichtstaatliche Akteure eingesetzt werden.

 * 

2. Regierung fördert ausländische Studierende

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung/Antwort

Berlin: (hib/JOH) Aus Sicht der Bundesregierung bietet die
Finanzierung ausländischer Studierender einen entwicklungspolitischen
Nutzen. Von dem Transfer von Kenntnissen zwischen den Herkunftsländern
und Deutschland würden beide Seiten profitieren, schreibt sie in einer
Antwort (19/5391) auf eine Kleine Anfrage (19/4646) der AfD-Fraktion.
Ziel der Förderung sei die Stärkung der Bildungs- und
Wissenschaftssysteme in den Partnerländern.

Mit rund zwei Dritteln werde der überwiegende Teil aller Finanzmittel
des Bundesministeriums für wirtschaftliche Zusammenarbeit und
Entwicklung (BMZ) für Stipendien des Deutschen Akademischen
Austauschdienstes (DAAD) für ein Studium im Heimatland oder einem
benachbarten Land vergeben (sogenanntes "Drittlandprogramm"). Damit
würden die lokalen Strukturen vor Ort gestärkt und Perspektiven
geschaffen, heißt es in der Antwort weiter.

 * 

3. Anhörung zu Energie-Gesetzen

Wirtschaft und Energie/Ausschuss

Berlin: (hib/PEZ) Zu den umfangreichen Änderungen und Novellen bei
verschiedenen Energiegesetzen (19/5523) sollen sich Sachverständige in
einer öffentlichen Anhörung äußern. Das beschloss der
Wirtschaftsausschuss am Freitag einstimmig. Zuvor war der
Gesetzentwurf zur Änderung des Erneuerbare-Energien-Gesetzes, des
Kraft-Wärme-Kopplungsgesetzes, des Energiewirtschaftsgesetzes und
weiterer energierechtlicher Vorschriften in erster Lesung im Bundestag
beraten worden.

 * 

4. Illegale Streaming-Angebote

Recht und Verbraucherschutz/Antwort

Berlin: (hib/mwo) Die Bundesregierung geht vor dem Hintergrund der
zunehmenden Digitalisierung von einer steigenden wirtschaftlichen
Bedeutung von Streaming- und Download-Angeboten sowie des Vertriebs
von diesbezüglicher Hardware aus. Das wichtige Thema illegaler Inhalte
derartiger Angebote stehe im Mittelpunkt einer Studie des EU-Amts für
geistiges Eigentum (EUIPO) mit dem Arbeitstitel "Infringing Business
Models Phase 4", die im Laufe des Jahres 2019 veröffentlicht werden
solle, schreibt die Bundesregierung in der Antwort (19/5473) auf eine
Kleine Anfrage der FDP-Fraktion (19/5146). Sie weist gleichzeitig
darauf hin, dass auch die Nutzung legaler Streaming-Dienste in den
letzten Jahren zugenommen hat. Der Anreiz, illegale Angebote zu
nutzen, werde dadurch reduziert. Die Bundesregierung schließe derzeit
nicht aus, heißt es weiter, dass auch die Interessen der Allgemeinheit
von der Fernsehpiraterie berührt sein können. Ein klares Bild hierzu
dürfte die EUIPO-Studie liefern. Die Abgeordneten hatten unter anderem
gefragt, wie die Bundesregierung illegale Streaming- und
Download-Angebote einschätzt, die die Rechte von Filmstudios,
Free- und Pay-TV-Anbietern auf vielfältige Weise verletzten.

 * 

5. Mehr Rehabilitation empfohlen

Gesundheit/Antwort

Berlin: (hib/PK) Die Zahl der Präventions- und
Rehabilitationsempfehlungen ist in den vergangenen Jahren deutlich
gestiegen. Die Quote erhöhte sich von 0,4 Prozent 2013 auf 2,3 Prozent
2017, wie aus der Antwort (19/5474) der Bundesregierung auf eine
Kleine Anfrage (19/5152) der FDP-Fraktion hervorgeht. Die Empfehlungen
stammen vom Medizinischen Dienst der Krankenversicherung oder von
beauftragten Gutachtern der Pflegekasse.

Die Potenziale für Prävention und Rehabilitation sind nach
Einschätzung der Bundesregierung noch nicht ausgeschöpft. Zu
berücksichtigen sei jedoch, dass es derzeit nur wenig gesicherte
Aussagen über die Wirksamkeit, den Nutzen und die Nachhaltigkeit
rehabilitativer Maßnahmen bei älteren pflegebedürftigen Menschen gebe.

Die gesetzlichen Krankenkassen haben 2017 den Angaben zufolge
insgesamt rund 932.000 ambulante und stationäre Vorsorge- und
Rehabilitationsleistungen erbracht. Für die Deutsche
Rentenversicherung Bund werden im Berichtsjahr 2017 rund 871.000
Leistungen der stationären medizinischen Rehabilitation und rund
162.000 Leistungen der ambulanten medizinischen Rehabilitation
ausgewiesen.

Wie aus der Antwort weiter hervorgeht, waren 2017 in Deutschland 1.142
Vorsorge- und Reha-Einrichtungen aktiv. Dort arbeiten rund 28.000
Pflegekräfte.

 * 
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BUNDESTAG/7710: Heute im Bundestag Nr. 862 - 09.11.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 862

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Freitag, 9. November 2018, Redaktionsschluss: 09.34 Uhr

1. Überprüfung der Liquidität von Airlines

2. Regierung lehnt blaue Plakette ab

3. Passagierflüge zum Flughafen Frankfurt

4. Viele Zahnversorgungszentren gegründet

5. Finanzinvestoren kritisch gesehen



1. Überprüfung der Liquidität von Airlines

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Nach Auffassung der Bundesregierung sind die derzeit
praktizierten Liquiditätsprüfungen geeignet, Flugreisende vor
insolvenzbedingten Nachteilen zu schützen. Das geht aus der Antwort
(19/5268) auf eine Kleine Anfrage der AfD-Fraktion (19/4929) hervor.
Einer EU-Verordnung entsprechend müsse ein Luftfahrtunternehmen anhand
des Wirtschaftsplans jederzeit nachweisen können, "dass es seinen
tatsächlichen und möglichen Verpflichtungen während eines Zeitraums
von zwölf Monaten im Voraus nachkommen kann", heißt es in der Antwort.
Zur Überprüfung werde die betriebswirtschaftliche Kennzahl der
Liquidität Zweiten Grades herangezogen. Diese berücksichtige sowohl
die sofort fälligen (tatsächlichen) Verpflichtungen als auch die
mittelfristigen (möglichen) Verpflichtungen. Hierbei handle es sich um
Verpflichtungen mit einer Laufzeit bis zu einem Jahr gemäß Bilanz. Im
Rahmen der kontinuierlichen Aufsichtsführung werde diese Kennzahl
mehrmals im Jahr für jedes genehmigte Luftfahrtunternehmen überprüft,
schreibt die Bundesregierung.

Zur Frage einer verpflichtenden Insolvenzabsicherung teile die
Bundesregierung die Einschätzung der Europäischen Kommission aus ihrer
Mitteilung vom 18. März 2013 "Schutz der Fluggäste bei Insolvenz des
Luftfahrtunternehmens", dass der Schutz von Flugreisenden, deren
Luftbeförderung nicht Teil einer Pauschalreise ist, verbessert werden
kann, heißt es weiter. Im Zusammenhang mit dieser Mitteilung prüfe die
Europäische Kommission derzeit mögliche Folgemaßnahmen. "Die
Bundesregierung ist mit der Europäischen Kommission dazu im Gespräch."
Wann und mit welchem Ergebnis die Kommission ihre entsprechenden
Analysen abschließen wird, sei der Bundesregierung derzeit nicht
bekannt. "Sollten im Ergebnis dieser Analyse Maßnahmen zum Schutz von
Flugreisenden erforderlich erscheinen, sind aus Sicht der
Bundesregierung wettbewerbsneutrale, europäische Lösungen, die ein
einheitliches Schutzniveau auf europäischer Ebene sichern,
vorzugswürdig", heißt es in der Vorlage.

 * 

2. Regierung lehnt blaue Plakette ab

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Die Schaffung einer neuen Rechtsgrundlage in der
Straßenverkehrs-Ordnung (StVO) für Fahrverbote ist aus Sicht der
Bundesregierung "unter Berücksichtigung der Begründung der
Entscheidung des Bundesverwaltungsgerichts vom 27. Februar 2018 nicht
erforderlich". Das geht aus der Antwort der Bundesregierung (19/5237)
auf eine Große Anfrage der FDP-Fraktion (19/1524) hervor. In der
Antwort macht die Regierung auch deutlich, dass sie Regelungen zur
bundesweit einheitlichen Kennzeichnung von Fahrzeugen "im Zusammenhang
mit streckenbezogenen gefahrenabwehrrechtlichen Maßnahmen" als "nicht
erforderlich" ansieht. Die Bundesregierung werde sicherstellen, dass
die Verkehrsüberwachungsbehörden der Länder auf die Daten des
Zentralen Fahrzeugregisters zugreifen können, um fahrzeugindividuell
die Einhaltung von Verkehrsbeschränkungen aus Gründen der
Luftreinhaltung überprüfen zu können, heißt es in der Antwort. Eine
besondere Kennzeichnung - wie etwa eine blaue Plakette - sei damit
nicht erforderlich.

 * 

3. Passagierflüge zum Flughafen Frankfurt

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Im Jahr 2017 fanden 60.259 Passagierflüge vom und
zum Flughafen Frankfurt am Main von und zu Zielen statt, die mit der
Bahn ab Frankfurt am Main Hauptbahnhof in höchstens vier Stunden
erreichbar wären. Das geht aus der Antwort der Bundesregierung
(19/5267) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Die Linke (19/4784)
hervor. Weitere 66.354 Flüge gab es der Vorlage zufolge von und zu
Zielen, die in höchstens sechs Stunden erreichbar wären.

Die Summe der Passagierflüge von und zum Flughafen Frankfurt am Main
bis zu einer Distanz von 1.000 Kilometern lag nach Regierungsangaben
bei 234.593. Das sind 52,4 Prozent sämtlicher Passagierflüge von und
zum Flughafen Frankfurt am Main

 * 

4. Viele Zahnversorgungszentren gegründet

Gesundheit/Antwort

Berlin: (hib/PK) Mit dem im Juli 2015 in Kraft getretenen
Versorgungsstärkungsgesetz ist die Zahl der zahnmedizinischen
Versorgungszentren (Z-MVZ) sprunghaft angestiegen. Wurden 2014
bundesweit 21 Z-MVZ registriert, waren es 2017 bereits 484, wie aus
der Antwort (19/5390) der Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage
(19/4927) der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen hervorgeht.

Mit der Gesetzesnovelle 2015 sei die Möglichkeit geschaffen worden,
fachgleiche MVZ zu gründen. Möglich seien seither reine Zahnarzt-MVZ.
Dies habe dazu geführt, dass auch in der zahnmedizinischen Versorgung
zahlreiche MVZ gegründet wurden.

Gerade für den zahnärztlichen Nachwuchs böten Z-MVZ eine Möglichkeit,
familienfreundlich und ohne besonderes finanzielles Risiko in die
ambulante medizinische Versorgung einzusteigen.

 * 

5. Finanzinvestoren kritisch gesehen

Gesundheit/Antwort

Berlin: (hib/PK) Die Übernahme Medizinischer Behandlungszentren (MVZ)
durch Finanzinvestoren wird von der Bundesregierung kritisch gesehen.
Die Entwicklung werde genau beobachtet. Es werde sehr sorgfältig
geprüft, ob es weiterer Maßnahmen bedürfe, heißt es in der Antwort
(19/5386) der Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage (19/4926) der
Fraktion Die Linke.

In jüngster Zeit werde zunehmend von Fällen berichtet, in denen sowohl
ärztliche als auch zahnärztliche MVZ von Investoren gegründet wurden,
die allein Kapitalinteressen verfolgten und keinen fachlichen Bezug
zur medizinischen Versorgung hätten.

Konkret beschrieben werde dies etwa für von Investoren aufgekaufte
nichtärztliche Dialyseleistungserbringer, die ein MVZ gründeten. Der
Entwurf für das Terminservice- und Versorgungsgesetz (TSVG) sehe vor,
die Gründungsbefugnis von nichtärztlichen Dialyseleistungserbringern
auf fachbezogene MVZ zu beschränken.

Nach Angaben der Kassenzahnärztlichen Bundesvereinigung (KZBV) sind
deutschlandweit 60 MVZ bekannt, die mittelbar oder unmittelbar
Finanzinvestoren zuzurechnen sind, Tendenz steigend. Für den
ärztlichen Bereich sei keine verlässliche Zuordnung der Träger
möglich, heißt es in der Antwort weiter.

 * 
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BUNDESTAG/7709: Heute im Bundestag Nr. 861 - 08.11.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 861

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 8. November 2018, Redaktionsschluss: 16.38 Uhr

1. Zeugen ohne Erinnerung an Anis Amri

2. Föderrichtlinie bei EHAP-Projekten

3. Linke fragt nach Niedriglöhnen

4. AfD fragt nach Gesundheitskosten

5. AfD fragt nach Fachkräftemangel

6. Mindestlohn bei Alleinerziehenden

7. Europäisches Datenschutzrecht



1. Zeugen ohne Erinnerung an Anis Amri

1. Untersuchungsausschuss/Ausschuss

Berlin: (hib/WID) Vor dem 1. Untersuchungsausschuss
("Breitscheidplatz") haben zwei einstige Mitarbeiter des Berliner
Landesamtes für Gesundheit und Soziales (Lageso) die Zustände
geschildert, die in ihrer Behörde herrschten, als der spätere
Attentäter Anis Amri dort vorstellig wurde. An Amri selber haben die
Zeugen Michael Wolter und Jacqueline Wagner, wie sie in ihrer
Vernehmung am Donnerstag betonten, freilich keinerlei persönliche
Erinnerungen. Der Tunesier, der im Dezember 2016 am Berliner
Breitscheidplatz den bislang opferreichsten radikalislamischen
Anschlag in Deutschland verübte, hatte sich im Laufe des Vorjahres
beim Lageso unter drei verschiedenen Namen als asylsuchend gemeldet.
Am 28. Juli 2015 nannte er sich Mohammed Hassan, am 10. September
Ahmad Zaghloul und am 11. Dezember Ahmad Zarzour.

Vermutlich sei er Amri damals gar nicht begegnet, obwohl die
Registrierung des angeblichen "Mohammed Hassan" seine Unterschrift
trage, sagte der 61-jährige und noch immer beim Berliner Landesamt für
Flüchtlingsangelegenheiten beschäftigte Zeuge Wolter. Das überlastete
Lageso habe damals zahlreiche Aushilfskräfte eingesetzt, die im Namen
der zuständigen Sachbearbeiter die Personalien der Neuankömmlinge
aufgenommen hätten. Allein sein Computer-Arbeitsplatz sei von etwa 20
weiteren Mitarbeitern genutzt worden. Auch die 28-jährige Zeugin
Wagner erklärte, sie habe keine Ahnung gehabt, dass ihr möglicherweise
einmal der spätere Attentäter vom Breitscheidplatz über den Weg
gelaufen war. Dies sei ihr erst kürzlich bewusst geworden, als sie die
Einladung des Untersuchungsausschusses in Händen hielt.

Wolter betonte, es sei damals weder technisch noch organisatorisch
machbar gewesen, Angaben von Asylbewerbern zu ihrer Identität zu
überprüfen. Fingerabdrücke hätten im Lageso nicht elektronisch,
sondern nur auf Papier abgenommen werden können. Damit sei die
Möglichkeit eines automatisierten Abgleichs entfallen. Auch wenn im
Laufe eines Gesprächs der Übersetzer darauf hingewiesen hätte, dass
ein Bewerber möglicherweise aus einem anderen Land stammte als er
glauben machen wollte, wäre das für die Ersterfassung ohne Bedeutung
gewesen: "Wenn jemand sagt, er heißt so und so und kommt aus dem und
dem Land, habe ich das erstmal hinzunehmen."

Bis heute sei es nicht üblich, bereits bei der Erstaufnahme Hinweisen
nachzugehen, dass der Akzent eines Bewerbers möglicherweise nicht zu
der Region passt, aus der zu stammen er behauptet. Dafür sei im
Prinzip das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge (BAMF) zuständig:
"Ich als Sachbearbeiterin kann die Entscheidung nicht treffen, ob
jemand aus Tunesien oder Ägypten kommt. Man wollte sich auch nicht
unbedingt mehr Arbeit machen als unbedingt nötig." Dank der
mittlerweile erfolgten technischen Nachrüstung der Behörden sei es
heute allerdings kaum noch denkbar, dass jemand wie damals Amri unter
verschiedenen Identitäten durchs Land reist, sich mehrfach als
Asylbewerber meldet und mehrfach Leistungen kassiert. So sei der
elektronische Fingerabdruck inzwischen auch in Berlin Standard, sagte
Wolter.

Die damaligen Arbeitsbedingungen im Lageso nannte er wie auch Wagner
übereinstimmend "katastrophal". Bereits seit 2013 sei ein wachsender
Bewerberandrang festzustellen gewesen. Erst Anfang 2016 sei die Welle
plötzlich verebbt. Auf dem Höhepunkt der Krise hätten dann kaum noch
Regeln der Sorgfalt gegolten, sondern nur noch das Kriterium, "so
schnell wie möglich so viel wie möglich abzuarbeiten", sagte Wagner.

 * 

2. Föderrichtlinie bei EHAP-Projekten

Arbeit und Soziales/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/CHE) Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen hat eine Kleine
Anfrage (19/5380) zu Veränderungen der Förderrichtlinie zur Umsetzung
von EHAP-Projekten gestellt. Darin fragt sie die Bundesregierung unter
anderem, wie viele Interessenbekundungen es für die erste Förderrunde
im Rahmen des Europäischen Hilfsfonds für die am stärksten
benachteiligten Personen (EHAP) gegeben hat.

 * 

3. Linke fragt nach Niedriglöhnen

Arbeit und Soziales/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/CHE) Die Fraktion Die Linke hat eine Kleine Anfrage
(19/5340) zu Niedriglöhnen in Deutschland gestellt. Sie fragt die
Bundesregierung darin unter anderem nach der Anzahl
sozialversicherungspflichtiger Vollzeitbeschäftigter, nach dem Median
der monatlichen Bruttoarbeitsentgelte und nach der Zahl geringfügig
Beschäftigter.

 * 

4. AfD fragt nach Gesundheitskosten

Arbeit und Soziales/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/CHE) Für die Gesundheitskosten durch Ausländer ohne
Aufenthaltsrecht und ohne Krankenversicherung interessiert sich die
AfD-Fraktion in einer Kleinen Anfrage (19/5406). Die Bundesregierung
soll unter anderem beantworten, wie oft die Träger der Sozialhilfe
seit 2010 solche Gesundheitskosten erbringen mussten.

 * 

5. AfD fragt nach Fachkräftemangel

Arbeit und Soziales/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/CHE) Eine Kleine Anfrage (19/5409) zum Fachkräftemangel
hat die AfD-Fraktion gestellt. Sie fragt unter anderem danach, was die
Bundesregierung unter einer Fachkraft versteht und wie der
Fachkräftemangel festgestellt wird.

 * 

6. Mindestlohn bei Alleinerziehenden

Arbeit und Soziales/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/CHE) Nach der Höhe des nötigen Mindestlohns zur
Armutsbekämpfung bei Alleinerziehenden-Haushalten erkundigt sich die
Fraktion Die Linke in einer Kleinen Anfrage (19/5341). Die
Bundesregierung soll unter anderem mitteilen, wie hoch die
tatsächlichen Kosten für Unterkunft und Heizung maximal sein dürfen,
damit bei einer alleinerziehenden Person mit einem Kind unter sechs
Jahren, die Vollzeit arbeitet, der aktuelle Mindestlohn ausreicht, um
die SGB-II-Bruttolohnschwelle zu erreichen.

 * 

7. Europäisches Datenschutzrecht

Recht und Verbraucherschutz/Unterrichtung

Berlin: (hib/mwo) Der Bundesrat hat eine Reihe von Vorschlägen zu dem
Gesetzentwurf der Bundesregierung zur Umsetzung der Richtlinie (EU)
2016/680 im Strafverfahren sowie zur Anpassung datenschutzrechtlicher
Bestimmungen an die Verordnung (EU) 2016/679 (19/4671) vorgelegt. Das
geht aus einer Unterrichtung der Bundesregierung (19/5554) hervor. Mit
dem Entwurf soll die EU-Richtlinie umgesetzt und das
bereichsspezifische Datenschutzrecht an die Datenschutzgrundverordnung
angepasst werden. Der Entwurf sieht unter anderem Änderungen in der
Strafprozessordnung, im Einführungsgesetz zur Strafprozessordnung und
im Gesetz über die internationale Rechtshilfe in Strafsachen vor.
Redaktionelle beziehungsweise bereichsspezifische Anpassungen sind in
21 Gesetzen und Verordnungen vorgesehen. Wie die Bundesregierung in
der in ihrer Unterrichtung enthaltenen Gegenäußerung informiert, soll
ein Teil der Vorschläge des Bundesrates im weiteren
Gesetzgebungsverfahren geprüft werden. Anderen Vorschlägen stimmt sie
nicht zu.

 * 
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BUNDESTAG/7707: Heute im Bundestag Nr. 859 - 08.11.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 859

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 8. November 2018, Redaktionsschluss: 15.11 Uhr

1. Etat 2019: Bereinigungssitzung läuft

2. Grüne wollen eSport fördern und gestalten

3. Kostenlose Kinderwunschbehandlung

4. Grüne wollen Tierschutz umsetzen

5. Stärkung der biologischen Vielfalt



1. Etat 2019: Bereinigungssitzung läuft

Haushalt/Ausschuss

Berlin: (hib/SCR) Der Haushaltsausschuss hat am Donnerstagnachmittag
mit den abschließenden Beratungen zum Bundeshaushalt 2019 (19/3400)
begonnen. In der sogenannten Bereinigungssitzung stehen zunächst die
abschließenden Beratungen zu den Sachtiteln der Einzelpläne sowie den
Personaltiteln an, bevor voraussichtlich am frühen Freitagmorgen der
Beschluss zum Haushaltsgesetz fällt.

Bereits abschließend beraten wurde am Donnerstag der Etat des
Bundespräsidialamtes (Einzelplan 01). Änderungen in der
Bereinigungssitzung bezogen sich auf erhöhte Ansätze für
Angestellten-Entgelte beziehungsweise Beamten-Bezüge sowie Mehrbedarfe
im IT-Bereich. Für den Einzelplan stimmten Vertreter der Fraktionen
CDU/CSU, SPD, FDP, Die Linke und Bündnis 90/Die Grünen. Die
AfD-Fraktion enthielt sich.

Die Einzelpläne 03 (Bundesrat), 19 (Bundesverfassungsgericht), 20
(Bundesrechnungshof) und 21 (Bundesbeauftragte für den Datenschutz und
die Informationsfreiheit) passierten den Ausschuss in der
Bereinigungssitzung ohne weitere Änderungen.

Bereits gestern hatte der Ausschuss den Etat des Bundestages
(Einzelplan 02) abschließend beraten. Gegenüber dem Regierungsentwurf
steigen demnach unter anderem die Personalausgaben an. Zudem beschloss
der Ausschuss mehrheitlich höhere Zuschüsse an die Fraktionen.

Die zweite und dritte Lesung des Haushaltsgesetzes 2019 soll vom 19.
bis 23. November stattfinden. Der Haushaltsentwurf der Bundesregierung
für 2019 sieht insgesamt Ausgaben in Höhe von 356,8 Milliarden Euro
vor (Soll-2018: 343,6 Milliarden Euro).

 * 

2. Grüne wollen eSport fördern und gestalten

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antrag

Berlin: (hib/HAU) Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen möchte die
Entwicklung des eSports fördern und gestalten. In dem dazu vorgelegten
Antrag (19/5545), der am Donnerstag erstmals im Plenum des Bundestages
beraten werden soll, wird gefordert, Vereinen mit eSport-Angebot das
Privileg der Gemeinnützigkeit zuzuerkennen und damit eine
"Gleichstellung zum traditionellen Sport" zu schaffen. Außerdem
müssten seitens der Bundesregierung Anstrengungen unternommen werden,
um Deutschland zu einem attraktiven Ausrichterland für
eSport-Veranstaltungen zu machen und dafür zu sorgen, die Vergabe von
Visa für eSportlerinnen und eSportler zu erleichtern, um
sicherzustellen, dass sie zu eSport-Events in Deutschland problemlos
einreisen und auch am längerfristigen Liga- und Trainingsbetrieb
teilnehmen können. Die Regierung wird zudem aufgefordert, "in jeweils
geeigneter Weise gegenüber Games-Industrie, Veranstaltern und Vereinen
die Barrierefreiheit von Software, Bediengeräten, Trainings- und
Veranstaltungsräumen einzufordern und insbesondere Vereine und
kleinere Veranstalter beim Abbau von Barrieren zu unterstützen".

In ihrem Antrag schreiben die Grünen weiter, eSport sei ein weltweites
Phänomen, das Millionen junger und zunehmend auch älterer Menschen
begeistere, sowohl als Spieler, als auch als Zuschauer bei Turnieren
vor Ort, via Streaming im Internet oder im Fernsehen. Unter eSport
werde das kompetitive Spielen von Videospielen am Computer, der
Konsole oder anderen Geräten subsummiert, erläutert die Fraktion. Es
finde ausschließlich unter "menschlichen Opponenten" statt, die sich
auf der Basis allgemeiner sportlicher Umgangsformen im Wettkampf
begegnen.

In Deutschland wachse die Bedeutung des eSports stetig, heißt es in
der Vorlage. Laut dem Branchenverband Game schauen in Deutschland mehr
als drei Millionen Menschen mindestens einmal im Monat eSport-Matches
oder sind selbst im eSport in einer Amateurliga aktiv. Die größten
eSport-Turniere würden von zehntausenden Zuschauern besucht. "Derzeit
erleben wir eine Professionalisierung des eSports und seiner
Strukturen", schreiben die Abgeordneten.

Unterhalb der Ebene des professionellen eSports wachse auch die Zahl
der Amateur-eSportvereine und der Sportvereine mit eSport-Abteilungen
stetig an. "Insbesondere an dieser Basis soll das Vereinsleben
gefördert werden und Rechtssicherheit bezüglich steuerrechtlicher
Fragen geschaffen werden", verlangt die Fraktion. Auf diesem Wege
solle die Gemeinwohlorientierung befördert werden. Zudem sollten die
vielfältigen Chancen des eSports, vor allem für unter
Mitgliederschwund leidende Sportvereine, stärker nutzbar gemacht und
einer Tendenz der zunehmenden Kommerzialisierung, vor allem im
professionellen Bereich, entgegengewirkt werden.

 * 

3. Kostenlose Kinderwunschbehandlung

Gesundheit/Antrag

Berlin: (hib/PK) Die Fraktion Die Linke fordert einen erweiterten
Anspruch auf Kostenerstattung für Kinderwunschbehandlungen. In einem
Antrag (19/5548) heißt es, derzeit sei die Kostenübernahme auf jene
Ehepaare begrenzt, die eigene Ei- und Samenzellen hierfür einsetzen
könnten.

Dadurch würden unverheiratete Paare, lesbische Frauen und solche ohne
dauerhafte Partnerschaft sowie aufgrund unterschiedlicher Zuschüsse
auch Menschen mit geringem Einkommen diskriminiert.

Die Abgeordneten fordern die volle Erstattung der Kosten für
medizinische Maßnahmen zur Herbeiführung einer Schwangerschaft auch
unter Verwendung von Spendersamen. Der Erstattungsanspruch müsse allen
Menschen mit ungewollter, medizinisch begründeter Kinderlosigkeit
eröffnet werden. Das betreffe auch Frauen und Personen anderen
Geschlechts, die in nichtehelicher, lesbischer, sonstiger oder ohne
Partnerschaft lebten.

Zugangsbeschränkungen zur künstlichen Befruchtung sollten nur zulässig
sein, wenn die Erfolgsaussichten zu gering oder das Risiko
unvertretbar hoch sei.

 * 

4. Grüne wollen Tierschutz umsetzen

Ernährung und Landwirtschaft/Antrag

Berlin: (hib/EIS) Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen fordert die
unverzügliche Umsetzung des Tierschutzes. Dazu legen die
Abgeordneten einen Antrag (19/5564) vor, der sich gegen die
Fortführung der Ausnahmeregelung zum Verbot der betäubungslosen
Ferkelkastration ab dem 1. Januar 2019 wendet. Darüber hinaus sollen
unter anderem nicht kurative Eingriffe wie die Kastration von
Ferkeln, das Kupieren von Schwänzen beendet werden und in der
Tierschutz-Nutztierhaltungsverordnung verbindliche Haltungs- und
Managementvorschriften im Hinblick auf ausreichend Platz, Auslauf,
Licht, Beschäftigungsmaterial, artgerechte Fütterung, Einstreu für
alle genutzten Tierarten inklusive Fische und Krustentiere in
Aquakulturen festgelegt werden. Auch die ganzjährige Anbindehaltung
von Rindern soll verboten werden sowie der Schenkelbrand bei Pferden.

 * 

5. Stärkung der biologischen Vielfalt

Ernährung und Landwirtschaft/Antrag

Berlin: (hib/EIS) Die Fraktion Bündnis/Die Grünen sieht im
dramatischen Verlust an biologischer Vielfalt eine der größten
globalen Herausforderungen der Gegenwart. Die Abgeordneten legen
deshalb einen Antrag (19/5551) vor, der die Konvention für biologische
Vielfalt (CBD) stärken soll. Danach soll die Bundesregierung mit
höchster Priorität ein Biodiversitäts-Nothilfeprogramm aufsetzen und
mit ressortübergreifenden Maßnahmen unterlegen, um das Verfehlen der
deutschen Biodiversitätsziele abzuwenden. Außerdem soll die Regierung
sich bei der bevorstehenden Vertragstaatenkonferenz der CBD in Ägypten
für eine ambitionierte Weiterführung der Agenda zum Erhalt der
biologischen Vielfalt nach 2020 mit konkreten Maßnahmen und
überprüfbaren Zwischenschritten einsetzen.

 * 
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PRESSEKONFERENZ/1783: Regierungspressekonferenz vom 9. November 2018 (BPA)


Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Im Wortlaut

Mitschrift der Pressekonferenz - Freitag, 9. November 2018

Regierungspressekonferenz vom 9. November 2018

Themen: Termine der Bundeskanzlerin (Festakt anlässlich des 
100-jährigen Jubiläums des Frauenwahlrechts, Gespräch mit dem Präsidenten der
Europäischen Kommission, Sitzung des Digitalrats, Plenarsitzung des
Europäischen Parlaments in Straßburg, "Nacht der Europäischen Wirtschaft",
Klausurtagung des Kabinetts in Potsdam, Kabinettssitzung, Besuch in
Chemnitz, Gedenkveranstaltungen zum Volkstrauertag, Vollversammlung des
European Round Table of Industrialists), Reise des Bundesaußenministers
nach China, Libyen-Konferenz in Palermo, Fall Franco A., Treffen des
Bundesverkehrsministers mit der Autoindustrie, Pläne der
Bundesumweltministerin zur Bepreisung von CO2-Emissionen,
Diesel-Subventionen, Korruptionsvorwürfe im Zusammenhang mit dem Verkauf
von U-Booten durch thyssenkrupp an Israel, Eilantrag der AfD beim
Bundesverfassungsgericht gegen den Bundesinnenminister, Kooperation der
deutschen Polizei mit Saudi-Arabien, Fall Khashoggi, Vorschriften für die
Begleitung von Abschiebeflügen


Sprecher: SRS'in Fietz, Adebahr (AA), Flosdorff (BMVg), Zylka (BMU),
Kolberg (BMF), Wagner (BMWi), Petermann (BMI)



Vorsitzender Detjen eröffnet die Pressekonferenz und begrüßt SRS'IN FIETZ
sowie die Sprecherinnen und Sprecher der Ministerien.

SRS'in Fietz: Guten Tag auch von meiner Seite und herzlich willkommen!

Zur nächsten Woche: Anlässlich des 100-jährigen Jubiläums des
Frauenwahlrechts laden die Bundeskanzlerin und die Bundesfrauenministerin
für Montag um 11 Uhr zu einem Festakt ins Deutsche Historische Museum in
Berlin ein.

Der 12. November 1918 gilt als Geburtsstunde des Frauenwahlrechts in
Deutschland, ein Meilenstein in der Geschichte der Demokratie in
Deutschland und Grundlage für die Gleichberechtigung von Frauen und
Männern. Die Bundeskanzlerin wird gemeinsam mit Ministerin Giffey an einer
Podiumsdiskussion teilnehmen, und anschließend wird sie eine Rede halten,
in der sie die Verdienste der Frauenrechtsbewegung würdigen, aber auch
aktuelle Herausforderungen in Politik, Wirtschaft und Gesellschaft
ansprechen wird.

Ebenfalls am kommenden Montag wird die Bundeskanzlerin den Präsidenten der
Europäischen Kommission, Jean-Claude Juncker, um 13 Uhr zu einem Gespräch
im Bundeskanzleramt empfangen. Die Begegnung im Rahmen eines Mittagessens
dient einem weiteren Meinungsaustausch über aktuelle europapolitische
Fragen.

Am Dienstag, den 13. November, wird der Digitalrat unter der Leitung der
Bundeskanzlerin zu seiner zweiten Sitzung zusammentreten. Hauptthema wird 
E-Government/Digitaler Staat sein. Die externen Expertinnen und Experten
werden dabei konkrete Vorschläge zur digitalen Modernisierung und zu einem
Kulturwandel in der Verwaltung machen.

Am Nachmittag wird die Bundeskanzlerin nach Straßburg reisen. In der
Plenarsitzung des Europäischen Parlaments wird sie eine Rede zur Zukunft
der EU halten und mit den Abgeordneten diskutieren.

Im Rahmen des Wirtschaftsgipfels der Süddeutschen Zeitung wird die
Bundeskanzlerin - auch am Dienstag - bei der "Nacht der Europäischen
Wirtschaft" im Deutschen Historischen Museum gegen 21 Uhr eine Rede halten.
Anschließend wird sie an einem Podiumsgespräch teilnehmen.

Dann kommen wir zu Mittwoch und Donnerstag der kommenden Woche. Dann wird
das Kabinett zu einer Klausurtagung im Hasso-Plattner-Institut in Potsdam
zusammenkommen. Dabei wird es um das Thema Digitalisierung gehen. Vor
Beginn der Klausur werden sich die Kabinettsmitglieder verschiedene
Projekte des Instituts ansehen. Danach wird der erste Teil der Klausur von
14 Uhr bis 19 Uhr stattfinden. Ein Abendessen mit dem Digitalrat schließt
sich an.

Am Donnerstag wird die Klausur gegen 12.30 Uhr enden. Danach wird es eine
Pressekonferenz von Bundeskanzlerin Merkel und Bundesfinanzminister Scholz
gebe.

Das Kabinett wird in der kommenden Woche im Rahmen der Kabinettsklausur
tagen, auch am Donnerstag ab 9 Uhr.

Am Freitag, den 16. November, wird die Bundeskanzlerin Chemnitz besuchen;
das ist Ihnen zum Teil schon angekündigt worden. Sie möchte einen
persönlichen Eindruck von dem Engagement zahlreicher Akteure aus
verschiedenen Bereichen des städtischen Lebens für ein respektvolles und
tolerantes Zusammenleben in Chemnitz gewinnen und sich mit Bürgerinnen und
Bürgern austauschen.

Zunächst wird sich die Bundeskanzlerin auf Einladung des Basketball-Vereins
"NINERS Chemnitz e.V." am Rande eines Trainings von zwei Jugendmannschaften
mit der Vereinsführung, Trainern und Spielern über Werte und Miteinander im
Vereinsleben der NINERS austauschen. Anschließend wird die Bundeskanzlerin
ein Gespräch mit Vertreterinnen und Vertretern aus verschiedenen Bereichen
des städtischen Lebens von Chemnitz führen. An diesem Gespräch werden auch
der sächsische Ministerpräsident, Michael Kretschmer, und die Chemnitzer
Oberbürgermeisterin, Frau Ludwig, teilnehmen. Später an diesem Tag wird
sie, also die Bundeskanzlerin, auf Einladung der "Freien Presse" an einer
Leserdebatte der Zeitung teilnehmen. Dabei wird sie mit Bürgerinnen und
Bürgern aus Chemnitz und der Region diskutieren.

Dann kommen wir zum Sonntag, den 18. November. Dann wird die
Bundeskanzlerin an den Gedenkveranstaltungen zum Volkstrauertag teilnehmen.
Gemeinsam mit dem französischen Präsidenten Emmanuel Macron,
Bundespräsident Frank-Walter Steinmeier und Vertretern der
Verfassungsorgane Bundesrat, Bundestag und Bundesverfassungsgericht wird
sie in der Neuen Wache am Boulevard Unter den Linden Kränze niederlegen.
Auch der Präsident des Volksbundes Deutsche Kriegsgräberfürsorge e.V. und
der Generalinspekteur der Bundeswehr sowie Repräsentanten des Landes Berlin
werden Kränze niederlegen.

Der Volkstrauertag ist ein staatlicher Gedenktag. Er gehört zu den stillen
Gedenktagen und wird seit 1952 immer zwei Wochen vor dem ersten Advent
begangen. Er erinnert an die Kriegstoten und Opfer der Gewaltherrschaft
aller Nationen. In diesem Jahr begehen wir den Volkstrauertag insbesondere
im Gedenken an den 100. Jahrestag des Endes des Ersten Weltkriegs.

Im Anschluss an die Kranzniederlegung wird um 13.30 Uhr auf Einladung des
Volksbundes Deutsche Kriegsgräberfürsorge e. V. im Plenarsaal des Deutschen
Bundestages die zentrale Gedenkveranstaltung zum Volkstrauertag
stattfinden. In diesem Rahmen wird der Präsident der Französischen
Republik, Emmanuel Macron, die Gedenkrede halten, und Bundespräsident 
Frank-Walter Steinmeier wird das Totengedenken sprechen.

Zur besonderen Würdigung des 100. Jahrestages des Endes des Ersten
Weltkriegs werden in diesem Jahr die obersten Repräsentanten aller fünf
deutschen Verfassungsorgane an der Gedenkfeier teilnehmen.

Ebenfalls am Sonntag, 18. November, wird die Bundeskanzlerin auf Einladung
des European Round Table of Industrialists am Abendessen der 
ERT-Vollversammlung teilnehmen. Sie wird sich dort mit führenden
Industrievertretern Europas über allgemeine wirtschafts- und
industriepolitische Fragen und Herausforderungen für europäische
Unternehmen austauschen.

Adebahr: Ich möchte Ihnen gerne ankündigen, dass Außenminister Maas am
Sonntag nach China reisen wird. Das ist sein Antrittsbesuch. Anlass ist der
strategische Dialog der Außenminister in China. Er wird dort natürlich
diesen Dialog mit dem Außenminister und Staatsrat Wang Yi führen. Beide
Außenminister haben sich schon mehrfach getroffen - unter anderem im Sommer
in Berlin und bei der VN-Generalversammlung im September in New York -,
aber dies ist jetzt die erste Reise des Außenministers nach China.

Natürlich wird es bilaterale Themen geben. Aber bei den internationalen
Themen, die auch im Vordergrund stehen, blicken wir auf die Themen des
Handelskonfliktes zwischen den USA und China, und auch die Lage in
Nordkorea wird ein Thema sein. Es wird verschiedene politische Gespräche
geben, darunter auch mit Vizepräsident Wang Qishan.

Der Minister wird von einer Wirtschaftsdelegation begleitet werden. Die
Wirtschaftstermine sind vorrangig - wir haben es auch gehört - im Bereich
der Digitalisierung und der Mobilität angesiedelt. Es gibt außerdem auch
noch eine Kleine Delegation vom Basketball-Team Alba Berlin, die den
Minister nach China begleiten wird.

Frage: Frau Fietz, wird die Kanzlerin bei der Veranstaltung zum
Frauenwahlrecht denn vielleicht auch etwas zum Kandidatenrennen innerhalb
der CDU sagen?

Wissen Sie zufällig, ob Frau Kramp-Karrenbauer auch bei dem Termin anwesend
sein wird?

SRS'in Fietz: Was die Anwesenheit von Frau Kramp-Karrenbauer betrifft,
bitte ich Sie, dann doch bei der CDU nachzufragen.

Darüber hinaus wissen Sie, dass die Kanzlerin gesagt hat, sie werde sich in
die Nachfolgediskussion um den Parteivorsitz der CDU nicht einmischen.
Daran - davon gehe ich aus - wird sie sich auch halten, wenn sie am Montag
an der Veranstaltung zum Frauenwahlrecht teilnehmen wird.

Frage: Nur, weil es in Italien eine Berichterstattung darüber gegeben hat,
sie würde am Montag zu der Libyen-Konferenz fahren, und dann hieß es, sie
werde es doch nicht tun, frage ich: Ist die Sorge der Bundesregierung über
dieses Thema Libyen jetzt so weit verebbt, dass man einen Besuch der
Kanzlerin bei dieser Konferenz am Montag abgesagt hat, oder war der nie
vorgesehen?

SRS'in Fietz: Dieser Termin lässt sich einfach nicht mit dem Terminplan der
Kanzlerin vereinbaren. Staatsminister Annen wird die Bundesregierung dort
vor Ort vertreten.

Grundsätzlich gilt aber, dass Libyen nach den einige Wochen zurückliegenden
Kämpfen in und um Tripolis herum vor entscheidenden Wegmarken steht. Im
Sicherheitsbereich muss die vermittelte Waffenruhe gewahrt bleiben, und
informelle Milizen müssen in reguläre Kräfte integriert werden. Dabei sind
insbesondere der Aufbau und die Stärkung staatlicher Institutionen von
großer Bedeutung. Politisch brauchen wir einen geeigneten Modus zur
Legitimierung einer künftigen Regierung.

All diese Fragen werden in Palermo besprochen werden, und der
Bundesregierung sind diese Fragen auch ein wichtiges Anliegen. Wie gesagt,
wird Staatsminister Annen die Bundesregierung dort vertreten.

Frage: Wird es auch um das Thema Uiguren gehen, wenn Maas nach China fährt?

Adebahr: Ja, um das Thema wird es gehen. Wir blicken auch voraus auf die
Planungen für den Menschenrechtsdialog mit den Chinesen, den wir Anfang
Dezember in Peking erwarten. Die Lage in Xinjiang ist aus unserer Sicht
besorgniserregend, und Außenminister Maas wird das Thema auch gegenüber
seinen chinesischen Partnern ansprechen.

Frage: Wenn Sie von Dialog sprechen, erwarten Sie dann, dass sich die
Chinesen auch über die Menschenrechtslage in Deutschland beschweren werden?

Adebahr: Da warten wir doch einmal die Gespräche ab. Es liegt an der
chinesischen Seite, das zu tun oder nicht.

Im Moment - dies vielleicht noch als Hintergrundinformation - gibt es ja
gerade in Genf den Menschenrechtsrat, der diesen sogenannten Universal
Periodic Review unternimmt, und dabei war auch die Menschenrechtslage in
China in den letzten Tagen ein Thema. Das können Sie auch nachlesen. Wir
haben uns dabei im Menschenrechtsrat in Genf auch sehr deutlich und besorgt
zu einzelnen Aspekten wie den Uiguren, der Lage der Pressefreiheit und der
Lage der Zivilgesellschaft in China geäußert, in dem China gerade einer
regelmäßigen Überprüfung unterzogen wird.

Frage: Ich habe eine Frage an Herrn Flosdorff, also an das
Verteidigungsministerium. Sie kennen sehr wahrscheinlich den heutigen
Medienbericht darüber, dass im Zuge der Ermittlungen im Fall Franco A. ein,
wie es dort heißt, größeres konspiratives Netzwerk innerhalb der Bundeswehr
mit Verbindungen bis hin zum Kommando Spezialkräfte und zu anderen
Einheiten zutage getreten sein soll.

Außerdem - das ist inzwischen bestätigt - wurde in diesem Zusammenhang
gegen einen Oberstleutnant des Militärischen Abschirmdienstes Anklage wegen
des Verdachts der Verletzung von Dienstgeheimnissen erhoben.

Was können Sie uns aus Sicht des Ministeriums dazu sagen?

Flosdorff: Ich kann Ihnen aus Sicht des Ministeriums gerne bestätigen, um
am Ende anzufangen, dass die zuständige Staatsanwaltschaft gegen einen
Angehörigen der MAD ein Verfahren führt. Über den Stand und den Inhalt des
Verfahrens, das ja die Staatsanwaltschaft führt, kann ich Ihnen hier keine
Angaben machen.

Im Übrigen sind viele in diesem Bericht enthaltene Stränge auch seit
Längerem bekannt. Es gibt einen Verein, der nicht verboten ist. Wir haben
keine weiteren Erkenntnisse über diesen Verein als die, die öffentlich
einsehbar sind.

Dann gibt es die Ermittlungen zum Fall Franco A., über die schon vielfach
unterrichtet worden ist, auch schon in den parlamentarischen Gremien. Aber
auch diese Ermittlungen werden ja nicht durch Militärbehörden geführt,
sondern es ist die Bundesanwaltschaft, die diese Ermittlungen führt.

Dann gibt es, wie auch in der Presse schon einmal öffentlich berichtet
worden ist, Ermittlungen gegen die "Prepper"-Szene, die auch nicht von der
Militärseite geführt werden, sondern von den zivilen Behörden.

Haben Sie insofern bitte Verständnis dafür, dass ich hier jetzt nicht auf
irgendwelche Details eingehen kann, die mir zum Teil nicht bekannt sind
beziehungsweise hinsichtlich der ich hier nicht auskunftsbefugt bin.

Zusatzfrage: Im Fall des MAD-Mitarbeiters ist ja inzwischen auch Anklage
vor dem Amtsgericht Köln erhoben worden. Ist dieser Mitarbeiter denn
parallel dazu vorerst aus dem Dienst entfernt worden, ist er weiterhin
tätig, oder gibt es vonseiten der Bundeswehr disziplinarische Ermittlungen
in diesem Fall?

Flosdorff: Wie Sie wissen, schließen sich, wenn zivile Ermittlungen laufen,
die disziplinarischen Ermittlungen innerhalb der Bundeswehr immer an den
Abschluss ziviler Ermittlungen an. Ich bitte um Verständnis dafür, dass ich
mich hier nicht dazu einlasse.

Das andere kann ich Ihnen schlicht nicht sagen. Ich kann mir nicht
vorstellen, dass er jetzt dort seiner Tätigkeit nachgeht. Ich müsste
einfach im Ministerium nachfragen. Vielleicht werde ich die Information
darüber, welche vorübergehenden Maßnahmen damals ergriffen worden sind,
aber auch hier von den Kollegen bekommen.

Frage: Herr Flosdorff, wer hat denn ausgewählt, dass dieser 
MAD-Mitarbeiter, gegen den jetzt Anklage erhoben worden ist, der
Verbindungsmann zum BKA bei den Ermittlungen zu Franco A. war? Welcher
Vorgesetzte hat das entschieden? Hat der sich freiwillig gemeldet, und
keiner hat das hinterfragt?

Außerdem wüsste ich gerne: Hat es vom MAD in der letzten Zeit oder in den
letzten zwei, drei Jahren überhaupt Hinweise auf "Reichsbürger" oder
"Prepper" in der Bundeswehr gegeben?

Flosdorff: Ich bitte, Fragen, die sozusagen den MAD betreffen, dann auch
dem MAD zu stellen.

Ich weise im Übrigen darauf hin, dass eine Berichterstattung des MAD - auch
eine regelmäßige Berichterstattung - in den dafür vorgesehenen
Geheimdienstgremien des Deutschen Bundestags stattfindet. Es gab wiederholt
nicht öffentliche Unterrichtungen. Aber es gibt ja zum Beispiel auch
öffentliche Termine, die manchmal stattfinden. Ich werde, darf und kann
Ihnen hierzu keine näheren Angaben machen.

Ich kann Ihnen nur sagen, dass solche Bestrebungen - extremistische
Bestrebungen jedweder Art, ob es linksextremistische Bestrebungen,
rechtsextremistische Bestrebungen, islamistische Bestrebungen oder
Bestrebungen woher auch immer sind - in der Bundeswehr ohne Nachsicht und
mit voller Härte verfolgt werden, dies auch sehr erfolgreich und in der
Regel durch den MAD. Eine Vielzahl von Fällen gibt darüber Auskunft. Es gab
seit der Einführung ungefähr 200 Fälle, also 199 Fälle, in denen Ehemalige
oder Soldaten als Extremisten beziehungsweise Rechtsextremisten aufgeführt
worden sind. Ich hole diese Zahlen gerade einmal. Die Vielzahl dieser 199
Fälle stammt aus der Zeit vor der Einführung der Wehrpflicht; das sind 170.
Gegen die verbliebenen Angehörigen werden auch gerichtliche Verfahren
geführt. Wir werden Extremismus in der Bundeswehr auch weiterhin konsequent
entgegentreten.

Zusatzfrage: Aber hat die Ministerin so nicht den Eindruck, dass man da
auch ein bisschen den Bock zum Gärtner gemacht hat, wenn solche Leute, die
so etwas durchstechen, dort arbeiten?

Flosdorff: Das sind alles Fragen - - - Entschuldigung, da gibt es, glaube
ich, ein Missverständnis. Die Ministerin führt nicht den MAD. Der MAD ist
eine Behörde unter dem Dach der Bundeswehr. Es ist eine eigenständige
Behörde. Es ist ein Geheimdienst, der dem Parlament in den dafür
zuständigen Gremien auch regelmäßig Bericht erstattet, die auch sehr
intensiv mit den zivilen Behörden, den Geheimdiensten und den anderen
Zuständigen zusammenarbeiten. Alle Fragen rund um die Organisation des MAD
können Sie dem MAD gerne stellen, wenn er darüber Auskunft gibt. Wenn die
Verfahren abgeschlossen sein werden, dann wird das sicherlich auch
irgendwie öffentlich geschehen. Bis dahin wird in den dafür vorgesehenen
geheimen Gremien des Parlaments Auskunft gegeben. Ich habe auch gar keine
Zweifel daran, dass der MAD als Ganzes und als solches mit aller Härte und
Entschlossenheit diesen Fällen nachgeht.

Frage: Herr Flosdorff, wie zufrieden sind Sie denn als Aufsichtsbehörde mit
der Arbeit des MAD in diesem Fall?

Gab es seit dem Fall Franco A. eigentlich interne Umstrukturierungen oder
eine Neuorganisation innerhalb des MAD?

Flosdorff: Die Extremismusprüfung - das wissen Sie ja - ist verschärft
worden. Man hat sie auch vorgelagert. Bevor die Menschen also zur
Bundeswehr kommen und eingestellt werden, machen wir jetzt
Vorüberprüfungen. Da gibt es auch Erkenntnisse.

Trotzdem - ich sage es noch einmal - haben wir keinen Zweifel daran, dass
der MAD an sich als Organisation, als Behörde gut funktioniert und dass er
auch gut geführt wird. Es gibt jetzt einen Fall staatsanwaltschaftlicher
Ermittlungen gegen einen bestimmten Angehörigen des MAD. Es bleibt auch
abzuwarten, was am Ende des Verfahrens festgestellt werden wird. Bis dahin -
 ich bitte einfach um Verständnis; so sind auch die Verfahren - können Sie
sich mit Ihren Fragen an den MAD wenden, und der MAD berichtet den dafür
vorgesehenen Gremien des Deutschen Bundestags.

Frage: Herr Flosdorff, Sie sprechen immer von den staatsanwaltschaftlichen
Ermittlungen gegen den MAD-Oberstleutnant. Nach Angaben des Amtsgerichts
Köln wurde bereits Anklage erhoben. Gibt es da unterschiedliche Sachstände?

Meine eigentliche Frage: Haben denn die bisherigen Ermittlungen, die ja
überwiegend auf ziviler Seite geführt wurden, in diesem ganzen Umfeld zur
Notwendigkeit struktureller Veränderungen oder der Veränderung von
Kommunikationsbeziehungen innerhalb der Bundeswehr geführt?

Flosdorff: Ich glaube, diese Frage führt ein bisschen auf das falsche Feld,
weil es hierbei ja insbesondere um die Zusammenarbeit der zivilen Behörden
geht. Wenn Sie jetzt die ganzen anderen Stränge betrachten, dann sind das
ja zivile Behörden, die ermitteln. Wenn Sie jetzt sagen, dass die
staatsanwaltschaftlichen Ermittlungen mit Erhebung der Anklage
abgeschlossen sind, dann ist das eine technische Frage - jetzt bleibt
abzuwarten, was in dem Verfahren herauskommen wird -, und ich danke für
diesen juristischen Hinweis. Aber hierbei geht es ja eher um eine enge
Zusammenarbeit, was die Erkenntnisse ziviler Behörden und die Erkenntnisse
angeht, die der MAD innerhalb der Bundeswehr gewonnen hat. Der MAD ist
nicht für ehemalige Soldaten zuständig, um die es in diesem Fall im Großen
und Ganzen geht, wenn ich den Artikel heute Morgen richtig gelesen habe. Es
gibt dort auch aktive Soldaten. Dem geht der MAD nach. Aber auch da werden
viele Verfahren federführend durch zivile Behörden betrieben.

Zusatzfrage: Das war ja nicht meine Frage, sondern meine Frage war, ob die
bisherigen Ermittlungen schon dazu geführt haben, dass man die
Notwendigkeit der Veränderung von strukturellen Beziehungen oder
Kommunikationsbeziehungen innerhalb der Bundeswehr sieht.

Flosdorff: Nein. Bisher und nach jetzigem Stand hat sich gegenüber dem, was
im vergangenen und im vorvergangenen Jahr geschehen ist - auch im Zuge des
Nachgangs zu dem Fall Franco A. und den Ermittlungen -, herausgestellt,
dass es eine sehr gute und enge Zusammenarbeit zwischen den Behörden gibt.
Die ist sicherlich nicht lockerer geworden, sondern die hat sich zwischen
den zivilen Behörden, den militärischen Behörden und dem MAD auch eher
vertieft. Im Moment gibt es keinen Anlass dafür - zumindest einmal keinen,
der mir bekannt ist -, da über weitere strukturelle Veränderungen
nachzudenken, weil es eigentlich um eine enge und vertrauensvolle
Zusammenarbeit in diesen Fällen geht und mir nichts anderes bekannt ist.

Frage: Wie zufrieden ist das Bundesumweltministerium mit dem gestrigen,
sage ich einmal, Diesel-Kompromiss von Herrn Scheuer? Wenn es nicht
zufrieden ist, welche Konsequenzen zieht das Umweltministerium jetzt
daraus? Was unternimmt das Umweltministerium jetzt?

Zylka: Bisher liegen uns noch keine konkreten Details des gestrigen
Treffens Herrn Scheuers mit der Autoindustrie vor. Im Prinzip ist es sehr
erfreulich, dass sich zwei Unternehmen bereit erklärt haben, auf ihre
Kosten - 3000 Euro sind zugesagt - Nachrüstungen vorzunehmen. Was noch
offen ist, aber das würde ich an das BMVI weitergeben, ist, wie da die
zeitliche Abfolge ist, also ob diese Nachrüstungen nur nach möglichen
Umtauschprozessen oder gleichzeitig stattfinden können.

Zusatzfrage: Das Umweltministerium hat ja immer gefordert, dass die Kosten
für die Nachrüstung vollständig übernommen werden.

Zylka: Ja.

Zusatzfrage: Es heißt jetzt "bis zu 3000 Euro". Das können also zwischen
1000 Euro und 3000 Euro sein. Wenn die Nachrüstung bei manchen Modellen
teurer als 3000 Euro ist, ist also jedenfalls von einer vollständigen
Kostenübernahme keine Rede mehr.

Zylka: Aber Herr Scheuer hat gestern völlig richtig gesagt, dass man zum
jetzigen Zeitpunkt noch nicht sagen kann, was es genau kosten wird. Die
Systeme müssen noch entwickelt werden. Wir gehen davon aus, dass es weniger
als 3000 Euro sein werden.

Vorsitzender Detjen: Wollen Sie das noch ergänzen?

Strater: Wenn der Kollege noch eine Frage an uns hat, dann ergänze ich
gerne noch etwas.

Vorsitzender Detjen: Das Umweltministerium sagte ja, dass Sie Details
haben.

Strater: Der Minister hat sich ja gestern ausführlich dazu geäußert, was er
nach vielen Stunden mit der Automobilindustrie verhandelt hat. Das kennen
Sie alles. Die gesamte Pressekonferenz können Sie auch noch einmal auf
unserer Webseite nachlesen.

Es gibt bis zu 3000 Euro für die Altfahrzeuge, die nicht umgetauscht
werden, und Nachrüstungen gibt es dann, wenn sie technisch vorliegen. Wir
haben es hier auch schon häufiger erörtert: Die Hersteller solcher
Nachrüstsätze müssen diese entwickeln. Sie müssen diese dem 
Kraftfahrt-Bundesamt zur Genehmigung vorlegen. Dann gibt es die technischen
Vorschriften, die diese Systeme einhalten müssen, und wenn diese Systeme
verfügbar sind, was nicht kurzfristig - auch das haben wir aber immer
gesagt - Fall sein wird, dann ist das auch möglich. Zwei Hersteller haben
sich dazu bekannt, das zu tun, ein dritter nicht. Gleichwohl hat auch der
dritte, nämlich BMW, zugesagt, dann bis zu 3000 Euro für die Fahrzeuge zu
bezahlen, die nicht an diesen Umtauschprogrammen, die die Hersteller jetzt
anbieten, teilnehmen werden.

Insofern hat der Minister gestern ein konstruktives Ergebnis erzielt, und
das war sein Auftrag aus den Koalitionsgesprächen, in denen wir das Konzept
für saubere Luft und nachhaltige Mobilität in den Städten ja vorgelegt
haben und nach denen wir ja jetzt diese Nachverhandlungen mit den
Automobilherstellern geführt haben.

Frage: Plant der Verkehrsminister denn, weitere Gespräche mit in- und
ausländischen Automobilherstellern zu führen, wie das Umweltministerium es
ja heute gefordert hat, namentlich auch mit BMW?

Frau Fietz, wie zufrieden ist die Bundeskanzlerin mit diesen neuen Zusagen
von gestern? Hält sie denn weitere Gespräche auch mit BMW und ausländischen
Herstellern für notwendig?

Strater: Ich beginne einmal: Ja, der Minister hat zugesagt, dass er auch
weiterhin mit den ausländischen Automobilherstellern im Gespräch bleibt.
Das sind wir ja auch bereits seit einiger Zeit, weil wir fordern, dass auch
sie sich an den Maßnahmen für saubere und bessere Luft in den Städten
beteiligen sollen. Mit den deutschen Herstellern haben wir gestern diesen
Kompromiss erzielt, der ein konstruktives Ergebnis ist. Das muss jetzt
alles Schritt für Schritt umgesetzt werden. Es muss auch, was zum Beispiel
BMW angeht, noch einmal genau gesagt werden, was mit diesen
herstellerspezifischen Maßnahmen ist und wie die ausgestaltet werden. Es
ist jetzt Sache der Hersteller, dies ganz konkret auszuarbeiten und dann
auch zu kommunizieren.

SRS'in Fietz: Die Bundeskanzlerin hat ja mehrfach betont, dass sie auch die
Automobilindustrie in der Verantwortung sieht und erwartet, dass die
Industrie ihrer Verantwortung nachkommt. Sie hat die Resultate der
Vereinbarung von gestern zur Kenntnis genommen und begleitet diesen ganzen
Prozess jetzt beobachtend und natürlich auch konstruktiv. Man wird sehen,
wie sich diese ganze Geschichte am Ende entwickeln wird, wie die Zusagen
eingehalten werden können. Dann wird die Bundeskanzlerin natürlich im
Rahmen der gesamten Bundesregierung diesen gesamten Prozess weiter
begleiten, dass man dahin kommt, Fahrverbote zu vermeiden und die
Luftqualität in den Städten zu verbessern.

Zusatzfrage: Habe ich Sie jetzt richtig verstanden, dass das, was gestern
erreicht wurde, als noch nicht ausreichend angesehen wird?

SRS'in Fietz: Nein, das haben Sie nicht richtig verstanden. Das ist keine
Bewertung in dem Sinne, was erreicht wurde. Man sieht die Industrie in der
Verantwortung, und ansonsten beobachtet man weiterhin auch im Kanzleramt,
wie sich die Entwicklung weiter zeigt - mit Blick darauf, dass man
Fahrverbote in den Städten durch verschiedene Maßnahmen, die die
Bundesregierung eingeleitet hat, vermeidet. Die Hardwarenachrüstungen sind
ja nur ein Bestandteil des gesamten Pakets für saubere Luft. Es geht darum,
die Luftqualität in den Städten zu verbessern, und das wird die
Bundesregierung weiterhin mit Nachdruck verfolgen.

Frage: Sie sagten, Sie hätten das Ergebnis zur Kenntnis genommen; das
klingt ja relativ kühl, sage ich einmal. Gerade die Bewertung, die Sie eben
nicht nennen wollten, würde mich aber einmal interessieren. Ist das gestern
ein Erfolg gewesen, ein Schritt in die richtige Richtung, oder ist das
einfach nur ein gescheitertes Treffen gewesen?

SRS'in Fietz: Es ist auf jeden Fall ein Schritt in die richtige Richtung.
Wie gesagt, das Konzept für saubere Luft und zur Verhinderung von
Fahrverboten ist sehr vielschichtig. Die Hardwarenachrüstungen sind ein
Element davon. Gestern hat sich mit dieser Vereinbarung ein positives
Ergebnis gezeigt, und jetzt wird die Bundesregierung mit aller Kraft daran
arbeiten, weitere Projekte, die im Rahmen der Luftreinhaltung zu ergreifen
sind, voranzutreiben.

Frage (zu den Plänen der Bundesumweltministerin zur Bepreisung von 
CO2-Emissionen): Man kann heute in der "Bild"-Zeitung lesen, dass die
Umweltministerin gemeinsam mit dem Finanzminister angeblich eine
Sondersteuer auf Benzin und Heizöl plane. Können Sie dazu etwas sagen? Wie
weit sind die Planungen gediehen? Da ist ja die Rede davon, dass der
Benzinpreis dann über zwei Euro steigen könnte. Könnte das
Umweltministerium vielleicht einmal erklären, ob diese Rechnung so stimmt,
wenn diese Pläne so kämen?

Zylka: Sehr gerne. Ich möchte für alle auch noch einmal kurz erwähnen, dass
die Bundesumweltministerin am Mittwoch die schöne Gelegenheit hatte, in der
Humboldt-Universität eine Art Grundsatzrede zu halten, in der sie ihre
gesamte politische Linie aufgeblättert hat und dann auch zu einzelnen
Projekten etwas gesagt hat, wie etwa zu Insektenschutz, Ressourcenschutz,
Vermeidung von Plastikmüll und vor allem Klimaschutz. Im Rahmen des Themas
Klimaschutz hat sie erneut - das ist kein neues Thema, das hat sie bereits
mehrfach getan - ihre Überlegungen und Ideen über eine Bepreisung von CO2
anzustellen. Diese Rede kann auf der Homepage des Bundesumweltministeriums
nachgelesen werden. Ich würde sie ungern noch einmal vortragen, aber was
das auf keinen Fall ist, ist eine Sondersteuer auf Benzin und Wohnen.

Kolberg: Vielleicht kann ich das ergänzen. Auch wir wollen den Mutmaßungen
in der Berichterstattung heute ganz entschieden entgegentreten. Es gibt
keinerlei Überlegungen, eine CO2-Steuer oder eine neue CO2-Bepreisung
einzuführen und Bürgerinnen und Bürger stärker zu belasten. Ganz im
Gegenteil: Der Bundesfinanzminister hat das Ziel, Bürgerinnen und Bürger
mit Kleineren und mittleren Einkommen zu entlasten; deswegen haben wir ja
das Familienentlastungspaket auf den Weg gebracht, das gestern im Bundestag
verabschiedet wurde. Dabei geht es um Entlastungen in Milliardenhöhe für
Familien in diesem Land, indem wir den Grundfreibetrag erhöhen, indem wir
die kalte Progression zurückschrauben und indem wir den Kinderfreibetrag
verbessern und das Kindergeld erhöhen.

Zusatzfrage: Ich habe das Thema, ehrlich gesagt, auch nicht so genau
verfolgt, aber das Neue war für mich jetzt, dass es Gespräche zwischen dem
Finanzministerium und der Umweltministerin gibt, die ja in ihrer Rede diese
Möglichkeit erwähnt hat. Da klingt das, was geplant ist, ja schon ein
bisschen konkreter. Deswegen frage ich noch einmal: Gibt es da schon
entsprechende Pläne, gibt es da Gespräche zwischen den Ministerien, oder
ist das jetzt erst einmal eine Idee allein der Umweltministerin?

Zylka: Wir sind ganz am Anfang der Diskussionen, wie die Ministerin ja auch
gesagt hat. Das ist eine sehr komplexe Idee, die dahintersteht. Es geht
darum, fossile Energieträger teurer zu machen, einen Preis für CO2 zu
entwickeln und im Gegenzug beim Strom zu entlasten, der ja immer
erneuerbarer wird. Das wird bei uns im Haus angestellt und das wird auch
noch viel Zeit in Anspruch nehmen; das hat im Moment keine Priorität.
Natürlich werden sich unsere Fachleute im Haus auch mit den Fachleuten des
Bundesfinanzministeriums dazu abstimmen.

Frage: Ich bringe die Aussagen von Herrn Kolberg und Frau Zylka leider
überhaupt nicht in Einklang. Herr Kolberg, Sie sagen, es gebe keinerlei
Überlegungen für eine CO2-Bepreisung. Frau Zylka hat gerade gesagt, es gehe
darum, fossile Brennstoffe zu verteuern - dazu würde ich Benzin genauso
zählen wie Heizöl. Frau Schulze hat in ihrer Rede ja auch gesagt, dass sie
zusammen mit dem Finanzministerium ein Konzept dafür vorlegen werde. Das
würde ich jetzt gern einmal aufgeklärt haben.

Kolberg: Genau, dazu habe ich unsere Position eben ja genannt, nämlich dass
diese Überlegungen im BMF nicht geteilt werden.

Zusatzfrage: Frau Zylka, dann verstehe ich nicht, wieso Frau Schulze in
ihrer Rede Herrn Scholz mit ins Boot genommen hat und was da jetzt für ein
Konzept geplant ist. Das ist also nur ein Konzept des Umweltministeriums,
ohne das Finanzministerium?

Zylka: Es ist selbstverständlich, dass die Bundesumweltministerin mit ihren
Parteikollegen, auch dem Finanzminister, im Gespräch darüber ist.

Frage: Eine kurze Lernfrage an das BMF: Gibt es Überlegungen in Ihrem Haus,
die Diesel-Subventionen herunterzufahren oder zu streichen?

Kolberg: Dieses Thema haben wir hier ja schon oft besprochen. Es ist ja so,
dass Diesel-Kfz im Kraftfahrzeugsteuerrecht stärker belastet werden. Im
Gegenzug werden sie im Energiesteuerrecht weniger stark belastet. Insofern
gibt es insgesamt keine Privilegierung. Es gibt keine Pläne, dass daran
etwas geändert wird.

Frage: Herr Kolberg, wenn Sie die Be- und Entlastungsfaktoren Kfz-Steuer
und Spritsteuer gegenrechnen, dann bedeutet das ja: Der höchste
Einspareffekt relativ gesehen ergibt sich dann, wenn mehr gefahren wird.
Diese Balance ist also sozusagen eine Aufforderung dazu, mehr zu fahren.
Entspricht das Umweltschutzgesichtspunkten? Wäre das ein Anlass oder Anreiz
für das Umweltministerium, zu sagen: "Das entspricht eigentlich nicht der
politischen Philosophie dieser Bundesregierung, wir müssen deshalb einmal
diese Balance ändern"?

Kolberg: Ich habe ja schon gesagt, dass der Gesetzgeber sich für diese
Aufteilung entschieden hat und dass es keine Pläne gibt, daran etwas zu
ändern. Dem kann ich hier im Moment nichts weiter hinzufügen. Ich weiß
nicht, ob das Umweltministerium dazu noch etwas beizutragen hat; ich habe
dazu jedenfalls nichts weiter beizutragen.

Zusatzfrage: Sie haben ja recht, der Gesetzgeber hat sich dazu
entschlossen. Diese Regel besteht jetzt aber seit ich weiß nicht wie vielen
Jahrzehnten. Damals war der Gedanke des Umweltschutzes und auch des
Spritsparens, glaube ich, noch nicht so verbreitet. Faktisch ist es so -
und dem haben Sie nicht widersprochen -, dass diese Gegenrechnung
diejenigen bevorzugt, die sehr viel fahren und sehr viel Sprit verbrauchen.
Das ist eine Anreizpolitik. Ist das nicht Anlass, diese Anreizpolitik zu
überdenken?

Kolberg: Ich kann dem, was ich eben schon gesagt habe, nichts hinzufügen.

Frage: An das Verteidigungsministerium - ich glaube, wir haben auch schon
einmal über dieses Thema gesprochen -: Es gibt in Israel gerade
Untersuchungen zu Korruptionsvorwürfen im Zusammenhang mit dem Verkauf von
U-Booten durch thyssenkrupp. Da wäre meine Frage erst einmal: Inwieweit
verfolgt man diese Untersuchungen in Israel? Gibt es Überlegungen, diesen
Deal auf Eis zu legen? Wenn es tatsächlich zu einer Anklage kommt: Welche
Auswirkungen hätte das eigentlich auf diesen Deal?

Flosdorff: Ich habe hier keine Informationen über den Stand von
Ermittlungen in Israel. Insofern würde ich mich jetzt hier auch nicht
spekulativ einlassen.

Vorsitzender Detjen: Keine weiteren Fragen dazu?

Zusatzfrage: Könnte man das sonst nachreichen? Ich meine, die Ermittlungen
gibt es ja.

Flosdorff: Aber da solche Ermittlungen nicht abgeschlossen sind, ich noch
gar nicht weiß, wie inhaltlich der Sachstand ist und es im Prinzip
Ermittlungen sind, die sich gegen eine zivile Firma richten und in die die
Bundeswehr im engeren Sinne nicht eingebunden ist, verstehe ich jetzt auch
gar nicht, warum ich hier zum gegenwärtigen Zeitpunkt darüber berichten
soll.

Zusatzfrage: Vielleicht das Wirtschaftsministerium?

Wagner: Für uns gilt das Gleiche. Wir können auch die Ermittlungen in
Israel nicht kommentieren.

Zusatzfrage: Aber Frau Fietz?

SRS'in Fietz: Ich kann Ihnen etwas dazu sagen. Die staatsanwaltschaftlichen
Untersuchungen in Israel bezüglich des Zustandekommens von Israels
Vergabeentscheidung sind uns bekannt. Sie sind noch nicht abgeschlossen und
werden als innere Angelegenheit Israels durch die Bundesregierung nicht
bewertet.

Frage: An Frau Fietz oder an das Wirtschaftsministerium: Ich glaube, es
geht auch nicht unbedingt um eine Bewertung, sondern um die Frage, ob das
Einfluss auf das Genehmigungsverfahren für die Lieferung haben kann und
vielleicht auch auf die Finanzierung aus dem Bundeshaushalt, die ja einen
erheblichen Teil dieser U-Boote ausmacht.

SRS'in Fietz: Sie wissen, diese ganzen Konjunktiv-Fragen "Was wäre wenn" - -
 -

Zusatz: Ich habe den Konjunktiv vermieden.

SRS'in Fietz: Ich weiß; aber er steckte trotzdem in Ihrer Frage. Deswegen
werden wir zum gegebenen Zeitpunkt gegebenenfalls antworten. Auf jeden Fall
kann ich Ihnen heute nicht mehr dazu sagen.

Frage: Frau Fietz, war das Thema bei den Regierungskonsultationen in
Jerusalem?

SRS'in Fietz: Ich kann Ihnen im Moment nicht beantworten, ob das da Thema
war. Das müssten wir gegebenenfalls nachreichen. Das weiß ich nicht.

Frag : Eine Frage an das BMI: Das Bundesverfassungsgericht hat heute einen
Eilantrag der AfD auf Untersuchung von Äußerungen des Bundesinnenministers
abgewiesen, u. a. mit der Begründung, das Interview, in dem die Äußerungen
gemacht wurden, sei von der Homepage des BMI entfernt worden.

Meine Frage: Betrachtet denn der Minister das Verhalten der AfD weiterhin
als - Zitat - "hochgefährlich" und - Zitat - "staatszersetzend"? Oder
bedeutet die Löschung des Interviews von Ihrer Website eine Distanzierung
von dieser Auffassung?

Petermann: Die Löschung der Website oder die Löschung des Interviews auf
der Website bedeutet keine Distanzierung. Es wurde in dem Interview ein
ganz konkreter Vorgang angesprochen und bewertet durch den
Bundesinnenminister. Über diesen Vorgang hinaus möchte ich hier keine
hypothetischen Fragen beantworten.

Zusatzfrage: Also er bleibt dabei, dass der Vorgang wie in dem Interview so
von ihm bewertet wird?

Petermann: Dieser damalige Vorgang wird nach wie vor so bewertet; der
steht.

Frage: Auch eine Frage an das BMI. Das Thema war bereits in der vergangenen
Woche auf der Tagesordnung. Aber das Protokoll dazu ist Ihnen im Moment
nicht zugänglich. Es geht um die Polizeikooperation mit Saudi-Arabien. Da
war, glaube ich, der Sachstand, dass nach wie vor das Projekt "Büro in
Riad" aufrechterhalten wird, aber derzeit keine Planung für weitere
Trainingsmaßnahmen stattfindet. Hat sich daran etwas geändert? Ist
absehbar, wann das BMI eine erneute gemeinsame Trainingsplanung aufnehmen
wird? Denn das Aufrechterhalten eines Projektes Büros, wenn man es nicht
nutzen will, wäre ja unsinnig.

Petermann: Es gibt keine weiteren konkreten Planungen über das hinaus, was
hier in den vergangenen Wochen mitgeteilt wurde. Es steht im Augenblick
keine Entscheidung an.

Zusatzfrage: Plant das BMI generell, in Zukunft wieder gemeinsame
Trainingskooperationsmaßnahmen mit der saudischen Polizei durchzuführen?
Das ist ja eine grundsätzliche Frage.

Petermann: Wir haben hier sehr häufig darüber gesprochen, dass aktuell
keine Entscheidung ansteht und deswegen diese Frage nicht entschieden
werden muss.

Zusatzfrage: Entschuldigung. Aber aktuell ist etwas Anderes als
grundsätzlich daran festzuhalten. Es sind zwei Ebenen. Ich frage ja jetzt,
ob Sie am Grundsatz festhalten, eine Polizeikooperation mit Saudi-Arabien
durchzuführen.

Petermann: Zu dieser Frage kann ich nach wie vor nur sagen, dass das im
Augenblick nicht beantwortet werden kann.

Frage: Auch zu Saudi-Arabien, aber zum Fall Khashoggi: Frau Fietz, Frau
Adebahr, hat die Bundesregierung neue Erkenntnisse zu den
Ermittlungsarbeiten zum Mord an Herrn Khashoggi? Haben Sie schon die
gewünschte Transparenz, die Sie erwarten?

SRS'in Fietz: Ich kann Ihnen da keinen neuen Sachstand melden.

Adebahr: Nein, auch von mir kein neuer Sachstand. Bundesaußenminister Maas
hat vorgestern noch einmal deutlich gemacht, dass wir nach wie vor die
vollständige Aufklärung des Falles fordern, dass längst noch nicht alle
Fragen beantwortet sind und wir weiter darauf drängen, dass diese
Aufklärung passiert.

Zusatzfrage: Soll das noch in diesem Jahr abgeschlossen sein? Bis wann
erwarten Sie da Aufklärung?

Adebahr: So schnell wie möglich erhoffen wir uns das.

Frage: Eine Frage an das BMI: Wir haben ja erfahren, dass die Vorschriften
für die Begleitung von Abschiebungen bei Charterflügen vorübergehend
gelockert werden sollen, was die Qualifikation der Begleiter angeht. Bis
Juni 2019 hieß es. Was sind denn die Ursachen für diesen Personalmangel?
Denn es gibt ja theoretisch genügend Leute, die diese Lehrgänge absolviert
haben. Welche anderen Maßnahmen sind geplant, um diesem Personalmangel
entgegenzuwirken?

Petermann: Zur Frage, welche Maßnahmen geplant sind: Es werden weiterhin
Fortbildungsmaßnahmen stattfinden, und es wird Personal geschult werden.
Das steht außer Frage.

Im Übrigen ist es vom Sachverhalt her so, dass nach wie vor jeder
Abzuschiebende von einem ausgebildeten Bundespolizisten begleitet wird. Das
wird nach wie vor sichergestellt. Es geht ja auch nur um die Flüge, die von
der Bundespolizei selbst als Charterflüge organisiert werden. Also es ist
ja nur ein Kleiner Ausschnitt aus dem Bereich der Abschiebungen. Es finden
ja auch noch Abschiebungen über Linienflüge statt, sodass nach wie vor eine
ordnungsgemäße Begleitung stattfindet. Es ist nur so, dass darüber hinaus
begleitende Personen - Assistenzkräfte wie Dolmetscher oder Ärzte - nach
derzeitiger Erlasslage nicht zwingend diese Spezialschulungen absolviert
haben müssen.

Zusatzfrage: Eine Zusatzfrage dazu: In Bayern hat es ja auch Lehrgänge für
Landespolizisten gegeben. Sie sind, glaube ich, von der Bundespolizei als
Personenbegleiter Luft geschult worden. Wenn andere Landespolizeien ähnlich
handeln sollten, würde das BMI das befürworten? Oder setzt es sich dafür
ein?

Was ist der Grund? Ich meine, verpflichtet sich jeder von Seiten der
Polizei, der diesen Lehrgang absolviert, dazu, hinterher auch zur Verfügung
zu stehen? Ist es so, dass sie so viele Überstunden vor sich herschieben
oder dass sie diese Abschiebungen eigentlich nicht machen wollen?

Petermann: Zu den Motiven kann ich hier nichts sagen. Ich kenne sie nicht.

Zusatzfrage: Und die andere Frage?

Vorsitzender Detjen: Die Frage war, ob andere Landespolizeien ein Vorbild
sein sollten, ob Sie eine Einschätzung dazu haben.

Petermann: Könnten Sie die Frage noch einmal präzisieren?

Zusatzfrage: In Bayern gab es Landespolizisten, die Lehrgänge besucht
haben, um sich als Personenbegleiter Luft zu qualifizieren. Zum Teil haben
sie diese auch schon abgeschlossen.

Gibt es das auch in anderen Ländern, dass Polizisten der Landespolizei das
machen? Oder anders gefragt: Würde es BMI das befürworten oder hat es in
diese Richtung schon einmal etwas gesagt, um diesen Personalmangel zu
beheben?

Petermann: Das kann ich Ihnen nicht sagen. Das müsste ich nachreichen.

Freitag, 9. November 2018

 * 

Quelle:

Regierungspressekonferenz vom 9. November 2018
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AUSSEN/1860: Maas muss sich für Menschenrechte in China stark machen


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 10. November 2018

JENSEN: Maas muss sich für Menschenrechte in China stark
machen



Zur China-Reise von Bundesaußenminister Maas erklärt die
menschenrechtspolitische Sprecherin der FDP-Fraktion und Vorsitzende
des Menschenrechtsausschusses Gyde Jensen:

"Die China-Reise des Bundesaußenministers droht hinsichtlich der
Menschenrechte zur Farce zu werden. Die Reisepläne des Ministers
waren den Abgeordneten des Menschenrechtsausschusses noch bis zur
Bundestagsdebatte über die Situation der Uiguren in Xinjiang nicht
bekannt, eine Einbindung anscheinend nicht erwünscht. Gerade weil
Peking Druck auf die Bundesregierung ausübt, sollte der Außenminister
in dieser heiklen Situation für Transparenz gegenüber dem Parlament
sorgen. Maas muss in China deutlich machen, dass eine Einmischung der
chinesischen Regierung in eine Bundestagsdebatte inakzeptabel ist.
Zudem muss er sich für eine Verbesserung der Menschenrechtslage in
China und insbesondere in Xinjiang stark machen und sich für den
uneingeschränkten Zugang der UN einsetzen."

 * 

Quelle:

Fraktion der Freien Demokraten im Deutschen Bundestag

Pressestelle
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EUROPA/1568: Bundesregierung muss die ausgestreckte Hand Macrons ergreifen


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 11. November 2018

LAMBSDORFF: Bundesregierung muss die ausgestreckte Hand Macrons
ergreifen



Zum 100. Jahrestag des Endes des Ersten Weltkrieges erklärt der
stellvertretende FDP-Fraktionsvorsitzende Alexander Graf Lambsdorff:

"Der Waffenstillstand von Compiègne markierte vor 100 Jahren das Ende
des Ersten Weltkrieges. Einhundert Jahre später reicht es nicht aus,
dieser europäischen und insbesondere deutsch-französischen
Katastrophe nur zu gedenken. Wir müssen diesen Jahrestag vor allem
als Impuls für eine noch stärkere Partnerschaft zwischen unseren
beiden Ländern begreifen.

Die Bundesregierung muss jetzt endlich die ausgestreckte Hand des
französischen Präsidenten für eine Reform Europas ergreifen und die
Vorschläge Macrons aufgreifen. Wir brauchen eine europäische
Außenpolitik mit einer Verteidigungsunion, wirksames Management von
Migration und Außengrenzen, gemeinsame Initiativen für den
Klimaschutz und konsequenten Einsatz für Freihandel. Deutschland und
Frankreich müssen auf all diesen Feldern die Führung übernehmen.

Um die deutsch-französische Freundschaft auf Dauer zu erhalten,
müssen sich Deutsche und Franzosen noch viel besser kennenlernen
können. Deshalb setzt sich die FDP-Fraktion für eine Stärkung des
Austauschs von Schülern, Studenten, Auszubildenden und jungen
Berufstätigen beider Länder ein."

 * 

Quelle:

Fraktion der Freien Demokraten im Deutschen Bundestag

Pressestelle

Platz der Republik 1, 11011 Berlin
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RECHT/905: SPD-Vorschlag zum Wahlrecht untauglich


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 12. November 2018

RUPPERT: SPD-Vorschlag zum Wahlrecht untauglich



Zur Forderung von Bundesjustizministerin Barley nach einer Änderung
des Wahlrechts erklärt der Parlamentarische Geschäftsführer der
FDP-Fraktion Dr. Stefan Ruppert:

"Wir feiern heute die Einführung des Frauenwahlrechts vor 100 Jahren.
Diese Errungenschaft muss uns zu der Frage führen, wie wir mehr
Frauen für die Politik und die Parlamente gewinnen können. Jedoch ist
der von den Bundesministerinnen Barley und Giffey vorgeschlagene Weg
aus mehreren Gründen untauglich: Zum einen ist der SPD-Vorschlag aus
verfassungsrechtlicher Perspektive bedenklich, da die Bürger als
Souverän in ihren Wahlentscheidungen durch derart klare Vorgaben
beschränkt würden. Dies wäre somit ein erheblicher Eingriff in die
Wahlfreiheit. Das Bundesverfassungsgericht hatte in der Vergangenheit
bereits deutlich kleinere Einschränkungen der Wahlfreiheit als
unzulässig eingestuft. Wir sind der Überzeugung, dass das Wahlrecht
stets nur darüber entscheiden sollte, wie gewählt wird und nicht wer
gewählt wird. Zu anderen greift der Vorschlag zu kurz. Wir müssen
bereits im Vorfeld ansetzen: Die Arbeit in den Gremien der Parteien
muss sich strukturell ändern und mehr auf die Bedürfnisse und
Interessen von Frauen ausrichtet werden. Das ist der richtige Weg zu
mehr Frauen in der Politik."

 * 

Quelle:

Fraktion der Freien Demokraten im Deutschen Bundestag

Pressestelle

Platz der Republik 1, 11011 Berlin
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SOZIALES/1499: SPD sollte Hartz IV als lernendes System begreifen


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 12. November 2018

KOBER: SPD sollte Hartz IV als lernendes System begreifen



Zur Debatte über Hartz IV erklärt der sozialpolitische Sprecher der
FDP-Fraktion Pascal Kober:

"Die SPD bekämpft lediglich die eigenen Dämonen, statt wirklich etwas
für die Betroffenen zu tun. Sie sollte sich bei Hartz IV nicht von
parteitaktischem Kalkül leiten lassen, sondern sich allein an der
Wirksamkeit für eine erfolgreiche Integration in den Arbeitsmarkt
orientieren. Hartz IV sollte als lernendes System begriffen werden,
das durch konkrete Maßnahmen weiterentwickelt und verbessert werden
kann. Für die FDP-Fraktion gehören hierzu gerechtere
Hinzuverdienstmöglichkeiten, die eine schrittweise Ausweitung der
Arbeitstätigkeit lohnend machen. Zudem wollen wir
Langzeitarbeitslosen eine qualifizierte Begleitung bei ihren ersten
Schritten im Arbeitsmarkt zur Seite stellen und die Zusammenarbeit
der Jugendhilfe mit den Jobcentern verbessern. Wichtig ist auch eine
personelle Stärkung der Betriebsakquisiteure in den Jobcentern, um
mehr Arbeitgeber gewinnen zu können."

 * 

Quelle:

Fraktion der Freien Demokraten im Deutschen Bundestag

Pressestelle

Platz der Republik 1, 11011 Berlin
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SOZIALES/1498: Kampf für Gleichberechtigung von Frauen noch nicht zu Ende


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 11. November 2018

BAUER: Kampf für Gleichberechtigung von Frauen noch nicht zu
Ende



Zum 100. Jahrestag der Einführung des Frauenwahlrechts erklärt die
frauenpolitische Sprecherin der FDP-Fraktion Nicole Bauer:

"Die Einführung des Frauenwahlrechts markierte einen Meilenstein im
Kampf für Gleichberechtigung und politische Teilhabe von Frauen in
Deutschland. 100 Jahre später ist dieser Weg noch immer nicht zu
Ende. Wir müssen noch mehr tun, um etwa eine bessere Vereinbarkeit
von Beruf, Familie und Ehrenamt zu erreichen. Zudem müssen
Benachteiligungen und Diskriminierung konsequent abgebaut werden.
Darüber hinaus wollen wir, dass sich mehr Frauen politisch engagieren
können - bis in die Spitzenämter. Dafür müssen wir allerdings nicht
das Wahlrecht, sondern die Parteiarbeit und -kultur ändern. Die
Freien Demokraten haben den Auftrag für sich bereits angenommen."

 * 

Quelle:

Fraktion der Freien Demokraten im Deutschen Bundestag

Pressestelle

Platz der Republik 1, 11011 Berlin
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HAMBURG/4545: Hamburg soll armen Rentner_innen einen Ortszuschlag zahlen (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 11. November 2018

Hamburg soll armen Rentner_innen einen Ortszuschlag zahlen



Das teure Hamburg soll die Grundsicherung im Alter um einen
"Ortszuschlag" ergänzen - so könnten von Altersarmut betroffene
Menschen das hiesige, überdurchschnittlich hohe Preisniveau zumindest
zum Teil ausgleichen. Mit diesem ANTRAG (Drs. 21/14843), den die
Hamburgische Bürgerschaft am kommenden Mittwoch debattieren wird, nimmt
die Fraktion DIE LINKE Forderungen von SoVD Hamburg und
Landesseniorenbeirat auf. Vorbild ist die Stadt München, die schon seit
Jahren einen Zuschlag auf die Grundsicherung gewährt - möglich macht
das eine Regelung im Sozialgesetzbuch (Paragraph 29 SGB XII), die es erlaubt,
"regionale Besonderheiten" zu berücksichtigen.

"Diese Möglichkeit kann und muss auch Hamburg, die Hauptstadt der
Altersarmut, nutzen. Denn bei den lokalen Preisen ist es besonders
dramatisch, dass mehr und mehr Menschen in unserer Stadt im Alter auf
Grundsicherung angewiesen sind", erläutert DENIZ CELIK, der
seniorenpolitische Sprecher der Fraktion. Von einem solchen Ortszuschlag
könnten mindestens 26.438 Senior_innen profitieren - so viele beziehen
derzeit Grundsicherung im Alter. Wie die vielen Anfragen der Fraktion zu
diesem Thema zeigen, liegt diese Zahl um volle 47 Prozent höher als vor
zehn Jahren, Hamburg ist hier inzwischen bundesweit trauriger
Spitzenreiter.

"Besonders oft von Armut betroffen sind  Menschen zwischen 65 und 69,
die erst vor kurzem in Rente gegangen sind und deren Rentenansprüche
durch die ,Reformen' der letzten Jahre gesenkt wurden. Und die Zahl der
über 75-Jährigen, die in einem Minijob arbeiten, weil die Rente zum
Leben nicht reicht, hat sich seit 2005 mehr als verdoppelt", so Celik. "Das ist ein deutliches Alarmsignal, dass sich die Armut alter Menschen in Zukunft noch massiv verschärfen wird. Hamburg muss hier unbedingt gegensteuern! Wir sollten uns München zum Vorbild nehmen und
diese Gerechtigkeitslücke zumindest ein bisschen verkleinern."

 * 

Quelle:

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Presseerklärung vom 11. November 2018

Rathausmarkt 1, 20095 Hamburg
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NORDRHEIN-WESTFALEN/2358: Geld für Kitas (Li)


Landtag intern 9/2018

Informationen für die Bürgerinnen und Bürger

Plenum

Geld für Kitas



10.10.2018 - 2019 und 2020 sollen insgesamt 390,7 Millionen Euro in
die Kindertagesbetreuung fließen. Dies sieht das "Gesetz für einen
qualitativ sicheren Übergang zu einem reformierten
Kinderbildungsgesetz" (Drs. 17/3773) der Landesregierung vor. Der
Landtag hat den Entwurf nach der ersten Lesung zur weiteren Beratung
an den Ausschuss für Familie, Kinder und Jugend (federführend)
überwiesen. Mit dem Kita-Träger-Rettungsprogramm habe man einen
"deutlichen ersten Schritt zur Verbesserung der finanziellen
Rahmenbedingungen der Kindertageseinrichtungen in Nordrhein-Westfalen
umgesetzt", heißt es im Gesetzentwurf. Allerdings ende die darin
vereinbarte finanzielle Unterstützung durch das Land mit Ablauf des
Kindergartenjahres 2018/2019. Der Prozess, um eine "verlässliche,
dauerhaft auskömmliche und zukunftsfähige Ausgestaltung der
Finanzierung der gesamten Kindertagesbetreuung" zu erreichen, werde
dann aber noch nicht abgeschlossen sein. Die finanzielle
Neustrukturierung solle vom Kindergartenjahr 2020/2021 an erfolgen.
Deshalb sei eine Übergangsfinanzierung erforderlich. Die Kommunen
sollen sich mit rund 40 Millionen Euro beteiligen.
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RHEINLAND-PFALZ/4979: Kommunen beim Abbau ihrer Altschulden unterstützen (CDU)


Pressemitteilung der CDU-Fraktion im Landtag Rheinland-Pfalz vom
12.11.2018

Mitgliederversammlung Gemeinde- und Städtebund RLP

Christian Baldauf: Niedrigzinsphase nutzen - Kommunen beim Abbau ihrer
Altschulden unterstützen



Anlässlich seiner heutigen Mitgliederversammlung fordert der Gemeinde-
und Städtebund Rheinland-Pfalz von der Landesregierung mehr Hilfe für
die Kommunen zum Abbau ihrer Altschulden. Der Vorsitzende der
CDU-Landtagsfraktion, Christian Baldauf, unterstützt diese Forderung:

"Die Finanzlage unserer Kreise und Städte ist dramatisch. 7 der 10 mit
Liquiditätskrediten am höchsten verschuldeten Kreise und Städte
Deutschlands liegen in Rheinland-Pfalz. Vier weitere folgen in den Top
20. Einem Drittel aller Kommunen in Rheinland-Pfalz gelingt weder mit
dem alten noch mit dem neuen Landesfinanzausgleichsgesetz der
Ausgleich ihrer Haushalte. Hier muss die Landesregierung dringend
tätig werden.

Die Forderung des Gemeinde- und Städtebundes unterstütze ich daher mit
Nachdruck. Nach dem Muster von Hessen und dem Saarland brauchen wir
ein Entschuldungskonzept für die Kommunen. Ich fordere die
Landesregierung auf, das Zeitfenster der niedrigen Zinsen zu nutzen
und die Kassenkredite einem Fonds zuzuführen. Damit kann der derzeit
niedrige Zinssatz für kommunalen Kassenkredite dauerhaft
festgeschrieben werden. Den Kommunen würde das eine echte und
dauerhafte Möglichkeit der Schuldenrückführung eröffnen.

Von einer Landesregierung muss man erwarten, dass sie
zukunftsgerichtete Politik betreibt. Wenn sie die kommunale
Finanzproblematik nicht endlich löst, setzt sie die kommunale
Daseinsvorsorge aufs Spiel. Konkret heißt das: Schulen und Kitas
können nicht mehr saniert, Schwimmbäder und Straßen nicht mehr in
Schuss gehalten werden. Voraussetzung für eine Fortentwicklung unserer
Gemeinden und Ortskerne ist die Verbesserung der kommunalen
Finanzausstattung."

 * 
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RHEINLAND-PFALZ/4978: 100 Jahre Wahlrecht für Frauen (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Fraktion im Landtag Rheinland-Pfalz vom
12.11.2018

100 Jahre Wahlrecht für Frauen

Die bestehenden Ungerechtigkeiten gegenüber Frauen müssen endlich
beseitigt werden



Zur Einführung des Frauenwahlrechts im Jahr 1918 erklärt die
frauenpolitische Sprecherin der SPD-Fraktion, Jaqueline Rauschkolb:
"Vor 100 Jahren ist im Kampf um Gleichberechtigung von Männern und
Frauen ein wichtiger Erfolg errungen worden: Mit der Einführung des
aktiven und passiven Wahlrechts für Frauen wurden diese de facto zu
Staatsbürgerinnen. Auch wenn in den anschließenden Jahrzehnten weitere
Ungleichheiten abgeschafft wurden wie etwa die Schlechterstellung im
Bürgerlichen Gesetzbuch, steht eine vollständige Gleichberechtigung
bis heute aus: So verdienen Frauen in vielen Jobs noch immer deutlich
weniger Geld als Männer, so nehmen Frauen in Politik und Wirtschaft
noch viel zu selten Top-Positionen ein. Dabei sollten von Männern
dominierte Gruppen endgültig der Vergangenheit angehören. Im kommenden
Jahr stehen in Rheinland-Pfalz Kommunalwahlen an. Leider wirken Frauen
auch dort noch nicht vollständig gleichberechtigt mit und sind
unterrepräsentiert. Ein Grund hierfür ist die schwierige Vereinbarkeit
von Familie und politischen Ämtern und Funktionen. Die SPD-Fraktion
setzt sich daher auf allen Ebenen für eine bessere Vereinbarkeit von
Familie sowie Beruf und politisches und gesellschaftliches Engagement
ein. Mit Blick auf die Kommunalwahl 2019 wollen wir Frauen überdies
Mut machen, sich kommunalpolitisch zu engagieren."

Der SPD-Fraktionsvorsitzende Alexander Schweitzer sagt weiter: "Aus
Sicht der SPD-Fraktion haben sich gesetzliche Quotenregelungen in der
Vergangenheit als wirksame Instrumente erwiesen, um mittel- und
langfristig mehr Gleichberechtigung zu schaffen. Zudem müssen die
Widerstände von Altgestrigen überwunden und gesellschaftlichen
Realitäten hinterfragt werden: Aus meiner Sicht ist eine Bewegung wie
"MeToo" wichtig, um gegen alltägliche Ungleichheiten und
Diskriminierungen anzukämpfen - allein schon durch das
Aufmerksam-Machen von strukturellen Ungerechtigkeiten. Dies kann im
Geiste der Sozialdemokratin Marie Juchacz geschehen, die vor 99 Jahren
als erste deutsche Parlamentarierin eine mutige und wegweisende Rede
gehalten hat."

 * 
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SCHLESWIG-HOLSTEIN/2218: Waldkindergärten (Der Landtag)


Der Landtag - Nr. 03 / September 2018

Die Parlamentszeitschrift für Schleswig-Holstein

Waldkindergärten:



Schleswig-Holstein setzt weiterhin auf die naturpädagogische Arbeit
seiner rund 200 Waldkindergärten. Damit die Einrichtungen die dort
aufgestellten Unterstände und Bauwagen weiterhin nutzen können, hat
der Landtag im Juli einer von der Landesregierung eingebrachten
Änderung des Waldgesetzes zugestimmt. Nunmehr ist die Erziehung und
Bildung von Kindern in naturnahen Kitas explizit als Zweckbestimmung
festgeschrieben. Damit ist laut Umweltministerium klargestellt, dass
Waldkindergärten mit bestehenden Flächennutzungsplänen vereinbar sind
und eine Änderung der Bauleitplanung im Regelfall entbehrlich wird.

Hintergrund der Gesetzesänderung ist, dass das Baurecht in der
Vergangenheit für Konflikte zwischen Kitas und Behörden gesorgt hatte.
Einigen Waldkindergärten war die Erlaubnis entzogen worden, einen
Bauwagen auf ihrem Gelände aufzustellen.

 * 

Quelle:

Der Landtag, Nr. 03 / September 2018, S. 15

Mit freundlicher Genehmigung des Herausgebers:

Der Präsident des Schleswig-Holsteinischen Landtages

Schleswig-Holsteinischer Landtag

Referat für Öffentlichkeitsarbeit und Veranstaltungsmanagement

Düsternbrooker Weg 70, 24105 Kiel

Tobias Rischer (V.i.S.d.P.)

Telefon: (0431) 988-0

E-Mail: registratur@landtag.ltsh.de

Internet: www.sh-landtag.de

 

Abonnement und Versand sind kostenfrei.



veröffentlicht im Schattenblick zum 13. November 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / SPD





FINANZEN/1831: SPD-Bundestagsfraktion setzt Stärkung des Zolls durch


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 9. November 2018

Arbeitsgruppe: Haushalt

SPD-Bundestagsfraktion setzt Stärkung des Zolls durch



Johannes Kahrs: haushaltspolitischer Sprecher;

Andreas Schwarz: zuständiger Berichterstatter:

Gerade ist der deutsche Zoll als Weltmeister gekürt worden. Weltweit ist er der leistungsfähigste und effizienteste Zoll. Das geht aus dem Logistics Performance Index (LPI) der Weltbank hervor.

"Der deutsche Zoll ist stark und so soll es auch bleiben. Deshalb hat die SPD-Bundestagsfraktion vergangene Nacht die Grundlage dafür gelegt, dass dies auch in Zukunft so bleibt.

Mit dem nun beschlossenen Bundeshaushalt wird die Zollverwaltung weiter gestärkt. Bereits im Haushalt 2018 vereinbarte man einen Stellenaufwuchs von 1.400 Stellen. Mit dem Haushalt 2019 schafft man die Grundlage für gut 4.700 weitere Stellen in den kommenden Jahren.

Mit Olaf Scholz ziehen wir unsere Linie weiter durch. Gemeinsam mit ihm stärken wir den Zoll überall dort, wo wir ihn dringend brauchen. An den See- und Flughäfen, beim Kampf gegen Schwarzarbeit, Geldwäsche und Schmuggel. Es ist gut, dass der Bundesfinanzminister ein Freund des Zolls ist.

Auch die Arbeitsbedingungen des Zolls werden verbessert. Neben neuen Ausbildungsstätten in Münster und Leipzig soll sich auch die Bezahlung der Zöllnerinnen und Zöllner verbessern. Wir haben im Haushaltsausschuss dafür gesorgt, dass die Bundesregierung nun die Vorbereitungen treffen wird, dass Zöllner im Eingangsamt künftig nicht mehr mit A6, sondern mit A7 eingestuft werden. Das steigert die Attraktivität des Zolls als Arbeitgeber und ist ein Dank an unseren Zoll."

Copyright 2018 SPD-Bundestagsfraktion
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VERKEHR/873: Schneller planen, Bürgerbeteiligung sichern


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 9. November 2018

Arbeitsgruppe: Verkehr und digitale Infrastruktur

Schneller planen, Bürgerbeteiligung sichern



Mathias Stein, zuständiger Berichterstatter:

Der Deutsche Bundestag hat gestern Abend das Gesetz zur Beschleunigung von Planungs- und Genehmigungsverfahren beschlossen. Die SPD-Bundestagsfraktion hat in den parlamentarischen Beratungen entscheidende Verbesserungen erreicht: Wir sichern den Anspruch auf Lärmschutz in vollem Umfang und wir verhindern die Rodung von alten Waldbeständen im Rahmen der vorläufigen Anordnung. Insgesamt wird das Gesetz Planungen und Genehmigungen beschleunigen, ohne Beteiligungsrechte zu beschneiden.

"Mit dem gestern Abend beschlossenen Gesetz gehen wir einen ersten, wichtigen Schritt, um Verfahren effizienter, transparenter und schneller zu machen. Künftig kann schon vor dem Planfeststellungsbeschluss mit vorbereitenden Maßnahmen begonnen werden, insbesondere vorgezogene Kampfmittelbeseitigungen und Naturausgleichsmaßnahmen sparen später wertvolle Zeit. Wir verbessern die Informationsmöglichkeiten zu Projekten über das Internet, das macht die Verfahren für die Bürger transparenter. Durch die Bündelung von Anhörungs- und Planfeststellungsverfahren beim Eisenbahnbundesamt verkürzen wir Verfahren bei der Schiene um mehrere Monate.

Wir haben zudem durchgesetzt, dass es keine Abstriche beim Anspruch auf Lärmschutz geben wird: Der Gesetzentwurf sah vor, neuere Verkehrsprognosen grundsätzlich zu ignorieren, wenn der Lärm um weniger als drei Dezibel steigt. Wäre der Gesetzentwurf unverändert geblieben, hätten in einigen Fällen Betroffene ihr Recht auf Lärmschutz einklagen müssen. Für uns ist klar, dass der Schutz der Menschen vor Lärm an erster Stelle kommt. Deswegen haben wir im Gesetz aufgenommen, dass sowohl die Grenzwerte für Gesundheitsgefährdung als auch die Immissionsgrenzwerte in jedem Fall beachtet werden müssen.

Für uns als SPD-Bundestagsfraktion ist eine frühe und qualitativ hochwertige Bürgerbeteiligung zentral für die Akzeptanz und damit auch für die schnelle Umsetzung von Verkehrsprojekten. Wir haben dafür gesorgt, dass weder materielles Recht verwässert wird noch andere Beteiligungsrechte beschnitten werden. Das Gesetz streicht den Erörterungstermin nicht, sondern stellt lediglich die geltende Rechtslage klar, nach der bereits heute in ganz bestimmten Fällen auf den Termin verzichtet werden kann. Um den Einfluss von Bürgerinnen und Bürgern noch weiter zu stärken, haben wir einen Entschließungsantrag beschlossen, mit dem wir frühe Bürgerbeteiligung verbindlicher und qualitativ besser machen wollen."

Copyright 2018 SPD-Bundestagsfraktion
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LATEINAMERIKA/1830: Kolumbien - Haushaltsetat für 2019 (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Kolumbien

Haushaltsetat für 2019



(Bogotá, 21. Oktober 2018, Colombia Informa) - Während die
Studierenden auf den Straßen für mehr staatliche Investitionen in die
Bildung demonstrieren, verabschiedet die Regierung unter dem neuen
Präsidenten Iván Duque den Haushalt für 2019. Zwar wurden die Ausgaben
für die Bildung um zehn Prozent erhöht, doch das reicht vorne und
hinten nicht. Überraschend ist auch nicht die Aufstockung des
Verteidigungshaushaltes um sieben Prozent, sondern die Zunahme des
Schuldendienstes von 13,3 auf 14,5 Milliarden Euro für das Jahr 2019.
Damit wird ein Fünftel des gesamten Etats für die Bezahlung von
Schulden verwendet, die viele Menschen als illegitime Schulden
betrachten.

Auch wenn die Regierung sich aufgrund der Studierenden-Proteste
gezwungen sah, den Etat für Bildung anzuheben, wird auch dieser nicht
ausreichen. Denn nur ein minimaler Teil der insgesamt 11,5 Milliarden
Euro geht an die Universitäten - der Hauptteil ist für Grund- und
weiterführende Schulen, sowie Pensionen vorgesehen - und der Großteil
dieses minimalen Anteils wird über assistenzialistische Programme wie
"Generation E" an einzelne Studierende vergeben, was den öffentlichen
Universitäten nicht wirklich zugute kommt.

Die Beobachtungsstelle für den Steuerhaushalt der Universität
Javeriana in Bogotá gibt an, dass dem öffentlichen Bildungssystem
jährlich über 22,5 Milliarden Euro fehlen, um das Niveau der
OECD-Länder zu erreichen. Bei den Grundschulen fehlen jährlich 6,5
Milliarden Euro, bei den weiterführenden Schulen über zehn Milliarden
Euro und bei den Universitäten 5,8 Milliarden Euro. Für die
Universitäten sind für das Haushaltsjahr allerdings nur 1,2 Milliarden
Euro vorgesehen. Die Beobachtungsstelle hat zu Bedenken gegeben, dass
die fehlenden Summen zusammenkommen könnten, wenn effektive Mittel
gegen Korruption eingesetzt würden, die den Staat jährlich 14
Milliarden Euro kostet. Weitere 3,6 Milliarden Euro könnten
eingesammelt werden, wenn ein Prozent der reichsten Menschen des
Landes ebenso viel Steuern abführen würde, wie sie es in den USA tun.
Die Wiedereinführung der Reichensteuer, die bei der letzten
Steuerreform abgeschafft wurde, würde eine weitere Milliarde Euro in
die Kassen spülen.

Auf dem landesweiten Treffen der Studierenden ENEES (Encuentro
Nacional de Estudiantes de Educación Superior) organisieren die
Studierenden die Verteidigung der öffentlichen Bildung. Und sie gehen
weiter auf die Straße, um einen größeren Etat für die Bildung zu
fordern: "Kein Geld mehr für Waffen und Krieg", war eine der
häufigsten Parolen, die die Studierenden von öffentlichen und privaten
Universitäten vor dem Kongress in Bogotá skandierten.


URL des Artikels:

https://www.npla.de/poonal/kolumbien-haushaltsetat-fuer-2019/


Der Text ist lizenziert unter Creative
Commons Namensnennung-Weitergabe unter gleichen Bedingungen 4.0
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GEWERKSCHAFT/278: Bundesweite Aktionen für gerechte Lehrkräftebezahlung "JA13" angekündigt (GEW)


Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft - 12. November 2018

GEW: "Die anderen Länder müssen nachziehen"

GEW kündigt bundesweite Aktionen für gerechte Lehrkräftebezahlung "JA13"
an - Start: 12. November.



Frankfurt a.M. - Mit bundesweiten Aktionen erhöht die Gewerkschaft
Erziehung und Wissenschaft (GEW) den Druck auf die Kultus- und
Finanzministerinnen und -minister, sich für die gleiche Bezahlung aller
voll ausgebildeten Lehrkräfte einzusetzen. "Gleichwertige Arbeit muss
gleich entlohnt werden. Immer noch werden in den meisten Bundesländern
Grundschullehrkräfte und in einigen Lehrkräfte in der Sekundarstufe I
schlechter bezahlt als Lehrerinnen und Lehrer etwa am Gymnasium. Deshalb
müssen alle Lehrkräfte nach A13 (Beamtinnen und Beamte) und E13
(Angestellte) bezahlt werden", sagt Frauke Gützkow, im GEW-Vorstand für die
"JA-13-Kampagne" verantwortlich, mit Blick auf die heute startenden
Aktionstage. Sie macht deutlich, dass dies "ein wichtiger Schritt ist, den
dramatischen Lehrkräftemangel zu bekämpfen. Wir müssen den Beruf
attraktiver machen, damit mehr junge Menschen ein Lehramtsstudium
beginnen." Die Aktivitäten der GEW-Landesverbände für die gleiche Bezahlung
der vollausgebildeten Lehrkräfte laufen vom 12. bis 23. November.

Gützkow sieht "Rückenwind" für den Vorstoß der GEW, weil mehrere
Bundesländer die Grundschullehrkräfte jetzt nach A13/E13 bezahlen. "Einige
Landesregierungen haben bereits verstanden, dass es höchste Zeit für eine
bessere Bezahlung der Grundschullehrkräfte ist. Die anderen Länder müssen
jetzt nachziehen", betont das GEW-Vorstandsmitglied. Gützkow, die auch für
Frauenpolitik verantwortlich ist, unterstreicht zudem, dass zurzeit
insbesondere Frauen benachteiligt würden: "Über 90 Prozent der
Grundschullehrkräfte sind Frauen. Frauenarbeit ist genau so viel wert wie
die Arbeit der Männer."

Neben der Grundschule stehe die Sekundarschule im Fokus der Aktionen, sagt
Gützkow. Vor allem Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen, Thüringen, Bayern
und Hamburg zahlten auch an anderen Schularten nach wie vor A12/E11. Aber
auch hier gebe es Bewegung: In Thüringen sollen die Regelschullehrkräfte,
die dortige Sekundarschule, ab 2020 mit Lehrkräften an Gymnasien,
berufsbildenden Schulen und Förderschulen bei der Bezahlung gleichziehen.
Der thüringische Kultusminister Helmut Holter (Die Linke), zugleich
amtierender Präsident der Kultusministerkonferenz (KMK), ließ zudem im
Sommer durchblicken, dass er die Durchlässigkeit für Lehrkräfte zwischen
den Schulen erhöhen wolle. "Ein richtiger Schritt", so Gützkow, "dafür
braucht es eine Lehrkräfteausbildung, die für alle Lehrämter gleich lang
ist und sich nicht an Schulformen, sondern an Klassenstufen orientiert."


Info: Berlin und Brandenburg kündigten nur wenige Tage nach
den GEW-JA13-Aktionen 2017 an, alle voll ausgebildeten
Grundschullehrerkräfte nach A13/E13 zu bezahlen und setzten dies um. Auch
für die Lehrerinnen und Lehrer, die noch nicht die neue Ausbildung
absolviert haben, die zehn Semester lang ist. In Sachsen sollen ab 2019
alle vollständig ausgebildeten Grundschullehrkräfte nach A 13/E 13 bezahlt
werden. Schleswig-Holstein hat einen Stufenplan nach A 13 vorgelegt, der
bis 2025 läuft. Die GEW setzt sich für eine Verkürzung dieses Plans ein. In
Nordrhein-Westfalen werden zudem die Rektorinnen und Konrektorinnen an
größeren Grundschulen nach A 14 bezahlt.

Laut einer aktuellen Prognose der KMK fehlen im laufenden Jahr 11.500
Lehrkräfte, um den Bedarf an Neueinstellungen zu decken - zusätzliche
Bedarfe etwa für eine erfolgversprechende Umsetzung der Inklusion oder den
Ganztag sind in diesen Zahlen nicht berücksichtigt. Für 2019 und 2020 gehen
die für schulische Bildung zuständigen Ministerinnen und Minister von je
3.000 fehlenden Lehrkräften aus. Bis 2030 braucht es jährlich im Schnitt
31.900 Neueinstellungen; aktuell werden jährlich jedoch nur 31.200
Lehrkräfte mit ihrer Ausbildung fertig. Besonders dramatisch fällt der
prognostizierte Mangel in beruflichen Fächern der Sekundarstufe, an
Berufsschulen und in den sonderpädagogischen Lehrämtern aus. Auch für
Grundschulen und den Sekundarbereich I erwartet die KMK "zum Teil große
Engpässe". Regional nennt sie Berlin sowie die ostdeutschen Länder als
Mangel-Zentren.

Alle weiteren Informationen zum Aktionszeitraum, zur GEW-Kampagne "JA 13"
sowie einen Überblick über die Lage in den einzelnen Bundesländern finden
Sie auf der GEW-Website: 

www.gew.de/JA13
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HOCHSCHULE/2250: "Gleichstellung Ausgezeichnet!" (idw)


Gemeinsame Wissenschaftskonferenz (GWK) - 09.11.2018

"Gleichstellung Ausgezeichnet!"

Mehr Frauen für die Wissenschaft - Auswahl im Professorinnenprogramm
getroffen



Bund und Länder initiierten 2008 das Professorinnenprogramm, das
Hochschulen bei der Berufung von Frauen auf Professuren in Form einer
Anschubfinanzierung fördert, sofern die Auswahl auf einer Bestenauslese
beruht. Das Programm zielt darauf ab, die Gleichstellung von Frauen und
Männern in Hochschulen zu fördern, die Anzahl von Frauen in
Spitzenfunktionen im Wissenschaftsbereich zu steigern und die Repräsentanz
von Frauen auf allen Qualifikationsstufen im Wissenschaftssystem
nachhaltig zu verbessern.

2017 hat die Gemeinsame Wissenschaftskonferenz (GWK) die dritte, bis 2022
währende Programmphase beschlossen, in der nun die ersten
Auswahlentscheidungen getroffen wurden. 111 Hochschulen aus allen 16
Ländern haben sich an dieser ersten Auswahlrunde der aktuellen Phase des
Professorinnenprogramms beteiligt. 86 Hochschulen haben ein unabhängiges
Begutachtungsgremium mit ihren gleichstellungspolitischen Strukturen und
Maßnahmen überzeugt. Dieses positive Ergebnis berechtigt sie bis zu drei
Anschubfinanzierungen für die Erstberufung von Frauen auf unbefristete
W2- oder W3-Professuren im Professorinnenprogramm zu beantragen. 10
Hochschulen, deren Konzept für die Personalentwicklung und -gewinnung auf
dem Weg zur Professur als hervorragend bewertet wurde, werden zudem mit
dem Prädikat "Gleichstellung Ausgezeichnet!" gewürdigt; diese Auszeichnung
gibt ihnen die Möglichkeit, die Förderung einer vierten Erstberufung einer
Frau in Anspruch zu nehmen.

Die Hochschulen haben im Rahmen des Programms zahlreiche
gleichstellungsfördernde Maßnahmen und Aktivitäten für die Zielgruppen des
Programms - Professorinnen, Nach-wuchswissenschaftlerinnen und
Studentinnen in Fächern, in denen sie unterrepräsentiert
sind - sowie zur Verbesserung der Vereinbarkeit von Studium/Wissenschaft
und Familie umgesetzt. Die Programmevaluation der zweiten Phase und die
Gesamtevaluation zeigen, dass der Anteil von Frauen an den Professuren an
deutschen Hochschulen während der Laufzeit insgesamt stärker angestiegen
ist, als nach dem Trend der Vorjahre zu erwarten gewesen wäre. "Das
Professorinnenprogramm hat einen Professionalisierungsschub der
Gleichstellungsarbeit an Hochschulen ausgelöst. Gleichwohl: Mit rund 24 %
ist der Frauenanteil an den Professuren alles andere als
zufriedenstellend. Auch im europäischen Vergleich benötigen wir mehr
Dynamik bei der Verbesserung der Gleichstellungsstrukturen an den
Hochschulen. Die Veränderungen in diesem Bereich setzen einen
Bewusstseins- und Kulturwandel voraus. Dieser Wandel geschieht durch einen
langfristig angelegten Prozess, der viel Engagement und Kontinuität
benötigt", erklärt die Vorsitzende der Gemeinsamen Wissenschaftskonferenz
(GWK), Bundesministerin Anja Karliczek.

"Um eine strukturelle Veränderung in Richtung auf mehr
Chancengerechtigkeit an den Hochschulen nachhaltig zu unterstützen, haben
wir die Fördermittel für die dritte Phase des Professorinnenprogramms
deutlich erhöht. Insgesamt werden 200 Mio. Euro zu Verfügung gestellt.
Damit geben Bund und Länder den Hochschulen den Anstoß, mehr weibliche
Vorbilder zu gewinnen, Gleichstellung neu zu denken, innovative Maßnahmen
zu konzipieren und zu erproben sowie Bewährtes zu verstetigen", erläutert
die stellvertretende GWK-Vorsitzende und Bremer Senatorin für
Wissenschaft, Prof. Dr. Eva Quante-Brandt.

Die Liste der mit dem Prädikat "Gleichstellung Ausgezeichnet!" gewürdigten
Hochschulen sowie die Liste aller zur Förderung ausgewählten Hochschulen
finden Sie in der Anlage.

Weitere Informationen unter:

http://www.gwk-bonn.de

Zu dieser Mitteilung finden Sie Anhänge unter der WWW-Adresse:

http://idw-online.de/de/attachment67202

Gleichstellung Ausgezeichnet!

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution337

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Gemeinsame Wissenschaftskonferenz (GWK), 09.11.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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WEITERBILDUNG/151: Für eine neue Weiterbildungskultur in Deutschland (BMBF)


BMBF - Bundesministerium für Bildung und Forschung - 12.11.2018

Für eine neue Weiterbildungskultur in Deutschland

Startschuss gefallen für Beratungen zur Nationalen Weiterbildungsstrategie



Heute haben das Bundesministerium für Bildung und Forschung (BMBF) und das
Bundesministerium für Arbeit und Soziales (BMAS) gemeinsam in Berlin mit
den Sozialpartnern, Ländern, Kammern und der Bundesagentur für Arbeit den
Auftakt für die Erarbeitung einer Nationalen Weiterbildungsstrategie
gegeben. Wie im Koalitionsvertrag vereinbart, sollen eine neue
Weiterbildungskultur etabliert, arbeitsmarkt- und bildungspolitische
Instrumente besser verzahnt und Weiterbildungsprogramme von Bund und
Ländern gebündelt werden.

Anja Karliczek, Bundesministerin für Bildung und Forschung, hob hervor:
"Wir machen uns jetzt auf den Weg zu einer Nationalen
Weiterbildungsstrategie. Jeder Mensch hat Talente, Fähigkeiten und
Potentiale. Wir brauchen in unserer Gesellschaft eine positive
Weiterbildungskultur. Fort- und Weiterbildungen müssen für jeden Einzelnen
eine Selbstverständlichkeit werden! Hierfür benötigen wir passende Angebote
und Transparenz. Die Nationale Weiterbildungsstrategie soll innovative Wege
zur Verknüpfung von Theorie und Praxis ermöglichen. Denn eine exzellente
Aus- und Weiterbildung ist der Schlüssel zu unserem Wohlstand von morgen."

Hubertus Heil, Bundesminister für Arbeit und Soziales, sagte dazu: "Die
Arbeit wird uns auch in Zukunft nicht ausgehen. Gleichzeitig werden sich
durch den digitalen Wandel Berufsbilder und Qualifikationsprofile verändern
und neue Berufe entstehen. Dabei ist Weiterbildung der Schlüssel, um
Fachkräfte zu gewinnen und Beschäftigungsmöglichkeiten für die Menschen in
Deutschland zu erhalten und zu erweitern. Berufliche Weiterbildung und
Qualifizierung sind mehr denn je Voraussetzung, das eigene Berufsleben
selbstbestimmt zu gestalten. Deutschland muss noch stärker als bisher zu
einem Qualifizierungsland werden, zu einem Land des Lernens. Diesen
Anspruch verfolgen wir mit der Nationalen Weiterbildungsstrategie."

Die Nationale Weiterbildungsstrategie ist ein Kernelement der
Fachkräftestrategie, die am 6. November 2018 von fünf beteiligten
Bundesministern in Berlin vorgestellt wurde. Denn in einer digitalen
Arbeitsgesellschaft ist Weiterbildung der Schlüssel zur Fachkräftesicherung
und zur beruflichen Weiterentwicklung. Ziel der Nationalen
Weiterbildungsstrategie ist es daher, alle Erwerbstätigen dabei zu
unterstützen, ihre Qualifikationen und Kompetenzen im Wandel der
Arbeitswelt zu erhalten, anzupassen, fortzuentwickeln und ihnen Auf- und
Umstiege im Berufsleben zu ermöglichen.

Die Nationale Weiterbildungsstrategie baut auf bereits erfolgreich
etablierten, aber auch geplanten Initiativen und Gesetzen der
Bundesregierung auf. Zu nennen sind hier beispielsweise das
Berufsbildungsgesetz, das Qualifizierungschancengesetz und das
Aufstiegsfortbildungsförderungsgesetz. Im Rahmen der Nationalen
Weiterbildungsstrategie gilt es nun, gemeinsam mit den Ländern und den
Sozialpartnern diese zu bündeln und weiterzuentwickeln.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung 109/2018 vom 12.11.2018

BMBF - Bundesministerium für Bildung und Forschung

Pressereferat

Kapelle-Ufer 1, 10117 Berlin

Telefon: (030) 18 57 - 50 50, Fax: (030) 18 57 - 55 51

E-Mail: presse@bmbf.bund.de

Web: https://www.bmbf.de
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MELDUNG/628: Durchbruch - Gemeinsam Kükentöten beenden (BMEL)


Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft

Pressemitteilung Nr. 171 vom 08.11.18

Durchbruch: Gemeinsam Kükentöten beenden!

Die Bundesministerin für Ernährung und Landwirtschaft und SELEGGT stellen
marktreife Methode zur Geschlechtsbestimmung im Brut-Ei vor.



Pro Jahr werden allein in Deutschland rund 45 Millionen männliche Küken
getötet, die von Legehennenrassen stammen. Männliche Küken dieser Rassen
legen keine Eier und setzen beim Mästen nicht genug Fleisch an. Aufgrund
der hohen Kosten werden die männlichen Küken, die so genannten Bruderhähne,
oft nicht aufgezogen. Um die Praxis des Kükentötens zu beenden, hat das
Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft (BMEL) mit circa fünf
Millionen Euro die Entwicklung von Verfahren zur Geschlechtsbestimmung im
Brut-Ei gefördert, um männliche Küken nicht erst ausbrüten zu müssen.

Die Bundesministerin für Ernährung und Landwirtschaft, Julia Klöckner,
stellt am 8. November 2018 gemeinsam mit Dr. Ludger Breloh,
SELEGGT-Geschäftsführer, und Jan Kunath, stellvertretendem
Vorstandsvorsitzenden der REWE Group, in Berlin das nun marktreife
Verfahren zur Geschlechtsbestimmung im Brut-Ei vor: das SELEGGT-Verfahren.
In 223 REWE- und PENNY-Märkten in Berlin können Kunden ab November die
ersten Konsumeier kaufen, deren Legehennen als Brut-Ei das neue Verfahren
durchlaufen haben. Die REWE Group plant bereits für das kommende Jahr die
nationale Markteinführung der so genannten "respeggt-Freiland-Eier" auf
alle rund 5.500 REWE- und PENNY-Märkte in Deutschland auszudehnen. Parallel
erarbeitet SELEGGT ein Geschäftsmodell, um die Technik der Branche
kostenneutral als Dienstleistung zur Verfügung zu stellen. Somit ist
Deutschland Auftaktgeber der neuen Methode, die das Kükentöten in
Brütereien beenden kann. Ab 2020 soll auch ersten Brütereien das
patentrechtlich geschützte Verfahren zur Nutzung angeboten werden.

Bundeslandwirtschaftsministerin Julia Klöckner: "Das ist ein großer Tag für
das Tierwohl in Deutschland! Und damit werden wir Taktgeber in Europa. Mein
Ministerium hat mit rund fünf Millionen Euro die Erforschung von
vielversprechenden Verfahren zur Geschlechtsbestimmung im Brut-Ei
unterstützt. Deutschland ist mit der Marktreife des heute vorgestellten
Verfahrens Vorreiter. Jetzt ist es möglich, durch ein nadelspitzen-winziges
Loch das Geschlecht der Küken im Brut-Ei festzustellen. Männliche Brut-Eier
müssen also nicht mehr ausgebrütet und die Küken dann auch nicht mehr
getötet werden. Das ist eine Spitzenleistung der Wissenschaftler, und ich
freue mich, dass es Praxispartner in der Wirtschaft gibt, die dieses
Verfahren zur Anwendung bringen und allgemein zugänglich machen. Auch für
den Verbraucher ist es ein deutlich erkennbarer Schritt zu mehr Tierwohl.
Es ist auch eine Chance für Brütereien in Deutschland. Für sie ist es eine
Alternative, die es ihnen ermöglicht, weiterhin in Deutschland zu
produzieren - und gleichzeitig mehr für Tierwohl zu tun. Denn sobald allen
das Verfahren zur Verfügung steht und alle Brütereien mit der Methode
arbeiten, gibt es keinen Grund und keine Rechtfertigung mehr für das
Kükentöten. Unabhängig davon gilt es, das Zweitnutzungshuhn nicht aus den
Augen zu verlieren und zu fördern.

Dr. Ludger Breloh, Geschäftsführer von Seleggt: "Die Förderung des
Ministeriums war für uns speziell in der Phase der Grundlagenforschung an
der Universität Leipzig enorm wichtig. Für die Unterstützung möchte ich
mich daher an dieser Stelle ausdrücklich bedanken. Trotz aller Euphorie
haben wir noch einen längeren Weg vor uns. Wir werden von unserer Seite mit
Hochdruck daran arbeiten, das SELEGGT-Verfahren den Brütereien
kostenneutral zur Verfügung stellen zu können. Im kommenden Jahr wollen
wir von der Markt- zur Serienreife kommen. Dennoch halte ich die
Entwicklung und Förderung des Zweinutzungshuhns nach wie vor für nicht
minder wichtig. Bis dahin könnte die Geschlechtsbestimmung im Brut-Ei die
Brückentechnologie sein."

Jan Kunath, stellvertretender Vorstandsvorsitzender der REWE Group: "Die
Rewe Group fordert und fördert sektorale Veränderungsprozesse, die den
gesellschaftlichen Ansprüchen Rechnung tragen - auch jenseits der eigenen
Geschäftsbereiche. Aus diesem Grund hat die Rewe Group mit der Seleggt GmbH
ein Joint Venture mit dem Ziel gegründet, die Grundlagenforschung zur
endokrinologischen Geschlechtsbestimmung von Brut-Eiern so
weiterzuentwickeln, dass marktreife Lösungen entstehen. Umso mehr freue ich
mich, dass wir seit heute den Kunden in unseren REWE- und PENNY-Märkten in
Berlin nicht nur im Hinblick auf die Haltungsform der Hühner eine
Alternative bieten können. Wer möchte, der kann durch sein Kaufverhalten
nun mit dazu beitragen, die Praxis des Kükentötens zu überwinden. Ich bin
davon überzeugt, dass der Mehrpreis von einigen wenigen Cent pro Packung
gut investiert ist. Im Laufe des kommenden Jahres können unsere Kunden dann
sukzessive in ganz Deutschland die respeggt-Freiland-Eier kaufen. Als
Unternehmen setzen wir hier ein Zeichen, dass Nachhaltigkeit und Tierwohl
für uns elementare Größen sind. In diesem Zusammenhang verweise ich auch
auf unsere sehr erfolgreichen Projekte, bei denen sowohl die männlichen als
auch die weiblichen Küken aufgezogen werden - Spitz&Bube bei REWE und
Herzbube bei PENNY. Denn damit bieten wir unseren Kunden vom klassischen
Freiland-Ei über das respeggt-Freiland-Ei bis hin zum Bruderhahn-Ei eine
Auswahl wie sonst kein anderes Handelsunternehmen."

SELEGGT: Non-invasive Geschlechtsbestimmung im Brut-Ei

SELEGGT ist ein Joint Venture der REWE Group mit einem
Technologie-Unternehmen, gefördert durch das BMEL. Beim so genannten
SELEGGT-Verfahren wird in die Schale des Brut-Eies mit Hilfe eines Lasers
ein maximal 0,3 Millimeter kleines Loch gebrannt. Über dieses wird
non-invasiv eine winzige Menge der so genannten Allantoisflüssigkeit
entnommen. Das Innere des Brut-Eies wird dabei nicht berührt und bleibt
unversehrt. Im nächsten Schritt wird die Allantoisflüssigkeit auf einen
patentierten Marker außerhalb des Brut-Eies gegeben. Dieser zeigt durch
Farbumschlag an, ob sich in dem Brut-Ei das geschlechtsspezifische Hormon
Östronsulfat nachweisen lässt. Ist dies der Fall, entwickelt sich in dem
Brut-Ei ein weibliches Küken. Nach der Geschlechtsbestimmung muss das
Brut-Ei nicht verschlossen werden, da sich die innere Eimembran
selbstständig zusammenzieht und das winzige Loch von innen verschließt. Am
21. Bruttag schlüpft dann ein weibliches Küken. Fehlt Östronsulfat, handelt
es sich um ein männliches Brut-Ei, das aussortiert und zu hochwertigen
Tierfutter weiter verarbeitet wird. Das SELEGGT-Verfahren hat in der Praxis
eine Bestimmungsgenauigkeit von rund 98 Prozent. Die lückenlose
Rückverfolgbarkeit stellt eine innovative Blockchain-Technologie sicher. In
der Blockchain werden die relevanten Daten von der mit dem
SELEGGT-Verfahren ausgestatteten Brüterei über den
Junghennen-Aufzuchtbetrieb und den Legebetrieb bis hin zu Eier-Packstellen
mittels einer App eingegeben. Die Daten werden dezentral gespeichert, sind
für alle Teilnehmer der Lieferkette einsehbar und unveränderlich. So wird
eine hohe Sicherheit über die gesamte Lieferkette gewährleistet.

 * 

Quelle:
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MELDUNG/627: Staatssekretär Dr. Hermann Onko Aeikens - "Von einer Bio-Blockade kann keine Rede sein." (BMEL)


Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft

Presseinformation vom 09.11.2018

Dr. Hermann Onko Aeikens: "Von einer Bio-Blockade kann keine Rede sein."


Zur Erklärung der BÖLW-Verbände zur Mitgliederversammlung 2018 [1] erklärt
der Staatssekretär im Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft
(BMEL), Dr. Hermann Onko Aeikens:



"Die Behauptung der BÖLW-Verbände kann ich ihn keiner Weise nachvollziehen.
Im Bundeshaushalt 2018 haben wir die Mittel für das Bundesprogramm
ökologischer Landbau (BÖLN) deutlich von 20 auf 30 Millionen Euro jährlich
gesteigert. Förderungen, die dem ökologischen Anbau dienen, finden sich
auch in weiteren Titeln des Agrarhaushaltes unter anderem bei der
Forschung, den agrarsozialen Leistungen oder bei den Messetiteln. Die
positive Entwicklung des ökologischen Landbaus und der gesamten Biobranche
insbesondere auch in den beiden vergangenen Jahren zeigt, dass die
Bundesregierung mit ihrem Konzept auf dem richtigen Weg ist. Ziel der
Bundesregierung ist es, die heimische Landwirtschaft in die Lage zu
versetzen, das Potenzial des ökologischen Landbaus als besonders
ressourcenschonende und umweltverträgliche Wirtschaftsform auszuschöpfen.
Daher wird angestrebt, 20 Prozent der landwirtschaftlichen Fläche in
Deutschland ökologisch zu bewirtschaften. Dies entspricht dem in der
Nachhaltigkeitsstrategie der Bundesregierung definierten Ziel. Im
Koalitionsvertrag der Bundesregierung wurde zudem vereinbart, dass dieses
Ziel bis zum Jahr 2030 erreicht werden soll.

Selbstverständlich ist die Umsetzung der vereinbarten Maßnahmen in vollem
Gange - auch wenn wir das nicht jeden Tag kundtun. Zentrale Vorhaben sind
bereits weit vorangeschritten, wie zum Beispiel die Revision der
EU-Öko-Basisverordnung. Mehr noch: Das Rechtsetzungsverfahren zur
EU-Öko-Basisverordnung wurde mit der Veröffentlichung der Verordnung im
Amtsblatt im Juni dieses Jahres abgeschlossen. Während der fast
vierjährigen Verhandlungsdauer standen wir mit den Verbänden für den
ökologischen Landbau auf fachlicher wie auf politischer Ebene in einem sehr
engen Austausch. Wir haben für Deutschland und die deutsche Biobranche
durch unser gemeinsames Engagement sehr viel erreichen können. Jetzt kommt
es darauf an, dass die Durchführungsbestimmungen und delegierten Rechtsakte
so gestaltet werden, dass sie für Klarheit, Harmonisierung und Sicherheit
in der Rechtsanwendung sorgen. Auch diese anspruchsvolle und wichtige
Aufgabe haben wir in den vergangenen Monaten zu einem gemeinsamen Anliegen
gemacht.

Vor zwei Wochen hat die Bundesministerin für Ernährung und Landwirtschaft
in Mainz den Fortgang der Nationalen Zukunftsstrategie des
Bundeslandwirtschaftsministeriums für den Ökolandbau vorgestellt. Von einer
Bio-Blockade kann also keine Rede sein."


Im Schattenblick siehe unter:

www.schattenblick.de / Infopool → Politik → Ernährung
→

VERBAND/2330: "Bundesministerin Klöckner blockiert Bio" (BÖLW)

 * 
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VERBRAUCHERSCHUTZ/1321: Resistente Keime - Können Rohkost und Salat ein Gesundheitsrisiko sein? (idw)


Bundesinstitut für Risikobewertung (BfR) - 08.11.2018

Resistente Keime: Können Rohkost und Salat ein Gesundheitsrisiko
sein?

Gemeinsame Pressemitteilung von Julius-Kühn-Institut (JKI) und BfR zu
einer Studie über antibiotikaresistente Bakterien mit mehreren
übertragbaren Resistenzgenen auf Frischeprodukten



Salate sind beliebte Lebensmittel, um sich ausgewogen und gesund zu
ernähren. Für den Konsum werden sie oft bereits fertig geschnitten und in
Folie verpackt zum Kauf angeboten. Von solchen Frischeprodukten ist
bekannt, dass sie mit Hygiene-relevanten Keimen kontaminiert sein können.
Dass darunter auch Keime sind, die Resistenzen gegen Antibiotika tragen,
hat eine Arbeitsgruppe unter Federführung von Professor Dr. Kornelia
Smalla vom Julius-Kühn-Institut (JKI) nachgewiesen. "Diesem Befund müssen
wir auf den Grund gehen", sagte Professor Dr. Georg Backhaus, Präsident
des Julius-Kühn-Instituts. Bekannt ist, dass antibiotikaresistente
Bakterien in Gülle, Klärschlamm, Boden und Gewässern vorkommen. "Dieser
besorgniserregende Nachweis auf Pflanzen reiht sich in ähnliche Befunde
auf anderen Lebensmitteln ein", ergänzt Professor Dr. Dr. Andreas Hensel,
Präsident des Bundesinstituts für Risikobewertung. "Was er für das
gesundheitliche Risiko von Verbraucherinnen und Verbrauchern bedeutet,
wird jetzt vordringlich bewertet."

Link: The transferable resistome of produce

https://doi.org/10.1128/mBio.01300-18

Für die Untersuchungen erwarb die Arbeitsgruppe von Professor Smalla in
deutschen Supermärkten Mix-Salate, Rucola und die Gewürzpflanze Koriander.
Die Proben wurden anschließend untersucht, um die Gesamtheit der
übertragbaren Antibiotika-Resistenzgene (die Forscher sprechen vom
übertragbaren Resistom) in Escherichia coli, einem meist harmlosen
Darmkeim, auf diesen Lebensmitteln zu ermitteln. Die Expertinnen und
Experten konzentrierten sich bei den Untersuchungen auf den Teil der
Escherichia coli-Bakterien, die gegen den Wirkstoff Tetrazyklin resistent
sind. Denn Tetrazyklinantibiotika werden in der Tierhaltung eingesetzt, wo
sie etwa im Darm der Nutztiere die Entwicklung und Vermehrung resistenter
Keime fördern können. Diese Keime, aber auch ein Teil der Antibiotika
werden ausgeschieden und kommen dann über organische Dünger wie Gülle auf
die Felder. Smallas Fazit: "Die Ergebnisse aus den umfangreichen
Untersuchungen zeigen eindeutig, dass eine beachtliche Vielfalt von
übertragbaren Plasmiden, das sind außerhalb der Chromosomen vorkommende
Erbträger in Bakterien, mit Resistenzgenen in den E. coli aus
Frischeprodukten gefunden wurde. Diese tragen Resistenzen gegen jeweils
mehrere Antibiotikaklassen. E. coli-Bakterien mit diesen Eigenschaften
waren auf allen drei geprüften Lebensmitteln zu finden."

Kommen solche an sich harmlose Bakterien auf pflanzlichen Lebensmitteln
vor, können sie bei deren Rohverzehr in den menschlichen Darm gelangen.
Einmal aufgenommen, können die Bakterien ihre Plasmide im Darm an dort
vielleicht vorkommende krankmachende Bakterien weitergeben. Man bezeichnet
das als horizontalen Gentransfer. In der Natur versetzt der horizontale
Gentransfer Bakterien in die Lage, sich schnell an wechselnde
Umweltbedingungen anzupassen. Wird ein Patient mit Antibiotika behandelt,
haben Bakterien, die solche übertragbaren Resistenzgene in ihr Erbgut
aufgenommen haben, einen Vorteil und vermehren sich stärker als ihre nicht
so ausgestatteten Konkurrenten. Wie häufig es angesichts der geringen
Belastung mit E. coli auf Salat zu einer Übertragung von Resistenzen im
menschlichen Darm kommt, ist bisher nicht bekannt. Wenig bekannt ist auch,
ob und in welchem Umfang es zu Erkrankungen durch so entstandene
resistente Bakterien kommt.

Generell sollten Verbraucherinnen und Verbraucher Rohkost, Blattsalate und
frische Kräuter vor dem Verzehr gründlich mit Trinkwasser waschen, um das
Risiko der Aufnahme von Krankheitserregern oder antibiotikaresistenten
Bakterien zu minimieren.

Schwangere und Personen, deren Abwehrkräfte durch hohes Alter,
Vorerkrankungen oder Medikamenteneinnahme geschwächt sind, sollten darüber
hinaus zum Schutz vor lebensmittelbedingten Infektionen auf den Verzehr
von vorgeschnittenen und verpackten Salaten vorsichtshalber verzichten und
stattdessen Salate aus frischen und gründlich gewaschenen Zutaten kurz vor
dem Verzehr selbst zubereiten.

Durch das Waschen lassen sich die auf den pflanzlichen Lebensmitteln
möglicherweise vorhandenen Krankheitserreger oder antibiotikaresistenten
Bakterien jedoch nicht sicher entfernen. Deshalb ist es in seltenen
Einzelfällen notwendig, dass besonders immungeschwächte Personen gemäß
Anweisung ihrer behandelnden Ärzte, Gemüse und frische Kräuter vor dem
Verzehr ausreichend (mindestens zwei Minuten auf 70°C im Inneren des
Lebensmittels) erhitzen.

Die Studie des Julius-Kühn-Instituts, der Universität Gießen sowie der
University of Idaho zu antibiotikaresistenten Keimen auf Pflanzen ist in
der Oktoberausgabe der Fachzeitschrift mBio erschienen.


Blau K, Bettermann A, Jechalke S, Fornefeld E, Vanrobaeys Y, Stalder
T, Top E.M, Smalla K. 2018: The transferable resistome of produce. mBio
9:e01300-18.


Über das BfR

Das Bundesinstitut für Risikobewertung (BfR) ist eine wissenschaftlich
unabhängige Einrichtung im Geschäftsbereich des Bundesministeriums für
Ernährung und Landwirtschaft (BMEL). Es berät die Bundesregierung und die
Bundesländer zu Fragen der Lebensmittel-, Chemikalien- und
Produktsicherheit. Das BfR betreibt eigene Forschung zu Themen, die in
engem Zusammenhang mit seinen Bewertungsaufgaben stehen.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution638

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Bundesinstitut für Risikobewertung (BfR), 08.11.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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WISSENSCHAFT/1426: "Perspektiven schaffen!" - Neue Afrika-Strategie vorgestellt (BMBF)


BMBF - Bundesministerium für Bildung und Forschung - 12.11.2018

"Perspektiven schaffen!" - Neue Afrika-Strategie vorgestellt

BMBF stellt 300 Millionen Euro für deutsch-afrikanische Initiativen bereit



"Perspektiven schaffen!" Unter diesem Leitgedanken hat heute die
Bundesforschungsministerin Anja Karliczek gemeinsam mit der Kommissarin für
Humanressourcen, Wissenschaft und Technologie der Afrikanischen Union,
Sarah Mbi Enow Anyang Agbor, die neue Afrika-Strategie des
Bundesministeriums für Bildung und Forschung (BMBF) vorgestellt. Die
Strategie wurde unter Beteiligung deutscher und afrikanischer Akteure aus
Bildung, Wissenschaft und Forschung erarbeitet. "Um Zukunft zu gestalten,
um Märkte wachsen, um Arbeitsplätze entstehen zu lassen sind Bildung und
Forschung zentral. Das gilt ganz besonders für die stark wachsende junge
Bevölkerung auf dem afrikanischen Kontinent. Diese Menschen brauchen
Chancen, ihre Talente zu entdecken, zu entwickeln und zu entfalten. Das
schafft Perspektiven, trägt dazu bei, den afrikanischen Kontinent
voranzubringen und stärkt die Beziehungen zwischen den afrikanischen und
europäischen Partnern", sagte Karliczek bei der Vorstellung der Strategie
in Berlin.

Die Afrika-Strategie des BMBF bietet einen verlässlichen Rahmen, Kontakte
und Kooperationen mit afrikanischen Partnerinstitutionen auf- und
auszubauen. In fünf Handlungsfeldern wird das BMBF künftig mit mindestens
300 Millionen Euro deutsch-afrikanische Kooperationen in Bildung,
Wissenschaft und Forschung fördern. Afrikanische und deutsche Akteure
werden gemeinsam an Lösungen großer Herausforderung arbeiten. Dazu zählen
zum Beispiel Themen wie demografische Entwicklung, Jugendarbeitslosigkeit,
Ernährungsbedarf, Klimawandel, die rasante Urbanisierung und die wachsende
Nachfrage nach Energie.

Im Mittelpunkt der neuen Afrika-Strategie stehen Qualifizierung der
Menschen, Innovation, Transfer von Forschungsergebnissen und
Anwendungsnähe. Die Strategie greift afrikanische Prioritäten auf und trägt
zur Umsetzung der Ziele für nachhaltige Entwicklung der Vereinten Nationen
bei.

Die Zusammenarbeit mit afrikanischen Partnern wird vor allem in jenen
Themenfeldern gestärkt, die nachhaltig Lebensgrundlagen für die Menschen
vor Ort schaffen, bewahren und verbessern. Die Afrika-Strategie orientiert
sich an den Interessen und Bedarfen der afrikanischen Partner, dient
zugleich aber auch deutschen Interessen. "Mit der Afrika-Strategie wollen
wir Herausforderungen angehen, vor denen Afrika und Deutschland gemeinsam
stehen. Denn die großen Fragen unserer Zeit machen nicht an Grenzen halt.
Wir können sie nur gemeinsam meistern", betonte Karliczek.

Die neue Afrika-Strategie soll Bildung, Wissenschaft und Forschung in
Deutschland noch internationaler machen und Zukunftsperspektiven und
nachhaltige Entwicklungschancen in Afrika fördern. Dafür rückt sie fünf
Handlungsfelder in den Fokus: Wissenstransfer und Innovation, die
Qualifizierung von Menschen als Schlüssel für Aufstieg und
gesellschaftliche Teilhabe, die Steigerung der Beschäftigungsfähigkeit und
die Synergien des deutschen Engagements sollen zur Erreichung der Ziele für
nachhaltige Entwicklung der Vereinten Nationen beitragen und Wachstum,
wirtschaftliche Perspektiven und Wohlstand in den afrikanischen
Partnerländern verbessern.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung 108/2018 vom 12.11.2018

BMBF - Bundesministerium für Bildung und Forschung

Pressereferat

Kapelle-Ufer 1, 10117 Berlin

Telefon: (030) 18 57 - 50 50, Fax: (030) 18 57 - 55 51

E-Mail: presse@bmbf.bund.de

Web: https://www.bmbf.de
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FORSCHUNG/926: Die Zukunft der Innenstädte - Projekt erforscht Lösungen für Omnichannel Handel (idw)


Kühne Logistics University - Wissenschaftliche Hochschule für Logistik und
Unternehmensführung - 09.11.2018

Die Zukunft der Innenstädte: 

Forschungsprojekt erforscht Lösungen für Omnichannel Handel



Einkaufen mit Hilfe von Avataren, Augmented Reality und Apps - wenn es
nach dem Forschungsprojekt SURTRADE geht, könnte das in deutschen
Innenstädten in Zukunft ganz normal sein. Das Projekt arbeitet an Lösungen
für den Omnichannel Handel. Auch kleinere Händler sollen von den neuen
Möglichkeiten profitieren.

Für Kunden ist der Omnichannel Handel herrlich bequem: Sie unterscheiden
nicht mehr strikt zwischen stationären, online und mobilen Kanälen,
sondern entscheiden nach Bedarf, wie sie sich über Waren informieren,
diese erhalten oder bezahlen möchten. Die Kaufentscheidung fällt dann
häufig dort, wo der Service am besten ist. Viele Einzelhändler stellt
diese Entwicklung allerdings vor große Herausforderungen. "Die Kunden
haben sich an Auswahl und Services der Online Shops gewöhnt und erwarten
das auch bei stationären Händlern", sagt André Ludwig, Professor an der
Kühne Logistics University (KLU) in Hamburg. "Um zu überleben, müssen
diese ihren Kunden ein ganz neues Einkaufserlebnis bieten."

Ludwig ist Leiter des Forschungsprojekts SURTRADE (Smart Urban Retail
Services). Das mehrjährige Projekt bringt Wissenschaftler und Praktiker
zusammen und wird vom Bundesministerium für Bildung und Forschung
gefördert. Ziel ist es, Einzelhändlern genau jene Services zur Verfügung
zu stellen, die den Kunden den Einkauf so angenehm wie möglich machen.
"Wir arbeiten an einem Baukasten-System, aus dem sich jeder Händler die
Tools und Services heraus suchen kann, die zu ihm und seinen Kunden
passen", erklärt Ludwig. Von der Bedürfnisweckung über Beratung, Kauf und
Warenzustellung bis hin zur Kundenbindung. "Damit wollen wir Fach- und
Einzelhändler auf dem Weg zum Omnichannel Handel unterstützen und auch
kleineren Händlern die Möglichkeit geben, gegen die großen Konkurrenten zu
bestehen."

Am SURTRADE Projekt beteiligt sind Partner aus ganz unterschiedlichen
Bereichen. Neben der KLU sind als weitere Hochschulen die Universität
Leipzig und die HHL Leipzig Graduate School of Management dabei. Aus der
Praxis kommen Tchibo, SALT Solutions und CheckMobile dazu.

Avatare, HoloLenses und Beacons in der Praxis testen

Die ersten Anwendungen, die das SURTRADE Projekt erforscht, können bereits
in der Praxis getestet werden: Am Freitag wurde in der Leipziger
Innenstadt ein Reallabor eröffnet, das als Versuchsfeld dient. "Im
Reallabor zeigen wir einen ersten Zwischenstand unserer Ergebnisse und
sammeln Eindrücke und Bewertungen von Einzelhändlern und Kunden", erklärt
Dr. Tanja Korzer, geschäftsführende Wissenschaftliche Mitarbeiterin am
Institut für Stadtentwicklung und Bauwirtschaft (ISB) an der Universität
Leipzig. "Diese fließen dann in die weitere Entwicklung von SURTRADE mit
ein." Ausprobieren ist im Reallabor also ausdrücklich erwünscht.

Die einzelnen Projektpartner steuern unterschiedliche Services bei. SALT
Solutions stellt im Reallabor einen Avatar für den Kauf von Kleidung vor.
Anstatt sich in engen Umkleidekabinen zu drängeln und Kleidungsstücke bei
grellem Kunstlicht zu begutachten, können Kunden mit der 
Mixed-Reality-Technologie das Anprobieren einer virtuellen Persönlichkeit 
überlassen. "Man setzt einfach eine Mixed-Reality-Brille, eine sogenannte 
HoloLens, auf, passt den Avatar an die eigenen Körpermaße an und kann dann
verschiedene Schnitte, Designs und Farbkombinationen betrachten", erklärt
Gunter Teichmann, Leiter des Bereichs Innovation und Forschung der SALT
Solutions AG. Das virtuelle Selbst erscheint dabei so, als würde es mitten
im Raum stehen. "Für die Zukunft arbeiten wir auch an einer Beratung durch
die Avatare", sagt Teichmann. Dann sollen sie aufgrund von vorherigen
Einkäufen Empfehlungen zu Modellen oder Farben geben.

Nicht nur Kleidungsstücke lassen sich virtuell betrachten und aussuchen.
Die KLU arbeitet an einer Lösung, bei der die HoloLens für den Möbelkauf
eingesetzt wird. "Mit Hilfe der Mixed Reality kann die gesamte
Produktpalette in allen Variationen und Kombinationen gezeigt werden",
erklärt Professor Ludwig, "egal ob sie im Laden vorrätig ist oder nicht."
Das bietet Möbelhäusern die Möglichkeit, Ausstellungsräume im Herzen der
Stadt zu haben, in denen sie ihre Produkte präsentieren und verkaufen
können. "Auch für kleinere Händler wäre die Technik ein Vorteil", führt
Ludwig weiter aus. "Sie könnten ihren Kunden ein großes Sortiment
anbieten, wie diese es aus Online Shops gewohnt sind, ohne alle
Möbelstücke ständig auf Lager haben zu müssen."

Ein weiterer Beitrag der KLU zum SURTRADE Projekt basiert auf dem Einsatz
von Beacons, kleinen Sendern, deren Signale von Smartphones erkannt werden
können. "Kommt ein Kunde in die Nähe eines bestimmten Produkts, können wir
ihm über eine App nützliche Informationen auf sein Telefon senden", fasst
Ludwig zusammen. "Das können zum Beispiel die Inhaltsstoffe eines Produkts
sein, Bewertungen von anderen Kunden, wie man sie aus Online Shops kennt,
oder personalisierte Empfehlungen."

Für das Reallabor sind es Informationen rund um die Kaffeespezialitäten
von Tchibo. Das Unternehmen bestückt in Leipzig ein Regal mit einer
Auswahl aus seinem Sortiment - und bietet an einer Kaffeebar ein
kostenloses Getränk für alle Besucher des Reallabors. "Mit den Beacons
können wir unsere Produkte für die Kunden auf zusätzlichen Ebenen
erfahrbar machen", sagt Michelle Trella, Junior Prozess Manager im Bereich
Cross Channel bei Tchibo. "Wir sind sehr gespannt, wie die Kunden im
Reallabor darauf reagieren werden." Ihren Kaffee können sich die Besucher
individuell zusammenzustellen. Möglich macht es die mit einer App, wie
auch Alexa, gesteuerte QBO Kaffeemaschine.

Von der Universität Leipzig kommt eine digitale Stadtkarte von Leipzig,
die Kunden hilft, sich in der Stadt zurecht zu finden. "Unsere Karte
bietet den Nutzern Informationen, die sie in anderen Navigations-Apps
nicht unbedingt finden", sagt Tanja Korzer. "Wir haben nicht nur
Geschäfte, Restaurants und Hotels mit aufgenommen, sondern auch Dinge, die
man oft lange suchen muss, wenn man sich in einer Stadt nicht auskennt:
Zum Beispiel Sitzgelegenheiten, Trinkwasserstellen, öffentliche Toiletten
und Wickelräume."

Am Ende eines Shoppingtages bietet CheckMobile eine Lösung für die
Lieferung nach Hause an. Die Einkäufe werden kostenlos geliefert - auch
aus unterschiedlichen Geschäften, unter anderem zwei Tchibo-Filialen in
der Leipziger Innenstadt. "Ziel von SURTRADE ist es, den Kunden ein
neuartiges und positives Einkaufserlebnis zu ermöglichen", sagt Janine
Dulitz, Head of Professional Services bei der CheckMobile GmbH. "Dazu
gehört auch, dass sie ihre Tüten nicht mehr durch die ganze Stadt tragen
müssen."

Für die Auswertung des Reallabors ist die HHL Leipzig Graduate School of
Management verantwortlich. "Wir befragen die Besucher zu den einzelnen
Stationen im Reallabor, um heraus zu finden, welche besonders gut
angenommen werden und wo es noch hakt", erklärt Eric Holdack,
wissenschaftlicher Mitarbeiter an der HHL.

Die Projektpartner von SURTRADE erwarten eine rege Beteiligung der
Leipziger am Reallabor - und Erkenntnisse, wie sie die Angebote an Händler
und Kunden weiter verbessern können. Ein weiteres Reallabor soll im
kommenden Jahr in Hamburg stattfinden. Bis dahin sollen noch zusätzliche
Services dazu kommen.




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1274
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Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Kühne Logistics University - Wissenschaftliche Hochschule
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INTERNATIONAL/249: Brasilien - Ermittlungen im Mordfall Marielle Franco bald auf Bundesebene? (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Brasilien

Ermittlungen im Mordfall Marielle Franco bald auf Bundesebene?

Von Katarine Flor



(São Paulo, 7. November 2018, Brasil de Fato/ poonal) - Bald
könnte im Mordfall Marielle Franco und Anderson Gomes auf Bundesebene
ermittelt werden. Am 6. November hat die Abgeordnetenkammer den Antrag
angenommen, der die Übergabe des Mordfalls an die Bundesbehörden
fordert. Momentan liegt die Zuständigkeit für den Fall bei der Polizei
des Bundesstaates Rio de Janeiro, deren Einsätze in den Favelas
Marielle Franco immer wieder kritisierte. Die Politikerin und ihr
Fahrer wurden vor acht Monaten, am 14. März dieses Jahres im Zentrum
von Rio de Janeiro von Unbekannten erschossen.

Vor 14 Jahren wurde ein Rechtsinstrument geschaffen, das eine
Ermittlung auf Bundesebene ermöglicht, wenn die Straftaten
Menschenrechtsverletzungen einschließen. In Marielle Franco und
Anderson Gomes' Fall wurde der Antrag einstimmig durch einen externen
Ausschuss genehmigt, der den Fall begleitet. Eine weitere Zustimmung
durch eine Plenarsitzung ist nicht notwendig. Der Ausschuss wird nun
ein Schreiben an die Generalstaatsanwaltschaft schicken, die
anschließend ein direktes Gesuch an den Obersten Gerichtshof stellt.
Dieser entscheidet letztlich über die Änderung der Zuständigkeit.


Bei Menschenrechtsverletzungen kann auf Bundesebene
ermittelt werden

Die Antragstellerin Maria do Rosário, Abgeordnete für die
Arbeiterpartei PT (Partido dos Trabalhadores) ist zuversichtlich.
Obwohl dieses Rechtsinstrument bisher sehr selten eingesetzt wurde,
hatte der Oberste Gerichtshof in ähnlichen Fällen die Übergabe der
Ermittlungen auf Bundesebene bereits genehmigt. So im Fall Manoel
Mattos: Der Menschenrechtsverteidiger wurde ermordet, nachdem er
öffentlich einen Todesschwadron angeprangert hatte, der zwischen den
Bundesstaaten Pernambuco und Paraíba im Nordosten Brasiliens agierte.
Damals hatte der Oberste Gerichtshof sowohl die Tat als
Menschenrechtsverletzung bezeichnet, als auch den Staat Brasilien
darauf hingewiesen, dass er als Unterzeichner von Internationalen
Menschenrechtsabkommen, diesen auch nachkommen müsse. Außerdem hob der
Oberste Gerichtshof die Unfähigkeit der bundesstaatlichen
Institutionen und Behörden bei der Strafverfolgung hervor, "sei es
aufgrund von Nachlässigkeit, Unterlassung, Trägheit, Ineffizienz oder
mangelndem politischen Interesse". Maria do Rosário betont, dass der
Fall von Marielle Franco und Anderson Gomes die gleichen
Voraussetzungen habe und daher eine umfassende Untersuchung erfordert:
"Wir wollen, dass der Staat Brasilien mithilfe der Bundesbehörden
seiner Verantwortung nachkommt. Der Staat ist dafür verantwortlich,
aufzuklären, wer Marielle getötet, wer den Auftrag gegeben, wer ihn
ausgeführt, wer dafür gezahlt hat und was die Morde bedeuten. Doch bis
jetzt sehen wir nicht, dass dafür die Voraussetzungen gegeben sind",
so Maria do Rosário.


Zweigleisige Ermittlungen

Seit am 1. November eine Untersuchung durch die Bundespolizei
eingerichtet wurde, wird der Fall parallel von zwei Behörden
untersucht. Zum Einen soll die Bundespolizei klären, ob es eine Gruppe
des organisierten Verbrechens gibt, die die Aufklärung des Falles
verhindern möchte. Auf der anderen Seite sollen die Behörden des
Staates Rio de Janeiro die Umstände des Doppelmordes aufklären. Wenn
der Oberste Gericht den Antrag annimmt, würde auch die Aufklärung des
Falles auf Bundeseben fortgeführt.

Glauber Braga, Politiker der Partei Sozialismus und Freiheit PSOL
(Partido Socialismo e Liberdade), ist Teil des Ausschusses, der den
Fall begleitet und versichert, dass die bisherigen Erkenntnisse der
bundesstaatlichen Polizei und Staatsanwaltschaft in die Arbeit der
Bundespolizei einfließen werden. Die drei Behörden sollten - auch wenn
noch keine endgültige Entscheidung gefallen ist - bereits jetzt mit
der Zusamemnarbeit beginnen. Glauber Braga sieht hier die
Notwendigkeit zu einer schnellen Aufklärung des Falls und meint "es
kann nicht sein, dass wir auf Grundlage von Informationen über den
Fall sprechen, die die Polizei des Staates Rio de Janeiro über die
Presse freigibt. Brasilien braucht konkrete Antworten". Bislang
unterliegen die laufenden Untersuchungen der Geheimhaltung.


URL des Artikels:

https://www.npla.de/poonal/ermittlungen-im-mordfall-marielle-franco-bald-auf-bundesebene/
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MELDUNG/582: Bundesdatenschutzbeauftragte schließt sich PIRATEN-Kritik an (Piratenpartei)


Piratenpartei Deutschland - Pressemitteilung vom 10. November 2018

Bundesdatenschutzbeauftragte schließt sich PIRATEN-Kritik an



Die Bundesdatenschutzbeauftragte unterstützt die von der Piratenpartei
organisierte Sammel-Verfassungsbeschwerde gegen den staatlichen Zugriff auf
Passwörter und die Identität von Internetnutzern (sogenannte
"Bestandsdatenauskunft"). Gegenüber dem Bundesverfassungsgericht
beanstandet sie unter anderem die unsichere Aufbewahrung von Zugangsdaten
zu Cloud-Speichern oder zum Onlinebanking.

Bereits 2013 erhoben Katharina Nocun und Patrick Breyer als
Erstbeschwerdeführer neben 6.373 weiteren Bürgern Verfassungsbeschwerde
gegen die sogenannte "Bestandsdatenauskunft". Nach diesem Gesetz können
Behörden u.a. Internetnutzer identifizieren und Zugangscodes zu
Telekommunikationsdiensten herausgeben lassen, z.B. Passwörter zu
E-Mail-Postfächern.

In einer Stellungnahme an das Bundesverfassungsgericht unterstützt die
Bundesdatenschutzbeauftragte die Verfassungsbeschwerde nun u.a. in den
folgenden Punkten: Das Gesetz zur Bestandsdatenauskunft sei vielfach
unklar, unverhältnismäßig weitreichend und widerspreche teilweise sogar
"eindeutig den Vorgaben des Bundesverfassungsgerichts". Abgefragte
Zugangsdaten wie z.B. zu Cloud-Speichern oder zum Onlinebanking seien
behördenintern bisher "einer Vielzahl von Personen zugänglich", obwohl sie
eigentlich besonderer Schutzvorkehrungen bedürften. Wegen der gestiegenen
Bedeutung des Internets solle das Bundesverfassungsgericht abweichend von
seiner bisherigen Rechtsprechung die Nachverfolgung von Internetnutzern
anhand der IP-Adresse nur noch auf richterliche Anordnung zulassen.

Die Mitbeschwerdeführerin Katharina Nocun, Autorin des Buchs "Die Daten,
die ich rief", erklärt: "Die Kritik der Bundesdatenschutzbeauftragten
zeigt, dass hier dringend nachgebessert werden muss. Die gesetzlichen
Hürden für tiefgreifende Eingriffe in die Privatsphäre sind viel zu
niedrig. Dass es für die Identifizierung von Internetnutzern keinen
Richtervorbehalt braucht, ist grob fahrlässig. Es kann nicht sein, dass das
BKA und Verfassungsschutz auch ohne konkreten Verdacht auf eine Straftat
Internetnutzer ausspionieren dürfen. Wie leicht dies zu falschen
Verdächtigungen und Datenbankeinträgen führen kann, habe ich leider am
eigenen Leib erleben müssen. Weil ich eine Protestseite gegen die
Bestandsdatenauskunft ins Netz gestellt habe, landete mein Name vollkommen
zu Unrecht in der bundesweiten Polizeidatenbank für 'Cybercrime'. Von
solchen skandalösen Vorgängen werden wir uns jedoch nicht einschüchtern
lassen."

Der Mitbeschwerdeführer und Spitzenkandidat der Piratenpartei zur
Europawahl Patrick Breyer: "Das geheime Kopieren von Wohnungsschlüsseln ist
eine bekannte Stasi-Methode. Unsere Passwörter sind im digitalen Zeitalter
wie Schlüssel zu unserer Wohnungstür. Ich hoffe, das
Bundesverfassungsgericht trägt dem NSA-Skandal durch einen stärkeren
Grundrechtsschutz Rechnung. Wer Polizei und Geheimdiensten blauäugig
vertraut, kennt nicht die zahlreichen Fälle, in denen Beamte ihre
Möglichkeiten zum Ausspionieren ihres privaten Umfelds oder sogar zum
Datenverkauf an Kriminelle missbraucht haben. Und wehe uns, wenn diese
Spionagemöglichkeiten eines Tages sogar in die Hände einer nicht-
demokratischen Regierung gelangen sollten."


Quellen:

[1] Die Kritik der Bundesdatenschutzbeauftragten im Wortlaut:

bestandsdatenauskunft.de/wp-content/uploads/2018/11/BfDI-StN.pdf

[2] Zur Sammel-Verfassungsbeschwerde gegen die Bestandsdatenauskunft:

bestandsdatenauskunft.de

 * 

Quelle:

Piratenpartei Deutschland

Pflugstraße 9a, 10115 Berlin

Telefon: +49 30 / 60 98 97 511

E-Mail: presse@piratenpartei.de

Internet: www.piratenpartei.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 13. November 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / RELIGION / CHRISTENTUM





KIRCHE/2145: "Heraus aus alten Sehgewohnheiten" - EKD-Synode debattiert über den Glauben junger Menschen (EKD)


Evangelische Kirche in Deutschland - Pressemitteilung vom 10.11.2018

"Heraus aus alten Sehgewohnheiten"

EKD-Synode debattiert über den Glauben junger Menschen



Was brauchen junge Menschen, um ihren Glauben zu leben? Und bietet ihnen
die evangelische Kirche das? Diese Fragen diskutiert die Synode der EKD am
heutigen Montag unter dem Schwerpunktthema "Glaube junger Menschen". Für
ein aktuelles Blitzlicht sorgte eine Studie des Sozialwissenschaftlichen
Instituts der EKD. Sie zeigt: Junge Menschen nehmen Glauben als etwas
grundsätzlich Positives wahr. Rund die Hälfte der Befragten betet
gelegentlich. Lediglich ein Drittel der jungen Erwachsenen zwischen 17 und
29 Jahren kann mit Glaubensfragen nichts anfangen.

"Junge Erwachsene fühlen sich in einem sehr hohen Maße für ihr Leben allein
verantwortlich. Unterstützung erfahren sie vor allem von ihren Familien,
die 62 Prozent der Befragten besonders wichtig für ihr Leben finden", so
Gerhard Wegner, Leiter des Sozialwissenschaftlichen Instituts der EKD, bei
der Vorstellung der Studie. Sie untersucht die Lebens- und Glaubenswelten
junger Menschen sowohl quantitativ als auch qualitativ. "Gesellschaftliche
Institutionen, wie auch die Kirche, haben für die jungen Erwachsenen
drastisch an Bedeutung verloren", fasste Wegner die aktuellen
Forschungsergebnisse zusammen. "Christlicher Glaube bleibt aber für eine
Minderheit wichtig."

Die Studie steht unter folgendem Link zur Verfügung: 

https://www.siekd.de/neue-studie-des-si-lebens-und-glaubenswelten-junger-menschen-heute/

"Sind wir offen für diese Generation, die unter ganz anderen
Voraussetzungen, Fragen und Problemen herangewachsen ist, als die meisten,
die heute in der Kirche engagiert sind?" Mit dieser Frage wandte sich
Jacqueline Barraud-Volk zu Beginn der heutigen Sitzung an die Synodalen.
Sie ist die Vorsitzende des Ausschusses, der die Debatte zum
Schwerpunktthema vorbereitet hat. In der Auseinandersetzung mit dem Glauben
junger Menschen gehe es um das Gespräch auf Augenhöhe, unterstrich Barraud-Volk und rief den Synodalen zu: "Heraus aus alten Sehgewohnheiten, heraus
aus dem, was wir immer schon in der Kirche gewusst, gesagt und gemacht
haben."

Einen lebhaften Austausch mit jungen Erwachsenen gab es bereits am
Sonntagabend. Rund 60 junge Besucherinnen und Besucher waren eingeladen,
sich zusammen mit den Synodalen zu fragen, wo Glauben in ihrem Leben
vorkommt. Den Einstieg in die Diskussion bildete eine von Julian Sengelmann
moderierte Talkrunde, an der auch Jana Highholder und Johannes Falk
teilnahmen. Der Sänger sorgte zudem für die musikalische Gestaltung des
Abends.

Am heutigen Montagnachmittag wird die Auseinandersetzung mit dem
Schwerpunktthema in Workshops fortgesetzt. Dort wird über die zehn Thesen
debattiert, die Jacqueline Barraud-Volk und der Vorbereitungsausschuss am
Vormittag vorgestellt haben. 

https://www.ekd.de/glaube-junger-menschen-thesen-38050.htm

"Ich bin gespannt auf die Fortsetzung der Debatten heute Nachmittag", sagte
Irmgard Schwaetzer, die Präses der Synode der EKD. "Die Gespräche mit den
jungen Erwachsenen gestern wie die Diskussion heute Morgen haben sehr
deutlich gezeigt, wie wichtig es ist, dass junge Menschen in unserer Kirche
mitmischen. Wir brauchen Mut zum Experiment mit neuen Formen und Formaten.
Und wir müssen über Möglichkeiten der Partizipation und Mitgestaltung
nachdenken, wie das auch die Generalsynode der VELKD getan hat."

Würzburg, 12. November 2018



Über die Synode der EKD: Die Synode der EKD ist neben Rat und
Kirchenkonferenz eines der drei Leitungsorgane der EKD. Sie tagt vom 11.
bis 14. November in Würzburg. Nach der Grundordnung der EKD besteht die 12.
Synode aus 120 Mitgliedern. Zu den Aufgaben der Synode zählen die
Erarbeitung von Kundgebungen und Beschlüssen zu Fragen der Zeit sowie die
Begleitung der Arbeit des Rates der EKD durch Richtlinien. Die Synode berät
und beschließt aber auch den Haushalt und die Kirchengesetze. Geleitet wird
die Synode vom Präsidium unter dem Vorsitz von Präses Irmgard Schwaetzer.
Sie ist zugleich Mitglied des 15-köpfigen Rates der EKD. Vorsitzender des
Rates der EKD ist Landesbischof Heinrich Bedford-Strohm. Die EKD ist die
Gemeinschaft von 20 lutherischen, reformierten und unierten Landeskirchen.
21,5 Millionen evangelische Christinnen und Christen in Deutschland gehören
zu einer der 13.900 Kirchengemeinden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung 149/2018 vom 12.11.2018

Evangelische Kirche in Deutschland (EKD), Pressestelle

Herrenhäuser Straße 12, 30419 Hannover

Telefon: (0511) 2796-268/269/265/267, Fax: (0511) 2796-777

E-Mail: pressestelle@ekd.de

Internet: www.ekd.de
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INFOPOOL / SCHACH UND SPIELE / SCHACH





SCHACH-SPHINX/06744: Tragik eines großen Spielers (SB)


Von der Spitze herunter ist der Abstieg am tiefsten und
empfindlichsten, und kaum ein anderer Großmeister hat dies mehrere
Male so intensiv zu spüren bekommen wie der Holländer Jan Timman. Die
Unbeständigkeit seines Spiels war ihm oft zum Stolperstein geworden.
In besseren Tagen hatte er auf dem Brett niemanden zu fürchten
gebraucht, doch spielte er einmal unter Niveau, so verlor er Partien
sogar gegen Nobodys und Nachwuchsspieler. Beispielsweise 1982 beim
Interzonenturnier in Las Palmas, an dem Timman als zweitbester Spieler
laut Elo-Liste an den Start gegangen war. Alle Welt hatte mit seiner
Qualifikation gerechnet. Doch in den ersten sechs Runden fabrizierte
er nur vier Remisen und verlor zwei Partien. Bis zum Ende des Turniers
holte er sich zwar noch drei Siege, kam jedoch über den siebten Platz
nicht hinaus. Besonders tragisch war seine Niederlage aus der neunten
Runde gegen den bis dahin unbekannten Rumänen Suba gewesen. Bis zum
25. Zug hatte Timman glänzend aufgespielt, doch dann innerhalb der
nächsten sechs Züge ruinierte er seine vorzügliche Stellung aufgrund
dreier in der Tat schwerwiegender Fehler und erlaubte seinem
Kontrahenten im heutigen Rätsel der Sphinx nach zuletzt 1...Da7-a5?
gar eine hübsche Gewinnkombination, Wanderer.






[image: SCHACH-SPHINX/06744: Tragik eines großen Spielers (SB)]



Suba - Timman

Las Palmas 1982


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Die schwarze Mattdrohung war hübsch, aber völlig kraftlos, denn Weiß
kam zuerst zum Zuge mit 1.Td1-d8+! Ta8xd8 2.De7-f6+! und Schwarz gab
auf, da sein König nach 2...Lh6-g7 3.Df6xd8+ zum Abdanken gezwungen
wird.



Erstveröffentlichung am 13. November 2005

12. November 2018
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INFOPOOL / SOZIALWISSENSCHAFTEN / PSYCHOLOGIE





FORSCHUNG/233: Grundprinzipen des Denkens - Wie wir unsere Gedanken navigieren (idw)


Max-Planck-Institut für Kognitions- und Neurowissenschaften - 08.11.2018

Grundprinzipen des Denkens: Wie wir unsere Gedanken navigieren



Sie ist eine der fundamentalsten Fragen überhaupt: Wie funktioniert das
menschliche Denken? Bisher gibt es darauf keine schlüssige Antwort.
Wissenschaftler des Max-Planck-Instituts für Kognitions- und
Neurowissenschaften in Leipzig und des Kavli-Instituts für Systemische
Neurowissenschaften in Trondheim, Norwegen, darunter auch Nobelpreisträger
Edvard I. Moser, haben nun die bislang vorhandenen Puzzleteile zu einem
Gesamtbild zusammengesetzt und schlagen einen neuen Ansatz vor: Unser
Denken funktioniert über das Navigationssystem unseres Gehirns.

Wenn wir uns in unserer Umgebung orientieren, geschieht das vor allem
durch die Arbeit zweier Zelltypen in unserem Gehirn. Die Ortszellen im
Hippocampus und die Rasterzellen in einem benachbarten Hirnareal, dem
entorhinalen Kortex. Gemeinsam bilden sie einen Schaltkreis im Gehirn zur
räumlichen Orientierung. Ein Team aus Wissenschaftlern des
Max-Planck-Instituts für Kognitions- und Neurowissenschaften (MPI CBS) in
Leipzig und des Kavli-Instituts für Systemische Neurowissenschaften in
Trondheim geht nun davon aus, dass dieses innere Orientierungssystem jedoch
für weit mehr zuständig ist: Die Forscher vermuten, dass darin der
Schlüssel zu unseren generellen Denkprozessen liegt - und das
dementsprechend unsere Erfahrungen und unser Wissen räumlich organisiert
sind.

"Wir nehmen an, dass das Gehirn alle Informationen, die wir aus der
Umgebung aufnehmen, in sogenannten kognitiven Räumen speichert. Das
betrifft nicht nur rein geographische Daten, sondern vor allem auch solche
über Zusammenhänge zwischen Objekten und Erfahrungen", erklärt Christian
Doeller, Letztautor des zugrundeliegenden Fachartikels und neuer Direktor
am Leipziger Max-Planck-Institut.

Als kognitive Räume werden dabei innere Karten bezeichnet, in denen wir
mental die komplexe Realität vereinfacht anordnen und abspeichern. Jedes
Objekt, egal ob Personen oder Gegenstände, trägt verschiedene
Eigenschaften, die sich entlang von Skalen einordnen lassen. "Wenn ich
etwa an ein Auto denke, dann kann ich es gedanklich entlang der Stärke
seines Motors und entlang seines Gewichts einstufen. So ergeben sich
Rennwagen mit hoher Leistung und geringem Gewicht genauso wie Wohnmobile
mit geringer Leistung und hohem Gewicht - und alle dazwischenliegenden
Variationen", so Doeller weiter. Ähnliches würde geschehen, wenn wir an
Freunde oder Verwandte denken, die wir ebenfalls entlang von Größenachsen
ordnen, etwa entlang ihrer Körpergröße, ihres Humors oder auch ihres
Einkommens, sodass wir sie dann als eher groß oder klein, humorvoll oder
humorlos, mehr oder weniger wohlhabend abspeichern. Dann liegt je nach
Merkmal der eine gedanklich nah oder weit von einem selbst entfernt.

Ein Modell des menschlichen Denkens

Zu diesen Erkenntnissen gelangten Doeller und sein Team anhand einzelner
Befunde der vergangenen Jahre, die sie zu einem Modell des menschlichen
Denkens kombinierten. Ausgangspunkt waren dabei zwei später mit dem
Nobelpreis ausgezeichnete Entdeckungen aus den Jahren 1971 und 2005 zur
Rolle der Orts- und Rasterzellen im Gehirn von Nagetieren während der
Orientierung. Sie zeigen jeweils ein einzigartiges Aktivitätsmuster, je
nachdem wo sich das Tier gerade in einem Raum aufhält, während es nach
Futter sucht. So entsteht für jeden Ort, den das Tier einmal betreten hat,
ein einzigartiges Muster an aktiven Zellen im Gehirn, das es als eine Art
Karte speichert und abruft, sobald es wieder an diese Stelle gelangt.

Diese sehr regelmäßigen Aktivitätsmuster der Rasterzellen zeigen sich auch
beim Menschen - und zwar nicht nur, wenn er durch geografische Räume
navigiert, sondern auch während er sich geistige Konzepte erschließt. Das
zeigte 2016 eine Studie, in der die Teilnehmer lernen sollten, neue
gedankliche Zusammenhänge zu bilden. Konkret wurden ihnen Bilder von
Vögeln gezeigt, die sich in der Länge ihres Halses und ihrer Beine
unterschieden. Parallel dazu wurden verschiedene Symbole eingeblendet,
etwa ein Baum oder eine Glocke. Ein Vogel mit langem Hals und kurzen
Beinen sollte so gedanklich mit dem Baum, ein Vogel mit kurzem Hals und
langen Beinen mit der Glocke verknüpft werden. Eine bestimmte Kombination
der beiden körperlichen Eigenschaften repräsentierte also ein Symbol.

Das Interessante dabei: Als die Teilnehmer anschließend im MRT in einem
Gedächtnistest angeben sollten, welches Symbol jeweils zu dem
eingeblendeten Vogel einer bestimmten Hals- und Beinlänge gehört, zeigte
ihr entorhinaler Kortex die gleichen Aktivitätsmuster wie beim Orientieren
in einer echten Umgebung - eine Art Koordinatensystem durch unsere
Gedanken.

"Indem wir alle bisherigen Erkenntnisse zusammenbringen, gehen wir nun
davon aus, dass das Gehirn eine mentale Karte speichert, egal ob es sich
um einen gedanklichen oder einen realen Raum handelt. Unsere Gedankengänge
würden demnach wie Pfade durch einen Raum und entlang von geistigen Achsen
verarbeitet werden", erklärt Jacob Bellmund, Erstautor des aktuellen
Fachartikels.

Wie wir Neues einordnen

"Diese Prozesse dienen uns vermutlich insbesondere dazu, neue Objekte und
Situationen zu erschließen, selbst wenn wir sie zuvor nie erlebt haben",
so der Neurowissenschaftler weiter. Mithilfe der bereits vorhandenen
mentalen Karten könnten wir einschätzen, wie ähnlich das Neue dem bereits
Bekannten ist, sodass wir es dann in Relation dazu entlang der
existierenden Achsen einordnen können. Kennen wir etwa Tiger, Löwen oder
Panther, haben aber noch nie einen Leoparden gesehen, dann würden wir ihn
wegen seines Aussehens an eine ähnliche Position in unserem kognitiven
Raum setzen wie die anderen Raubkatzen. Durch unser Wissens über das
Konzept "Raubkatze", das wir bereits in unserer mentalen Karte
abgespeichert haben, könnten wir dann auch auf den Leoparden entsprechend
reagieren. "Wir können so zu Generalisierungen gelangen, sodass wir in
jeder neuen Situation, in der wir uns ja ständig befinden, letztlich
abschätzen, wie wir uns zu verhalten haben", erklärt Bellmund.


Originalpublikation:

http://science.sciencemag.org/content/362/6415/eaat6766

http://dx.doi.org/10.1126/science.aat6766

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution2155
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INFOPOOL / SOZIALWISSENSCHAFTEN / PSYCHOLOGIE





MELDUNG/504: Neues Überblickswerk - Welche Rolle die Umwelt für kognitive Fähigkeiten spielt (idw)


Ruhr-Universität Bochum - 09.11.2018

Neues Überblickswerk: 

Welche Rolle die Umwelt für kognitive Fähigkeiten spielt



Um kognitive Leistungen wie Lernen, Erinnern, Planen oder Wahrnehmen zu
erbringen, braucht es nicht nur das Gehirn, sondern ein komplexes
Zusammenspiel aus Körper, Umwelt und Gehirn. Mit dieser in der
Wissenschaft relativ neuen Annahme beschäftigt sich das 2018 erschienene
"Oxford Handbook of 4E Cognition" auf knapp 1.000 Seiten.

Herausgegeben hat es der Bochumer Philosoph Prof. Dr. Albert Newen
gemeinsam mit Prof. Dr. Shaun Gallagher, der im Rahmen eines 
Anneliese-Maier-Forschungspreises regelmäßiger Gast an der Ruhr-Universität 
Bochum (RUB) ist, sowie Dr. Leon de Bruin, der von 2012 bis 2014 an der RUB 
tätig war. Das Lehrbuch mit aktuellem Forschungsüberblick für
Neurowissenschaftler, Psychologen, Psychiater und Philosophen ist bei
Oxford University Press erschienen.

Die Rolle der Umwelt

Das Handbuch bietet einen Überblick über die Verbindung von Philosophie
und Kognition, wobei das Schlagwort 4E-Kognition lautet. 4E steht für die
englischen Begriffe Embodied, Embedded, Enactive und Extended. "Im Kern
geht es um die Frage, welche Rolle die physische und soziale Umwelt für
kognitive Fähigkeiten spielt, neben dem Gehirn und dem Körper", erklärt
Albert Newen. Er gibt ein Beispiel: "Wenn sich ein blinder Mensch nur mit
einem Blindenstock relativ gut im Raum bewegen kann, ist der Stock dann
lediglich ein besonders brauchbares Hilfsmittel oder ist er ein
wesentlicher und spezifischer Bestandteil der Orientierungsfähigkeit -
ebenso wie die Hirnzustände auch?", so der Philosoph.

Wie technische Hilfsmittel Kognition verändern

Die Forscher gehen unter anderem der Frage nach, wie neue Hilfsmittel, die
wie das Internet überall und systematisch verfügbar sind, kognitive
Leistungen verändern. "Wenn ich mir die Telefonnummer eines Freundes nur
noch mithilfe meines Smartphones merken kann, ist das Smartphone dann
Hilfsmittel oder Bestandteil der Fähigkeit?", fragt Newen.

Mit solchen Fragen beschäftigt sich seit November 2016 auch das
Graduiertenkolleg "Situated Cognition", das am Bochumer Institut für
Philosophie II und an der Universität Osnabrück angesiedelt ist. Mehrere
Mitglieder des Graduiertenkollegs aus Bochum und Osnabrück haben Kapitel
zu dem Lehrbuch beigesteuert und so die aktuellen Arbeiten in den
Forschungsüberblick eingebracht.


Originalpublikation:

Albert Newen, Leon De Bruin, Shaun Gallagher (Herausgeber): The Oxford
Handbook of 4E Cognition, Oxford University Press, Oxford 2018, 960
Seiten, ISBN 9780198735410

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution2
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INFOPOOL / SPORT / BOXEN





PROFI/691: Cruisergewicht - für klare Verhältnisse gesorgt ... (SB)




Oleksandr Ussyk beendet Tony Bellews Karriere

Oleksandr Ussyk hat die Titel der Verbände WBA, WBC, WBO und IBF im
Cruisergewicht erfolgreich gegen Tony Bellew verteidigt. Der 31jährige
Ukrainer setzte sich in der Manchester Arena durch, als sein vier
Jahre älterer britischer Gegner in der achten Runde die Segel
streichen mußte. Während der Olympiasieger von 2012 damit in 16
Profikämpfen ungeschlagen ist, beendet der Herausforderer mit einer
Bilanz von 30 Siegen, drei Niederlagen sowie einem Unentschieden
voraussichtlich seine Karriere. [1]

Fünf Runden lang kämpfte der favorisierte Weltmeister so vorsichtig,
als fürchte er die Konter des Briten. Wenngleich er mit höherer
Frequenz schlug und häufiger traf, brachte Bellew die klareren und
härteren Treffer ins Ziel. Der Außenseiter griff nicht selber an,
sondern revanchierte sich für die Attacken des Ukrainers mit wuchtigen
Schlägen, die Eindruck beim Titelverteidiger wie auch bei den
Punktrichtern hinterließen. Die Wende setzte gegen Ende der fünften
Runde ein, als Bellew mit einer Rechten traf und den Ukrainer
daraufhin höhnisch anstarrte. Ussyk ließ erstmals in diesem Kampf
Ärger erkennen, als er den Blick erwiderte und dann zur Pause in seine
Ecke ging.

Dem Briten fiel die Überheblichkeit umgehend auf die Füße, da Ussyk
wie verwandelt zum sechsten Durchgang antrat und ihn mit seinen
Schlägen in die Seile trieb, aus denen der konsternierte
Herausforderer bis zum vorzeitigen Ende des Kampfs nicht mehr
herauskommen sollte. Während Bellew müde wurde und eingeschüchtert
wirkte, unterband der Ukrainer alle Versuche des Gegners, sich von den
Seilen zu lösen, mit heftigen Schlägen. So verbrachte der Brite die
siebte Runde größtenteils in der Defensive, während Ussyk immer
flüssiger boxte und sich regelrecht auf ihn einschoß. Das setzte sich
in der achten Runde fort, da der Titelverteidiger inzwischen seinen
Rhythmus durchsetzte und Treffer um Treffer landete. Von einer
wuchtigen Linken am Kopf getroffen, stürzte Bellew halbwegs durch die
Seile und fiel flach auf den Rücken. Als er sich mühsam wieder
aufraffen wollte, brach Ringrichter Terry O'Connor den Kampf ab, den
der Brite offensichtlich nicht mehr fortsetzen konnte. [2]

Zum Zeitpunkt des Abbruchs lag Tony Bellew bei zwei Punktrichtern in
Führung (67:66, 68:65) und nur beim dritten gleichauf (67:67). Das
entsprach durchaus dem Kampfverlauf, da der Brite zur allgemeinen
Überraschung fünf Runden lang den Ton angegeben und den Weltmeister
vor beträchtliche Probleme gestellt hatte. Wenngleich der Liverpooler
in Manchester natürlich nicht ganz zu Hause war, konnte er doch von
einem Heimvorteil zehren, der den Ukrainer vermutlich in Bedrängnis
gebracht hätte, wäre der Kampf über die Runden gegangen. Der
Niederschlag sorgte für klare Verhältnisse, so daß Ussyk gar nicht
erst in die Verlegenheit kam, womöglich benachteiligt zu werden. [3]

Tony Bellew war nach der Niederlage voll des Lobes für seinen
Bezwinger, den er als den besten Kontrahenten bezeichnete, dem er
jemals im Ring gegenübergestanden habe. Offenbar war ihm Adonis
Stevenson völlig entfallen, der ihn vor fünf Jahren in einem höchst
einseitigen Kampf im Halbschwergewicht binnen sechs Runden zerlegt
hatte. Der Kanadier ließ damals von Beginn an nichts anbrennen und
dominierte den Briten auf ganzer Linie, was man für Ussyk nicht sagen
kann, zumindest was die ersten fünf Runden betrifft.

Der Ukrainer will nun ins Schwergewicht aufsteigen, um dort möglichst
früher als später Anthony Joshua herauszufordern. Eddie Hearn von
Matchroom Boxing, der Ussyks Co-Promoter ist und Joshua unter Vertrag
hat, hielt sich bedeckt, was die ersten Schritte des Ukrainers in der
Königsklasse angeht. Wahrscheinlich wird er auf seinen eigenen Fundus
zurückgreifen und Dillian Whyte oder Jarrell Miller aus den USA ins
Spiel bringen. Vermutlich setzt der Verband WBO Oleksandr Ussyk in
Kürze an Nummer eins seiner Rangliste im Schwergewicht. Es stellt sich
jedoch die Frage, ob der Ukrainer tatsächlich schon bereit ist, sich
in der Königsklasse gegen die namhaftesten Rivalen anzutreten. Will er
sich dort behaupten, darf er nicht so zurückhaltend zu Werke gehen,
wie gegen Tony Bellew, und muß mit größerer Wucht zuschlagen, um die
Konkurrenz zu beeindrucken. [4]

Für Ussyk, der im Juli das Finale der World Boxing Super Series
gewonnen und dabei als erster Boxer alle vier maßgeblichen Titel im
Cruisergewicht vereinigt hat, ist in dieser Gewichtsklasse nichts mehr
zu holen. Sehr viel mehr Geld und Ruhm warten im Schwergewicht, doch
eben auch überdimensionierte Probleme, wenn man allein an die
körperlichen Proportionen der führenden Akteure denkt. Tony Bellew war
2016 zeitweise WBC-Champion im Cruisergewicht, aber nie der beste
Akteur dieses Limits. Das galt um so weniger im Schwergewicht, wo er
zweimal gegen seinen gealterten und verletzten Landsmann David Haye
die Oberhand behielt. Dank eines großen Mundwerks und seines Promoters
Eddie Hearn erweckte Bellew den Eindruck, daß alle Welt nur auf seine
Auftritte warte. Tatsächlich war er nur in England recht populär,
sofern er auf einen anderen Briten traf. Wenngleich seine
Abschiedsvorstellung gegen den Ukrainer geraume Zeit sehr viel besser
als erwartet ausfiel und er für diese Vorstellung allen Respekt
verdient, war er doch nie ein außergewöhnlicher Boxer der höchsten
Kategorie. Daran muß sich auch Oleksandr Ussyk in Hinblick auf seine
aktuellen Perspektiven im Schwergewicht messen lassen.


Fußnoten:

[1] www.boxingnews24.com/2018/11/oleksandr-usyk-stops-tony-bellew-results/

[2] tv5.espn.com/boxing/story/_/id/25237013/oleksandr-usyk-defeats-tony-bellew

[3] www.boxingnews24.com/2018/11/judges-had-bellew-ahead-of-usyk-at-time-of-stoppage/

[4] www.boxingnews24.com/2018/11/oleksander-usyk-kos-tony-bellew/

12. November 2018
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SCHAUSPIEL/1231: Hannover - "Iggy - Lust for Life", Preview 4.12., Premiere 6.12.2018


Schauspiel Hannover

IGGY - LUST FOR LIFE

VON SASCHA HAWEMANN UND JOHANNES KIRSTEN

PREVIEW DI, 04.12.18, 19:30 UHR, SCHAUSPIELHAUS

PREMIERE DO, 06.12.18, 19:30 UHR, SCHAUSPIELHAUS



»I AM A PASSENGER / AND I RIDE AND I RIDE / I RIDE THROUGH THE CITY'S
BACKSIDE / I SEE THE STARS COME OUT OF THE SKY / YEAH, THEY'RE BRIGHT
IN A HOLLOW SKY / YOU KNOW IT LOOKS SO GOOD TONIGHT«

Weiß noch jemand, dass das berühmteste Album des Ausnahmekünstlers
Iggy Pop 'Lust for Life' in West-Berlin aufgenommen wurde? Dass David
Bowie das Album produzierte und darauf Klavier spielte? Dass beide
durch die Nächte der geteilten Stadt zogen? Das alles ist lange her,
aber die Songs des Albums, vor allem die beiden Hits The Passenger und
Lust for Life sind absolut zeitlos.

Iggy Pop, 1947 in Michigan geboren, kämpft nach der Auflösung seiner
Band The Stooges 1974 mit Alkohol- und Drogenabhängigkeit. David Bowie
nimmt den Freund 1976 kurzerhand mit nach West-Berlin. Diese Berliner
Zeit der beiden Musiker ist von Legenden umrankt. Sascha Hawemanns
Projekt Iggy - Lust for Life will dieser Zeit nachspüren. Eine Reise
ins Berlin der 70er. Eine Reise zum Godfather of Punk in West-Berlin.
Eine Reise zu Kunst, Politik und Sex dieser eigentümlich freien und
unfreien Stadt. Auf den langen S-Bahn-Fahrten durch die Stadt entsteht
The Passenger. Irgendwann steigt Iggy Pop am Wannsee aus, um den
anderen Verrückten zu besuchen, der sich dort erschossen hat und dort
begraben liegt. Iggy Pop meets Kleist und wir reisen durch die Zeit.
Iggy - Lust for Life wird ein Abend mit Live-Musik, ein Abend über
Lust und Leben, ein Roadmovie, eine Reise. »I am a passenger«.

REGIE Sascha Hawemann

BÜHNE Alexander Wolf

KOSTÜME Ines Burisch

MUSIKALISCHE LEITUNG Tim Golla

DRAMATURGIE Johannes Kirsten

MIT Jakob Benkhofer, Sarah Franke, Tim Golla, Henning Hartmann,
Carolin Haupt, Silvester von Hösslin, Hagen Oechel, Jonas Steglich

 * 

Quelle:

Schauspiel Hannover - Monatspresse Dezember 2018

Niedersächsische Staatstheater Hannover GmbH

Opernplatz 1, D-30159 Hannover

Tel. 0511/9999-1080, Fax: 511/9999-1980

Internet: www.staatstheater-hannover.de
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KOMMERZ/210: Illegaler Welpenhandel reißt nicht ab (TSB)


Pressemitteilung des Deutschen Tierschutzbundes - 12. November 2018

Illegaler Welpenhandel reißt nicht ab

Deutscher Tierschutzbund veröffentlicht Datenauswertung für 2017



Im Jahr 2017 war die Anzahl der Fälle von illegalem Heimtierhandel in
Deutschland doppelt so hoch wie in den Jahren zuvor. Das zeigt eine nun
veröffentlichte Auswertung, in welcher der Deutsche Tierschutzbund Fälle
untersucht hat, die durch Medienberichte oder durch die betroffenen
Tierheime bekannt wurden. Insbesondere die zu früh von der Mutter
getrennten, kranken Hundewelpen bringen die Tierheime, die bei der
Notunterbringung für die Behörden einspringen, immer noch an die Grenzen
ihrer Belastbarkeit.

"Das Bedürfnis der Menschen nach einem Rassehundwelpen und gleichzeitig die
Gier, dafür möglichst wenig Geld auszugeben, bieten Händlern einen idealen
Absatzmarkt in Deutschland", sagt Andrea Furler-Mihali, Fachreferentin für
Heimtiere beim Deutschen Tierschutzbund. "Dabei bestimmt das Angebot die
Nachfrage. Jedem potentiellen Käufer sollte klar sein, dass er die
kriminellen Machenschaften von Vermehrern und Händlern unterstützt, die
skrupellos erhebliches Tierleid in Kauf nehmen und die Gesundheit von
Tieren - aber auch von Menschen - durch den Import von kranken Tieren
gefährden."

107 Fälle von illegalem Heimtierhandel wurden 2017 bekannt - und damit
deutlich mehr als in den Vorjahren (2016: 59 Fälle, 2015: 36 Fälle, 2014:
54 Fälle). Dabei bleibt jedoch unklar, ob generell mehr Tiere transportiert
wurden oder ob vermehrte Grenzkontrollen und eine stärkere Sensibilisierung
der Behörden zu einer höheren Aufdeckungsrate führten. Während bei den
aufgedeckten Fällen die Anzahl der transportierten Hunde zwar leicht
schwankte (2017: 641 Hunde, 2016: 550 Hunde, 2015: 422 Hunde, 2014: 858
Hunde), sorgten 2017 zwei besonders große Tiertransporte mit Kleintieren,
darunter Ratten, Mäuse und Kaninchen, dafür, dass die Gesamtzahl der Tiere
auf 11.001 stieg - und damit auf das Zehnfache mehr als in den Vorjahren.
Positiv zu sehen ist dabei, dass noch nie so viele der entdeckten Tiere
(99,5 Prozent) beschlagnahmt wurden, während nur wenige beim Händler bzw.
Fahrer verblieben. Die überwiegende Mehrheit der Tiere kam 2017 erneut aus
dem osteuropäischen Raum: Rumänien, gefolgt von Ungarn und Bulgarien
gehörten zu den häufigsten Herkunftsländern. Aufgrund der Grenznähe wurde
der Großteil (75 Prozent) der Transporte in Bayern aufgedeckt. Wie auch in
den Jahren zuvor waren die vorgefundenen Tiere vor allem für den deutschen
Markt bestimmt (81 Prozent). Hier findet der Weiterverkauf an Privathalter
vor allem über Internetanzeigen statt. In den Fällen, in denen Angaben zur
Rasse der betroffenen Hunde gemacht wurden, handelte es sich bei der
Mehrzahl (88,6 Prozent) um Rassehunde, angeführt vom Zwergspitz (47 Hunde),
Chihuahua (31 Hunde) und American Staffordshire-Bullterrier (28 Hunde),
wobei bei letzterem sogar ein Verstoß gegen das Hundeverbringungs- und 
-einfuhrbeschränkungsgesetz vorliegt.

Transportierte Hunde krank und zu jung

Im Großteil (97 Prozent) der Fälle, bei denen Angaben zum Alter der Hunde
gemacht wurden, waren diese zu jung für den Transport - meist gerade einmal
acht Wochen oder jünger. Vor der 15. Lebenswoche darf jedoch kein Welpe
eine europäische Grenze überschreiten, da vor diesem Zeitpunkt keine
gültige Tollwutimpfung gegeben sein kann. Häufigster Grund für die
Beschlagnahmung war daher - wie in den Jahren zuvor - ein Verstoß gegen das
Tiergesundheitsgesetz aufgrund der fehlenden Tollwutimpfung. Verstöße gegen
das Tierschutzgesetz wurden seltener festgehalten, obwohl es dazu
sicherlich genügend Anlass gegeben hätte. So zeigen die dokumentierten
Fälle, dass 79 Prozent der Hunde in einem schlechten Gesundheitszustand
waren und Anzeichen von allgemeiner Erschöpfung, Verwurmung, Ektoparasiten
und Durchfallerkrankungen aufwiesen.

Tierheime kommen an ihre Grenzen

Die Aufnahme vieler Tiere aus beschlagnahmten Transporten bringt für die
Tierheime einen enorm großen personellen und organisatorischen Aufwand.
Kranke Hundewelpen müssen aufgepäppelt und zudem ausreichend sozialisiert
werden, um möglichen Verhaltensproblemen entgegen zu wirken. Die kranken
Tiere verursachen zudem hohe Kosten: Während bei einem normalen Fundhund
mit Kosten von circa zwölf bis 15 Euro gerechnet werden muss, kostet ein
beschlagnahmter Welpe etwa das Dreifache, durchschnittlich circa 34 Euro
pro Tag. Hochgerechnet kommt man für 2017 pro aufgedecktem Fall mit
durchschnittlich sechs Hundewelpen auf einen fünfstelligen Gesamtbetrag,
der größtenteils von den Tierheimen geschultert werden musste. Denn vielen
Tierheimen, die für die zuständigen Behörden einspringen, indem sie die
Notunterbringung der Tiere übernehmen, werden die entstandenen Kosten nicht
vollständig erstattet. Oder sie werden auf etwaige privatrechtliche
Ansprüche an die Züchter im Ausland verwiesen. Diese Ansprüche sind in der
Regel nicht durchsetzbar - aus Tierschutzsicht ein nicht akzeptabler
Zustand. "Für die Tierheime ist es wichtig, einen Ansprechpartner - etwa
das Landratsamt oder das Veterinäramt - zu haben, der sich der Kostenfrage
annimmt und die voraussichtlich entstehenden Kosten abdeckt", so 
Furler-Mihali.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung des Deutschen Tierschutzbundes e.V.

vom 12. November 2018

Herausgeber: Deutscher Tierschutzbund e.V., Bundesgeschäftsstelle

In der Raste 10, D-53129 Bonn

Telefon: +49-(0)228-6049624, Fax: +49-(0)228-6049641

E-Mail: presse@tierschutzbund.de

Internet: www.tierschutzbund.de
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INFOPOOL / UMWELT / ABFALL





ATOM/1297: Endlagersuche - Das Verfahren zügig mit Leben füllen (BfE)


Pressemitteilung des Bundesamtes für kerntechnische Entsorgungssicherheit 
- 9. November 2018 12/18

"Das Verfahren zügig mit Leben füllen"

Über 200 Teilnehmerinnen und Teilnehmer diskutieren zum Stand der
Endlagersuche bei der ersten Statuskonferenz Endlagerung des BfE in
Berlin



Die Suche nach einem Endlager für hochradioaktive Abfälle lebt vom
Austausch unterschiedlicher, teils auch sich widersprechenden
Positionen. "Beim Standortauswahlverfahren betreten wir alle neues
Terrain. Das Ziel ist bekannt und für den richtigen Weg hat das
Standortauswahlgesetz die notwendigen Leitplanken gesetzt. Nun liegt
es in der Verantwortung aller Beteiligten - ob Aufsicht, Betreiber,
Begleitgremium, Landesbehörden, Wissenschaftler*innen oder
Bürger*innen - das Verfahren auf Grundlage der 'weißen Landkarte'
zügig mit Leben zu füllen", sagte die Parlamentarische
Staatssekretärin beim Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und
nukleare Sicherheit Rita Schwarzelühr-Sutter zur Eröffnung der ersten
Statuskonferenz Endlagerung.

Das Bundesamt für kerntechnische Entsorgungssicherheit (BfE) hatte für
anderthalb Tage Fachleute sowie Akteure des Standortauswahlverfahrens
eingeladen und diese Konferenz auch für interessierte Bürgerinnen und
Bürger geöffnet. Ziel war es, sich über den Stand und die
Herausforderungen der Endlagersuche aus unterschiedlichen Perspektiven
der verschiedenen Akteure auszutauschen. Im Zentrum der Diskussionen
standen Fragen zur Öffentlichkeitsbeteiligung, zu weiteren
Regelungsbedarfen beim Standortauswahlverfahren und zur Frage, wie die
Beteiligten ein selbstlernendes Verfahren etablieren können.

"Nach rund zwei Jahren ist der Zeitpunkt gekommen, den Stand des
Verfahrens zu erheben und zu hinterfragen - was ist gelungen, was muss
passieren", sagte Wolfram König, Präsident des BfE. "Das Hinterfragen
der eigenen Arbeit, um zu lernen, ist unter anderem ein Auftrag, der
den Akteuren mit dem Standortauswahlgesetz auf den Weg gegeben wurde.
Die jährlich geplante Statuskonferenz ist dafür ein Baustein."

Rund 200 Vertreterinnen und Vertreter aus Ministerien, Behörden,
Unternehmen, des Nationalen Begleitgremiums, Universitäten und
Bürgerinitiativen und der interessierten Öffentlichkeit waren der
Einladung nach Berlin gefolgt. Die Diskussionen unterstrichen, dass
sie notwendig und hilfreich sind, ein möglichst robustes Verfahren zu
entwickeln. "Bis 2031 ein Endlager zu finden, ist ein extrem hoher
Anspruch. Dieser Herausforderung müssen wir uns stellen. Denn wir
wissen, dass die günstigen politischen und ökonomischen Bedingungen
für eine erfolgreiche Suche nicht in Stein gemeißelt sind", so König.

Ziel der jährlichen Statuskonferenz ist es, Entwicklungs- und
Verbesserungsmöglichkeiten im Verfahren zu ermitteln. Sie ist
öffentlich. Die Vorträge und Diskussionen im Plenum hat das BfE
aufgezeichnet. Das Video und die Folien der einzelnen Referentinnen
und Referenten werden auf der Homepage des BfE veröffentlicht.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung. 09.11.2018

Bundesamt für kerntechnische Entsorgungssicherheit (BfE)

Pressereferat

Krausenstraße 17-18, 10117 Berlin

Telefon: 030/18 767676 5555

E-Mail: presse@bfe.bund.de

Internet: www.bfe.bund.de
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VÖGEL/1124: Storchenjahr besser als erwartet (NABU)


Naturschutzbund Deutschland (NABU) e.V. - Pressedienst, 12. November
2018

NABU: Storchenjahr besser als erwartet

Im Westen nehmen Storchenbrutpaare weiter zu, im Osten geringerer
Bruterfolg



Berlin - Während sich die Störche schon in ihren afrikanischen und
spanischen Winterquartieren von ihrer langen Reise erholen, zieht der
NABU eine erste Bilanz der diesjährigen Brutsaison. "Der Bruterfolg
war trotz der anhaltenden Trockenheit in den meisten Regionen besser
als erwartet", sagte Christoph Kaatz, Sprecher der
NABU-Bundesarbeitsgruppe Weißstorchschutz.

Zwar begann die Brutsaison 2018 vor allem in den ostdeutschen
Bundesländern sehr zögerlich, denn viele Störche wurden durch einen
Wintereinbruch in Bulgarien und Rumänien an der Rückkehr gehindert.
Viele kamen später als üblich zurück und der Brutbestand ging leicht
zurück.

In den westlichen Bundesländern nahm die Zahl der Störche dagegen, wie
in den Vorjahren, weiter zu. "Die Weststörche ziehen zumeist nicht
mehr nach Afrika, sondern überwintern bereits in Spanien, mit der
Folge, dass eine größere Zahl zu uns zurückkehrt", so Kaatz. Die
Überwinterung in Spanien sei also die Hauptursache für den rasanten
Wiederaufstieg des Weißstorchs im Westen.

Während im verregneten Sommer 2017 zahlreiche Jungstörche der Nässe
und Kälte zum Opfer fielen, kamen in diesem Jahr Sonne und Wärme den
Jungstörchen eher entgegen. Dass es trotzdem nicht in allen Regionen
zu einem erfolgreichen Storchenjahr reichte, liege an der langen
Trockenheit. "In Regionen mit vielen Feuchtwiesen und Flussauen gab es
mehr Jungstörche als in anderen Regionen, da dort genügend Futter zur
Verfügung stand", so der NABU-Storchenschützer Kaatz. Weißstörche
seien auch bei der Nahrungswahl flexibel: Gibt es wenig Regenwürmer
und Frösche, weichen sie auf Insekten und Mäuse aus.

In Sachsen-Anhalt und Niedersachsen lag der Bruterfolg bei fast zwei
Jungen pro Paar, in Thüringen und Baden-Württemberg sogar darüber.
Hessen verzeichnete 2018 eine Zunahme der Bestände um zehn Prozent auf
derzeit 700 Paare. In Teilen Brandenburgs war es dagegen
vergleichsweise nur ein durchschnittliches Jahr für den
NABU-Wappenvogel.

Mehr Infos:

www.NABU.de/stoerche

 * 

Quelle:

NABU Pressedienst, PM Nr. 123, 12.11.2018

Herausgeber:

Naturschutzbund Deutschland e.V. (NABU)

Pressestelle

Charitéstraße 3, 10117 Berlin

Tel.: 030/284 984-1510, -1520, Fax: 030/284 984-84

E-Mail: presse@NABU.de

Internet: www.NABU.de
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WALD/149: Entwaldung - EU-Aktionsplan lässt auf sich warten (DNR EU)


Deutscher Naturschutzring (DNR)

Dachverband der deutschen Natur-, Tier- und Umweltschutzorganisationen
e.V. 
 EU-Koordination

EU-News - 09.11.2018 / Naturschutz & Biodiversität

Entwaldung: EU-Aktionsplan lässt auf sich warten



Die zeitnahe Vorlage eines ehrgeizigen EU-Aktionsplans gegen
Entwaldung und Waldschädigung hat der dänische Umweltminister Jakob
Ellemann-Jensen im Namen von sieben Mitgliedstaaten von der
EU-Kommission gefordert. Ein Fahrplan zur Entwicklung eines solchen
Planes sollte demnach noch 2018 veröffentlicht werden. Deutschland,
die Niederlande, Frankreich, Italien, Großbritannien, Norwegen und
Dänemark haben 2015 die Amsterdam Declaration [1] unterzeichnet, die
eine vollständig nachhaltige Lieferkette für Palmöl bis 2020 und die
Einstellung der illegalen Entwaldung bis 2020 unterstützt.

Auch das EU-Parlament hatte im September einen Initiativbericht [2]
über transparente und verantwortungsbewusste Bewirtschaftung
natürlicher Ressourcen angenommen, in dem ebenfalls ein ambitionierter
EU-Aktionsplan gegen Entwaldung und Waldschädigung angemahnt wird, der
auch den ökologischen Fußabdruck der EU einbezieht. Ein solcher
Aktionsplan auf EU-Ebene ist auch im 7. Umweltaktionsprogramm
vorgesehen. Im März des Jahres hatte die EU-Kommission eine lang
erwartete Machbarkeitsstudie [3] veröffentlicht, bei der es um
mögliche Optionen der EU zum Kampf gegen Entwaldung ging (siehe auch
EU-News 08.02.2018 [4]).

In Reaktion auf den oben erwähnten Brief sagte EU-Forstpolitikdirektor
von Greenpeace, Sébastien Risso: "Mit jeder Woche, die vergeht, bewegt
sich die Welt tiefer in ein großes globales Artensterben und nähert
sich einem verheerenden Wandel des Klimas. Starke Maßnahmen zur
Bekämpfung der europäischen Präsenz in den Wäldern der Welt können
eine wichtige Rolle bei der Bewältigung dieser Herausforderungen
spielen. Die EU-Kommission sollte mit ihrer Tatenlosigkeit aufhören
und diese Fragen endlich direkt angehen." Hierzu gehörten auch
Maßnahmen zur Wiederherstellung von Waldökosystemen, die Reduzierung
des Konsums von Tropenholz, Fleisch und Milchprodukten. Entwaldung und
Waldschädigung hätten große Auswirkungen auf das Klima und das
Artensterben und würden häufig mit Menschenrechtsverletzungen in
Verbindung gebracht. Angesichts der bevorstehenden Europawahlen im
Jahr 2019 und der globalen Frist für eine Beendigung der Entwaldung
bis 2020 (UN-Biodiversitätsziel) renne der EU die Zeit davon.

Die Organisation Rettet den Regenwald hat eine Petition an die
EU-Kommission gestartet, damit diese endlich tätig wird und einen
EU-Aktionsplan zum Schutz der Wälder und zur Einhaltung der
Menschenrechte vorlegt. 70 Prozent der globalen Entwaldung erfolgten
für die Produktion von Rindfleisch, Soja, Palmöl und Kakao. Die EU
importiere Millionen Tonnen dieser Agrarprodukte und habe sich
verpflichtet, die Rodungen bis zum Jahr 2020 zu stoppen. [jg]



Pressemitteilung Greenpeace

https://www.greenpeace.org/eu-unit/issues/climate-energy/1706/governments-call-for-swift-eu-action-on-global-deforestation/

Brief im Namen der Amsterdamer Declaration Partnership

https://mfvm.dk/fileadmin/user_upload/MFVM/Miljoe/Letter_to_European_Commissioners_on_Deforestation.pdf

Petition von Rettet den Regenwald an die EU-Kommission

https://www.regenwald.org/petitionen/1137/es-ist-hoechste-zeit-die-eu-muss-die-abholzung-der-waelder-stoppen

[1]
https://www.euandgvc.nl/documents/publications/2015/december/7/declarations


[2] http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&reference=P8-TA-2018-0333&language=DE&ring=A8-2018-0249

[3]
http://ec.europa.eu/environment/forests/pdf/feasibility_study_deforestation_kh0418199enn_main_report.pdf


[4] https://www.dnr.de/eu-koordination/eu-umweltnews/2018-naturschutz-biodiversitaet/eu-soll-gegen-rodung-und-waldzerstoerung-vorgehen/?L=0

 * 

Quelle:

EU-News, 09.11.2018

Deutscher Naturschutzring e.V. (DNR)

EU-Koordination

Marienstraße 19-20, 10117 Berlin

E-Mail: eu-info@dnr.de

Internet: www.eu-koordination.de
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LATEINAMERIKA/185: Mexiko - Einsatz von Drohnen zum Schutz indigener Territorien (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Mexiko

Einsatz von Drohnen zum Schutz indigener Territorien

Von Paloma Carreño Acuña



(Michoacán, 29. Oktober 2018, Agencia Informativa Conacyt) - Der
Geograph Nicolás Vargas Ramírez ist Professor an der Staatlichen
Hochschule ENES (Escuela Nacional de Estudios Superiores) in Morelia,
Michoacán, die der renommierten staatlichen Universität UNAM in
Mexiko-Stadt angehört. Vargas Ramírez hat im Rahmen eines Projektes
erforscht, wie sich Drohnen zum Schutz der Umwelt und indigener
Territorien einsetzen lassen. Der Professor sagt, dass die neoliberale
Politik in Mexiko und ganz Lateinamerika zugenommen habe, was wiederum
zu einer stärkeren Präsenz externer Interessensgruppen geführt habe,
"die der Ausbeutung der Rohstoffe Tür und Tor geöffnet haben - zum
Leidwesen indigener und ländlicher Gemeinden".

Vargas Ramírez hat bereits in Kolumbien zu Themen der "partizipativen
Kartographie" gearbeitet, die als Empowerment-Strategie für Gemeinden
gilt. In Kolumbien ging es um die Rückgabe von Ländereien an ihre
Bewohner*innen, die diese wegen der Bürgerkriegssituation verlassen
mussten. Im Rahmen dieser Arbeit stellte sich heraus, dass Drohnen ein
nützliches Werkzeug sein können, um an Informationen über den Zustand
der Ländereien und der Umwelt zu gelangen. In einer
afrokolumbianischen Gemeinde konnte auf diese Weise die Verseuchung
ihrer Flüsse durch illegales Goldschürfen nachgewiesen werden. Mit
diesem Wissen reiste Vargas Ramírez nach Mexiko.


Partizipative Kartographie

Die herkömmlichen Landkarten trügen nicht immer den Realitäten der
Gemeinden Rechnung und könnten daher ungenau sein, so Professor
Vargas: Im Gegensatz dazu setze die partizipative Kartographie auf die
aktive Teilnahme der Gemeindemitglieder und beziehe damit ihre
Realitäten und Interessen ein. Hier kommen die Drohnen ins Spiel, die
sich im Unterschied zu Satelliten mit einer größeren Autonomie
einsetzen ließen und mehr Details erfassen könnten. Eine indigene
Gemeinde kann somit detaillierte Informationen über ihr Gebiet
erhalten und Eindringlinge per Kamera ausmachen. Das stärkt die
Gemeinden in der Verteidigung ihrer Territorien. Illegaler
Holzabschlag zum Beispiel oder die Expansion landwirtschaftlicher
Anbauflächen finden somit nicht mehr im Verborgenen statt.

Doch heißt dies nicht zwingend, dass indigene Gemeinschaften den
Einsatz von Drohnen gutheißen. Zu welchen Problemen und Konflikten es
kommen kann, wurde im Rahmen verschiedener Fallstudien in Mexiko
untersucht. Es sollte herausgefunden werden, inwiefern die Drohnen
helfen können Veränderungen der Umwelt zuverlässig zu identifizieren;
inwiefern der Einsatz von Nutzen für die Gemeinden auf indigenen
Territorien ist; wie die Gemeinden sich gegenüber dem Einsatz von
Drohnen für die Verteidigung der Territorien und der Umwelt
positionieren und inwiefern der Einsatz von Drohnen zu Konflikten
führen kann.


Neue Karten - neue Wahrnehmung

Die Gemeinde Jardines de la Mintsïta, am Stadtrand von Morelia
gelegen, befindet sich in der Nähe der Quelle Mintzita aus der 30 bis
40 Prozent des Trinkwassers für Morelia kommen. Untersucht wurde, wie
sich die Ausbreitung des städtischen Siedlungsraums, die Umnutzung der
Böden, der Müll und die Brände auf diese Quelle auswirkt. Nicolás
Vargas Ramírez sagt, dass der Fall dieser Gemeinde sehr interessant
sei, da "die detaillierte und aktuelle Kartographie, die mit Hilfe der
Drohnen erstellt wurde, dazu geführt hat, dass sich die Wahrnehmung
des Territoriums innerhalb der Gemeinde verändert hat". Hier wurden
die Drohnen für die Erforschung des Feuchtgebiets Ramsar und eines
Naturschutzgebietes eingesetzt: "Die Gemeinde kannte nicht die genauen
Grenzen des Gebiets und so wurde eine kartographische Recherche in
Gang gesetzt. Das hat zu einem Perspektivwechsel geführt, denn es
wurde festgestellt, dass Ramsar weitaus größer war als bisher
angenommen", erklärt der Geographie-Professor.

Das wegen seiner Biodiversität international bedeutsame Feuchtgebiet
Ramsar erstreckt sich auch auf die Quelle Mintzita. Diese befindet
sich bereits seit 2005 im Naturschutzgebiet und seit 2009 ist sie nun
auch offiziell Teil des Feuchtgebietes Ramsar. "Die Regierung zeigt
aber keine Präsenz in den besagten Gebieten, um sie zu schützen. Die
Institutionen deuten an, dass sie nicht intervenieren können, vor
allem wenn es um Landkonflikte geht", sagt Nicolás Vargas.

Die indigene Gemeinde Cherán K'eri hat sich 2011 gegen die illegale
Abholzung durch Gruppen des organisierten Verbrechens erhoben, die
ihre Wälder und die Trinkwasserversorgung verwüstet hatten. "In Cherán
haben wir Workshops gegeben (...) über die Funktionsweise der Drohnen,
die rechtlichen Rahmenbedingungen, über Kartographie, die
Informationsverarbeitung und die Analyse der Ergebnisse", erzählt
Vargas. Sie nutzen die Aufnahmen der Drohnen, um einschätzen zu
können, wie viel Arbeit es bedeutet die gerodeten Flächen wieder
aufzuforsten.

In der Gemeinde San Felipe Tepatlán ermöglichten Drohnen, die
Auswirkungen des Baus eines Wasserkraftwerkes zu beobachten. Nicolás
Vargas Ramírez gibt allerdings zu bedenken, dass die festgestellten
Umweltschäden auch auf andere Aktivitäten in der Gegend zurückzuführen
sein könnten. In einem anderen Fall habe sich nicht eindeutig
ermitteln lassen, ob Bauaktivitäten auf Naturschutzgebiete
übergegriffen hätten, da es dem verwendeten GPS an der erforderlichen
Präzision gefehlt habe.


Politischer Nutzen von Karten

"Die Drohnen können bei Umweltkonflikten eingesetzt werden, sie
sammeln Daten und bei der gemeinsamen Analyse verstehen die
Betroffenen worum es geht und in einigen Fällen muss man
einschreiten", so der Professor und er verweist auf den politischen
Gebrauch der Karten: Durch eine "Gegenkartierung", die mit Hilfe der
Leute erstellt wird, könne diese als Werkzeug eingesetzt werden, um
den Karten, auf die das Großkapital oder der Staat zurückgreifen kann,
zu widersprechen und etwas entgegen zu setzen. Und weiter: Das
Potential, das in den Luftaufnahmen steckt, könne sich aber nur dann
entfalten, wenn die Anwohner*innen an den Auswertungen teilnehmen und
eine "soziale Kartographie" praktiziert werde in Form von
Gruppen-Workshops, Diskussionsrunden etc.

Der Professor ist sich den Grenzen des Einsatzes der Drohnen bewusst
und sagt, Drohnen könnten andere Werkzeuge nicht ersetzen. So führe
z.B. am Ablaufen eines Gebietes kein Weg vorbei. Und er schließt: "Es
wäre naiv zu denken, dass eine Drohne ein Territorium verteidigen oder
die Konflikte in einer Gemeinde lösen wird, denn wenn die Bedingungen
nicht gut sind, kann der Einsatz von Drohnen auch zu einer Gefahr
werden oder die Gemeinden von anderen, wirklich wichtigen Aspekten
ablenken", schließt der Professor.


URL des Artikels:

https://www.npla.de/poonal/einsatz-von-drohnen-zum-schutz-indigener-territorien/


Der Text ist lizenziert unter Creative
Commons Namensnennung-Weitergabe unter gleichen Bedingungen 4.0
international.

https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0/

 * 

Quelle:

poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Herausgeber: Nachrichtenpool Lateinamerika e.V.

Köpenicker Straße 187/188, 10997 Berlin

Telefon: 030/789 913 61

E-Mail: poonal@npla.de

Internet: http://www.npla.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 13. November 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / UMWELT / MEINUNGEN





STELLUNGNAHME/516: Fahrplan für den Kohleausstieg (WWF)


WWF Pressemitteilung - 9. November 2018

Fahrplan für den Kohleausstieg

Umweltverbände machen Kompromissvorschlag für 2020-Ziel / WWF: Nun
sind Regierung und Wirtschaft gefordert



Laut Medienberichten haben die in der Kohlekommission vertretenen
Umweltverbände einen Kompromissvorschlag für einen ersten Schritt beim
Kohleausstieg vorgelegt. Dies kommentiert Michael Schäfer, Leiter
Klimaschutz und Energiepolitik beim WWF Deutschland:

"Die Umweltseite bringt Bewegung in die Kohlekommission. Jetzt muss
auch die andere Seite endlich konkrete Vorschläge vorlegen. Denn die
Kohlekommission muss ihre große Chance nutzen, Deutschland nach einem
verlorenen Jahrzehnt endlich wieder zu einem Klimaschutzland zu
machen. Klimaschützer weltweit beobachten die Kohlekommission. Ein
ambitionierter Kohleausstiegsfahrplan für Deutschland wäre ein
wichtiger Beitrag für einen Erfolg der Weltklimakonferenz im Dezember
in Polen.

Der jahrelange Stillstand im Klimaschutz hat dazu geführt, dass die
Bundesregierung ihre Klimaziele nur mit weitreichenden Maßnahmen
erreichen kann. Um das 40-Prozent-Reduktionsziel der Bundesregierung
sicher zu erreichen, bedarf es entweder einer kurzfristigen
Stilllegung von etwa 20 GW Kapazitäten aus Stein- und Braunkohle oder
aber der Einführung eines regionalen CO2-Mindestpreises von über 25
Euro je Tonne CO2 in Kombination mit der Stilllegung von 7 GW
Braunkohle.

Doch die Bundesregierung hat das Ziel für 2020 aufgegeben und die
Verantwortung an die Kohlekommission abgeschoben. Die Umweltverbände
haben mit ihrem Vorschlag deutlich gemacht, dass sie angesichts dieser
bitteren Realität dazu bereit sind, das 40-Prozent-Reduktionsziel um
wenige Jahre zu verschieben. Die Bundesregierung muss jetzt auch den
Blockierern in der Wirtschaft deutlich machen, dass sie sich deutlich
bewegen und einen Vorschlag für zwei erste große Schritte beim
Kohleausstieg bis 2022 und 2025 vorlegen müssen. Klar muss aber auch
sein: Die Umweltverbände sind verhandlungsbereit, aber das Klima
verhandelt nicht. Deshalb braucht es bei einem solchen Kompromiss
erhebliche zusätzliche Klimaschutzmaßnahmen der Bundesregierung in den
Sektoren Landwirtschaft, Gebäude, Verkehr und Industrie."

 * 
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ATOM/449: Strahlen - ein alter Verdacht ... (SB)








[image: Doppelspurige Autoschlange in die eine Fahrrichtung, nur eine Handvoll Autos in Richtung einer hügeligen Region, über die eine riesige, finstere Rauchwolke aufsteigt - Foto: Cyclonebiskit, CC BY-SA 4.0 [https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0/deed.en]]

9. November 2018, Kalifornien: Menschen fliehen auf der Pazifischen Küstenautobahn vor dem auf Malibu zurasenden Feuer.

Foto: Cyclonebiskit, CC BY-SA 4.0 [https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0/deed.en]



Die verheerenden Waldbrände, die zur Zeit in Kalifornien toben und
mehrere Dutzend Todesopfer gefordert haben, sind auch über einen
Nuklearkomplex samt Raketentestgelände des US-Militärs hinweggezogen,
der schon vor Jahren vollständig dekontaminiert werden sollte. Das
wurde jedoch versäumt. Nun befürchten Anwohner und die Organisation
"Ärzte für soziale Verantwortung - Los Angeles", daß durch die Brände
radioaktive Partikel sowie hochgiftige chemische Substanzen
freigesetzt wurden. Die Behörden behaupten, das sei wohl nicht der
Fall, haben aber überhaupt keine Messungen durchgeführt.

Die Geschichte jenes Santa Susana Field Laboratory (SSFL), in dem
1957 der erste Kernreaktor der USA Energie für das öffentliche
Stromnetz generierte, ist eine der fortgesetzten Täuschung der
Öffentlichkeit. Das fing schon 1959 mit der 30prozentigen
Kernschmelze eines Schnellen Brüters an, die zwei Jahrzehnte lang
geheimgehalten wurde, obgleich es dabei zur Freisetzung von
Radioaktivität gekommen war. Auch bei späteren Störfällen in einem
der zehn experimentellen Kernreaktoren auf dem Gelände sind
radioaktive Partikel in die Umwelt gelangt. In welchem Ausmaß, ist
Gegenstand kontroverser Einschätzungen. Offiziell bestand niemals
eine nennenswerte Gefahr für die Öffentlichkeit, laut Dr. Arjun
Makhijani vom Institute for Energy and Environmental Research dagegen
wurde die bis zu 260fache Menge an radioaktivem Jod-131 freigesetzt,
wie laut den offiziellen Angaben bei der
Three-Mile-Island-Katastrophe im Jahr 1979 in die Umwelt entfleucht
ist [1].

Was auch immer an radioaktiven Partikeln durch den Brand, der am 8.
November 2018 über das Testgelände im Woolsey-Bezirk hinweggezogen
ist, in Umlauf gebracht wurde, die Anwohner haben keinen Anlaß zu
glauben, daß sie diesmal von den Behörden nicht hinters Licht geführt
werden, nachdem sie jahrzehntelang Opfer fremdnütziger Interessen
geworden sind. Die Krebs- und Leukämierate in der Umgebung des SSFL
ist deutlich höher als im Durchschnitt Kaliforniens. Doch wer wollte
den exakten Nachweis führen, daß radioaktive Emissionen oder auch
Freisetzungen von extremen Umweltgiften aus den mehr als 20.000 dort
durchgeführten Raketentests zu einer konkreten Krebserkrankung
geführt haben?

Die kalifornische Behörde, die für die Kontrolle toxischer Substanzen
zuständig ist, das Department of Toxic Substances Control (DTSC), hat
am Tag nach dem Feuer unter Berufung auf bloße Einschätzungen
allgemeiner Art behauptet, daß sie "glaubt", daß keine giftigen
Substanzen freigesetzt wurden, die über das hinausgehen, was von
jedem Waldbrand zu erwarten sei. Aber zu dem Zeitpunkt hatte noch
niemand Messungen durchgeführt, und die Luftmeßstationen um die
Anlage herum waren wegen des Feuers noch gar nicht zugänglich [2].

Man hat also in weitgehender Unkenntnis der konkreten Lage Entwarnung
gegeben. Das ist kein sonderlich vertrauenerweckendes Vorgehen. Und
so kommt Melissa Bumstead aus West Hills zu dem Schluß: "Wir können
nichts von dem trauen, was DTSC sagt." [3]

Bumstead, die eine junge Tochter hat, die an Leukämie erkrankt ist,
hat 50 Fälle seltener Kinderkrebserkrankungen innerhalb eines Radius
von rund 35 Kilometern um das Testgelände zusammengetragen, eine
Bürgerinitiative "Parents vs. SSFL" (Eltern gegen SSFL) ins Leben
gerufen und bei Change.org eine Petition veröffentlicht, in der die
Menschen per Mausclick die Forderung nach einer vollständigen
Dekontaminierung des Gebiets unterstützen können. Die Organisation
Physicians for Social Responsibility-Los Angeles schreibt nun:

"Kernreaktorunfälle, darunter eine weithin bekannte partielle
Kernschmelze, Zehntausende von Raketentriebwerkstests und unsaubere
Umweltpraktiken haben dazu geführt, daß SSFL mit radioaktiven und
chemischen Verunreinigungen weithin belastet ist. Von der Regierung
finanzierte Studien deuten darauf hin, daß die Krebserkrankungen für
die Bevölkerung in der Nachbarschaft des Standorts zunehmen und daß
die Kontamination außerhalb des Standorts über die
besorgniserregenden EPA-Werte hinausgeht."

Bereits im Jahr 2010 hatten sich die Behörden verpflichtet, den Luft-
und Raumfahrtkonzern Boeing, dem der größte Teil des Gebiets gehört,
zu bewegen, das Gebiet gemäß den üblichen Standards zu reinigen. Bis
heute hat Boeing damit noch nicht einmal begonnen, und die Behörden
erwägen inzwischen offenbar, die Kontaminationen des Geländes
dauerhaft zu belassen und dieses als Erholungsgebiet für die
Öffentlichkeit zugänglich zu machen. Dr. Robert Dodge, Präsident der
Physicians for Social Responsibility - Los Angeles, hält den Umgang
der Behörden mit potentiellen Risiken für fahrlässig:

"Wir wissen, welche Stoffe sich auf dem Gelände befinden und wie
schädlich sie sind. Wir sprechen von unglaublich gefährlichen
Radionukliden und giftigen Chemikalien wie Trichlorethylene,
Perchlorate, Dioxine und Schwermetalle. Diese toxischen Stoffe
befinden sich im Boden und in der Vegetation des SSFL, und wenn sie
verbrennen und über Rauch und Asche in die Luft gelangen, besteht die
reale Möglichkeit einer erhöhten Belastung für die Anwohner."

Was der Bevölkerung rund um das Testgelände angetan wird, indem man
ihre Sorgen von vornherein als unbegründet darstellt, paßt haargenau
in das Muster, das in vielen Ländern zu beobachten ist: Politik,
Nuklearwirtschaft und Teile der Wissenschaft ziehen am gleichen
Strang. Seien es die sowjetischen Behörden, die 1986 die
Tschernobyl-Explosion verschwiegen, sei es Japans Regierung, die seit
2011 die Fukushima-Katastrophe herunterspielt, oder seien es in
Deutschland Bund und Länder, die den Verdacht nie ausräumen konnten,
daß ein Leukämiecluster in der Elbmarsch in den 1980er und 90er
Jahren von einem nahegelegenen Kernreaktor ausgelöst wurde: Im
Verhalten der "Offiziellen" gegenüber den um ihre Gesundheit und die
ihrer Angehörigen besorgten Menschen zeigt sich eine tiefe
Feindseligkeit.

Würde ein Mensch einen anderen direkt vergiften, so daß dieser an
Krebs erkrankt, würde er für diese Tat bestraft. Die Apologeten der
Atomenergie jedoch, die an ihren Schreibtischen in den Behörden, der
Wirtschaft und der Wissenschaft sitzen, sind ebenfalls für die
Vergiftung von Menschen verantwortlich, verstecken sich jedoch hinter
der statistischen Verschleierung. Nur weil man nicht genau sagen
kann, wen sie auf dem Gewissen haben, kommen sie strafrechtlich
davon. Aber daß sie Menschen auf dem Gewissen haben, geht allein
schon aus der Festlegung von Grenzwerten für eine radioaktive
Belastung hervor. "Grenzwert" bedeutet nicht, daß jemand, der zeit
seines Lebens niemals eine höhere radioaktive Belastung als den
zulässigen Grenzwert erfährt, nicht aufgrund von Radioaktivität
erkrankt. Sondern mit Grenzwert ist die Anzahl an Menschen gemeint,
die der Staat bereit ist, für als übergeordnet angesehene Interessen
zu opfern.

Wenn also, wie in diesem Fall, die Behörden den Eindruck vermitteln,
für die Bevölkerung bestehe aufgrund des Feuers auf dem mit
radioaktiven und chemischen Substanzen kontaminierten Gelände des
SSFL keine erhöhte Gefahr, dann schließt diese Bewertung
unausgesprochen den gesellschaftlich akzeptierten Kollateralschaden ein.
Dem Risiko einer Verstrahlung und damit des Raubs der Lebensqualität
und wahrscheinlich auch des Lebens kann nur durch eine Nullösung
begegnet werden: Abschaffung sämtlicher Kernkraftwerke und Kernwaffen
sowie unverzügliche und vollständige Dekontamination des unsäglichen
nuklearen Erbes.




[image: Luftaufnahme aus dem Jahr 2005 - Foto: U.S. Department of Energy]

Das Santa Susana Field Laboratory (SSFL) in den Simi Hills.

Foto: U.S. Department of Energy




Fußnoten:


[1] https://www.etec.energy.gov/Library/Main/Doc._No._50_Hirsch_Senate_Statement_9-18-2008.pdf

[2] https://www.dtsc.ca.gov/upload/Community-Update-on-Woolsey-Fire-and-SSFL.pdf

[3] https://www.psr-la.org/woolsey-fire-burns-nuclear-meltdown-site-that-state-toxics-agency-failed-to-clean-up/
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TOUR/7365: Leer - Themenführung Kirche mit Grafengruft, Schloss Evenburg, 17.11.2018


Themenführung Kirche mit Grafengruft beim Schloss Evenburg

17. November ab 15 Uhr



Für eine Führung am 17. November von 15 bis 17.30 Uhr gibt das Schloss
Evenburg den Zugang frei in die ehemaligen Privaträume des gräflichen
Ehepaares van Wedel. Es kann neben dem Schloss auch die Kirche und die
Grafengruft besichtigt werden.

Es wird über das Leben und Wirtschaften der Grafenfamilie im 19.
Jahrhundert berichtet. Auf dem Weg vom Schloss zur Gruft erschließt
sich die Schlossanlage mit der Vorburg und der Doppelallee. Die
Führung ermöglicht die Besichtigung der nicht öffentlich zugänglichen
Grafengruft in der im 13. Jahrhundert erbauten ehemaligen
Patronatskirche. Die Gruft ist erst 2015 wieder hergerichtet worden
und seither begehbar. Zu bestaunen sind zwei restaurierte Prunksärge
aus dem 17. Jahrhundert, die auch die gesellschaftliche Stellung der
bestatteten Familienmitglieder deutlich werden lassen.

Der Eintritt kostet elf Euro. Kinder bis 17 Jahre haben freien
Eintritt. Eine Anmeldung ist im Schloss unter Telefon 0491 9975-6000
erforderlich.

Schloss Evenburg

Zentrum für Gartenkultur

Am Schlosspark 25

26789 Leer-Loga

Telefon: 0491 99756000

info@schloss-evenburg.de

www.schloss-evenburg.de

Café Schloss Evenburg

Telefon: 0491 99236723

 * 
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